
Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie

—

M. 1.

s den 25. Jannar 1661)
1. Bekannemachun,

die Waaren-Artikel, hinsichtlich welcher die auf die Waaren-Kontrole
im Binnenlande bezülglichen Vorschriften, §§. 93 — 97 der Zoll-

ordnung, in Preußen noch Anwendung finden,
bekreffend.

Nach anher gelangter Mittheilung, sind die Gegenstände, binsichtlich welcher
in Folge der unter den Zollvereins-Regierungen deohalb gelroffenen Verabredungen
die vorhin bestandene Waaren-Kontrole im Binnenlande (§8§8. 93 bis 97 der Zoll-
ordnung) unter Aufrechthaltung der Bestimmungen des Zollgesebe F. 36 zu 1
und 4 und der Zollordnung § 92 im Königreiche Preußen bis auf Weiteres
bereits im Johre 1852 aufgehoben wurde, neuerdings in mehreren dortseitigen
Verwaltungsbezirken vermehrt worden, so daß jene Kontrole nunmehr aus-
nahmsweise bis auf Weiteres nur noch beibehallten wird:

in der Rheinprovinz:
a) in Beziehung auf den Verkehr mit Kaffee in allen Kreisen des Regierungs-

bezirka Dusseldorf auf dem linken Rheinufer, sowie in den Kreisen
Wesel (Rees), auf dem rechten Rheinufer, ferner in den Kreisen Er-
kelenz, Heinsberg, Geilenkirchen, Nachen (Stadt= und Landkreis),
Jülich, Düren, Montjoie, Malmedydes Regierungsbezirke Nachen
und Bergheim' Regierungobekirko Coln;

b) in Beziehung auf den Verkehr mit Wein in den Kreisen Saarbrücken,
Saarlouis, Merzig, Saarburg und Trier (Regierungsbezirke.
Trier) sowie in den weinbauenden Gemeinden der Kreise Bonn und
Sieg (Regierungsbezirks Cöln), Neuwied, Ahrweiler, Mayen,
Coblenz, Cochem, Bell, Berncastel, Wittlich, St. Goar,
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Creuznach (Negirrungsbeilrn Coblenz) und im tandgräflich HessischenOberamte Meisenheim, und

in Beziehung auf den Verkehr mit Branntwein in den Kreisen an der

Nassauischen und Rheinbayerischen Lren mnameentich in den Kreisen
Wee Mze nkischen, Neuwied, Coblenz, St. Goar, Creuz:St. Wendel, Ottweiler und Szr sowie in dem
rmm Hasiichen Oberamte Meisenheim und in dem Großhergog=
lich Oldenburgischen Fürstenthum Birkenfeld;

in der Provinz Westphalen:

n Beziehung auf den Verkehr mit Kaffee im Regierungsbezirke Münster;

in der Provinz Sachsen:

iäe Beziehung auf den Verkehr mit Branntwein in den Kreisen Osterburg
Salzwedel, Gardelegen, Stendat, Calbe, Wanzleben,
Magvdeburg, Wolmirstedrt, Neuhaldensleben, Öschersleben,
Aschersleben, Halberstadt, Wernigerode, Saalkreis, Stadt
Halle, Mansfelder Seekreic und Manofelder Gebirgskreis,
Sangerhausen, Eckartoberga, Querfurt, Merseburg, Wei-
ßenfels, Naumburg, Zeitz, Nordhausen, Worbis, Heiligen-
stadt, Muhlhausen, bangensalza und Weißensee, sowie in den
der Provinz angeschlossenen fremdherrlichen Gebiekotheilen, nämlich: in der
Hannoverschen Grafschaft Hohenstein und dem Amte Elbingerode,
in dem Braunschweigischen Fürstenthume Blankenburg, dem Siifts-
amte Walkenried und dem Amte Calvörde, ln derFürstlichSchwarz=
burg-Rudelstädrischen Unterherrschaft, in den Großherzoglich Sächsischen
Aemtern Allstedt und Oldisleben und in dem Herzoglich SächsischenAmte Volber

in der Provinz Brandenburg:

) in Beziehung auf den Berkehr mit baumwollenen und dergleichen mit
anderen Gespinnsten gemischten Stuhlwaaren und Zeugen in den Kreisen
Prenzlau, Templin, Ruppin, Ost= und Westpriegnis;
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b) in Beziehung auf den Verkehr mit Zucker, Kaffee, Tabacksfabrikaten,
Wein und Branntwein aller Art, in den Kreisen Prenzlau, Templin,
Ruppin, Öst= und Westpriegvitz.

Solches wird hierdurch zur allgemeinen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 21. December 1860.

Fürstl. Neuß-Planische Landesregierung das.
Otto.

K. v. Geldern= Grispendor#.



2. Verordnung,
die Einhaltung einer bestimmten Polizeistunde in den offentlichen

Schanklokalen u. s. w.

belreffend.

Da bis jetzt gesetliche Vorschriften über die Einhaltung einer sogenannten
Polizeistunde in den öffentlichen Sckenklokalen nur für die hiesige Residenzstadt
bestehen, sich aber die Nothwendigkeit herausgestellt hat, in der gedachten Beziehung
eine allgemeine No#mm festzustellen, so wird hierdurch mit höchster Genehmigung
Folgendee verordnet:

§. 60 der Straßenpollheiordn für die Stadt Greiz enthaltenenBestimmungen, welche folgendermaaßen laut

Nach 11 Uhr Nachts darf in keinem Wirthöhause, in keiner Auberge,—
und nach 10 Uhr in keinem Bierhausé mehr eingeschenkt werden.

„Strafe: 1 Thlr. für jeden speziellen Uebertretungsfall der Gäste, und
„3 Thlr. für den Wirth, welcher nach 11 resp. 10 Uhr noch Getränke
„verabreicht.“

e Gend'armes haben die Gasthöse, Aubergen und Bierhäuser zu visitiren,
die noch anwesenden Gäste ohne Ansehen der Person an die Polizeistunde zu er-
innern und ekwaige Renitente zu polizerlichen Bestrafung anzuzeigen:

Ausnahmen sinden statt:
a) bei in einem Gasthofe übernachtenden Reisenden in diesem Gasthofe;
b) bei durch Ausstellung eine# Tanzzektels erlaubter Tanzmusik;
-0) bei geschlossenen Gesellschaften, wenn selbige als solche von Fürstl. Re-

gierung anerkannt und deren Statuten konfirmirk sind.
Es haben jedoch in solchen anerkannten und konsirmirten Gesellschaften

die Vorsteher derselben darauf zu sehen, daß Ruhe und Ordnung er-
halten wird, und die Nachbarn durch unanständiges Lärmen und Schreien
nicht gestört werden, in welchem Falle auch hier die Polizei einzuschreiten
at

sind künftig in allen Ortschaften des Landes in gleicher Weise zur Anwendung zu
bringen.
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Zugleich wird hierbei bestimmt, daß diejenigen Lokale, in welchen nur Brannt-
wein und Liköre, mit Ausschluß aller anderer geistigen Getränke, geschenkt wird,
überall, also auch in hiesiger Stadt, um 10 Uhr Abends zu schließen sind.

Die Polizeibehörden haben sich hiernach zu achten und das Aussichtspersonal
demgemäß zu instrulren. » «

Greiz, den 28. December 1860.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
Otte.

K. v. Geldern= Crlspendorf.



3. Bekanntmachung,
die Ausführung des Postvereinsvertrags vom 18. August 1860 u. w. d. 2.

betreffend,

Nachdem der revidirte Postvereins-Vertrag vom 5. Dechbr. 1351 und die

Tachwwage- Vernäge * 3. Septbr. 1955 und 26. Frbruar 1857 auf der inFrankfurt a M. am Mai 1860 zusammengetretenen vierlen deutschen Post-
Conferenz in Einem ##eô vom 18. August 1860 und ein die regle-
mentären Vorschriften enthaltendes Uebereinkommen vom gleichen Tage zusammen-
gefaßt worden sind, so werden nachsteherd die das Publikum angehenden Bestim-
mungen, sowie eine Zusammenstellung der die Verwendung von Freimarken be-
treffenden Vorschristen, mit dem Beifügen zur öffentlichen Kerntnist gebracht, daß
diese am 1. Januar 1861 in Wirksamkeit tretenden Bestimmungen sich

a) im Allgemeinen auf den Brief-, Zeitungs= und Fahrvostverkehr zwischen
dem hiesigen Fürstenthum einerseits, und den nachgenannten Staaksgebieten und
Gebietstheilen, nämlich:

Anhalt-Bernburg, Anhalt-Dessau, Anhalt-Köthen, Baden, Bremen, Bapyern,
Braunschweig, Hamburg, Hannover, Lichtenstein, bübeck, Luremburg, Meck-
lenburg-Schwerin, Mecklenburg= Strelitz, Oesterreich, Oldenburg (mit Aus-
nahme des Fürstenthumo Läbeck), Preußen (einschließlich Hohenzollern),
Sachsen (Königreich), Sachsen-Altenburg, Sachsen-Weimar, Amt Allstede,
Schwarburg-Rudolstadt (Unterherrschaft), Schwarzburg: Sondershausen
(Unterherrschaft), Waldeck und Württemberg andererseito, sowie (in der
Regel nur bezüglich der Beförderungsstrecke innerholb des deutschen Post-
vereinsgebiets) auch auf Sendungen nach und aus dem DPostvereins-

usland;
b) die Bestimmungen unter Art. 9, 11, 33, 42—69, 71 73, auch auf

den Verkehr im Innern des hiesigen Fürstenthums, sowie zwischen demselben einer-
seits und dem übrigen Fürstl. Thurn und Taxisschen Postbezirk beziehen.

Greiz, den 31. December 1860.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung das.
Otto.

N. v. Gelden-C#spendors.



1. Eigentliche Vertragsbestimmungen.
A. Briefpost.

Art. 1.

Das Briefporto beträgt für den einfachen Brief (vergl. Artikel 2): Lemo.
bei einer Entfernung (zwischen Aufgabr= und Abgabe-Postort) 5? "“

Oet. Wa#. Sd W .

bis ½° 10 geographische Meilen einsch. 1 Sgr. oder 5 Rkr. oder 3 Kr.
über 10 bis zu 20 Meilen rsch. “?2d2 „ „ 10 „ „ 6 „über 5 Meilen 9J93 „ „ 15 „ „ 9 „

je nach der. sunewhe
rt. 2

Als elnfache Briese werden solche behandelt, welche weniger als Ein **#3
(ye bes 3ollos#ah wiegen. #wichts,ürjedes Loth und für jeden Theil eines Lothes Mehrgewicht ist dos Vorkolet *lv
für einen Ansichen Brief zu erheben. "

Trt. 3.

Portopslichtige Briesschaften ohne Werthangabe unterliegen bis zum Gewichte FM
von 4 both ausschließlich ohne Unterschied des Formates durchweg derBehandlung Feh. |
als Briefpost=Sendungenz schwerere aber bic zum Gewichte von ½ Pfund ein-
schließlich nur dann, wenn es von dem Aufgeber durch einen Beisaß auf der Adresle
oder durch Frankirung mittelst Marken verlangt wird.

Wac die porkofreien Gegenstände betrifft, so werden die im Artikel 12 be-
zeichneten Correspondenzen ohne Beschränkung auf ein bestimmteb Gewicht, die in
dem Artikel 13 aufgeführten Dienstcorrespondenzen aber bis zum Gewichte von
1 Zoll-Pfund einschließlich auch ohne ausdrücklichen Beisah auf der Adresse mit der
Briespost defördert.

Außerdem sind die auc dem Vereino-Auslande mit der Briefpost eingehenden
und ihrer Natur nach zur Weiterbeforderung mit der Briefpost geeigneten Sen-
dungen, insofern die Vorschriften über zollamtliche Behandlung nicht entgegen steben,
ohne Unterschied des Gewichtes mit der Briespost weiter zu befördern, und sowohl

hiasichtlich der #erung,, alswh in Betreff des Porlobezuges als Briefpost=
Sendungen zu behandeln.



Art. 4.

Brantituns· Four die: innere Vereins-Correspondenz soll in der Regel die Borausbezahlung
des Porto stattsinden

Eine thrikwanse- Frankirung findet weder für die Correspondenz innerhalb des
Vereinsgebietes, noch für Briese nach dem Auslande statt, bei welchen eine gänzliche
Frankirung gestattet ist.

Art. 5.

r Unfrankirte Briefe sollen zwar abgesendet werden, unterliegen jedoch einem
4n lWr von 1 Silbergroschen oder 5 Neukreuzern Oesterr. Währ. oder 3 Kreuzern

Briest. — für jeden einfachen Porkosatz.n Briefe umvollständig mit Marken oder gestempelten Couverts frankirtsind, * 14# das Ergänzungs. Porto und del Zuschlag eingehoben.
Bei Ermittelung des Werthes der verwendeten Marken u. s. w. werden

1 Silbergroschen, 5 Neukreuzer Oesterr. Währ, und 3 Kreuzer Södd. Währ. gleich-
gerechnet, und es ist hiernach das Ergänzungs-Porto ohne weitere Reduction an.

jzusetzen.
Der Zuschlag ist dei solchen ungenügend frankirten Briesen dann, wenn der

Werth der verwendeten Marken rc. nicht einmal dem Betrage der einfachen Porto-=
taxe für den Brief gleichkommt, für das Gesammegewicht des letzteren, in anderen
Fällen jedoch nur für die unberichtigten Lothe (Tarsätze) oder Theile von Lothen

urur ihnenDie Verweigerung der Nachzahlung des Porto gilt für eine Verweigerung
der Annahme des Brieses.

Art. 6

n Für Kreuz= oder Streifband-Sendungen wird im Falle der Vorausbezahlung
*s und der vorschriftsmäßigen Beschaffenheit (vergleiche Art. 55) ohne Unterschied der

Entfernung der gleichmäßige Satz von 4 Silberpfennige oder 2 Oesterr. Neukreuzern
oder 1 Kreuzer Soödd. Währ. biö zum Gewichte von Einem both ausschließlich und
ferner für se Ein Loth, sonst aber das gewöhnliche Briefporto erhoben.

ao mit Marken ungenugend frankirten Kreuz= oder Streifband-Sen-
dungen wird das gewöhnliche Briefporto nebst Zuschlag ebenfalls nur für die un-
berichtigten Lothe oder Lottheile angesett. Kreuz= und Streifband-Sendungen
werden jederzeit als zur Briefpost gehörig behandelt und toxirt, und dürfen nur
bis zum Gewichte von ½ Zoll-Pfund einschließlich angenommen werden.
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Art. 7.

Fur Waarenproben und Muster, welche vorschriftsgemäß (vergl. Art. 56verpackt sind, wird bis zu 2 Loth ausschließlich und ferner für je 2 Loth das e uster
fache Briefporto nach der Entfernung (im Falle der Nichtfrankirung nebst 3000)
erhoben

Drn gleichen Sendungen sind bis zum Gewichte von ½ Pfund einschließlich
als Brespolt-Se zu behandeln.

Art. 8.

Fur recommandirte Briefe ist außer dem gewähnlichen Porto eine Recomman= Rommon,
dationsgebühr von 2 Silbergroschen oder 10 Oesterreichischen Neukreuzern oder 6 dirtt Briest.
Kreuzern Südd. Währ. ohne Rücksicht auf die Enkfernung und das Gewicht #
brzahlen.

Die Recommandations· Gebühr ist jederzeit zugleich mit dem Porto einzuheben.
Die Recommandation von Kreuzband= und Mustersendungen ist gestattet. Für-

dergleichen recommandirte Sendungen wird nebst dem dafür festgesetzten Porto
(Art. 6 und 7) die Recommandationögebühr wie für Briefe erhoben, und eo finden
auf dieselben auch im lUebrigen die für recommandirte Briefe erlassenen Vorschriften
Anwendung.

Art. 9.

Wenn der Absender eine recommandirten Briessé die Beibringung einer Em- Nelont Rect·
pfangöbescheinigung des Adressaten (Relour- Recopis) ausdrücklich verlangk, so wird visse

dafür eine weitere Gebühr bis zur Höhr von 2 Sgr. oder 10 Oesterr. Neukreuzern
oder 6 Kreuzern Südd. Währ. von dem Absender erhoben.

Art. 10.

Für einen abhanden gekommenen recommandirten Brief wird, mit Ausnahme Ersohlegung.
eines durch Krieg oder unabwendbare Naturereignisse herbeigeführten Verlustes, dem
Absender eine Entschädigung von 14 Thlrn. oder 21 fl. Oesterr. oder 24½ fl.
Südd. Währung geleistet. Dao Reclamationsrecht erlischt nach Ablauf von 6

onaten, vom Tage der Aufgabe an
Diese Bestimmung kommt in Anwendung für alle zwischen zwei Vereins-

bezirken gewechselten recommandirten Briefe, ohne Rücksicht auf die hinlichtlich
der Ersahleistung in den einzelnen Bezirken etwa bestehenden abweichenden Vor-
schriften.

2
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Dem Absender gegenüber liegt die Essaopat derjenigen Postverwaltung ob,in deren Bezirke der Brief aufgegeben worden i#
Für Verluste, welche auf dem Transporte ducch eine dem Vereine nicht an-

gehörige Beförderungsanstalt eintreten, findet ein Ersataanspruch, den Vereins-
Postverwaltungen gegenüber, nicht statt. Dagegen haben bei diesfallsigen Recla-
mationen zunächst diejenigen Postverwaltungen, von zelch die Sendungen un-
mittelbor dem Auslande zugeführt worden sind, den Absender zu vertreten, und

demselben, falls ihre Bemühungen erfolglos bleiben Iruess alle vorliegenden Mittel(Urkunde über die Ablieferung der Sendung u. l. w.) an die Hand zu geben, welche
ihn in den Stand seben können, seine Ansprüche der auländischen Beförderungs=
anstalt gegenüber selbst weiter zu verfolgen

Ein Ersatzanspruch für nicht recommandirte Briefe findet gegenüber den Post-
verwaltungen nicht st

Art. 11.

Briefe, auf welche der Versender das schriftliche Verlangen gesetzt hat, daß
sie durch einen Expressen zu bestellen sind, müssen sogleich nach der Ankunft den
AUdressaten besonders zugestellt werden.

Dergleichen Expreßbriefe mässen jederzeit recommandirt sein.
Für jeden am Orte der Abgabe-Postanstalt zu bestellenden Expreßbrief ist eine

Bestellgebühr von 3 Sgr. oder 15 Oesterr. Neukreuzern oder 9 Kr. Südd. Währ.
zu entrichten.

Für die außerhalb des Ortes der Abgabeanstalt zu bestellenden Leprchtrufsind außer dem dafür dem Boten zu zahlenden Lohn 3 Sgr.
Neukrenzer oder 9 Kr. Südd. Währ. für die Beschaffung des Boten zu arpete.

vorstehenden Gebühren und der Botenlohn für die expresse Bestellung sind
jederzeit zugleich mit dem Porto einzuheben

Für verspätete Beförderung oder Bestellung eines Expreßbriefes leistet die Post-
behörde keine Entschädigung.

Nrt. 12.

Die Gorrespondenz sämmtlicher Mitglieder der Regentenfamilien der Post-
vereinsstaaten sowie des Fürstl. Hauses Thurn und Taris unter sich wird in dem
ganzen Vereinsgebiete ohne Beschränkung auf ein bestimmtes Gewicht portofre#
befördert.
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Art. 13.

Ferner werden im Vereinsgebiete bis zum Gewicht von 1 Zoll-Pfund ein-
schließlich gegenseitig portofrei befördert die Correspondenzen in reinen Staats-
Dienstangelegenheiten (Ofsicialsachen) von Staate= und anderen öffentlichen Be-
börden des einen Postgebieto mit solchen Behörden eines anderen, wenn sie in der

Weise, wie es in dem Postbezirke der Aufgabe für die Berechtigung zur Vorto-
freiheit vorgeschrieben ist, als Officialsache bezeichnet und mit dem Dienstsiegel ver-
schlossen sind, auch auf der Adresse die absendende Behörde angegeben ist.

Dem amtlichen Schriftenwechsel m deutschen Bundeöangelegenheiten steht in-
nerhalb des Gebieteo des deutschen Postvereins die Portofreiheit bis zum Gewichte
von einem Zoll-Hfunde einschließlich zu, insofern die Sendungen zwischen öffent-
lichen Behörden stattsinden, mit amtlichem Siegel varschlossen und mit der durch
die Unterschrift eines Beamten beglaubigten Bezeichnung versehen sind „deutsche
Bundeoangelegenheit“.

Hinsichtlich der Portofreiheit sind den Behörden jene alleinstehenden Beamten,
welche eine Behörde repräsentiren, gleichgestellt.

Die Correspondenz der Gesandten an ihre Regierungen ist portopslichtig. Dies
gilt auch von den gesandtschaftlichen Depeschen in Zollvereinssachen.

Art. 14.

Laufschreiben von Privatpersonen müssen nach dem Briefposttarif frankirt
werden. Ergibt sich, daß die Rerlamation durch die Schuld eines Postbeamten
herbeigeführt worden ist, so muß der Schuldige auf Begehren das Porlo erstatten.

Art. 15.

Briefe aus dem Heimathland an die im activen Dienste stehenden Soldaten
vom Feldwebel (Wachtmeister) abwärts, welche zu Bundeszwecken außerhalb des
Staates, welchem sie dienen, dislocirt sind, werden im Wechselverkehr der Vereins=

. staaten bis zum Gewicht von 4 Loth ausschließlich, portofrei befördert.
Die von den Soldaten abgesandten Briefe unterliegen der gewöhnlichen Porto-

zahlung.

Art. 16.

Briese, wrlche irrig instradirt worden, sind ohne Verzug an den wahren Be-
stimmungsort zu befördern, woselbst nur dagjenige Porto zu erheben ist, welches
sich bei richtiger Instradirung ergeben härte.

2 *
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Unbestellbore
Briele.

Reclamirte
Wriese.

Bei den unanbringlichen Briefpostsendungen ist für die Räöcksendung kein
Porto anzusehen, und werden dieselben, wenn sie bei der Aufgabe frankirt worden
sind, ohne Anrechnung eine5 Porto der Aufgabepostanstalt zurückgesandt. Waren
bieselben unfrankirt aufgegeben, so wird von der Postanstalt deb Bestimmungsortes
das für die Hinsendung angesetzt gewesene Porto in demselben Betrage und in
derselben Währung zurückgerechnet, wie dasselbe angesetzt gewesen ist, wogegen dle
Postanstalt, an welche dieselben zurückgelangen, berechtigt ist, das ganze Horto für
dle Hinsendung zu Gunsten der eigenen Poslkasse einheben zu lassen.

as Porto für den Hinweg eines als unbestellbar zurückgekommenen Briefe
hat die Aufgabe-Postanstalt bei Ausfolgung des Relourbriefes in dem Betrage
zu erheben, wie es in ihrer eigenen Währung tarifmäßig bestimmt ist, nicht aber in
einer Reduction aus fremder Währung.

ür Briefe, die als unbestellbar an den Absender, jedoch nicht nach dem ur-
sprünglichen Aufgabrort, sondern nach einem anderen Orte zurückzusenden sind, ist
gleichfalls nur das Porto für den Hinweg zu zahlen.

Rctourbriefe, die vom Aufgabeort an einen anderen Wohnort des Aufgebers
zu senden sind, müssen ohne Ansah von Porto für die neue Beförderungöstrecke
nachgesendet werden.

Art. 18.

Briefe, welche den Adressaten an einen anderen als den ursprünglich auf der
Udresse bezeichneten Bestimmungcort nachgesendet werden sollen (ceclamirte Briefe),
werden wie solche behandelt und tax##k, die an dem Orte, von wo die Nachsendung
erfolgt, nach dem neuen Bestimmungsorte aufgegeben werden, wobei jedoch nur die
Taxe für frankirte Briefe ohne Zuschlag in Anwendung zu kommen hat. Das
früher dafär angesebte vereinsländische oder sonstige Porto wird als Auslage in
Anrechnung gebracht. Eine Ausnahme hiervon krikt jedoch alödann ein, wenn die
Nachsendung vom ersten Bestimmungcorte unmitkelbar nach dem Aufgabeorteerfolgt,
in welchem Falle die gleiche Behandlung wie bei den unanbringlichen Briefen
(Arlikel 17) einzutreten hat.

Für reclamirte Briefe, deren Zustellung an die Adressaten nicht bewirkt wer-
den kann, und die daher an die Aufgabeorte zurückzuleitensind, dürfen der Post-
anstalt, von welcher dieselben eingelange sind, nur dlejenigen Gebühren in Anrech-
nung gebracht werden, welche von dleser bei der Auslieferung an die tüccsendende
Postanstalt angerechnet worden sind.
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Nachzusendende recommandirte Briefe werden auch bel der Nachsendung als
recommandirt behandelc. Eine nochmalige Erhebung der Recommationsgebühr fin-
det dabei nicht statt.
Bei Nachsendung von Kreuzbändern und Waarenproben wird in gleicher Weise

wie bei Briefen verfahren, und die für jene Gegenstände kestgesehte ermäßigte Taxe.
angewendek.

Art. 19.

Die Vereinscorrespondenz mit dem Auslande unterliegt innerhalb des Ver-
einsgebietc derselben Behandlung, wie die innere Vereinscorrespondenz.

er im Art. 5 erwähnte Portozuschlag für nicht frankirte Briefe bleibt bei
der Correspondenz mit dem Auslande außer Anwendung.

Ungenügend mit Marken frankirte Briefpostsendungen nach dem Vereinsaus-
land, werden in so ferne nicht besondere Ausnahmen verabredet sind, als unfrankirt
behandelt.

B. Zeitungs-Verkehr.
Art. 20.

4 Die Vereins-Postanstalten besorgen die Annahme der Pränumeration auf die A#g#me#e
im Vereinsgebiete sowohl als die im Aulande erscheinenden Zeitungen und Jour- Bistlinmong.
nale, sowie deren Versendung und Abgabe an die Pränumeranten.

Art. 21.

Die Bestellung kann in der Regel nicht auf einen kürzeren Zeitraum als ein
Vierteljahr erfolgen; auönahmöweise kann jedoch in besonderen Fällen auch auf ein
kürzere Zeit abonnirt werden. Uebrigens sind hierbei die Verlagsbedingungen zu-
nächst maßgebend.

m auf den Empfang aller vom Beginne des Pränumerationstermins an
erscheinenden Blätter rechnen zu können, haben die Bestellungen so zeitig zu er-

falgen, daß die Hoslanstalt deb Absendungsortes dieselben vor dem gedachten Ter-
erhält.mine

Art. 22.

Wird bei dem Empfang eintß Zeitungspackets ein Abgang an den bestellten
Blattern wahrgenommen, so ist das Fehlende von der abfendenden Hostanstalt nach-
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mitefern, und zwar kostenfrei, wenn der Abgang mit umgehender Post angezeigt
wird, imandern Falle aber gegen Ersah der vom Verlegerin Anspruch genommenenVerzunung.

Art. 23.

Die Gebühr für die Spedition vereinsländischer Zeitungen und Journale ist
ohne Rücksicht auf die Entfernung, in welcher die Versendung erfolgt, dahin be-
stimmt:

1) für politische Zeitungen, d. h. für solche, welche für die Mittheilung poli-
tischer Neuigkeiten bestimmt sind, beträgt die gemeinschaftliche Speditions-
gebühr fünfzig Prozent von dem Preise, zu welchem die versendende Post-
anstalt die Zeitung von dem Verleger empfängt (Nettopreis), jedoch soll
die Speditionogebühr jährlich betragen

u. bei Irftungen. welche wöchentlich sechs= oder ee erscheinen, wenig-stens 2 Thaler oder 3 Gulden Oesterr. Währ, od . .

W und bochstrah, 6 Tpot oder 9 Gulden Inhen. Wahr. oder 10
fl. 30 kr. Südd. Währ.

b. bei Zeitungen, % weniger als sechsmal in der Woche erscheinen,
wenigsteno 1 Thlr. 10 Sgr. oder 2 Gulden Oester. Währ. oder 2 fl.
20 kr. Südd. Währ. und höchstens 4 Thlr. oder 6 Gulden Oesterr.

Weahr. oder 7 fl. Südd. Währ.
2) für nicht politische Zeitungen und Journale beträgt die Speditionsgebühr

durchweg und ohne Beschränkung auf ein Minimum oder Marimum fünf-
undzwanzig Prozent des Nettopreises, zu welchem die absendende Postanstalt
die Zeitschrift von dem Verleger bezieht.

Ob eine Zeitung alb eine politische oder als eine nicht politische zu btrachten
sei, hat die Postverwaltung desjenigen Postgebieto zu entscheiden, in welchemd
Verlagöort gelegen ist.

Art. 24.

n Art. 23 angegebenen Speditionögebühr begreift nicht auch die Ab-urlirideru zeitschriften in die Wohnungen der Bessteller in sich.

Nrt. 25.
Wenn eine Zeitschrist vor Ablauf der Zeit, für welche pränumerirt wurde,

zu erscheinen aufhört oder verboten wird, so wird dem Abonnenten für die Zeit
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in welcher die Lieferung nicht erfolgt, neben der entsprechenden Rate der Speditions=
geböühr der vorausbezahlte Preis, soweit er von dem Verleger zum Ersatz gebracht
werden kann, zurückerstattet.

Art. 26.

Verlangt ein Abonnent die Nachsendung einer Zeitschrift an einen andern, als
den Ort, für welchen er die Bestellung gemacht hat, so hot diese Nachsendung
(nach der Wahl des Abonnenten) von der Postanstalt des Bestellungs= oder des
Verlagsortes zu erfolgen. Für die Nachsendung der Zeitung nach einem in einem
andern Vereinöbezirke gelegenen Orte entrichtet der Besteller bis zum Schlusse des
Abonnementstermins eine Gebühr von 10 Sgr. oder 50 Kr. Oester. Währ oder
35 Kr. Süädd. Währ.

C. Fahrpost.
rt. 27.

Das Porto für alle im Vereinoverkehre vorkommenden Fahrpostsendungen we4
wird nach der geradlinigen Entfernung zwischen Abgangs= und Bestimmungsort, s.
ohne Rücksicht auf die Spedition, in Einer Summe berechnet.

Art. 28.

Die Ensfernungen bis einschließlich20 Meilen werden unmittelbar von Ort hilleung derzu Ort geme Inisernungen.
Bei grösire Entfernungen erfolgt die Messung nach den Wittepunkten von

Huadraten, deren Seiten je einer Länge von 5 Meilen entspre
Alle in demselben Quadrate gelegenen Orte haben die un 2% Mittelpunktes.
Die von Quadratseiten durchschnittenen Postorte werden dem östlich, südlich

oder füdöstlich angrenzenden Quadrate zugezählt.
ür den Vereins-Fahrpostverkehr mit dem Vereins-Auslande gelten hinsichtlich

der Messung und der Berechnung der Taxen die in den Verträgen vereinbarten

Grenzpunkee, beziehungsweise die Mittelpunkte der Quadrate, in welchen dieselben
egen.

Art.
Für jede. Fahrpostlendung wird ein Frrrchene und bei Sendungen mit Vohrvostertk.

derlarirtem Werthe außerdem ein Werthporto berechntt.
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Art. 30.

Biwichtporto. Das Gewichtporto betragt für jedes Pfund auf 4 Meilen Vg Silbergroschen.
Ueberschießende Pfundtheile werden für ein volles Pfund, überschießende Meilen

für volle 4 Meilen gerechnet.
Das Porto wird in der Münzwährung des Postbezirks berechnet, in welchem

dasselbe zur Erhebung kommt.
Die nach Maßgabe der vorstehenden Tarxbestimmungen in Silbergroschen aus-

gerechneten Horkosätze werden in Postgebieten mit anderer Währung möglichst genau
auf die Erhebungsmünze reducirt. Tarbruchtheile werden auf ½ Sgr. resp. 1 Kr.
erhöht.

Art. 31

E Als Minimum des Gewichtporto wird für die gesammte Taxirungsstrecke
porto. erh ben:

Desterr. Wahr. Sütd. Weh.
bis einschl. 3 Meilen: 2 Sgr. = 10 Neukr. = 7 Kr.
über 8—16 „ 3 „ = 15 „ = 10 „

„ 16—24 « 4 „ -20 „ = 14 „

*“ 24—32 *“ 5 „ -25 „ = 15 „
„ 32 7“ 6 „ = 30 „ = 21 „

Für Sendungen bis einschl. 1 Pfund wird auf Entfernungen bis einschl.

4 Meilen das Winimalporto mit 112 Sgr. oder 7 Neukr. Oesterr. Währ. oder
5 Kr. Södd. Währ. erhoben

Art. 32.

Werihporto. Das Werthporto bettagt:

— 150

7F fl.* S S#ees u7 (Ins V.
 87½ 173 .

(bis Anschiietz. 10. at01 e. Höctehe est
Södd.*“Bal r**“

1
r

2
1

bis einschl. 1 Meil. / Sor. "1 * «
über 12 — 1 1 * 2 7

über 4 „ 2 „ ; « 3 7.

Bezuglich der Sendungen über 1000 Thlr., 1500 fl. Oesterr. Währ. oder
1750 fl. Südd. Währ. tritt für den diese Summe übersteigenden Theil der Sen-
dung eine Ermäßigung des Werthporto auf die Hälfte ein.
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Die Eihebung des Werthporlo, beziehungsweise dessen Reduction in die Lan-
desmünze, erfolgt nach Maßgabe der in Art. 30 enthaltenen Bestimmungen.

Art. 33.

Der Absender einer nach einem Orte des Vereinsgebietes bestimmten Fahr=
postsendung kann bei der Aufgabe die Beibringung einer Empfangsbescheinigung

des Adressaten (Retour-Recepisse) begehren. Er hat daför eine Gebähr von 2 Sgr.
oder 10 Oesterr. Neukreuzern oder 6 Kreuzern Südd. Währ. zu Gunsten der ab-
sendenden Postanstalt bei der Aufgabe der Sendung zu bezahlen.

Art. 34.

Sendungen
Gegeo Nück-

schein.

Bei jeder Vereinspostanstalt können auf jede andere Vereinspostanskalt (mit Nachnahmen.
vorläusiger Ausnahme deo Oesterreichischen Postgebiet) Beträge bis zur Höhe von
50 Thalern oder 75 Fl. Oesterr. Währ. oder 8712 Fl. Südd. Währ. nachgenom--
men werden. Nachnahmen von Transportauslagen und Spesen, welche auf Sen-
dungen haften, sind auch zu einem höheren Brtrage zulässig.

Denjenigen Sendungen, auf welchen eine Nachnahme haftet, sind Rückscheine
beizugeben. «

Die Auszahlung des Betrages am Orte der Aufgabe kann im Allgemeinen
und selbst bei einer vorschriftswidrig verzögerten Einsendung des Rückscheins nicht
eher verlangt werden, als bis der Rückschein mit der Bemerkung, daß die Ein-
lösung erfolgt sei, zurückgekommen ist

Für Nachnahmesendungen wird das Fahrpostporto und daneben eine Gebühr
von 1 Sgr. oder 5 Neukr. Oesterr. Währ. oder 3 Kr. Südd. Währung als Mi-
nimum, sonst aber von der nachgenommenen Summe für jeden Thaler oder Theil
eines Thalers ½ Sgr. und für jeden Gulden oder Theil eines Guldens

a) Oesterreichischer Währung 1½/10 Neukr.,
b) Süddeutscher Währung 1 Fr. erhoben.

Eine Vorausbezahlung des Porto und der Gebühr ist nicht nothwendig; doch
kann die Zahlung nicht getrennt erfolgen.

Die Geböhr wird erhoben in der Währung des Aufgabepostbezirks.
Für die Rücksendung oder Nachsendung von Nachnahme-Sendungen wird die

Gebühr nicht noch einmal angesetzt. Nachnahmebriefe bis 4 Loth ausschließlich
ohne Werthangabe bleiben auch vom Retourporto frei.

Sendungen, auf denen Nachnahme haftet, sind ausschließlich mic der Fahrpost
zu befördern, mit Ausnahme der Fälle, wo Vereinspostanstalten ohne Fahrposterpe-
dition bestehen.

3
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Art. 35.

Bei jeder Vereinspostanstalt können Beträge bis zur Höhe von 50 Thlr. oder
5 fl. Oesterr. Währ. oder 8712 fl. Südd. Währ. zur Wiederauszahlung an einen

bestimmten innerhalb des Vereinögebletec wohnenden Empfänger (mit vorläufiger
Ausnahme des Oesterreichischen Postgebiet) eingezahlt werden. Die Auszahlung
erfolgt sofort nach dem Eingangr deo Briefes oder der Adresse bei der Postanstalt
des Bestimmungsorte6. Stehen jedoch die erforderlichen Geldmittel dieser Posl-
anstalt augenblicklich nicht zur Verfügung, so kann die Auczahlung erst verlangt
werden, nachdem die Beschaffung der Mittel erfolgt ist.

Für Sendungen mit baaren Einzahlungen wind dasFahrpostporto, und da-
neben eine Gebühr vWWooben. welche beträgt fur je 5 Thir. 1 Sgr., für je 5fl.Oesterr. Währ. — 3 Oesterr. Neukr. und fürje 5 fl. * Währ. — 2 Kr.
Die Gebühr wird in n Währung des Postbezirko angesetzt, wo dieselbe zur Er-

hebung kommt.
Eine Vorauêébezahlung des Porto und der Gebahr ist nicht nothwendig, doch

kann on Zahlung nicht getrennt erfolgen.ebühr ist auch dann zu entrichten, wenn die Auszahlung des einge-
zahlten Gerra 6 aus irgend einem Grunde nicht erfolgen kann und das Gelp dem

Einzahlenden zurückgegeben werden muß.
Bei Retoursendungen sindet eine Erhebung von Porto und Gebühr ger den

Rückweg nicht siatt. Für die Nachsendung wird nur das Porlo —ohnedie Ge-
übr — noch einmal angesett

ie Beförderung. PFeart mit der Fahrpost, mit Ausnahme der Fälle wo Ver-
einspostanstalten ohne Fahrpostexpedition bellehen.

Art. 36.

Begleitbriefe zu Fahrpostsendungen sollen in der giegel das Gewicht eines ein-
sachen Briefes nicht übersteigen, und werden in diesem Falle mit besonderem Porto
nicht belegt. Ist ein Begleitbrief ausnahmsweise 1 Loth oder darüber schwer, so
wird er mit dem Fahrpostporto belegt

Bei unbestellbaren schwereren Bergieibriefen bié zum Gewicht von 4 Lolh
ausschließlich wird für die Rücksendung bein Porto erhoben.

Art. 37.

Gehören mehrere Sendungen zu demselben Begleirbriefe, so wird für jedes
Stück das Gewicht= und eventuell da# Werthporto besonders berechnet.
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rt. 38.

Gs ilt freigestellt, die Sendungen entweder unfrankirt aufzugeben, oder voll- **
ständig bis zum Bestimmungsorte zu frankiren. 5%

Art. 39.

Zurückgehende und weitergehende Sendungen werden, mit den in den Art. 34, Perkoberech,
35, 36 bezüglich des Retourporto vorbehaltenen Ausnahmen, wie Sendungen be= uh 72 24
handelt und taxirt, welche an dem Orte, von wo aus die Zurücksendung. beziehungs= Nachsendun-
weise Nachsendung erfolgt, nach dem ursprünglichen Aufgabeorte beziehungsweise
dem neuen Bestimmungsorte aufgegeben werden.

2* —

Art. 40.

Ueber Pertofreiheit im Vereins-Fahrpostverkehr gelten die nachstehenden Vortosrelheit
Grundsatze: krrn e

1) Die gewöhnlichen Schriften= und Actensendungen in reinen Staaködienst-
Angelegenheiten (ÖOfstcialsachen) von Staats= und andern öffentlichen Be-
hörden des einen Postgebietes mit solchen Behörden eines andern sind, auch
bei Beforderung mittelst der Fahrpost, pertofrei, wenn sie in der Weise,
wie es in dem Postbezirke der Aufgabe für die Berechtigung zur Porto-
freiheit vorgeschrieben ist, als Staatsdienstsache bezeichnet und mit dem
Dienstsiegel verschlossen sind, auch auf der Adresse die absendende Behörde
angegeben ist. Die Werth: und Vorschußsendungen, auch Baarzahlungen
der gedachten Behörden sind im Postvereins-Verkehre porkopflichtig.

2) Fahrpostsendungen jeder Art, welche auf Grund bereits bestehender, zwischen
Regierungen oder VPostverwaltungen abgeschlossener Verträge vollständig
portofrei von dem Aufgabe= bis zu dem Bestimmungsorle zu befördern
sind, bleiben auch ferner portofrei.

3) Bezüglich der Fahrpostsendungen der Mitglieder der Regentenfamilien der
Postvereinsstaaten, sowie des Fürstlichen Hauses Thurn und Taxis, ver-
bleibt es bei den bisherigen Grundsägßzen.

4) Alle Fahrpostsendungen andeter Art sind im Postvereins-Verkehre vom
Abgangs= bis zum Bestimmungsorte portopflichtig.

Fä# Fahrpostsendungen aus dem Helmaehslande an die außerhalb desselben zu
Bundeszwecken diolocirten Soldaten vom Feldwebel (Wachitmeister) abwärké ist bis

zum Gewichte von 6 Pfund einschlleßlich und bis zu dem Werthe von 20 Thlr.
einschließlich die Hälfte des treffenden Gewicht= und Werthporto, sedoch mit Be-

3
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ersntong der ermäßigken Taxe auf ein Minimum von 4 Sgr., in Ansaß zu
bring

Art. 4 1.

Für den Verlust oder die Beschädigung der zur Postbeförderung vorschrifts-
mäßig übergebenen Sendungen, mit alleiniger Ausnahme des durch Krieg oder un-
abwendbare Folgen von Naturereignissen herbeigesöhrten Schadens, wird nach Maß-
gabe der folgenden Bestimmungen Ersat geleistet:

1) Dem Absender bleibt es freigestellt, den Werth der Sendung entweder nach
dem wahren Werthe, oder nur theilweise oder gar nicht zu declariren

Ist bei der Aufgabe eine Werthsdeclaration erfolgt, so ist diesetbe bei der
Feststellung des von Seilen der Postverwaltung in Verlust= oder Beschädigungs-
sällen zu leistenden Ersate maßgebend.

Beweist jedoch die Postoerwaltung, daß die Declaration den wahren Werih
der Sache übersteigt, so hat sie nur den letzteren zu ersetzen.

Vermag dagegen der Reclamant den Nachweis zu erbringen, daß und um wie
viel der wahuces Werth des Inhalteé der Sendung die Werthobeclaration überstiegen
habe, so ist im Falle eines theilweisen Verlustes (Abgangs) oder einer Beschädigung
der Theil des wirklich erlittenen Schadens zu ersetzen, welcher sich nach dem Ver-
hältnisse ergibt, in welchem der declarirte Werth der Sendung zu dem wirklichen
steht.

Die Werthdeclaration hat in der Landeswährung des Aufgabebezirks zu er-
solgen.

Die Werthsdeclaration soll bei Sendungen mit Begleitbriefen sowohl auf dem
Begleitbriefe, als auf der Sendung selbst, angegeben sein. Wenn aber der Werth
einer zur Postbeförderung angenommenen Sendung nur auf dem Begleitbriefe
und nicht auch auf der Sendung selbst angegeben sein sollte, so übt dieses auf die
Ersahleistung keinen Einfluß. Dasselbe gilt von dem Falle, wo die Werthödecla-
ralion zwar nur auf der Sendung selost, nicht auck auf dem Begleitbriefe enthalten
ist, die Sendung aber gleichwohl zur Postbekörderung angenommmen und entweder
dem Ausgeber eine Bescheinigung über eine geschehene Werthangabe ertheilt oder
die Sendung mit dem sraglichen Werthe in die Postbücher eingetragen worden ist.
Ist der Werth einer Sendung nicht öbereinstimmend auf Begleikbrief und Sendung
angegeben, so ist die Werthangabe auf dem Begleitbriese für Porkoberechnung und
Ersabzleistung entscheidend

Findet sich in einer wegen beschädigter Emballage nnterwegs von einer Post-
anstalt anderweit verpackten Sendung ein die Declaration übersteigender Werthin=
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halt vor, so bleibt für die Haftung der Post die Declaration des Absenders maß-
gebend.

2) Beim Verluste von nicht Darlorikte S#nune oder beim Abgang an den-lelben wird ein Ersatz von 10 Sgr.o 0 Nkr. Oesterr. Währ. oder 30 Kr.Südd. Währ. für jedes abhanden lnddne Pfund oder den Theil eines Pfundes
geleistt. Bei Beschädigungen nicht declarirter Sendungen wird der wirklich ent-
standene Schaden, jedoch nur bic zu dem Marimalbetrage von 10 Sgr. oder 50
Nkr. Oesterr. Währ. oder 30 Kr. Südd. Währ. für jedes beschädigte Pfund er-
stattet.

3) Für Beschädigungen oder Abgang am Inhalte einer Sendung haben die
Poslverwaltungen nur dann zu haften, wenn eine vorhandene äußerlich erkennbare
Beschädigung in unzweifelhoftem Zusammenhange mit der vorhandenen inneren Be-
schädigung beziehungsweise dem Abgange sleht.

Außer diesem Falle tritt die Hastpflicht einer Postverwaltung nur dann ein,
wenn ihr ein besonderes Verschulden und die geschehene Auflieferung eines unbe-
schädigten Inhaltes, sowie dessen gehörige Verpackung vollständig nachgewiesen wird.

Die ohne Erinnerung geschehene Annahme einer Sendung oder die Em-

pfangsbescheinigung des Adressaten begründet 7 zum Gegenbeweise die Vermu-
thung für den unversehrten Zustand der Sendung.

4) Fur einen durch verzögerte Beförderung entstandenen Schaden leistet die
Poslverwaltung innerhalb der für den Verlustfall gezogenen Grenzen nur dann
Ersatz, wenn die Verspätung nachweiblich durch das Verschulden der Post herbeigeführt
und die Sache dadurch in ihrer Substanz verdorben ist.

5) Für Verluste und Beschädigungen, welche auf dem Transporte durch eine
dem Vereine nicht angehörige Beförderungéanstalt eintreten, findet ein Ersatz-
anspruch, den Vereins-Postverwaltungen gegenüber, nicht Statt. Dagegen haben
bei dießfallsigen Reclamationen zunächst diesenigen Hostanstalten, von welchen die
Sendungen unmittelbar dem Auslande zugeführt worden sind, den Aufgeber zu
vertreten, und demselben, falls ihre Bemühungen erfolglos bleiden sollten, al vor-
liegenden Mittel (Urkunden über die Ablieferung der Sendung u. s. w.)andie
Hand zu geben, welche ihn in den Stand setzen können, seine Ansprüche der
ländischen Beförderungsanstalt gegenüber selbst weiter zu verfolgen.

6) Den Parteien gegenüber liegt die Ersatzpflicht derjenigen Poslverwaltung
ob, welcher die Postanstalt der Tusgabe angehört.

Der Ersathanspruch ist von Seiten des Absenders, und nur so sern dieser
zu ermitteln ist, oder die Verfolgung seines Anspruchs dem Adressaten zuweist, von

rr 410 erheben.Ersatz kann gegenüber der Postverwaltung nur innerhalb eines halbenJahrn wom Tage der Aufgabe an gerechnet, beansprucht werden.



II. Neglement.
Art. 42.

aen Die zur Versendung kommenden Gegenstände werden bei den Postanstalten in
#er dle G#e der Art abgefertigt, daß die Expedition der Briefpostsendungen stets getrennt von

Tenu. derjenigen der „Fobrpeslerungen erfolgt.1436 Zur Briefpost geh
1) die Cnrusfepden der Mitglieber der Regenten-Familien der Postvereins-

Staaten und des Fürstlichen Hauses Thurn und Taris;
2) Briefe ohne Werthangabe bic zum Gewichte von 4 Joll-Loth ausschl.;
3) schwerere Briese bis zum Gewichte von ½2Zoll: Pfund einschl., deren

Beförderung mit der Briefpost Seitens des Ausgebere durch einen Beisad
auf der Adresse oder durch Frankirung mit Marken verlangt ist;

4) recommandirte Briefe;
5) Briefe mit Waarenproben, Kreuz= oder Streifband-Sendungen, Zeitungen,

Recepisse, Ruckmeldungen, postamtliche Anfragen, Laufzetlel u. dgl.;
6) die portofreien (amclichen) Dienst-Correspondenzen bis zum Gewichte von

1 Pfund.

Zur Fahrpost sind zu rechnen:
1) gewöhnliche Briefe von 4 both und darüber, deren Beförderung mit der

Briefpost Seitens des Aufgebers nicht vorgeschrieben ist;
2) Briefe mit declarirtem Werthe;
3) Briese, auf welche baare Einzahlungen llattgesunden haben;
4) Briese mit Postvorschüssen (Nachnahmebriefe);
5) Gelder und Päckereien aller Art.

Briese, Gelder und Güter müssen nach Maßgabe der nachfolgenden Bestim-

mungen Fheris adressirt und gezeichnet (signirt), und haltbar verpackt und ver-schlossensein.
Art. 43.

Adresse. Die Adresse muß den Bestimmungsort, sowie die Person Deßjenigen, an wel-
chen die Zustellung erfolgen soll so bestimmt bezeichnet, daß jeder Ungewißheit
darüber vorgebeugt wird.
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Dieh gile auch bei solchen mit ponte restante bezeichneten Gegenständen, für
welche die Post Garantie zu leisten hat. Bei gewöhnlichen Beiesenmit drm.
Vermerk „Doste restante“ darf statt des Namens des Empfängers eine Angabe
in Buchstaben, Ziffern u. s. w. angewender sein.

Art. 44.

Außer den, auf die Beförderung oder Bestellung einer Sendung brichen r1 . dirAngaben darf loch der Name oder die Firma des Absenders, sonst aber soll kein riese.
einer brieflichen Mittheilung gleich zu achtende Notiz auf der Außenseite Kurhellen
sein.

Im Zuwiderhandlungsfalle kann ausnahmsweise die Beförderung elntrten,
insofern nach dem Ermessen des Postbeamten der Annahmestelle aus der Notiz un-
zweifelhaft erhellel, daß damit weder eine Entziehung des Porto, nach eine Injurie
oder sonst strafbare Handlung beabsichtigt wird.

Art. 45.

Jeder Fahrposl-Sendung, mit Ausnahme derjenigen in Brief= oder ähnlicher ieh
Form bis zum Gewichte von ½ Pfund einschl., muß ein Begleitbrief beigegeben sen kendungm.
welcher mie Geld oder sonstigen Gegensländen von angegebenem Werthe alchtschwert sein darf, übrigens entweder aus einem förmlich verschlossenen Briefe 4%
elner bloßen Adresse bestehen kann, mindestens jedoch aus einem Viertelbogen Pa-
pier gefertigt sein muß.

Art. 46.

Auf dem Begleitbriefe oder der Begleit-Adresse muß die zußere Beschaffenheie al va.der Senbung (eine Kiste bloß, eine Kiste in Leinen, ein Faß u. s. w.), ferner die biefes.
Bezeichnung (Signatur), und wenn der Werth declarirt wird, die Werthangabe,
enthalten sein. Der Begleitbrief oder die Begleit-Adresse muß mit einem Abbrucke
desselben Petschaftes, mit welchem die Sendung verschlossen ist, versehen sein.

Art. 47.
##

Zu einem Begleitbriese können zwar mehrere Stücke gehören, jedoch nicht zu- 56 m*gleich Stücke mit und solche ohne Werthödeclaration.
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Gehoren mehrere Stucke mit Werthadeclaration zu einem Begleitbriefe, so muß
auf demselben der Werth eines jeden Stückes besonders angegeben sein.

Art. 48.

Die Bezeichnung (Signatur) einer Sendung muß entweder aus der vollstän-
digen Adresse oder auc mehreren großen lesbaren Buchstaben oder Zeichen, darf
aber nismale aus Nummern allein bestehen; dieselbe muß den Bestimmungcort über-

einstimmend mit der Bezeichnung auf dem Begleitbriefe entholten.
Bei nach= oder zurückzusendenden Postsendungen muß die Bezeichnung des

aze von der Postanstalt kostenfrei entsprechend abgeändert werden.
Signakur muß dauerhaft und haltbar und darf den Sendungen von

delnriren. Werthe nicht aufgeklebt sein. Insbesondere empsiehlt es sich, bei Geld=

säcken und . die Signatur, falloc dieselbe nicht unmitkelbar auf der Ver-packung angebrachr ist, aufs.g. Fahnen von Pappe oder steisem Papier, welche
an den Kropf gehörig baeni sind, herzustellen.

Art. 49.

Die Declaration des Werthes einer Sendung muß, bei Briesen auf der
AUdresse des Briefes, und bei anderen Sendungen sowohl auf der Adresse des Be-
gleiktbrieses, als auf der Sendung bei der Signatur, angegeben werden.

Die Declaration des Werthes einer Sendung hat in jedem einzelnen Vereins-
bezirke nach der in demselben bestehenden Silberwährung zu erfolgen.

Besteht eine Geldsendung auc fremden Geldsorten oder aus Goldmünzen, so
hat der Aufgeber (und aushilfoweise der annehmende Postbeamte) die Reduction
vorzunehmen und den Werth der Sendung auf der Adresse in Silber-Courant aus-
zudrücken. Bei Werthsendungen aus Ländern außerhalb des Postvereins erfolgt
die Reduction in die landesübliche Silberwährung durch die Eingangê-Grenz-

ostanstalt.
Jeder auf der Adresse einer Sendung in was immer für einer Form an-

gegebene Geldbetrag gilt in Absicht auf die Portoerhebung alo Werthsdeclaration
des Inhalts, also auch die Bezeichnung: Urkunde, Wechsel, Ouiktung 2c. über
1000 fl.

Art. 50.

Die Verpackung der Sendungen muß nach Maßgabe der Länge der Trans-
portstrecke, des Umfanges der Sendung und der Beschaffenheit des Inhaltes halt-
bar und sichernd eingerichtet sein.
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Bel Gegenständen von geringerem Werthe, welche nicht unter Druck leiden,
und nicht Fett oder Feuchtigkeit abfehen, ferner bei Schriften- oder Acten-Sendungen,
genügt im Allgemeinen bei einem Gewichte bis zu ungefähr sechs Pfund, wenn die
Dauer des Tranoportes verhältnißmäßig kurz ist, eine Emballage von haltbarem

Packpapier mit angemessener Verschnürung.
Auf grõßere Entfernungen zu versendende Gegenstände, sowie alle schwerere

Fahrpost- Gegenstände, müssen, insofern nicht der Inhalt und Umfang eine andere
festere Verpackung erfordert, mindestens in mehrfache Umschläge von starkem Pack-
papier verpackt sein.

Sendungen von bedeutenderem Werthe, insbesondere solche, welche durch Nässe,
Reibung oder Druck leicht Schaden leiden, z. B. Spitzen,Seidenwaarenu. s. w.,
mässen nach Maßgabe ihreS Werthes, Umfanges und Gewichtes in genügendsscherer
Weise in Wachsleinwand, Pappe (Pawernh, in gut beschaffenen und nach Um-
ständen emballirten Kisten u. s. w. verpackt

Sendungen mit einem Inhalte, welcher anen Postsendungen schädlich wer-
den könnte, müssen so verpackt sein, daß eine solche Beschädigung fern gehalten
wird. Mit Flüssigkeiten angefüllte kleinere Gefäße (Flaschen, Krüge u. s. w.) lind
noch besonders in starten Kisten, Kübeln oder Körben zu verwahren. Fässer,i
denen Flassigkeiten zur Versendung kommen, mässen stark bereift und die Reifen
gehörig befestiger sein.

Sendungen mit frischen Weintrauben dürfen, außer in einer festeren Verpackung,
namentlich in Kisten, Schachteln u. s. w. auch in Körben aus geflochtenen Weiden,
welche mit einem Deckel von gleichem Stoffe geschlossen sind, verpackt werden, in-
sofern nicht mie Rücksicht auf die Beschaffenheit der Trauben bereits bei der Auf-

gabe, oder auf die bedeutende buer des Bestimmungsorks, das Absetzen von
Feuchtigkeit in größerem Maße zu b nist.

Sendungen von Blutegeln . beschaffen sein, daß von dem Inhalte
des Gefäßes nichto herausdringen kan

Wild, welches nicht mehr blutet,vorf unverpackt versendet werden.
Wenn in Folge sehlerhafter Verpackung einer Sendung während ihres Trans-

ports eine neue Verpackung nöthig wird, so werden die Kosten der leteren von
dem Adressaten eingezogen.

Art. 51.

Der Verschluß einer jeden Postsendung muß haltbar und so eingrrichtet aen,
daß ohne Beschädigung oder Eröffnung desselben dem Inhalte nicht beizukomme
ist. (Wegen de Sendungen unter Band, sowie der Muster-Sendungen, vacglost
Art. 55 und56.)

4

VBorschlaß.
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Bei Briefen nach Gegenden unter heißen Himmelsstrichen darf zum Verschluß
Sigellas oder ein anderes, durch Wärme ssch auflösendes Materiol nicht benutzt
vre Verschluß einer jeden Fahrpost-Sendung, mit Ausnahme der undeclarirten

in Brief= oder ähnlicher Form bis zum Gewichte von ½ Pfund einschl., sowie
mit Ausnahme der Vorschuß= und Einzahlungs-Briefe, muß in Befestigung der
Schlässe durch Siegellack mit Abdruck eines ordentlichen Pekschaftes bestehen.

Wird eine Verschnürung angebracht, so muß dieselbe so beschaffen und fest-
gesiegelt sein, daß sie ohne Verletung des Siegelverschlusses nicht abgestreift oder
geöffnet werden kann.

Briese mit declarirtem Werthe (wegen ver Geldsendungen siehe Art. 52)müssen mit einem Kreuz= Couvert und mit fünf gleichen Siegeln nach Maß-

u r*i-bpt uß
dir Gieldsen·

 —inabt·

gabe der nebenstehenden Zeichnung verschofim lein.

Nrt. 52.

Briefe mit Geld oder Geldeswerth (Gold, Silber, Popiergeld, Werthpopiere
u. s. w.) müssen mit einem haltbaren Kreuz-Couvert versehen und mit fünf glelchen
Siegeln gut verschlossense

Geldstücke, welche in Briefen versandt werden, müssen in Papier oder der-
gleichen eingeschlagen, und innerhalb des Briefes so befestiget sein, doß eine Ver-
änderung ihrer Lage während des Transportes nicht Statt sinden kann

Briefe mit baarem Gelde dürfen das Gewicht von 8 Loth, Briese mit Pa-
piergeld das Gewicht von ½ Pfund nicht übersteigen.

Schwerr- Geldsendungen sind in Packete, Beutel, Kisten oder Fässer fest zuverpacken.
Sendungen bis zum Gewichte von 3 Pfund, sofern der Werth bei Pa-

piergeld nicht 3000 Thlr. oder 5000 fl. und bei baarem Gelde nicht 300 Thlr.
oder 500 fl. übersteigt, dürsen in Packeten von starkem, mehrfach umschlagenen
und gut verschnurten Papier versendet werden.

Bei schwererem Gewichte und bei größeren Summen muß die äußere Ver-
packung in haltbarem Leinen, Wachsleinwand oder Leder bestehen, gut umschnürt
und vernäht und die auswendige Naht versiegelt sein.

Geldbeutel (Säck.), welche keine weitere Verpackung erhalten, müssen von we-
nigstens doppelter beinwand, die Naht darf nicht auswendig und der Kropf nichl
zu kurz sein. Da, wo der Knoten geschürgt ist, und außerdem über beiden Schnur.
Enden muß das Siegel deutlich aufgedrückt sein. Die Schnur, welche den Kropf
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umgibt, muß durch den Kropf selbst gadurohtr gezogen werden. Dergleichen Sen-dungen sollen nicht über 50 Pfund schwe
Die Geldkisten müssen von starkem it engienge, gut gefügt und fest ver-

nagelt sein, oder gure Schlösser haben; sie dürfen nicht mit überstehenden Deckeln
versehen, und Eisenbeschläge müssen fest und dergestalt eingelassen sein, daß sie an-
dere Gegenstände nicht zerscheuern können. Ueber 50 Pfund schwere Kisten mössen
gut bereift und mit Handhaben (Handschlingen) versehen sein.

Die Geldfässer mässen gut bereift, die Schlußreisen angenagelt, und an beiden
Böden dergestalt verschnürt und versiegelt sein, daß ein Oeffnen des Fasses ohne
371 der Umschnürung oder des Siegels nicht möglich ist.

ei Packeten mit baarem Gelde in gröheren Betrögen muß der Inhalt gerolltsein. ont in Fässern oder Kisten müssen in Beuteln oder Packeten verpackt sein.

Art. 53.

ur Versendung mit der Post dürfen nicht aufgegeben werden Gegenstände,#03derPot-
deren Heforderng. mit Gefahr verbunden ist, namentlich alle durch Reibung, Luft= astettgg,
zudrang oder Druck und sonst leicht entzündliche Sachen, sowie äbende Flüssigkeiten. Gesenshände.
Dahin gehören z. B. Schießpulver, Feuerwerks-Gegenstände, Reib= oder Screich-
zünder, Schießbaumwolle, Phoöphor, Knallsilber, Acther oder Naphta, Photogen,
Mineralsäuren u. s. w. Ebenso bleibt flüssige Hefe und Most von der Versendung
mit der Post ausgeschlossen.

Diejenigen, welche derartige Sachen unter unrichtiger Declaration oder mit
Verschweigung des Inhaltes der Sendung zur Post aufgeben, haben vorbehältlich
der Bestrafung nach den Landeögesetzen für jeden daraus entstehenden Schaden zu
haften.

Art. 54.

Flässigkeiten, desgleichen Sachen, die dem schnellen Verderben und der Fäulyiß zur Vosibelor·
ausgesebt sind, unförmlich große Gegenstände, sowie Bäume, Sträucher und der- rd0
gleichen, serner lebende Thiere, können von den Postanstalten zurückgewiesen werden. ge#stsnd

Für dergleichen Gegenstände, wenn dieselben dennoch zur Bekörderung ange-
nommen werden, sowie für leicht zerbrechliche Gegenstände und für in Schachteln
verpackte Sachen, leistet die Poslverwaltung keinen Ersatz, wenn durch die Natur
des Inhaltes der Sendung oder durch die Beschaffenheit der Verpackung auf dem
Transporle eine Beschädigung oder ein Verlust entstanden ist.

4 ·
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Wenn Flüssigkeiten als lolche nicht declarirt sind, so hat der Absender den
Schaden zu ersehben, welcherin Folge der Beförderung derartiger Sendungen an-
deren Postgütern verursacht wir

Zündhülchen müssen in Kistchen fest und gut von außen und innen verpackt
und als solche sowohl auf der Adresse als auf der Sendung selbst declarirt werden.
Der Aufgeber ist, wenn er diese Bedingungen nicht eingehalten hat, für den aus
allenfallsiger Explosion enkstehenden Schaden haftbar.

ab Gewicht einer Fahrpost-Sendung soll im Allgemeinen 100 Pfund nicht
erheblich übersteigen.

Art. 55.

Gegen die für Sendungen unter Band festgesetzte ermäßigte Tare können be-
fördert werden, alle gedruckte, lithographirte, metallographirte, oder sonst auf
mechanischem Wege hergestellte, zur Beförderung mit der Briefpost geeignete# Ge-
genstände. Aucgenommen hiervon sind die mittelst der Copirmaschine oder mittelst
Durchdrucks hergestellten Schriftstücke, sowie gebundene Bücher. Die Sendungen
müfssen offen unter schmalen Streif= oder Kreuzband eingeliefert werden. Dac Band
muß dergestalt angelegt# sein, daß dasselbe abgestreift und die Beschränkung des In-
haltöé der Sendung auf Gegenstände, deren Versendung unter Band gestattet ist,

rrkann zwee kann.e Sendungen müssen frankirt sein, und dürfen das Gewicht von einem
e Punn einschließlich nicht übersteigene Adresse muß auf dem Streif- der Kreuzbande und darf nicht auf der

** selbst angebracht sein.
Mehrere Gegenstände dürsen unter Einem Bande versendet werden, sofern sse

von demselben Absender herrühren und überhaupt zur Versendung unter Band ge-
eignet sind; die einzelnen Gegenstände dürfen aber alêdann nicht mit verschiedenen

Adres oder besonderen Adreßumschlägen versehen sein.e Versendung der begzeichneten Gegenstände unter Band gegen die erme-
ßigte 2 ist unzulässig, wenn dieselben nach ihrer Feriigung durch Druck u. s. w.
außer der Adresse irgend welche Zusätge oder Aenderungen am Inhalte erhalten haben.
Es macht dabei keinen Unterschied, ob die Zusätze oder Aenderungen geschrieben
oder auf andere Weise bewirkt sind z. B. durch Stempel, durch Druck, durch Ue-
berkleben von Worlen, Ziffern oder Zeichen, durch Punktiren, Unterstreichen, Durch-

streichen, — Durchstechen, Ab= oder Ausschneiden einzelner Worte, Ziffernoder Zeichen u. s.
Unter die n- Zusätze ist das Coloriren von Modebildern, Land=

karten . nicht zu rechnen; die Bilder und Karten dürfen aber selbstverständlich
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keine Handzeichnungen, sondern müssen durch Holzschnitt, Lithegraphie, Scahlstich,
Kupferstich u. s. w. hergestelle sein.

Auf der innern oder äußern Seite des Bandes dürfen Zusäbe irgend welcher
Art, welche keinen Bestandtheil der Adresse bilden, sich nicht befinden, mit Ausnohme
des Namens oder der der Firma des Absenders. Den Treiscouranten, Circularen
und Empfehlungsschreiben kann noch eine innere, mit der äußeren übereinstimmende
Adresse, sowie Ort, Datum und Namensunterschrift, hinzugefügt werden. Eircu-
lare von Handlungshäusern dürfen mit der handschriftlichen Unterzeichnung der
Firma von mehreren Theilnehmern der Handlung versehen sein. Den Correctur=
bogen können Aenderungen und Zusäte, welche die Correctur, die Ausstattung und
den Druck betreffen, hinzugefügt werden. Das Manuscript darf dagegen den
Correccurbogen nicht beigesügt werden.

Sendungen, welche sich zur Beförderung unter Band gegen die ermäßigte
Tare nicht eignen, können vor der Absendung dem Aufgeber zurückgestellt werden.
Werden dergleichen Sendungen abgesandl, so ist das gewöhnliche Briesporto, ohne
Berücksichtigung der verwendeten Krenzbandmarken, zu erheben.

Nrt. 56.

Waarenproben und Mustersendungen müssen, wenn auf die dafür zugestandene Wegrteprote
Porto-Ermäßigung Anspruch gemacht wird, dergestale -. sein, daß die"Beschränkung des Inhaltes auf diese Gegenstände leicht ersichtlich ist

Diesen Sendungen darf, wenn die ermäßigte Taxe eintreten (ol, nur ein ein-
kacher Brief beigefügt oder angehängt sein, welcher bei der Austaxirung mit der
Waarenprobe oder dem Muster zusammen zu wiegenist.

der Brief schwerer, oder sind die Waarenproben oder Muster in den
Brief gelegt, so wird die Sendung, d. h. Brief und Probe zusammen, als ge-
wöhnlicher Brief taxirt.

Nrt. 57

Briespostsendungen, welche unter Recommondation abgesandt werden sollen,
müssen von dem Absender mit einer dieses Verlangen ausdrückenden Bezeichunng
(recommandirt, chargé, empfohlen) versehen werden.

Briese, die mit dem Recommandationszeichen versehen im Briefkasten vorge-
lunden werden, werden nur dann als rekommandirt behandelt, wenn dieselben voll-

ständig, einschließlich der enunuin mit Marken frankirt sind.
Art.

usler·
sendunge#.

Recommen-
dirit Brieft.

Wönscht der Absender einer recommandirten Briefpost-Sendung oder einer te Reie
Fahrpostlendung eine von dem Adressaken auszustellende Empfangsbescheinignng
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chshen Retour-Recepisse) zu erhalten, so muß ein solches Verlangen durch die
* ung: „gegen Rückschein“ („Retour-Receplsse““) auf der Adresse ausgedrackt

Die Weigerung des Adressaten, den bescen zu unterfertigen, gilt als Ver-weigerung der Annahme der Sendung selbst

Art. 59.

2. A%% ul Briefe, welche sogleich nach der Ankunft den Abressaten besonders zugestelltlend' curllte werden solrn, müssen auf der Adresse wörtlich den Vermerk: „durch Expressen zu
bestellen“ enthalten.

Art. 60.

lechgetm“ Briefe und sonstige Sendungen, auf welchen eine Nachnahme haftet (Vor-
*vdv? augienang, Postvorschüsse), müssen auf der Adresse den Vors#hußbelrag mit den

orschuß oder Nachnahmevund die —* oder Guldensumme in„Jehoen- und in nsneben ausgedrückt ent-
halten.

Art. 61.

Baate Ein- Den Beträgen, welche zur Wiederauszahlung an einen bestimmten Empfänger

aabiungen. eingezahlt werden (baare Einzahungen) muß ein einfacher gewöhnlicher Brief oder
ein leeres Couvert beigegeben wer

Baare Einzahlungen auf S###nge unter Band, Sendungen mit Waaten=
proben, auf recommandirte Briese, auf Briefe mit declarirtem Werthe und auf Be-
gleitbriese zu Packelen mit und ohne Werthödeclaration zu leisten, ist unzulässig-

Auf der Adresse des Briefes oder Couverts muß der Empfänger genau be-
zeichnet, und der Betrag der baaren Einzahlung mit den Worten:

„Hierauf eingegzahlt
vermerkt, die nmss oder Guldensumme auch in Zahlen und in Buchstaben aus:
gedrückt sein

Art. 62.

Briefe u. s. w., auf deren Adresse der Frankirungs-Vermerk (frei, franco,
i#un, fr. k.) durchstrichen, radirt oder abgeändert ist, sind bei der Annahme zurückzu-

* 3 ant weisen; werden Briefe mit einem solchen oder mit einem nicht durchstrichenen u. s. w.
ürte Britse Frankirungs-Vermerke im Briefkasten vorgefunden, ohne daß das Porto daför



— 31 —

durch Freimarken oder gestempelte Briefcouverts entrichtet worden ist, so wird 2.Ungiltigkeit des Frankirungs-Vermerkes amtlich attestirr. woang
Wenn Briese nach ändern, wohin Frankirungszwang besteht, von den Ab- n

sendern nicht oder ungenügend frankirt in den Briefkasten gelegt worden sind, so
werden dieselben nicht abgesandt, sondern am Aufgabeort zurückbehalten und dem
zu ermittelnden Absender behufs der Frankirung zurückgegeben.

Art. 63.

Dem Aufgeber einer Fahrpostsendung soll in besonderen Fällen, wenn durch —“*t
die Versendung auf einem anderen als dem gewöhnlichen Wege ein Vortheil er- #Anen
reicht werden kann, freistehen, den Speditionweg selbst zu bestimmen.

Art. 64.

Der Absender ist befuge, über die der Postanstalt zur Beförderung üergebe „r Vi.nen Sachen so lange auf seine Kosten zu verfugen, als solche nicht an den von sen,8
ihm bezeichneten Empfänger übergeben worden sind. *ie

Die Zurücknahme kann erfolgen am Orte der Aufgabe oder am Bestimmungs=
orte, auSnahmsweise auch, insofern dadurch keine Störung des Expeditionödienstes
herbeigeführt wird, an einem unterwegs helegenen Umspeditionsorte.

n welcher Weise sich Derjenige, welcher eine Ssmdung, mnücksorrr. bei derabsendenden Postanstalt über seine Berechtigung dazu un r seine Personlichkeitauszuweisen hat, bestimmen die für jeden Postbezirk 2 bestehenden Vor-
schriften.

Ist die Sendung bereits abgegangen, so hat Derjenige, welcher dieselbe zu-
röckfordert, den Gegenstand bei der Postanstalt des Abgangsortes schriftlich so
genau zu bezeichnen, daß derselbe unzweifelhaft als der reclamirte zu erkennen ist.
Die gedachte Postanstalt fertiget das Reclamationsschreiben aus, welchem die Post-
anstalten des betreffenden Courses Folge zu leisten haben.

Soll die Zurückforderung auf (telegraphischem Wege geschehen, so darf eine
dießfallsige Depesche nicht abgesandt, oder derselben Folge gegeben werden, wenn
nicht die Postanstalt des Aufgabeortes amclich bescheiniget hat, daß der Absender
sich als zur Zurückforderung berechtigt bei derselben legitimirt habe; daß dies ge-
schehen, muß in der Depesche bemerkt sein.

Ist die Sendung noch nicht abgegangen, so wird das baar erlegte Franco,
nicht aber das durch Marken entrichtete Franco zmückgegeben.

die Sendung bereits abgesandt, so hat der Absender das Porko wie für

* gewöhnliche Retour-Sendung zu entrichten, und zwar bei Fahrpost-Sendungen
s zu und von dem Orte, von dem der Gegenstand zurückgesandt wird.
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Art. 65.

Auf Verlangen eines gehörig legitimirten Adressaten kann, sofern im einzel-
nen Falle keine dem Beamten bekannten Bedenken entgegenstehen, die Aushän-

wafgung einer Sendung an den Ersteren auch an einem Umspeditionsorte stattfinden
iedadurch keine Störung des Expeditionêdienstes herbeigeführt wird.

st die Sendung bei der Aufgabe frankirt, oder das Porto in einer Ver-
einskarte bereils berechnet, so hat es hierbei zu bewenden; im entgegengesetzten
Falle wird das Porto nach Maßgabe der wirklich stattgehabten Beforderung be-
rechnet.

Nrt. 66

Briefe und andere Sendungen sind für unbestellbar zu erachten:
1) wenn der Adressat am Bestimmungsorte nicht zu ermitteln und die Nach-

sendung nicht möglich oder nicht zulässig ist;
2) wenn die Sendung mit dem Vermerke, „Doste restante“ versehen ist

und nicht binnen 3 Monaten, vom Tage des Einlangens an gerechnet,
von der Post abgeholt wird;

3) wenn eine Sendung mit Postvorschuß, auch wenn sie mit posto restante
bezeichnet ist, innerhalb 14 Tagen nicht eingelöst worden ist;

4) wenn die Annahme verweigert wird.
Bevor in dem Falle a#1 1 eine Sendung mit oder ohne Werthödeclaration

deßhalb alo unbestellbar angesehen wird, weil mehrere dem Adressaten gleichbenannte
Personen im Orte sich besinden und der wirkliche Empfänger nicht sicher zu unter-
scheiden ist, muß der Begleitbrief nach dem Aufgabeorte zurückgesandt werden, um
den Absender, wenn derselbe an der äußeren Beschaffenheit des Begleitbriefes er-
kannt oder sonst auf geeignete Weise ermittelt werden kann, zur nährren Bezeichnung
des Adressaten zu veranlassen. Die Uebersendung des Begleitbriefet geschiehr
zwischen den Postanstalken unter Couvert und alc Postsache.

Alle anderen Postsendungen sind, wenn sie als offenbar unbestellbar erkannt
worden, ohne Verzug nach dem Aufgabrorte zurückzusenden. Nur bei Sendungen,
die einem schnellen Verderben unterliegen, muß, sofern nach dem Ermessen der Ab-
gabe,PostanstaltGrund zu der Besorgniß vorhanden ist, daß das Verderben auf
dem Rückwege eintreten werde, von der Rücksendung abgesehen werden, und die
Veräußerung des Inhaltes für Rechnung des Aufgebers erfolgen.

In allen vorgedachten Fällen ist der Grund der Zurücksendung, oder eintreten-
den Falles, daß und weßhalb die Veräußerung erfolgt sei, auf dem Begleitbriefe zu
vermerken.

Die zurückzusendenden Gegenstände dürfen nicht eröffnel, müssen vielmehr noch
mit dem vom Aufgeber aukgedrückten Siegel verschlossen sein. Eine Ausnahme
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hievon tritt nur bezüglich der Briefe, welche von einer Person gleichlautenden Na-

mens irrthümlich geöffnet wurden, und bezüglich der Briese, welche Loose k
Offerten zu verbotenen Glückéspielen enthalten, die von den Adressaten nachd
für sie geltenden Landeögeseben nicht benützt werden dürsen. Bei urrhümich
Eröffnung von Briefen durch Personen gleichlautenden Namens ist übrigens, sofern
dies möglich ist, eine von letzteren selbst unter Namensunterschrift auf die Rückkeite
des Buiefer niederzuschreibende bezügliche Bemerkung beizubringen.

Art. 67.

t der Adressat seinen Aufenthalto= oder Wohnork verändert, und ist sein Nachsendung
neuer Aufentshalts= oder Wohnort bekannt, so werden ihm Briefpost-Gegenstände Pohelen
nachgesendet, wenn er nicht eine andere Bestimmung ausdrücklich getroffen hat.

Bei Fahrpost-Sendungen, mit Einschluß der Vorschußbriefe und der Briefe,
worauf Baarzahlungen stattgefunden haben, erfolgt die Nachsendung nur auf aus-
drückliche5 Verlangen des Absenders oder, bei vorhandener Sicherheit für Porto
und Auslagen, auch des Adressaten. Letterer ist in solchem Falle von dem Vor-
liegen einer Sendung amtlich und portofrei in Kenntniß zu seben.

Art. 68.

Wenn in einem Vereinögebiete Briefe mit Frankomarken oder gestemvelten mn ui
Couverts eines anderen Gebietes oder bei Aufgaben im Tarioschen Bezirk unrich- uierken
ltige Tarische Marken (vergl. Art. 73. Nr 5.), zur Post kommen, so sind solche Briefe.
Briese wie unfrankirte Briefe zu behandeln, und die fremden Marken als ungiltig
zu bezeichnen.

Sind aber dergleichen Briefe nach demjenigen Vereinsgebiete bestimmt, wel-
chem die Marken oder die gestempelten Couverts angehören, so wird dem Adressaten
der (erforderlichen Fallé unter absteigender Abrundung ermittelte) Werth der un-
richtig verwendeten Marken vergütet.

Art. 69.

Wenn zwei oder mehrere Briefse oder Kreuzbandsendungen unter Couvert an Brük“, wische
Postanstalten zur Distribution oder Weiterbesörderung geschickt werden, so sindn zorsolche Briefe nicht zurückzusenden, sondern, und zwar ohne Rücksicht daraus, ob die
hanze Sendung frankirt gewesen oder nicht, einzeln mit dem vollen Briefporto zu
belegen, soweit sie nicht bereito mit Marken oder Converts vorschriftsmäßig frankirt
sind. Für die von den Adressaten nicht angenommenen Briefe . hat der Auf-
geber das angesetzte Porto zu entrichten.

5
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Art. 70.

Ein schungser Von den Adressaten nicht berichtigte Bestellgebühr darf an den Aufgeber
e — der Poltsendung nicht zuruckgerechnet werden.

Unter den Bestellgebuhren, deren Rückrechnung an den Absender nicht statt-
fünden darf, sind die Gebuhren und der Botenlohn für Expreßbriefe nicht begriffen.

Art. 71.

Gebuhrensitit Für die Anrechnung von Postgefällen irgend welcher Arc, welche von dem
a Absender nicht voraus entrichtet worden sind, darf der Ansatz und die Einziehung

sölen. einer Procuragebühr, auch in dem Falle nicht erfolgen, wenn vorschriftmäßig die
betreffenden Gefälle bei der Auslieferung der Sendung zur Post hätten vorausbe-
zahlt werden müssen.

Art. 72.

ogurgin. Die Vostverwaltungen derjenigen Vereinsbezirke, in denen gesetzlich die Er-
hebung von Lagergeldfür solche Fahrpost-Gegenstände vorgeschrieben ist, welche
längere Zeil bei der Postanstalt aufberwahrt werden müssen, dürfen für unbestellbare,
nach dem Abgangsorte zurückzusendende Fahrpost-Sendungen dieses Lagergeld nicht
in Anrechnung bringen.

III. Bestimmungen,

die Verwendung von Franko-Marken betreffend.

Art. 7 3.

1) Es können sowohl Briefe, als auch Kreuzband= und Muster-
sendungen durch Marken frankirt werden.

Diese Marken bestehen dermalen in folgenden Sorten:
A. Freimarken der Thaler-Währung

zu 1 Silbergroschen,
„ 1½ „ (4 Silberpfennigen),
« 7
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zu 3 Silbergroschen,
5

7“ 10 *
7“

B. reimarten lur 2WR Währung1 Kre
7“ 3 7

7 6 77

77 9 77

77 15 7

„ 90 „

Unzulässig ist die Frankirung durch Marken
a) bei rekommandirten Briefen bezüglich der Rekommandationsgebühr, sowie

bezuglich der Gebühr für Reour-Recepisse (in soweit beide Gebühren für
die Beförderung innerhalb des Postvereinogebiet zu entrichten sind),

) bei Briesen mit Postvorschuß bezüglich der Nachnahmegebühr,

J0) bei Briefen, auf welche Einzahlungen gemacht sind, bezüglich der baareingezahlten Beträg
2) Zur Frankirung de X hat der Absender auf der Adreßseite,

links in der oberen Ecke, eine oder se viele Marken neben einander zu befestigen,
als zur Deckung des (talfnapien Porto reserdernh sind. Es ist wünschenswerth,
daß möglichst wenig eingelne Marken, und deöhalb Marken von möglichst hohem
Werthe (z. B. für 13 Sgr. je eine Marke von 10 und3Sgr.; für 45 Kreuzer
je eine Marke zu 30 und 15 Ken.) verwendet werden.

Die Befestigung der Marken geschieht durch festes Aufdrücken derselben
auf die Briefsendung nach Anfeuchtung des auf der Rückseite besindlichen Kleb-
stoffes.

Bei Sendungen unter Band sind die Marken auf der Adreßseite des Kreuz-
oder Streifbandes zu befestigen, jedoch ohne das Band auf die Sendung selbst zu
kleben

5 Die mit WMarken frankirten Briefpostgegenstände, welche mit der Bezeich=
nung „frei“, „franko“ u. s. w. nicht versehen zu werden brauchen, sind gleich un-
frankirten Briesen in den Briefkasten zu legen.

4) Briefsendungen, auf denen sich Marken vorfinden, welche den Verdacht
ulhen daß sie entweder schon einmal im Gebrauch gewesen, oder ge-fälscht oder unächt sind, werden im ersteren Falle als nicht frankirt behandele
und bei der Absendung mit Porto belegt; im letzteren Falle, wenn nämlich die
Wahrscheinlichkeit vorliegt, daß die Marken gefälscht oder unächt sind, gelangt die
betreffende Sendung gar nicht zur Beförderung, sondein wird von der Aufgabs-

5 r**
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Postanstalt, Behufs der Ergreifung der erforderlichen Maßregeln, der vorgesetzten
Behörde überliefert.

Die Fälschung von Marken und die Verwendung unächter oder

gefälschter Marken, sowie die unbefugte Anlttigung von Druckformen, wirdnach den bellehenden Gesetzen behandelt und bestra
5) Bei Aufgaben imdeües Thurn und Taoen Postbezirk dürfen nur

Taxrié'sche Marken und zw
u) bei Postorten, lar welche die Thalerwährung die Landeswährung ist, nur

Marken der Thalerwährung,
b) bei Postorten, für welche die Süddeufsche Währung die Landeöwährung

ist, uur Marken der Süöddeurschen Währung
zum Frankiren verwendet werden

Die mit unrichtigen Moarten versehene Correspondenz wird als unfrankirt be-
handelt.

6) Der Verkauf der Freimarken geschieht durch die Poststellen, denen es
streng untersagt ist, die Marken zu einem höheren oder geringerem Betrag, alo zu
dem auf denselben ausgedrückten Nenawerth zu verkaufen.



4. Verordnung,
die Abänderungen der Arzneitaxe für 1861

betreffend.

Nach der unterm 5. December vorigen Jahres erschienenen, für die hierländi-
schen Apotheker maßgebenden königlich Preußischen Arzneitaxe für 1861 (Publican-
däum der Ministerien der geistlichen, Unterrichts= und Medicinal-Angelegenheiten
I. J. Berlin 5.. December 1860 im Verlage von Rudolph Gärkner) haben sich
nachstehende Abänderungen in den Taransätzen herausgestellt, welche unter Bezug-
nahme auf F. 21 der Apothekerordnung mit dem Bemerken veröffenellcht werden,
daß dieselben vom 1. Februar d. J. in Kraft treten.

Greiz, am 5. Januar 1861.

Furstl. Reuß-Plauische Landesregierung das.
Otto.

N. v. Geldern= Unspendors.



Seite 7 Zeile 5 ist hinter: „Adua communis“ ein- rs-

gauuschalten: oder Adua communis lltrato.

— 9 Aeidum phosphorioum... 1Drahme — 10

— 12|Camphr Ü 1 Unze 4—

tria.. . — 52

— 13 Chinium hydrochloraaauum 1 Scrupel 9 6

sulphuricum — 6 8

Chloroformium : -1 Drachmot — 8
— 14 Cortox Chinae suscus.. . ... 1 Unze 5—

ontus, et gr. mod. pulv. — 6—

#Supt. pulv. .... — 7—-

Chinac regins . .... — 7 68

contus. et gr. mod. pulv. — 818

subt. Pballv. 1 Drachme, 1. 4
— 15 Croous. — 9 4

—. — 10 10

ubt. pllv.1 Serupel LX
Cubebas.. .:. ... . . 1Unzo a—

grosso mod. pal. —

subt. balllr. —



Soite 151 Dococtum Zittmanni sfortius

16 Electuurium e Senna

Eligxir pDroprietatis Paraccelsi

Emplastrum de Gelbano crocatum

oxyoroceumi. .

17 Euphorbium gr. mod. pulv.

subt. pul.

Extractum Chinue fuscek
"1

18 q Sem

frigille paratum
1———.-p.

19 Ferro-Kali tartarioum

(ylores malvae erborete

20Flores Rhoeado

Sambuoi

Sembuci conc. et kr. mofl. pulv. 1 Unze

Tiliae

conc.

 3 P

cone.

subt. pulv.

. 24 Pfuud

1 Pfund

1 Unze

* — I

½Plnd“
 1·Unze

—

1 Unze 6
 àr
½ Pfüml.

#
½ Dfund

1 Unze
l

Cis-M-

12810

92

2 à

7—

10 10

13 8



Seite 20,Flores Tilia conc. . ..

 22,Folie Sennae

conc. ct gr. moll. pulv.

subt, pulv.
— 250 Koali tarlarin

nubt. pulv-—
 27 Liduor kali carbonic
l 68 Mixtura oleoso-halsumic .

Natro-Kali tartariem

pulv.
30 Oleum cinnamooom

— 132Pulvis aürophorus lakans cum capsulis

35 Hadix solcp subt. pulw.

36Saccharum Lactis subt. pbulvbv.
— Secalc cornuumnmnmn

subt. pull.
1 sr9Succus Glreyrrhizac erudus.

depur. puly.
— 40 Syrupus croci

Tartarus horaxatus.. ..

erudus pulv.

depuratus pulv.
— 41 Tinetura Chinae eomposita.. ..

* vs.
1 Unze 1

—

a

 7
 Scrupel

 Drachmo

1 Unze

1 Drachme

1 Unze

2 4

2 6

3. 4

42

6 8

8 —

3.6
3—

4 4

5 4

—110

4
I

—10
4
3—

41
—.10

28
*
3 6
slio
28
3 8
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Seite 41 Tinctura Chinae simplex 1 Unze

— 42 Opii erooata .... 1 Drachme

Vanillee ....-—

43 Vauilla . 1 Serupel

— 52 Zeile 6 ist zwischen „Einwickeln“ und

„Wachspepier“ des Wörtchen „in“ zu

Lörchen. .



— 42 —

5. Consistorial-Belanntmachung.

die Ertheilung der Rechte milder Stiftungen für die „Haußmannsche
Schulstiftung“

betreffend.

Der Kaufmann und Fabrikant Friedrich Ferdinand Haußmann zu Glauchau
hat seine schon früher bezeigte wohlwollende Vorsorge für die Schulanstalt zu
Cossengrün neuerdings noch durch Widmung eines Capitalö von Fünf Tausend
Thalern für die Zwecke der dortigen Schule in auögezeichnetster Weise bekundet.

Fürstliches Consistorium fühlt sich gedrungen seine dankbare Anerkennung hier-
mit öffentlich auszusprechen und weist zur Nachachtung darauf hin, daß zu Folge
höchster Landesregentschaftlicher Verfügung vom 19. November vorigen Jahreé, der
gedachten Widmung unter dem Namen der

„Haußmannschen Schulstiftung“
die Eigenschaft einer „Pia causa“ unter Ertheilung aller, Anstalten dieser Art nach
dem Mandat vom 24. Januar 1736 und sonst zusiehenden, Rechte und Vergün-
stigungen, beigelegt worden ist.

Greiz, den 19. Januar 1861.

Fürstl. Reuß-Plauisches Consistorium das.
Frig# i. V.

N. o. Geldern- Ertpendork.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M. 2.
(Ausgegeben den 9. März 1861.)

Nach trag
zur Verordnung vom 12. Februar 1858, die Errichtung eines

Eichungsamts und dessen Geschäftsobliegenheiten

betreffend.

Es sind Zweifel darüber entstanden, in welcher Weise über die nach F. 2
der obenbezeichneten Verordnung wegzunehmenden unrichtigen Waagen und Gewichte
verfügt werden solle.

Zu deren Beseitigung und in Betracht des Umstandes, daß eine Verwerthung
iener, der Konsiokation unterliegenden Gegenstände selbstverständlich nur unter Beo-

bachtung gewisser Vorsichtsmaßregeln erfolgen darf, wird mit höchster Geneh-
migung nachträglich Folgendes verordnet:

Sämmtliche, bis jetzt an die resp. Polizeibehörden abgegebenen, bei den be-
treffenden Revisionen vorgesundeneu unrichtigen Waagen und Gewichte sind binnen
Monalöfrist an das Furstliche Eichungsamt allhier einguliefern.

Dasselbe hat dafür Sorge zu tragen, daß die ersteren in entsprechende, jeden
Mißbrauch ausschließender Weise verwerthet werden, —. Uns auch, wie Solches
geschehen solle, berichtlich anzuzeigen.

Die bei fernern Revisionen zu konficzirenden bezüglichen Gegenstände hat das
Fürstl. Eichungsamt sofort an sich zu nehmen; jedoch ist den betreffenden Polizei-
behörden von jedem einzelnen Falle Anzeige zu machen.

Greiz, den 22. Januar 1861.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
Otto.



7. Bekanntmachung,

einen Nachtrag zum Vereinszolltarif

belressend.

In Folge einer unter den Jollvereinéregierungen getroffenen Vereinbarung
ist künfllich hergestelltes sowohl, als natürlichec Paraffin allgemein dem Zollsatze
von Einem Thaler nach Pos. II. 36. des Vereins-Zolltarifs zugewiesen worden,
was hiermit als Ergänzung des amtlichen Waarenverzeichnisses zur öffentlichen
Kenntniß gebracht wird.

Greiz, den 9. Februar 1861.

Fürstl. Neuß-Plauische Landesregierung das.

Otto.

Nichter.



8. Regierungs-Verordnung,

betreffend einige Erleichterungen hinsichtlich der Versteinung

der Fluren zum Behuf der Landesvermessung.

Zur Beforderung der allgemeinen Landesvermessung und thunlichsten Erleich-
terung der betheiligten Grundstucköbesitzer wird, mut höchster Genehmigung der
Durchlauchtigsten Fürstin Regenun, von Förstucher bandesregierung hiermit ver-
ordnet, was folgl:

 *1

Sobald einer der verpflichteten Geometer Regierungowegen mit Vermessung

einer Flur beauftragt worden ist, hat dersetbe die betreffende Gemend= ——
dern, die h sunehne ihrer Flur noch vor dem nach §. B.des Ge-sebes vom 28. Februar 1358 vorzunehmenden förmlichen Flurzuge unter —

der Fidgeschwursn in Richtigkeit zu bringen und zu versteinen.

2

Wird diese Richtigstellung und Versteinung bio zum Beginn des Flurzugs
vollendet, so sollen die eingesetzten Steine nach der Verordnung vom 9. November

58 K. 4. als bereilé vorhanden gewesene bekrachtel, und also auch unbehauene
Steine, vorauogesetzt, daß sie die vorschriftsmäßige Hohe und Stärke haben und
keine blosen Kiesel sind, zugelassen werden.

3.

Rücksichtlich der Lande= und Flurgrenzsleine bewendet es unabänderlich bei
den bestehenden geselichen Bestimmungen; dasselbe gilt von Grenzstelnen zwischen
bandebherrlichem und Privateigenthum.

7*
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4.

Da die Erfahrung gelehrt hat, daß die Vermessungen durch Benehung
eines dritten Kettenziehers wesentlich gefördert und beschleunigt werden: so sind
von jett an jedem Geometer drei Kettenzieher, Statt der bisherigen zwei, zur
Versügung zu stellen; dagegen soll bei dem Messen die Beiziehung eines Feld-
geschwornen künftig wegfallen, wenn nicht in in dem einen oder dem andern ein-
zelnen Falle besondere Umstände solche nöthig machen wird.

Greiz, den 26. Februar 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung dal.

Otto.

N. v. Geldern= Crispendorl.



9. Gesetzliche Verordnung,

die Aufhebung der Durchgangs-Abgaben

betreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräsin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu
Hessen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
souveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c.

und Landesregentin,

fügen hiermit zu wissen:

Nachdem die Regierungen der zum deutschen Zoll= und Handels-Bereine ge-
hörenden Staaten die gänzliche Aufhebung der Abgaben für den Waarendurchgang,
mit Einschluß der an Stelle der Durchgangsabgoben bestehenden Ausgangsabgaben,
und die entsprechende Abänderung des durch das Gesetz vom 5. November 1856
(el. No. XXV. (49.] der Gesehsammlung defsselben Jahres) publicirten Bereins-
zolltarifs beschlossen haben, so verordnen wir hiermit Volgendes:

Artikel 1.

Vom 1. März dieses Jahres an sind die Abgaben für den Waarendurchgang
(dritte Abeheilung des Tarifo) ferner die in der zweiten Abtheilung des Tarifs
unter Posstion 2 a, Position 5 c, 2 und 3, Position 5 f. 1. und Posttion 26.
Anmerkung 1. sestgesetzten Ausgangszölle aufgehoben. Die unter diesen Positionen
begriffenen Gegenstände werden der ersten Abtheilung des Tarifs zugewiesen, mit-
hin von jeder Abgabe befreit.
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Artikel 2.

Alle diejenigen Bestimmungen fröüherer Gesege und Verordnungen, welche mit
der Aufhebung der Durchgangezelt nicht vereinbar sind, ereten von gleichem Zeit-punkte an außer Kra

Urkundlich 2 Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und mit dem

Abdrucke Unseres Fürstlichen Insiegels versehen lassen.

Gegeben Greiz, den 28. Februar 1861.

(I. 8.) Caroline.

Otte.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß ülterer Linie.

W 3.
(Ausgegeben den 19. März 1861.)

10. Landesherrliche Verordnung,
die Gleichstellung der Städte mit dem platten Lande hinsichtlich

des Betrags der zu entrichtenden Malzschrotsteuer
betressend.

Wir Caroline Amalie Ellisabeth, verwittw. Furstin Neuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Kranichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu
Hessen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minderüa-rigen Sohnes, HFeinrich des Zwei und Zwanzigsten üälterer Linie
souveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c.

und Landesregentin,
fügen hiermit zu wissen:

Bebufs der, aus Räcksscht auf die finanziellen Verhälinisse der Städte bis-
her noch unterbllebenen völligen Gleichstellung sämmellcher Brauereien des Fürsten-
thums Betreffs der Braumalzschrotsteuer verordnen hiermit nach vernommenem
ständischen Beirathe Folgendes:

8. 1.

Von 1. April d. J. an ist von jedem zum Brauen bestimmten Zentner
Malzschrot somohl in den Städen als auf dem Lande eine Braumalzschrotsteuer
von

a) Zwanzig Silbergroschen, wenn das Malzschrot von genetztem Malze,
auf gewöhnlichen Möhlen, bereitet wird,

b) von Zwei und Zwanzig Silbergroschen Ucht Pfennigen, wenn das Schrot
aus Malj in ungenetztem Zustande oder durch sogenannte Ouetschmaschinen
gewonnen wird, zu entrichten.

6
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Die Erhebung dieser Steuer liegt wie zeither den Fürstlichen Steuerslellen
ob. Fürstliche Landcoregierung hat denselben wegen der Repartition des Sceuer=
satzes zwischen Fürstlicher allgemeiner bandeskasse und den Fürstlichen Renkkassen
die erforderliche Weisung zu ertheilen. Die Erledigung des Perzeptionsanspruchs
der letztern im Wege der Vereinbarung zwischen Fürstlicher Lande5regierung und
Fürstlicher Kammer bleibt vorbehalten.

# 2.

Jeder Brauende muß bei der Deklaration der Einmaischung zugleich rirlärrab er das Malz aus genetztem oder ungenebtem Malze bereiten wolle,
hiernach sich richtende höhere oder niedere Steuersatz (Vg. K. 1.) sernenn" wer-

n konne.

z. 3.

Ergiebt sich bei der Revision oder sonst eine Wahrheitswidrige Deklaration,
so treten die Nrn. 24 bis 32 des Gesetzes vom 17. October 1838 enthaltenen
und zu Folge der Vererdnung vom 25. Juli 1854 auch für die Stadte Maaß—
gebend gewordenen Strafbestimmungen ein.

F 4.

Die Controlirung der gegenwärtigen Bestimmungen liegt dem nach Nr. 6
des angezogenen Geseqes vom 17. October 1338 zur Ueberwachung des Brauerei=
betriebs verpflichteten Dienslpersonale ob.

K. 5.

Rücksichtlich der Einwirkung dieser Unserer Verordnung auf die in den
Städten auf der Bierbereitung ruhenden Communalabgaben, insbesondere wegen
Berücksichtigung der Weise der Nalzschrorbereitung bei Normirung der Abgaben=
sätze hat Fürstliche Landesregierung das Nöthige anzuordnen.

Uebrigens bewendet es zur Zeit bei der bereits von Fürstlicher Landesregierung
getrosfenen Verfügung, wonach von eingehenden fremden Bier keine höhere Ab,
gabe alc Vier Silbeigroschen sechs Pfennige vom Eimer erhoben werden *
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urkundlich haben Wir diese Verordnung ceigenhändig vollzogen und mit
dem Abdrucke Unseres Fürstlichen Instegels versehen lassen

Greiz, am 14. März 1861.

(L. 8.) Caroline.

Otto.

11. Verordnung,

die Außerkourssetzung vestümmelter Kassenscheine

betreffend.

(Publicirt in Nr. 33 des Amts- und Nachrichtsblattes.)

Zufolge einer von der hiesigen Landeökassenverwaltung anher erstatteten An-
zeige ist unter den bei derselben zur Auswechselung präsentirten hierländischen
Kassenscheinen eine nicht unbedeutende Anzahl absichtlich verstümmelter, namentlich
durch Ausschneiden der Figuren verunstalteter Stücke, angetroffen worden.

Da fernern Mißbräuchen der bezeichneten Art für die Zukunft möglichst vor-
zubeugen ist, so wird hierdurch mit Höchster Genehmigung folgendes verordnet:

Hierländische Kassenscheine, welche in einer Weise beschädigt oder verunstaltet
lind, daß die Verstümmelung nicht einem Zufalle zugeschrieben werden kann, dürfen
von Furktlicher Landeskassenverwaltung nicht länger als

bis zum 15. April dieses Jahres

in Jahlung oder zur Umwechselung angenommen werden.
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Die bis zu dem gedachten Zeitpunkte elngegangenen betreffenden Scheine wer-
den kassirt und durch neue erset werden.

Greiz, den 14. März 1861.

Fürstlich RNeuß-Plauische Landeoregierung das.

Otte.

N. v Geldern, Erlspendors.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

W. 4.
(Auogegeben den 11. April 1361.)

12. Nachtrag.
zu dem, deim Bäckerhandwerk zu Zeulenroda im Jahre 1827 Höchst-

landesherrlich verlichenen Innungsbrief.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu
Hessen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
souvcränen Fürsten Rcuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c.

und Landesregentin,

urkunden und bekennen hiermit:.

Im Artikel VII. J. 4. der Landesherrlich bestätigten Innungsbriefe des
Bäckerhandwerko zu Zeulenroda vom 2. Juni 1827 ist die Bestimmung getroffen,
daß an Sonn= und Feiertagen nur ein Bäcker, nach der Reihenfolge, Brod,
Semmeln und andere Bäckerwaaren vor Anfang des Gortesdienstes backen darf.

ir nun zu vernehmen gehabe, daß in Rücksicht auf die bedeutende
Zunahme der Bevölkerung in Zeulenroda seit Einführung gedachter Innungöbriefe,
ein ein ziger Bäcker dem Bedürfnisse des dasigen Publikums an Sonn= und
Feiertagen nicht mehr genügen kann, so daß nicht selten Mangel an solchen Bäcker-
waaren eintritt, so haben Wir, nach dem Uno Unsere Landeoregierung auf
Grund eines von dem Stadtrathe zu Zeulenroda diesfalle gestellten Gesuchs, in
der Sache Vortrag erllartet, die im Artikel VII. §. 4. der Eingangögedachten

Innungsbriefe enthaltene Beschränkung" in der Weise zu modisiciren Uns bewogen
gesunden,

daß binfort vier Bäckermeister und zwar in jedem der vier Stadttheile
einem derselben gestattet sein soll, an Sonn= und Feiertagen vor Anfang
dec Gotteodienstes, Brod, Semmeln und andeie Bäckerwaaren zu vacken.
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Ueber diese Abänderung der dem Bäckerhandwerk zu Zeulenroda unter'm
2. Juni 1827 ertheilten Innungsartikel haben Wir demnach gegenwärtige Urkunde
unter Unserer eigenhändigen Unterschrift und Vordruckung Unseres größeren Fürst-
lichen Insiegels ausfertigen lassen.

So geschehen Greiz, den 14. März 1361.

(L. S.) Carolinc.
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13. Gesetzliche Verordnung,

Abänderung des Vereins-Zolltarifs
betreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittwete Fürstin Neuß
älterer Linic, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborene Prinzessin zu
Hessen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minder-
j#ährigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer
Linie sonveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herru von Plauen 2c.

und Landesregentin,

fügen hiermit zu wissen:

Nachdem die Regierungen des deutschen Zoll= und Handelsvereins öberein-
gekommen sind, die Eingangsabgaben von Zinn allgemein ohne Unterschied des
Ursprungs aufzuheben, so verordnen Wir, in weiterer Abänderung des durch das
Gesey vom 5. November 1856 (el. No. XXV. (49] der Gesebsammlung desselben
Jahreê) publicirten Vereinszolltarifs, hiermit Folgendes:

Vom 1. April 1861 an tritt den Gegenständen, welche keiner Abgabe unter=
worfen sind — in der ersten Abtheilung des Tarifs — aus der zweiten Abtheilung
des Tarifs, Position 43 Anmerkung, hinzu:

Zinn in Blöcken, Slangen u. s. w. und altes Zinn.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und mit dem
Abdruck Unseres Fürstlichen Insiegels versehen lassen.

Gegeben Greiz, den 23. März 1861.

(. 8.) Caroline.

Otte.
9
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14. Bekanntmachung,

die Verlängerung der Frist für Einziehum der verstümmelten hie-
sigen Kassenscheine

tietreffend.

n der Regierungsverordnung vom 14. vorigen Monats, die Außercours-
setzung verstümmelter Kafssenscheine betreffend (CI. No. III. W der diesjährigen
Gesebsammlung) ist der Termin, bis zu welchem die hierländischen Kassenscheine,
welche absichtlich, namentlich durch Ausschneiden der Figuren verstümmelt worden
sind, von der Fürstlichen Landebkassenverwaltung in Zahlung oder zur

wiechstlung angenommen werden dürfen, auf den 15. dieseo Monats bestimmtword

Nachdem jedoch unter den obwaltenden Umständen, mit höchster Genehmigung
beschlossen worden ist, eine vierwöchige Nachfrist für die Einziehung dieser ver-

stümmelten KassenbilletS zu bewilligen und somit den Endtermin der resp. An-
nahme und Umwechselung auf

den 15. Mai dieses Jahres

hinauszuschieben, so wird Solcheo zur Nachachtung hiermit öffentlich bekannt
gemacht.

Greiz, am 6. Ap#l 1361.

Fürstl. Neuß-Plauische Landesregierung das.



Gesetzsammlung
des Furftenthums Reuß alterer Linie.

M. 5.
(AM#sgeprben den 1. Mai 1361.)

15. Anderweite Bekanntmachung,

die Außerrourssetzung verstümmelter Nassenscheine

betreffend.

Da nach Inhalt desc Art. 4. der unter'n 21. Januar 1856 zwischen
mehreren Staaten Thüringens über die gegenseitige Zulassung des Papiergeldes

getrofenen Uebereinkunft, welcher die diesseitige Regierung mittelst Urkunde vom. Juni 1858 beigetreten ist,

eine Außercouröseyung des von denselben ausgegebenen oder auszugebenden
Papiergeldes nicht eher eintreten soll, als nachdem eine Einlösungsfrist von
mindestens vier Wochen festgesetzt und wenigstens drei Monate vor ihrem
Ablaufe offentlich bekannt gemacht worden ist,

die Anwendung dieser allgemein gefaßten Bestimmung aber auch bei einer nur
theilweisen Einziehung von Papiergeld in Frage kommen kann, so wird unter
Rückbezug auf die Bekanntmachung vom 6. d (Nr. 4 Stück 14. der Gesetz-
sammlung) mit höchster Genehmigung hierdurch bestimmt, daß diejenigen hierlän-
dischen Kassenscheine, welche absichtlich, namentlich durch Ausschneiden der Figuren
verstümmelt worden sind, von der Fürstlichen Landeskassenverwaltung noch

bié zum 31. August d. J.

in Zahlung oder zur Umwechselung angenommen werden sollen, übrigens aber
Ablauf dieses Termins eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand aus-g##closaen bleibt.

10
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Solches wird hiermit zur allgemeinen Kenntniß gebracht.

Greiz, den 30. April 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung das.

Frik i. V.

N. v. Geldern= Cuspenbert.



Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie.

22

M. C.
(Ausgegeben den 4. Juni 1861.)

16. Gesetzliche Verordnung,

die subsidiarische Haftpflicht bei Uebertretung der Gesetze über
indirekte Steuern

betreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu

Hessen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
sonveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c.

und Landesregentin,
haben Uns bewogen gefunden, auf Grund der in der vom 1. bis 13. October
vorigen Johres zu Erfurt abgehaltenen Konferenz der Bevollmächtigten des
Thöüringischen Zoll= und Handelsvereins getroffenen Verabredungen, Volgendes zu
verordnen:

F. 1.

Ueberall, wo in den Gesetzen über gemeinschaftliche indirekte Abgaben eine
lubsidiarische Haftpflicht für de von dem Uebertreter eines solchen Gesezes verwirke
Strafe bestimmt ist, wird dieselbe, so weit es nicht schon jetzt der Fall ist, zu-
gleich auf die Haftpflicht für die Gefälle und Prozeßkosten erstreckt, zu deren Jah=
lung der Uebertreter verurtheilt worden ist.

g. 2.

Diese Oaftpflicht tritt ebensowohl wegen verwirkter Kontraventionsstrafen, als
wegen Defraudationsstrafen ein; es kann sedoch, im Falle mehrere oder wiederholte

11
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Kontraventionen derselben Art bei glechzeitiger Entdeckung die Kontraventionsstrafe
insbesondere die durch K. 26 dee Branntweinsteuer-Gesehes vom 13. December
1833 verhängte Ordnungöstrase ven 100 Thaler gegen den fubsidiarisch Verpflich=
teten gleichwie gegen die eigentlichen Thäter oder Theilnehmer nur in dem einmali-
gen Betrage festgesebt werden.

g. 3.

Dem Ermessen Unserer Regierung bleibt in dem Falle, wenn die Geldbuße
von dem Verurtheilten nicht beigetrieben werden kann, vorbehalten, die Geldbuße
entweder von dem fubsidiarisch Verhafteten einbringen oder, statt dessen und mit
Verzichtung darauf, solche nach Verwandlung in Freihetsstrafe an dem Angeschul-
digten vollstrecken zu lassen, ohne daß letztern Falls die Verbindlichkeit des subsidia-
risch Verhafleten rücksichtlich der zu ersetzenden Gefälle und zu berichtigenden Prozeß-
kosten dadurch aufgehoben wird.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und mit dem
Ubdrucke Unseres Fürstlichen Insiegels versehen lassen.

Gegeben Greiz, den 2. Mai 1861.

¶. 8.) Caroline.

Frif, 1. #.



17. Gesetzliche Verordnung,

die Bestrafung des Mißbrauchs des zur Viehfütterung oder gewerb-
lichen Zwecken überlassenen Kochsolzeo

belrefsend.

Wi# Caroline Amalie Elisabeth, vervittwete Firstin NReus-
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborene Prinzessin zu
Hessen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minder-
jährigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten ülterer
Linic souveränen Fürsten Rcuß, Grafen und Herrn von Plauen rc.

und Landesregentin,

sügen hiermit zu wissen:

Um bei der zu Gunsten der Viehbesitzer und Gewerbetreibenden stattsindenden
Abgabe von sogenanntem Vieh: und Gewerbesalze das Interesse der Salzregie,
gegen mißbräuchliche Verwendung dieser zu ermäßigten Preisen verabfolgten Vieh-
lalzgattungen möglichst zu schüzen, wird mit Rücksicht auf die zwischen den Regie-
rungen des Thüringischen Zoll= und Handelovereins auf der Erfurter Conferenz
im Jahre 1846 vereinbarten Bestimmungen hiermit Folgendes verordnet:

K. 1.

fice das zu ermäßigten Preisen ihm zugestandene Salz ganz oder theilweise
an Andere überläßt oder zu anderen, als den bestimmten Zwecken verwendet, hat
nicht nur die an den geseblichen Preisen ihm erlassene Summe zur Steuerkasse
nachzuzahlen, sondern auch, alsé Strase der mißbräuchlichen Verwendung, den zehn-
fachen Betrag des nachzuzahlenden Preises, und Falls derselbe unter 10 Thaler
beträgt, oder eine bestimmte Summe überhaupt nicht zu ermitteln ist, mindestens
10 bis 50 Thaler zu entrichlen.

Sowohl der Betrag der Preis-Differenz, als die Strase, sind von demjenigen
einzuziehen, der das Salz zum ermäßigten Preise begehrt und empfangen hat, ohne

11“
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Räcksicht, ob der Mißbrauch durch ihn selbst oder hurh Andere, und ob er mitseiner Zustimmung oder ohne sein Vorwissen verübt ist.

g. 2.

Außerdem gehen die Kontravenienten der Begünstigung, Salz zu ermaßigten
Preisen zu erhalten, für immer verlustig, welches auch dann Statt findet, wenn
zwar dem Empfänger des Salzes ein von ihm selbst verübter Mißbrauch nicht zu
erweisen ist, der Fall eines Unterschleifs mit dem ihm bewilligten Salze durch an-
dere Personen aber zum zweitenmale eintritt.

. 3.
Endlich hat auch derjenige, welcher die bei Ueberlassung von wohlfeilerem

Salze zu gewerblichen Zwecken vorausgesehten Bedingungen vollständig und pönkt-
lich zu erfüllen unterläßt, abgesehen von der ihn etwa treffenden Strafe, zu ge-
wärtigen, daß ihm die Begünstigung deo wohlfeileren Salzbezugs zeitweise, und

nach vorhergegongener zweimaliger Bestrafung und Verwarnung für immer ent-
zogens urundt ich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und mit dem
Abdrucke Unseres Fürstlichen Insiegels versehen lassen.

Gegeben Greiz, den 6. Mai 1861.

(L. S.) Caroline.

Frb. i. V.



18. Bekantmachung,

die Versteinung der Flurgrenzen
belreffend.

Wie Wir zu vernehmen gehabt, hat das bei der Versteinung der Flurgrenzen
in der Regel zeither eingehaltene Berfahren, wornach diejenige Gemeinde, deren
Nlüur vermessen werden sollte oder wurde, für Ankauf und Anfuhre der Flurgrenz=
steine sorgte und die den Nachbargemeinden zufallenden Beiträge zu den daraus
erwachsenen Kosten von diesen sich wiedererstatten ließ, mancherlei Unzuträglichkeiten
und Disfferenzen zwischen den betheiligten Gemeinden im Gefolge gehabt.

Wir haben Uns deohalb veranlaßk gefunden, den Obergeometer zu beauftragen,

Ileich nach Beendigung des Flurzuges, bei welchem die Gemeindevorstände
von der größeren oder geringeren Schwierigkeit der Versteinung sich zu
überzeugen Gelegenheit haben, mit diesen über die Anschaffung der Ilux=
grenzsteine zu verhandeln und solche der mindestfordernden Gemeinde, unter
Festsetung eineo Termin, bio zu welchem die Versteinung auszuführen ist,
zu übertragen, die hierbei getroffenen Bestimmungen im Flurzugsprotokoll
aufzunehmen und zur Genehmigung Uns vorzulegen.

Solche wird hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 7. Mai 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Laudesregierung das.
Britz, i. V.

N. v. Geide##= Cuspeadorl.
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19. Bekanntmachung,

den Verkauf von Düngesalz

belreffend.

Durch die im vorigen Jahre in Erfurt Statt gehabte Conferenz der Bevoll-nächüigten des Thüring'schen Zollr und Handelsvereins ist hinsichtlich der Voraus-
sebung, unter welchen Düngesalz für nicht kontrolepflichtig gelten soll, Folgendes
vereinbart worden:

1) Als Döngesalz kann aus welßem Satlze bereltetes Biehsalz zum Viehsalz=
preiseanLandwirtheverabfolgt werden. Zu ebendemselben Preise kann als Dünge-
salz auch weißes Kochsalz überlassen werden, welches mit 20 Procent Torfasche,

Jauche oder durch emischung mie natürlichem Dünger unter amtlicher Aufsichtdenaturirt worden ist.

2) Salinische Düngemittel, als Pfannensteln, Dornenstein, Sazschlamm,
StaßfurtherAraumsalz u. s. w., welche sich nicht dazu eignen, um aufdenSalz-

werken zur Salzbereilung zu dienen, können als Düngemittel verkauft werden, unter

Anwendung derjenigen Sicherungsmaßregeln, welche gegen den Mißbrauch soccteMittel zu anderen Zwecken als zur Düngung schügen, mithin sowelt durch die
schaffenheit der in Frage stehenden Abfälle nicht ein Mißbrauch bereits z nn'selel
sen ist, unter Vermischung mit Scoffen, welche den Mißbrauch zu hindern geeig-
net find.

3. Erhalten dergleichen (zu Nr. 2) Düngemittel nur 25 Procent Kochfalz
oder weniger, so dürfen sie als kontrolefreie Abfälle von den Angehörigen des einen
Vereinsstaates aus einem anderen Vereinsstaat bezogen werden, wenn die Transporte von
den Salinenkontrolen oder Faktoreien mit Bescheinigungen versehen sind, welche
eine entsprechende Transportfrist vorschreiben, und aus denen hervorgeht, daß die

— Gegenstände auf der betreffenden Saline als Düngemittel verkauft
sind, auch nicht über 25 Procent Kochsalz enthalten, und welche auf Verlangen
den Freuer=„Aufsichts-Organen vorzuzeigen sind.
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Zum Uebergange von Düngemitteln größeren Salzgehaltes von einem Vereins-
staate in einen anderen, bedarf es der Einholung elnes Erlaubnißscheines der zu-
sländigen Behörde des Staates, in dessen Gebiet die Einführung geschehen soll,
und der Innehaltung der dabei zu ertheilenden näheren Vorschriften.

Zur allgemeinen Nachachtung wird dies hiermit bekannt gemacht.

Greiz, am 3. Mai 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung das.
Friß., i. V.

N. v. Gesbeen- nspendor!.
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20. Bekanntmachung,

die Errichtung einer regelmäßigen Landbestellung im gesammten
Thüringischen Postdistrikt

betreffend.

Um die Benutzung der Landpostboten-Anslalten zu erleichtern und insbesondere
auch zu ermöglichen, daß im internen Verkehre die andbestellgebühr auf Verlangen
von dem Absender mit dem Porto vorausbezahlt werden könne, ist von der Fürstl.
Thurn= und Taxis'schen Gencralpost= Direktion zu Frankfurt am Main resp. nach
vorgängiger diesseitiger Genehmigung, beschlossen worden, vom 1. Juni dies. Is.
an gleichmäßig für den gesammten Thüringischen Postdistrikt und somit auch für
das hiesige Fürstenthum, die nachfolgenden Bestimmungen mit der Vergünstigung,
daß bei Abholung am Schalter die Erhebung des vorschriftsmäßigen Gefachgeldes
auf solche Sendungen beschränkt werde, welche nach Landorten bestimmt sind, die
von dem Landpostboten regelmäßig mehr alo zweimal begangen werden, zur Aus-
führung zu bringen:

Von den Landpostboten sollen befördert und bestellt werden:

a) zwischen dem Postorte und den Landorten ihres Bestellbezirks gewöhn-
iche und recommandirte Briefe, sodann Fahrpostsendungen im Einzelnen

bis zum Gewicht von 20 Pfund und bis zum declarirten Werthe von
200 Thlr. oder 350 Fl., ferner Zeitungen;

) zwischen den einzelnen Landorten nicht recommandirte Briefe und Fahr-
postlendungen ohne erklärten Werth bis 10 Pfund

Von dem Eintreffen einer das geucht, um 20 Pfund oder den
Werth von 200 Thlr. oder 350 Fl. übersteigenden, sonach zur Bestel-
lung durch den Landpostboten nicht geeigneten Postsendung werden die
Udressaten durch die Abgabs-Poststelle schriftlich benachrichtigt.

Die Landpostboten haben zu erheben1) für eine gewöhnliche oder rcommandirt Briefpostsendung, des-
gleichen für die schriftliche Benachrichtigung über das Vorhanden=
sein einer durch den Landpostboten nicht zu bestellenden Sendung

½ Sgr. oder 2 Kr.,
2) für Packete bis 1 Pfund und Geldsen-

dungen bis zum Betrage von 10 Toi.oder 17½ Bl. 35 “ „ 3 „
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3) für Packete über 1 bls 6 Pfund Gewichr,
sowie för Geldsendungen im Betrage über
10 bis 30 Thlr. oder über 17 ½ bis
52½ S... 14 Sgr. oder 4 Kr.,

4) für Sendungen von größerem Gewicht
oder mit höherer Werthserklärung 1/8 „ „ 6 „

5) für Zeitungen, wenn die Bestellung re

gelmäßig Fi Procnhumeraudohalbjährli

wenn die aian bochstens einmal
wöchentlich erscheint 3 „ „„ 10 „
wenn die Zeitung 2 — ämal alchein 6 „ „ 21 „

und

wenn die Zeitung mehr als 4 mal er-
scheint und bestellt wird. .8 „ „ 28 „

Für die Beförderung aller Briefpostsendungen von den Landorten zum Dost-
orte de5 Bestellbezirks wird, wenn dieselben von da durch die Post weiter befördert
werden, keine Gebühr, wenn dieselben dagegen im Postorte verbleiben, die
gewöhnliche Ortsbestellgebühr erhoben.

Bei der Abholung einer wegen ihrer Schwere oder wegen ihres declarirten
Werthes durch den Landposlboten nicht bestellbaren Sendung ist weder ein Gefach-
noch Lagergeld zu erheben.

Wer an Orten, wohin eine regelmäßige Bestellung der Postsachen auf das
Land durch Poslboten stattsindet, von der Landpost keinen Gebrauch machen, son-
dern die für ihn eingehenden Poslsendungen auf der Post abholen oder an eine zu
bezeichnende Person im Postorte abgeben lassen will, hat dies der Poslstelle anzu-
zeigen, und sodann

a) wenn die Abgabe an eine Person im Postorte erfolgt, die gewöhnliche
Ortsbestellgebühr,

D) bei Abholung am Schalter

1) wenn die Begehung des adressatischen Landorts wöchentlich nur ein-
mal erfolgr, keine Vergütung,

12*



2) wenn die Begehung des abreffatischen Landorks durch den Postboten
wschentlich zweimal oder öfter geschieht, eine Gefachgebühr von

½ Sgor. oder 1 Kr. für jeden gewöhnlichen Brief,
2 „ für jeden recommandirten Brief und für½ « «

jedes Fahrposkstück
zu entrichten.

Im Uebrigen und namentlich auch, was die Bestellung Herrschaftlicher Sen-
dungen betrifft, bleiben die diesseitigen Bestimmungen und speclellen Verabredungen
auch ferner maßgebend.

Solches wird zur allgemeinen Keantniß gebracht.

Greiz, am 22. Mai 1861.

Fürstlich Reuß-Plauische Landes- Regierung vas.
Frib, i. V.

# v. Gelben-Cie#ed:#



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß ülterer Linie.

„W. 7.
(Ausgegeben den 18. Juni 1861.)

21. Landesherrliche Verordnung,

die Sicherung der von dem Weimarischen Bankfilial zu Greiz zu
Ablösung anderer grundherrlicher Berechtigungen als der Triften

und Frohnen darzuleihenden Kapitalien
betreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu

Hessen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten midersch-
rigen Sohnes, Heinrich des Iwei und Zwanzigsten älterer Linie
sonveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Plauen cc.

und Vandesregentin,

fügen hiermit zu wissen:

Zu Beseitigung bestehender Zweifel über die Anwendbarkeit der Bestimmungen
in der Landesherrlichen Verordnung vom 2. Juli 1856, auf Ablösungskapitalien
für andere grundherrliche Berechtigungen als Triften und Frohnen, haben Wir
Uns bewogen gefunden, alc Erläuterung und Ergänzung der gedachten Landes=
herrlichen Verordnung Folgendes hiermit zu verordnen:

S. 1.

Diein dem Gesetz vom 30. Mai 1352, die Ablesung %n Hchungs- undTuiftbergchtigungen betreffend, 46. 16, 17, 18, 19, 23, 24in der Landesherrlichen Verordnung vom 2. Juli 165, *P enpeun des
Weimarischen Bankfilials zu Greiz zu Darleihung von IAblösungskapitalien be-
treffend — rücksichtlich der Sicherung der Ablösungsrente, des Anfanges derselben,

13
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der Zahlungstermine, der Befugniß zur Kündigung der Rente, des dabei einzu-
haltenden Verkfahrens bei Dismembrationen, der Sicherstellung der an die Sielle
dieser Renten trekenden Ablösungskapitalien und der Zinsen von solchen — ge-
troffenen Bestimmungen finden nicht lediglich auf Triften und Frohnen, sondern
überhaupt auf alle geseblich oder im Wegr freier Vereinbarung ablösbare grund-
herrliche Berechtigungen Anwendung.

. 2.

Behufes der Entstehung der zur Sicherung der aus den Mitteln des Weimari-
schen Banksilials zu Greiz zu Ablösungszwecken vorzustreckenden Kapitalien und
der Zinsen von solchen, auf dem unbeweglichen Eigenthume des Schuldneré haften-
den stillschweigenden Hypothek und zu Begründung des damit verbundenen Vor-
zugsrechtes, bedarf es der in §. 22 des Gesebes vom 30. Mai 1852 vorgeschrie-
benen Cession des Berechtigten nicht; die Zahlung der zur Beschaffung des Abls-
sungskapitals aus den Mitteln der Weimarischen Filialbank zu Greiz vorzustreckenden
Anlehne hat vielmehr diese Wirkung fur sich allein.

 *-

Bei Ablösung der dem Furstlichen Kammersiscus zustehenden grundherrlichen
Verechgungen kann die Zahlung der aus den Mitteln des Weimarischen Bank-
silials zu Greiz den Verpllichteten darzuleihenden Kapitalien anstatl an die betreffende
Hppothekenbehörde, unmittelbar an die Kammer geschehen und höt eine solche Zah-
lung ganz die nämliche Wirkung, als wenn sie an die betteffende Hypothekenbe=
hörde erfolgt wöre.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und Unser
größeres Regierungsinsiegel beidrucken lassen.

Greiz, den 31. Mai 1861.

(L. S.) Carolinc.

D. Herrmann.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

e.

 „W.8.
(Ausgegeben den 15. August 1861.)

22. Landesregentschaftliche Verordnung,
die vollständige Erledigung der in Folge der ersten Nevision der

Greizer Stadtordnung zu dieser gestellten Abänderungsanträge
betreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu
Hessen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
souvcräuen Fürsten Neuß, Grafen und Herru von Plauen 2c.

und Landesregeutin,
fügen hiermit zu wissen:

Nachdem zu Erledigung der dringlicheren und wichtigeren Anträge, zu welchen
die erste Reoision der hiesigen Stadtordnung Anlaß gegeben hat, bereits durch be-
sondere statutarische Nachträge vom 27. October 1854, vom l8. Mätz 1857,
vom 3. Mal, 25. Juni und 4. Juli vorigen Jahres der indirekte Wahlmodus
an Stelle der früheren Urwahlen zum Behufe der Erwählung der Bürgerausschuß-
mitglieder angeordnet, eine für zweckmäßig befundene Abänderung in der Zusam-
mensetzung des Stadtraths und in der Stellung des Stadtkassirers in'6 Leben ge-
rufen, das Verhäleniß der Bewohner exemter Gebäude, ingleichen der Offiziere,

Geistlichen und Lehrer zur Stadtgemeinde festgestellt, der Beitragsfuß für Auf-
bringung der Gemeindeanlagen durch ein besonderes Regulativ tarifirt und die
städtische wolizei durch Abtrennung der Landespolizei in die durch die Landesherr-
liche Verordnung. vom 24. Juli 1855 bestimmten Schranken gewiesen worden ist,
sind Uns nunmehr Behufs des vollständigen Abschlusses des Revisionswerkes die
noch unerledigt gebliebenen Revisionsanträge zur Bestätigung vorgelegt worden.

14
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In Folge dessen verordnen Wir hiermit in Kraft statutarischer Bestimmung
Folgendes:

1.

(Zu §. 12 der St.-O.)

Zur Erläuterung und Ergänzung des §. 12 der Stadt-Ordnung wird dem-
selben nachstehende Fassung gegeben:

„Gesuche um Aufnahme in die Stadtgemeinde sind bei dem Stadtratheanzubringen und von diesem zu prüfen.

Ist die Aufnahme eines inländischen Bewerbers nach den bestehenden
Gesetzen unbezweifelt statthaft und im Interesse der Stadigemeinde unbe-
denklich, so beschließt der Stadtrath hierüber ohne Weiteres. Auch ist der
Stadtrath befugt, nach eigenem Ermessen ohne vorgängiges Gutachten
der Stadtverordneten die Abweisung von Aufnahmegesuchen jeder Arl zu
verfügen.

In entgegengesehten Fällen hat der Stadtrath das Gutachten der
Gemeindevertreter zu erforder

Widersprechen diese der Aufnahme eines Ausländers, so hat der Stadt-
rath, falls er sich nicht durch die desfallsigen Gründe der Stadtverordne=
ten zu Abschlagung des Gesuchs bewogen finder, an Fürstliche Regierung
Behufs der Entscheidung Bericht zu erstatten. Ueberdies ist jede Aufnahme
eines Ausländers von der Ertheilung deo Staatébürgerrechte durch Fürst-
liche bandesregierung abhängig.

Erklären sich die Gemeindevertreter gegen die Aufnahme eines Inlän=
ländert, so kann der Stadtrath zwar, dafern er die Bedenken der erstern
för unerheblich erachtet, nichtdestoweniger die Aufnahme beschließen; er
hat jedoch in diesem Falle die Gemeindevertreter von seiner Beschlußnahme
unter Angabe seiner Gründe dafür in Kenntniß zu setzen.

ien allen Fällen ist der abgewiesene Bewerbex befugt, gegen die ab-
schlägliche Bescheidung dec Stadtraths binnen 10 Tagen nach deren Er-
öffnung Rekuro an Füörstliche Landesregierung Behufs deren Entscheidung
in letzter Instanz zu ergreifen. Betrifft der Rekurs ein Gesuch, bezüglich
dessen die Stadtverordneken noch nicht mit ihrer gutachtlichen Aeußerung
gehört worden sind, so ist ihnen hierzu noch in der Rekursinstanz dann

Welegenheit zu geben, wenn über die Rechtsbeständigkeit der abfälligen Be-
scheidung Zweifel entstehen sollten.
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Die besondere Zustimmung der Gemeindevertreter zur Aufgahme der
4. 39 bezeichneten Personen bleibt auch ferner erforderlich.

2.

(Zu 6. 46 der St.-O.)

Die 6. 46 nicht vollständig angegebenen Bürgerrechtsgebühren bestehen
a) für Inländer, deren Eltern bereits das Bürgerrecht erworben haben, in

5 Thlr. — Sgr. — Pff. für die Stadtkasse,
1 « — ,,—,,fükden.Kit-chkasten,

—,,15»—«fükdieLandstraßenbaukasse,
2«l5,,—,,GebühkcnfürdicEkxheilungdesBün

, « gerrechts, für die Stadtkasse,

9 Thlr. — Sgr. — Pf. Summe.

b) für Inländer, deren Eltern das Bürgerrecht nicht haben, oder bei beb-
zeiten nicht hatten, und für Forenser, in

10 Thlr. — Sgr. — I#f. für die Scaddkkasse,
1 „ 15 „ — „ für den Kirchkasten,

— „ 15 „ — „ faür die Landstraßenbaukasse,

2 „ 15 „ — „ Geböhren für die Stadtkasse,

14 Thlr. 15 Sgr. — DOf. Summe.

)für Ausländer in
20 Thlr. — Sgr. — Pff. für die Stadkkasse,

5 „ — „ — „fur den Kirchkasten,

3 „ — „ — „ ar die Landstraßenbaukasse,

15 „ — „ — „ Riezeptionsquantum für die Fürstliche

Rentkkasse,
2 „Q 15 — „„ Gebühren für die Stadtrkasse,

15 Thr. 15 Sgr. — Mf. Summe.

Ueberdies haben Diejenigen, welche keiner Zunft angehören, bei Erlangung
des Bürgerrechts nach Maaßgabe des revidirten Statuts der allgemeinen Kranken-
kasse für diese

— Thlr. 15 Sgr. Pf.
und Familienväter, die sich von einem anderen Orte des Inlandes oder des Aus-

14“
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landes nach Greiz wenden und das dasige Bürgerrecht erwerben, außer den für
ihre Person zu zahlenden Bürgerrechtsgebühren noch

Acht Thaler für die Frau und
Zwei Thaler für jedes von ihnen mitgebrachte Kind

an die Stadtkasse zu entrichten.

Zur veränderten Normirung der dermaligen, für die Landstraßenbaukasse und
für die allgemeine Krankenkasse bestehenden Abgabensätze, bedarf es selbllverständlich
der Zustimmung der Gemeindevertreier nicht.

3.

(Zu &amp;. 57 der St--O.)

Die Bribehaltung des Bürgerrechts beim Wegzuge darf nur Solchen bewilligt
werden, welche ihres Wegganges ungeachtet aus dem hiesigen Unterthanenverbande

nicht ausscheiden.
Die für die Bürgerrechtöbeibehaltung zu entrichtende jährliche Abgabe soll

von nun an in gleicher Höhe stehn mit dem Beitrage, welchen der Wegziehende

während der lehzten Zeit seines Aufeuthalles in der Stadtgemeinde zu einer einfachen
Gemeindeanlage zu leisten halte

4.

(Zu §. 76 der St.-O.)

Die Regel, nach welcher im allgemeinen au, die nicht Gemeindemuglieder
sind, von der Mitleidenheic bei Aufbringung von Gemeindeanlagen befreit sind,
soll keine Anwendung sinden auf Solche, 4 bier von ihrem Vermögen leben oder
die, ohne in Gesindedienst zu steben, hier ihren Unterhalt erwerben, namentlich
nicht auf Handlungocommis, Drucker und Gesellen, welche in einer Fabrik oder
Austalt arbeiten, ohne einem Meister untergeben zu sein. Einwohner dieser Klassen
sind, obschon dem hirsigen Gemeindeverbande nicht angehörig, ebeuso wie die Ge-
meindemitglieder verpflichtet, zu den Gemeindeanlagen beizutragen.

Ehefrauen und Unmündige sind, dafern ihr Vermögen mindesltens fünfzig
Thaler jährlichen Nutzungoertrag giebt, wegen des letztern ebenfalls der Beitragé-
sflichr zu den Gemeindeanlagen unterworfen.

Steht dem Chemanne oder dem Vater der Niebbrauch am Vermögen des
unmündigen Kindes zu, so ist das betreffende Einkommen der erstern Hinzuzurechnen
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und daher von ihm mit dem Ertrage des eigenen Vermögené Behufs der Bestim-
mung des Anlagenbeitrags anzugeben. Im entgegengeseczten Falle wird der Anla-
genbeitrag von dem betreffenden Vermögencertrage besonders berechnet, und es ist
hierbei nach Anleitung des dem Abschähungsstatur vom 7. Februar 1852 beige-
ügten Schema zu verfahren.

5.

(Zu §5. 92 der St.-O.)

Die Ersatzmänner der Stadtverordneten sollen nicht mehr wie dehe zu Mit-
oliedern des größern Burgerausschusses durch Wahl berufen werdenZur Wahl der Bürgerausschuhmitglieder darf erst nach ornnre Kahl der
Stadtverordneten und der Ersahmänner derselben verschritten werden.

6.

(Zu den 98. 108— 111 der Se. O.)
An die Stelle der in den Ih. 108— 111 beschriebenen Wahldeputation est

zu Folge der statutarischen Verordnung vom 27. Oktober 1854 eine Deputation
zur Prüsung der Wahllislen getreten. Die im &amp;. 10 vorgeschriebene „gesetztiche“
Besähigung des zum Registriren zugezogenen Protokollanten wird nicht mehr er-
kordert.

Die Aufstellung der Wahllisten kann zwar, wie dies zeither geschehen, durch
Nachträge der erforderlichen Ergänzungen und Berichtigungen in die votjährige
biste bewirkt werden; doch muß wenigstens von zwei zu zwei Jahren eine neue
Liste ausgefertigt werden.

7.

(Zu &amp;. 118 der St.-O.)
Kann wegen Auhenbleibens von mehr als einem Drititheil der Mitglieder

des Wahlkörpers zu einer gültigen Wahl von Mitgliedern für den größeren Bür-
herausschuß nicht verschritten werden, so ist unter Einhaltung des unter 4. der sta-
luarischen Verordnung vom 27. Oktober 1854 vorgeschriebenen Verfahrens ein
anderweiter Wahltag anzuberaumen und der hierdurch verursachte Kostenaufwand
von den Außengebliebenen einzuziehen.

8.

(Zu 9. 164 der St. D.)
Die im 9. 164 angegebenen Besoldungen ind
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für die Bürgermeisterstelle auf
450 Thaler,

für die Stadtschreiberstelle auf

500 Thaler
erhöht worden.

9.

(Zu §. 169 der St.-O.)

Durch die inzwischen erfolgte Gehaltofirirung für den Rathödiener hat die für
denselben tücksichtlich der ihm überwiesenen Marktabgabe von Aucwärtigen be-
standene Ausnahme von der Regel des &amp;. 169 ihre Beseitigung gefunden.

10.

Wer mit Ehren auc dem Stadtrath ausscheidel, nachdem er wenigstens zwölf
Jahre lang ununterbrechen unbesoldetes Mitglied desselben gewesen ist, erhält den
Ehrentikel: Stadtrath.

In andern Fällen dagegen, wo die Prädikatsertheilung an ein ausscheldendes
Stadtrathemitglied nach . I31 dem Stadtrathe im Einverständnisse mit den
Stadtverordneten gestatter ist, bewendet es bei dem Ehrentikel: Stadtältester.

11.

(Zu K. 186 der St.-O.)

Zu der nach §. 156 der Marktdeputation überwiesenen Ueberwachung des
Innungswesens ist diese Deputation nur in Ansehung des innungsmäßigen Ge-
werbsbetrieboc beim Handel und Markeverkehr verpllichtet.

12.

(Zu K. 187 der St.-O.)
Ist der Brauinspektor mit Vorbehall der Kündigung angestellt worden, so

darf der Stadtrath von derselben nur mit hierzu erlangter Einwilligung des grö-
heren Bürgeraueschusses Gebrauch machen.

13.

(Zu 9. 204 der St.-O.)
Wird die Thätigkeit einzelnerBezirkovorsteher mehr als die der übrigen in

Anspruch genommen, so ist der Stadtrath ermächtigt, ihnen mit Zustimmung der



Stadtverordneten außer der im . 204 bestimmten Besoldung noch eine besondere,

7 größeren Aufwande von Mühe und Zeit angemessene Bergütung zu be-
ligen.

14.

(Zu 6. 209 der St.-O.)
Dem Stadtrathe steht es nicht blos frei, an Stelle der Bezirkévorsteher an-

harnt Drzmm, % „Hoatelausic zu übertragen, sondern er ist zu dieser Uebertra-inFall 6 Bedürfnisseg auch Behufs der Unterstugung der im Dienstegon Tasrochbegehe ermächtigt.
15.

(Zur Beilage B. der St.-O.)

Durch die in Ausführung des Gesetzes über Dtaangehörigken" vom 3. Januar
13854 erfolgte Bildung der Gemeindebezirke istdas in der 1. Bezirkoabtheilung
der hiesigen Stadt mit aufgenommene „„Iscgehwirihehauce dem Gemeindebezirke
Pohlit einverleibt worden. Der 6. Stadtbezirk hat durch Einweisung der früher
alê eigene Ortschaft bestandenen Häuser von „Taunendorf“ in die Stadt einen
Zuwachs erhalten.

Zu dessen Urkund haben Wir gegenwärtige statutarische Verordnung eigenhän-
dig vollzogen und mit dem Abdrucke Unseres größeren Regierungöinsiegels versehen
lassen.

Greiz, den 28. Juni 1861.

(L. S.) Carolinc.

10. Herrmann.





Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie.

M.P#.
(Ausgegeben den 24. August 1861.)

23. Brkanntuachuug
die Anstellung eines Gemeindevorstehers in Crispendorf

belressend.

Nachdem sich bei der Gemeinde zu Erispendorf die Einführung einer von dem
Ortsrichteramt hetrennten besonderen Gemeindeverwaltung als wünschenowerth heraus-

gestellt hat, so ist in einer vom Fürstlichen Justizumte Burgk geleiteten Gemeinde-

— # die Wahl eines Gemeindevorsteherc mit den Befugnissen, wie sie ihm
eseg vom 29. Mai 1854 eingeräumt sind, mittelst Wahl auf drei

Jahre, P die Beigabe von 2 Gehülfen (Heimburgen) beschlossen und die getrof-
fene Einrichtung von Uns genehmigt worden.

Solches wird in Gemäßheit des §. 15 der Verordnung vom 29. Mai 1854
hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Greiz, am 19. Juni 1861.

Fürstl. Neuß-Planische Landesregierung das.

b0. Derrmann.

N. o. (Geldren= Erispendor!.



24. Regierungs-Verordnung,
die Nummerirung der unbewohnten öffentlichen Gebäude auf

drm Lande

betreffend.

Da es sich zu angemessener Ausführung des Gesebes vom 28. Februar 1858,
die vorzunehmende Landesvermessung betreffend, als zweckmäßig herausgestellt hat,
daß auch die zu Wohnungen nicht dienenden Gebäude auf dem platten Lande num-
merirt und die betreffenden Nummern in die Reihenfolge der Nummern der Wohn-
häuser mitausgenommen werden, so wird hiermit Folgendes verordnet:

1.

Die in den Ortschaften des platten Landes besindlichen öffentlichen Gebäude
sind in gleicher Weise wie die Wohnhäuser (vergl. die Regierungs-Verordnung vom
18. Januar 1859, Gesetzsammlung von 1859 Nr. 6) innerhalb vier Wochen mit
Hausnummern zu versehen.

.
2.

Wo die Nummriung der öffentlichen Gebäude noch nicht erfolgt ist, ist solche
daher nachträglich in der Weise zu bewirken, daß sie, wo dies ohne Störung nochgeschehen kann, in die 1 ihre Lage bedingtr Reihenfolge aufzunehmen, widrigen=
falls mit der auf die höchste Hausnummer des Orto folgende Zahl zu bezeichnen sind.

3.

Ueber die erfolgte Nummerirung, deren Ausführung den Ortsvorständen ob-
liegt, ist den betreffenden Gerichtsbehörden alsbald Anzeige zu erstatten.

Greiz, den 12. Juli 186 1.

Fürstlich Reuß-Planische Landesregierung das.
D. Herrmann.

eckeibt.



25., Regierungs-Bekanntmachung,

die Entschädigung der Feldgeschworenen

bhetreffend.

Nachdem aus einer anher erstatteten berichtlichen Anzeige des Obergeometers
zu ersehen gewesen, daß Vereinbarungen der Feldgeschworenen mit den bezüglichen
Gemeinden über entsprechende Vergütung für ihre Bemühungen nach beendigter
Flurvermessung nur in seltenen Fällen zu erzielen sind: so hat Fürstliche Landesre-
gierung die den Feldgeschworenen in F. 10 ihrer Jnstruction vom 30. März 1858
zugesicherte Vergütung in der Weise festgesetgt, daß denselben sowohl für ihre Be-
mühungen und Versäumnisse bei den Vermessungsarbeiten, als für die nach been-
digter Flurvermessung von ihnen vorschriftmäßig vorzunehmenden Grenzbegehungen
eine tägliche Entschädigung von — Thlr. 12 Sgr. 6 Pf. gewährt werden soll.

Zugleich wird denselben aber hierbei nochmals die genaue und strenge Befol-
gung der ihnen unterun 30. März 1858 ertheilten Instruction, namentlich die
Einhaltung der in §. 6 derselben enthaltenen Bestimmung, nach welcher von ihnen
alljährlich wenigstens einmal sämmtliche Grenzen ihres Bezirko, mithin nicht
blos die Landes= und Flurgrenzen, sondern auch die Grenzen der Privatgrundstücke
durchzugehen und über den Befund der Gerichtobehörde Anzeige zu erstatten ist,
mit dem Bemerken zur Pflicht gemacht, daß bei vorkommenden Verabsäumungen
die für diesen Fall angedrohte Ordnungsstrase unnachsichtlich eingehoben werden wird.

Greiz, den 16. Juli 1861.

Furstl. Reuß-Plauische Landesregierung daf.
D. Herrmann.

Schtibt.

15“



26. Bekanntmachung,

die zollfreie Behandlung des zur Papierfabrikation zu verwendenden
Holzmehls

belrefsend.

Zufolge einer, von den Zollvereinsregierungen getroffenen Vereinbarung, ist
das auc dem Zollvereinkauslande unvermischt eingehende, in neuerer Zeit zur Pa-
pierfabrikation mitverwendete Holzmehl, den unter Abtheilung l. pos. 28 des
Verein-Zolltarifs aufgeführten zollfreien Gegenständen zugewiesen worden, was
hiermit als Ergänzung des amtlichen Waarenverzeichnisses zur öffentlichen Kenntniß
gebracht wird.

Greiz, den 25. Juli 1861.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.
D. Herrmann.

Scheibe.



Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie.

M. 10.
(Ausgegeben den 29. August 1861.)

27. Gesetz,
eine Abänderung des §. 7 des Zollstrafgesetzes vom 1. Mai 1838

betreffend.

Wier Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu

essen-Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
souveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c.

und Landesregentin,
fügen hiermit zu wissen:

In Folge der durch Unsere Verordnung vom 28. Februar d. J. (Gesetzsamm-=
lung Nr. 9, Seite 47) verkündeten Aufhebung der Durchgangsabgaben, machr sich
die Abänderung einer Bestimmung des Zollstrafgesezes vom 1. Mai 1838 erfor-
derlich. Wir verordnen daher hiermit Folgendes:

 e

Die Vorschrift in &amp;. 7 des Zollstrafgesetes vom 1. Mai 1838 ist aufgehoben,
und tritt an deren Sielle folgende Bestimmung:

„Auf die Behauptung, daß die Gegenstände, an denen die Defrauda-
tion verübt worden, zum Durchgange bestimmt gewesen, soll nur in dem
Falle Rücksicht genommen werden, wenn die Defraudation erst bei dem
Ausgangsamte und unter solchen Umständen entdeckt wird, daß dabei
eine Verkürzung des Eingangszolles nicht beabsschtigt sein konnte.

In diesem Falle sind entsprechende Ordnungsstrasen zu verhängen
(vergl. §. 17).



— 82 —

In allen andern Fällen sind ohne Rücksicht auf die gedachte Behaup-
tung die Eingangszölle, beziehungsweise Ausgangszölle zu entrichten, und
es ist nach ihnen die verm irkte Strafe abzumessen.“

g. 2.

Hiernach sind auch diejenigen, nach dem 1. März d. J. verübten Vergehen
zutreffenden Falls zu beurtheilen, die erst jetzt und später zur Anzeige kommen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und mit Unserem
Förstlichen Insiegel bedrucken lassen.

So geschehen Homburg, den 1. August 1861.

(L., S.) Carolinc.

 . Herrmann.



28. Nachtrag

zu der Provisorischen Verordnung vom 3. November 1851, die
Ausübung der Jagd

betrefsend.

durch die im §. 3 der oenerwähnten Provisorischen Verordnung vom3. Fe n 1851 enthaltene Bestimmung, wornach
Gemeinden und Korporationen das -gemuhe in keinem Falle anders
als durch Verpachtung oder angestellte und verpflichtete Jäger ausüben
sollen,

die geregelte Ausübung der Jagd, die Beschränkung der Zahl der Jandlustigen
und die gänzliche Ausschließung ungeeigneter Subjekte bezweckt wurde, dieser Inten-
tion aber durch die zeither befolgte Praxis nicht in genügender Weise entsprochen
worden ist, so wird erläuterungsweise mic höchster Genehmigung hierdurch nachträg-
lich Folgendes verordnet:

Falls der Pächter eines Jagdreviers voraussschtlich nicht im Stande sein würde,
die Jagd in genügender Weise auszuüben, so ist demselben von der betreffenden
Bezirksbehörde die Befugniß einzuräumen, eine bestimmte, lediglich nach dem Be-
dürfniß zu bemessenden Zahl geeigneter, namentlich zu bezeichnender Subjekte zur
Auêubung der Jagd zuzuziehen. Bei dem Abschluß der bezüglichen Pachtkontrakte
ist streng darauf zu sehen, daß die durch diese Vorschrift an die Hand gegebenen
Beschränkungen in keiner Weise umgangen werden.

Inso weit die abgeschlossenen Pachtkontrakte nicht bereits im gegenwärtigen
Jahre ablaufen, sind solche von den betreffenden Bezirksbehörden einer Revisson zu
unterzichen und die Betheiligten zur Annahme fester Bestimmungen, welche der ge-
genwärtigen Verordnung entsprechen, möglichst zu disponiren.

Bei Begutachtung der Gesuche um Bewilligung von Jagdkarten haben hier-
nach die Unterbehörden nicht allein die im 6. 21 pos. 1 bis 4 der erwähnten

16•
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Provisorischen Verordnung vom 3. November 1851 namhaft gemachten Ber-
weigerungsgründe in Betracht zu ziehen, sondern auch in jedem einzelnen Falle
den Inhalt des bezüglichen Pachtvertrags zur Richtschnur zu nehmen.

Greiz, den 27. August 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung dafs.

"0. Herrmann.

N. v. Griorrn# Grtependort.



Gesetzsammlung
des Fuürstenthums Reuß älterer Linie.

M. 11.
(Ausgegeben den 31. August 1861.)

29. Gese 6,
die Vergütung der Stener für nusgeführten Rübenzucker, die Be-
steuerung des Zuckers aus getrockneten Rüben und die Verzollung

des ausländischen Zuckers und Syrups
belreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linic, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu
HessenHomburg, als Vormünderin Unsercs vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
sonveränen Fürsten Rcuß, Grafen und Herrn von Planen 2c.

und Landeoregentin,
verordnen andurch auf Grund der von den Regierungen der zum deutschen Zoll-
verein gehörenden Staaten am 25. April d. J. abgeschlossenen Uebereinkunft wegen
Vergütung der Steuer für ausgeführten Rübenzucker, Besteuerung des Zuckers aus
getrockneten Rüben und Verzollung des ausländischen Zuckers und Spyrupb Fol-

endes:
0. 1.

Für- Rohzucker und Farin, sowie für Brod-, Hut= und Kandis-Zucker, nicht
minder für gestoßenen (gemahlenen) Brod= und Hut-Zucker, soll, wenn deren Aus-
fuhr über die Zollvereinägrenze oder deren Niederlegung in eine öffentliche Nieder-
lage erfolgt, vom 1. September 1861 ab eine der Rübenzuckersteuer enrsprechende
Vergütung gewährt merden, insofern nicht die höhere Zollvergütung für rafsinirten
ausländischen Zucker eintritt.

. 2.
Die näheren Bestimmungen über die Bedingungen und über die Höhe dieser

Vergütung sind durch Unsere Landesregierung zu ertheilen.
17



ausländischem

86

g. 3.
Bei der Erhebung der Steuer für die Bereitung von Zucker aus getrockneten

(gedörrten) Rüben, werden auf jeden Centner getrockneter Rüben nicht mehr fünf
und ein halber, sondern nur fünf Centner rohe Rüben gerechnet.

g. 4.
Vom 1. Septbr. 1861 ab beträgt bis auf Weiteres der Eingangszoll von

1. Zucker. #

a. Brod-, Hut-, Kandis-,
Bruch- oder Lumpen-
und weißem gestoße nem
Zucker

#
und Farin“* Rohzucker

Guckermehl) ]

Maahstab

*

"1
 Robzucker für inländi-

sche Siedereien zum Raf-
finiren unter den beson-
ders vorzuschreibenden
Bedingungen und Con-
trolen

. Syrop

Auflösungen von Zucker,
welche als solche bei der
Revision bestimmt erkannt!
werden, unterliegen dem
vorstehend zu 1 . ausge:
führten Eingangsgolle für

Zucker. "

1 Centner 4
1 Gentner 2

Eingangs= För#Tar wird vergütet vom Cent-

’1

ner Bruttogewicht.

VMhfund.

der Abgabe.gellngon iie :
– 4 ) —

6 1
1V Ü (114

1% i710 12501 Centner 5 1
"“ 1 # s 13.

E 7

4%%
1 Centner *•7 — 1030 13.

10
16.
l

S7½ 726%
15 422¼ 11.

. in Fässern mit Dauben
von Eichen= und anderem
barten Holze.

.Hin anderen Fassern.
in Kisten.

Hin Korben.

in Fässern mit Dauben
von Eichen- und anderem
harten Holze.

Hin anderen Fassern.
in Kisten von 8 Centnern
und darüber.

Hin Kisten unter 8 Centnern.
in außer--europaisch.Rohr-
geflechten (Cannsers, Cran-
inns).
 in anderen Körben.
Hin Ballen.

in Fässern.
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Dessen zu Urkund haben Wir gegenwärtiges Gesetz eigenhändig vollf#ogen und
mitUnserem größeren Regierungssiegel versehen lassen.

Gegeben Greiz, den 21. August 1861.

(I. S.) Carolinc.

D). Herrmann.

30. Erläuternde Negierungs. Verordnung,
die Besteuerung des Braumalzschrots

betressend.

Zur Erleichterung der Controle Seiten der Steueraufsichtsbeamten, sowie zur
Verhütung elwaiger Defraudationen Seiten der Brauenden hinsichtlich der Besteue-

rung des von ihnen zu verwendenden Draumalzschione „bor. sich Furstliche Landes-
regierung bewogen gefunden, bezüglich der 96.1und 2der Landeöherrlichen Ver-
ordnung vom 14. März 1861, die Glchiemg der Städte mit dem platten
bande hinsichtlich des Betrags der zu entrichtenden Malzschrotsteuer betreffend, mit
höchster Genehmigung Folgendes erläuternd zu verordnen:

Von allem, auf gewohnlichen Mahlmühlen bereiteten Malzschrot ist der
niedere, von allem auf sogenannten Duetschmaschinen gewonnenen Brau-
malze der höhere, durch die banderegentschaftliche Verordnung vom
14. März d. J. bestimmte Steuersatz zu entrichten.

Auf den Grad der Feuchtigkeit, welcher der ersteren Gattung des
Malzschrote# gegeben wird, ist daher bei der Anwendung des Steuersage#s
eben so wenig Räcksicht zu nehmen, alc auf einen eiwaigen Zusatz von
Feuchtigkeit, welcher das auf Quetschmaschinen bereitete Malzschrot erhalten

te.

177
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Hiernach haben sich die Brauenden bei den von ihnen RbewirkendenDekla-
rationen bei Vermeidung der F. 3 der angczogenen höchsten Verordnung angedroh-
ten Strafen, ingleichen das zur Ueberwachung des Brauereibetriebs verpflichtete
Personale zu achten.

Greiz, den 23. August 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung das.

D. Herrmann.

M. v. Goeldern Erispendorf.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reusß älterer Linie.

##

W. 12.
(Ausgegeben den 10. Seplember 1861.)

31. Regierungs-Bekanntmachung,

die Exportbonification für Nübenzucker 2c.

betreffend.

Nach Vorschrift der 95. 1 und 2 des Gesetzes wigen Vergütung der Sleuer
für auogeführten Röbenzucker u. s. w. vom 21. d. Mts. soll vom 1. künftigen
Monats ab für Zucker, dessen Ausfuhr über die Zollvereins-Grenze oder dessen Nie-
derlegung in eine öffentliche Niederlage unter Innehaltung der dafür vorzuschreiben-
den Bedingungen erfolgt, eine der Rübenzuckersteuer entsprechende Vergütung ge-
währt werden, in so fern nicht die höhere Zollvergültung für raffinirten ausländi-
schen Zucker eintritt.

Zur Ausführung dieser Vorschrift wird hiermit Folgendes verordnec:

1) Die der Röbenzuckersteuer entsprechende Vergötung wird vom 1. künstigen
Monats bis auf Weiteres für Rohzucker und Farin mit 2 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf.
und für Brod-, Hut= und Kandis-Zucker mic 3 Thlr. 10%“ Sgr. vom Centner ge-

währc. Vuach- und Lungenzucker sind dem Rohzucker und Farin gleich zu
behandeln.

Für g'eent (#emahlenen) Brod= und Hutzucker wird die Vergütang mit
3 Thlr. 10 Sgr. für den Centner gewährt, wenn die Zerkleinerung des Zuckers

mit Innchalkang der dieserhalb vorzuschreibenden Bedingungen unter Aufsicht von
Steuerbeamten bewirkt worden ist, wogegen, sofern dies nicht geschehen ist, die Ver-
gütung von 2 Thlr. 22 Sgr. 6 Pf. für den Centner zur Anwendung kommt.

13
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2) Die Vergütung kann nur eintreten, wenn Rohzucker und Farin, sowie die
der gleichen Behandlung mit dem Rohzucker und Farin unterliegenden Zuckerarten
in Mengen von mindestens 30 Centnern, Brod-, Hut= und Kandiezucker aber in
Mengen von 10 Centnern über die Zollvereinsgrenze auögeführt oder in eine öffent-
liche Niederlage aufgenommen werden.

3) Die Steuer-Vergütung wird dem Versender gewährt. Ein Nachweis über
den Ursprung und die Versteucrung des Zuckers ist nicht erforderlich.

Demgemäß kann der für Brod-, Hut-, und Kandiszucker, sowie für, ge-stoßenen (gemahlenen) Brod= und Hutzucker bewillgte Vergütungöbetrag auch für
dergleichen Fabrikate aus ausländtschem Zucker gewährt werden, wenn der Exportant
die besonderen Bedingungen nicht erfällt, an welche der Empfang des ausschließ-
lich für Rohzucker-Rasstnade beslehenden höhern Vergütungosatzes geknapft ist, und
eben so kann die Vergütung für Rohzucker und Farin auch für dergleichen aus
dem Auslande eingeführten Zucker gezahlt werden

4) Wer Zucker mit dem Auspruche auf die der Rübenzuckersleuer entsprechende
Steuervergütung auoführen oder zur Niederlage bringen will, hat einem zur Ab-
fertigung befugten Amte (d. h. einem solchen, welches entweder die Befugnih zur
Auafertigung von Boegleitscheinen 1 besitzt, oder die betreffende Ermächtigung be-

sonders ertheilt erhalten hat) eine, nach dem vorgeschriebenen Muster 1 aucgestellte
schriftliche Anmeldung in einfacher Ausfertigung vorzulegen, welche Gat-
tung und Menge des Zuckers, so wie die Verpackungsart und Vezeichnung der
Kolli angiebt und dasjenige Amt benennt, über welches die Ausfuhr, oder bej wel-
chem die Niederlegung bewirkt werden sei. Mit dieser Anmeldung ist der Zucker
zur Abkertigung vorzuführen, deren Schluß die Bescheinigung bildet.

—*

5) Ist diese Bescheinigung (Nr. 4) nicht von demjenigen Amte, welchem die
Anmeldung zuerst vorgelegt worden ist, zu ertheilen, so gelangt die bescheinigte An-
meldung doch an dieses Amt zurück.

Von den Ausfertigungsämtern werden nach dem Ablaufe jedes Monats
ein) Iergalden biquidationen über den im Laufe desselben als auögeführt

nachgewiesenen Zucker aufgestellt und mit den bescheinigten Anmeldungen dem Gene-
ralinspector de Thüringischen Zoll= und Handels-Vereins vorgelegt.

7) Der Generalinspektor hat die zu vergütenden Beträge fest zustellen und ent-
weder deren Anrechnung auf kreditirte Rübenzuckersteuer zu verfugen, so weit dies

II. geschehen kann, oder darüber Anerkenntnisse auczuferligen, welche auf jeden Inhaber
—lauten. Muster II.
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Diese Anerkenntnisse können auf zu entrichtende Rübenzuckersteuer bei Hebestel-
len des darin genannten Staates, welche dergleichen zu empfangen haben, in Zah-
lung gegeben oder es kann die baare Zahlung des Betrages nach Ablauf der in
den Anerkenntnissen bezeichneten Frist bei der darin genannten Kasse in Empfang
genommen werden.

Die UAnerkenntnisse werden nur gerade zu dem Betrage, auf welchen sie lauten,
in Zahlung genommen oder baar eingelöst und es ist nicht zulässig, die Abtragung
einer geringeren Summe darauf in Abschreibung zu bringen.

Wenn die in ein Anerkenntniß übernommenen Vergütungsbeträge nicht inner-
halb der in dem Anerkennknisse bezeichneten Frist durch Anrechnung auf Rübenzuckersteuer
oder baare Hebung in Empfsang genommen werden, so verfallen die Beträge dem
Zollvereine und eo erlischt der Anspruch auf dieselben.

8) Wenn für Zucker eine Steuer-Vergütung in Folge der Anfnahme desselben
in eine öffentliche Niederlage gewährt worden ist, so kann der Zucker aus der Nie-
derlage zum Verbrauche im Inlande nur gegen Entrichtung der vollen tarifmäßi-
gen Eingangs-Abgabe entnommen werden.

Greiz, den 27. August 1861.

Fürstl. Neuß-Plauische Laudeeregierung das.

D. Herrmann.

R. v. Geldem= Crtspendort.
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J.

Unterzeichneter meldet hiermit dem Fürstl. Reuss-Pl. Steuer-Amte zu Greiz, daß
er beabsichtiget,

Zucker über das .
bei dem

auszuführen,
niederzulegen,

. Amt zu ...

und trägt darauf an, ihm nach erfolgter

den nach Gattung, Menge und Kollizahl nachstehend declarirten

mittelst der Eisenbahn nach Mecklenburg

Ausfuhr uundaufGrund
Niederlegung

der desfallsigen Bescheinigung die angeordenet Steuervergütung zu gewähren.

Ig der Versender
Der einzelnen Kolli

Revisions Befund * Abfertigungsamtes:
Bemerkungen

Der einzelnen Kolli namentlich über:
75 Gattung 1Gattung H die Anwendung det

 —— 33 Tara · Satzet von
z Jahl und Marte! Gewicht des Gewicht des 3½% für vie un-
 üArt der und 7UV Zuckers gZahl gZuter miiteld art Umschlles
 Berpac Num. uders. und — Zuckers. uu,

1 ung. mer Brutto Retto. Art. W Netto. 2) Ansegung des Ver.
1 s EIII ## #t. Ctur Vsd. schlusses.

i
1. 2 Fässer 1 14 12 Brod 2Fasser 14 12 Brod 1. Der Zucker in

I (lonl-’Issckhzu

13 50 1114 Zucker EIII
C Summa 23 76 SummaTös ranense anen

2½ (1 (ob 2½ ) apler un —iMsO -..0 .·
· TZIV 23 8%%0 laden

2. 1 kiste Na. 12 50 11 gestosse- i Kisie 12 50 11 gestos- 2. ber Gaterwasen
0 ner Brod-- scher o vorschlossen.

Brod-
Zucker Zucker.

teberisan 34 187/10
I

Greiz, den 18. Februar 1862.
N. N.

(Unterschrift des Ausstellers.)

1 (bral! Leberd#aet 34 8%½0
Colli

Vier u.Preieeis Centner
Pfund.

ac

acht *

Die Richtigkeit vorstehender Ermittelungen
bescheinigen

Greiz, den 18. Februar 1862.
Die Revifions. Beamten.

(Je nachdem die Anmeldung zur Ausfuhr oder zur Niederlegung ersolht. sind, im ersteren Falle die unter der
orinie, im letzteren Falle die über der Linie stehenden te zu durchstreichen.)
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Die umstehend bezeichneten Vier und dreissig Centner acht sansex Pfund
"5 zehZucker in zwei Flüssern und einer Kiste sind in den enretneg

Nr. 811 verladen, welcher heut Nachmiltag fünf Uhr mit zwei Schlössern
Ser. lünf und neunzig verschlossen der Eilenbahnverwaltung zur Vorföhrung.
bei dem königlichen Neben-Zollamtl.zuWendish-Warnowübergeben
worden ist.

Ereiz, den 18. Februar 13862.

Fürstl. Reuß-Pl. Steueramt.
(Stempel.) (Unterschrift.)

Der oben bezeichnete Güterwagen ist am neunzehnten Februar 1862
Nachmittags ein Uhr hier eingetroffen und nach Abnahme des unverletzten Ver-
schlusses gleichzeitig über die Grenze auögegangen.

Wendish-Wornow,den19.Februar1362.

Königliches Neben-Zollmmt I.
(Stempel.) (Unterschriften.)

Auf Grund vorstehenden Ausgangs-Attests wird nunmehr bscringg, daß die
umstehend bezeichneten Vier und dreissig Centner achtvopeche pfend. Zucker
über die Grenze in das Ausland geföhrt worden sind.

Greiz, den 23. Febr. 1362.

Fürstl. Reuß-Pl. Steueramt.
Stempel.) (Unterschrift.)

(Die VBeshesnigungen über die Ausfuhr und Nlederlegung sind nach den Umständen zu er-bellen, und nur für einzelne Fälle beisplelsweise vorstehend angedeutet.)
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I.

Nr. Anerkenntniß.
über

113 Thlr. 19. Sgr.
Steuervergütung für ausgeführten Zucker.

Für Vier und (reissik Centner Acht und Acht Zehntel Pfund Brod-
1 *8

Zucker, welche für N. N. zu Greiz am 19. Febr. 1862 Nr. 5 ) mittelst
Greiz,

der Eisenbahn nach Aecklenburt ausgeführt worden sind, beträgt die Steuer-
vergütung Einhundert dreizehn Thaler Neunzehn Silhergroschen.

Dieselbe kann in dem vorgedachten Betrage von jedem Inhaber dieses Aner-
kenntnisses entweder durch Angabe des letzteren bei Hebestellen des Fürstenehums
Reuß älterer Linie auf zu entrichtende Rübenzuckersteuer, oder vom 15. des Mo-
nats Mai 1862 an baar bei dem Fürstl. Steueramt zu Greiz erhoben werden.
Jedoch sindet die Annahme des Anerkenntnisses, sei es in Anrechnung auf verschul-
dete Rübenzuckersteuer, oder zum Empfang baarer Zahlung, überhaupt nur bis zum
1. März 1863 Statt.

Erfurt, den 12. März 1862.

Fürstl. Reuß-Planischer und der übrigen Staaten des Thürkugischen
Zoll= und Haudels-Vereines Generalinspektor.

(Die eingeklammerte Sielle ( di ) weist auf das bekreffende Register des Amtes bin,
bei welchem die Abserkigung des Zuckers zur Aussubr oder Niederlegung Stat! gelunden hat.)
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322. Landesherrliche Verordnung,

die Herstellung einer Controle über die Verwaltung des Vermögens
der Landgemeinden

betreffend.

Wir Caroline Amalic Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobeustein, geborne Prinzessin! zu
Hessen Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
souveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Planen 2c.

und Landeoregentin,
haben in Anbetracht, daß bis jetzt noch keinerlei Controle über die Verwallung des

Gemeindevermögens derDorsfschaften best.cht,*die Behorden nur eine sehr mangel-hafte Kenntniß der B n besitzen, zu Besei-
tigung der hieraus entstandenen sn e for nothig. erachtet, ben- Verhälenisse
zu regulmen, und verordnen daher Folgendes:

. 1.

Die Einkünfte der Landgemeinden (ind lediglich zu Gemeindezwecken zu ver-
wenden; jede Verwendung zu Sonderausgaben und die Vertheilung unler die
Gemeindemitglieder ist unstatthaft und erzeugt für die Dioponenten und bezöglich
die Empfänger die Varindlichkelt zu Erstattung des doppelten Betrags zur Ge-
meindekasse.

é. 2.

Die Verwaltung des Vermogens der Landgemeinden unterliegt der Oberauf-

sicht * betreffenden Gemeindebehorden.
ie Jahresrechnungen der Gemeinden sind zu diesem Behufe jährlich, nachdem

sech. voschriftmang am Gemeind'tage vorgelegt worden (Vg. §. 4 der geseblichen
Verordnung vom 29. Mai 1854) den Gemeindebehörden in Duplicat zuzustellen
und von letzteren zu prüfen.
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Ergiebt sich hierbei, daß Ordnungswidrigkeiten in der Verwastung begongen
worden sind, so hat die Gemeindebehörde die belerffende Gemeinde zur Verantwor-
tung zu ziehen und sachgemäße Versügung zu treffen. Sind die Rechnungen in
formeller Hinsicht ungenügend und unklar, so hat die Gemeindebehörde den Ge-
meindevertretern die erforderliche Anleitung zur zweckmäßigen Einrichtung der Rech-
nungen, nach Befinden unter Einhändigung eines Schema zu ertheilen.

g. 3.

Zunächst haben sämmtliche bandgemeinden Verzeichnisse ihres activen und WN
ven Vermögensstandes bei den betreffenden Gemeindebehörden einzureichen.Aufzeichnung des im Gemeindeeigenthum besindlichen Grundbesitzes lst eine ncde

über Culturart und wenigstens annähernd über Werth und Flächeninhalt beizufügen.
Bei Gebäuden, welche der Gemeinde gehören, ist zu demerken, ob und wie die-
selben gegen Brandunglück versichert sind.

Von sämmtlichen Verzeichnissen sind durch die Gemeindebehörden, nach erfolg-
tem Eingange und deren eiwa nöthiger Berichtigung, Förstlicher Landesregierung
Abschriften zuzustellen.

Ueberdies haben die Gerichksbehörden des hiesigen Landes, seie sie durch diealljährlich von den Gemeinden einzureichenden Rechnungen (S. 2) oder auf
andere Weise von einer wesentlichen Veränderung des Activ= und Passivstandes
rücksichtlich des Vermögens einer Landgemeinde Kenntniß erlangen, Fürstlicher
Regierung hierüber Anzeige zu erstatten.

Zu dessen Urkunde haben Wir die gegenwärtige Verordnung eigenhändig
vollzogen und Unser Förstliches Insiegel beidrucken lassen.

Gegeben Greiz, den 28. August 1361.

(L. S.) Carolinec.

D. Herrmann.
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33. Gesetz,

die Verbindlichkeit zur Anwendung gestempelter Alkoholometer
betreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittwete Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborene Prinzessin zu
Hessen-Homburg, als Vormünderin Unsercs vielgeliebten minder-
jührigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer
Linie sonveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c.

und Landeoregentin,
fügen hiermit zu wissen:

C. 1.

Bei dem Verkaufe weingeistiger Flüssigkeiten von einer vorbedungenen
Stärke dürfen, sofern die Ueberlieferung im Inlande stattfindet, zur Ermittelung
des Alkoholgehaltes nur die mit dem Stempel einer von Unserer Landesregierung
anerkannten Eichungsbehörde versehenen Alkoholometer und Thermometer angewen-
det werden.

i
Bei der Anwendung dieser Instrumente werden vorläufig und bis auf weitere

Fürstlicher Regierung vorbehaltene Anordnung lediglich die Königlich Preußischen
Eichungsbehörden und die dort eingeführten Reductionstabellen anerkannt.

8. 3.

Die Uebertretung der Vorschrift in 9. 1 oder die Benutzung anderer als der
auf Grund des §. 2 vorgeschriebenen Reductionstabellen wird mit der in §. 1 der
Verordnung vom 13. Juli 1858, den Ausschluß der ungeeichten Gewichte und
Waagen im Handelsverkehr betreffend, angedrohten Strafe geahndek.

19
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F. 4.

Die vorstehenden Bestimmungen treten mit dem 2. Januar 1862 in Kraft.
Die Ueberwachung dieser gesetzlichen Bestimmungen liegt dem Fürstlichen

Eichungsamte und den Polizeibehörden ob, die Untersuchung gegen die Contra-
venienten und deren Bestrafung steht den lehtgenannten Behörden zu.

Zu Urkund dessen haben Wir gegenwärtiges Geseßz eigenhändig vollzogen und
Unser größeres Regierungsliegel beidrucken lassen.

Gegeben Greiz, den 31. August 1861.

(I. 8.) Carolinc.

D. Herrmann.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

—

W. 13.
(Ausgegeben den 24. September 1361.)

31. Landesregentschaftliche Verordnung,

Dispensation von der gesetzlich geordneten Pathenzahl

betreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu
Hessen-Oomburg, alo Vormünderin Unseres vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Feinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
souveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c.

und Landeoregentin,

Da die Einholung Landeöherrlicher Dispensation zur Einladung von mehr
als drei Parhen zur Taufe ehelicher Kinder — wie solche Behufs der Enthebung
von der Vorschrift unter Nr. 2 der Verordnung vem 20. November 1852 zeither
erfordert wurde — namenklich für die nicht wohnhaften Eltern mit Schwierigkeiten
verbunden war, welche eine gleichmößige Beräcksichtigung bezüglicher Wünsche un-
möglich machte, so verordnen Wir hiermit auf deßfallsigen Antrag Unseres Con-
listoriumo Folgendeo:

Dem hiesigen Ephorat steht von jetzt on für alle Vandestheile die Befugniß
zu, den Eltern, welchen aus besonderen Gründen daran gelegen ist, zur Taufe ihres
ehelichen Kindes mehr als drei Pathen einzuladen, dieß auf darum geschehenes
Ansuchen zu gestatten. -

20
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Für die hiernach zu ertheilende Erlaubniß ist ein vom hiesigen Ephorat zu
bestimmendes Dispensationsquantum von Einem bis zu Fünf Thalern in den
betreffenden Kirchkasten zu entrichten.

3.

Ueber die ertheilte Erlaubniß hat das hiesige Ephorat dem Bittsteller eine,
bei Anmeldung der Taufe den betreffenden Geistlichen vorzulegende Bescheinigung
auczustellen.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und mit
Unserem Fürstlichen Insiegel bedrucken lassen.

Geschehen Greiz, den 28. August 1861.

(L. 8.) Caroline.

b. Herrmann.



35. Verordnung,

den Abputz der Häuser
betreffend.

Die Vorschrift des §. 41 der allgemeinen bandbauordnung vom 16. November
1855, nach welcher sämmtliche damals noch unabgeputzte Häuser in den Städten
binnen zwei Jahren mit Abputz und Färbung hätten versehen werden sollen, und
wonach neue Gebäude binnen gleicher Frist von ihrer Vollendung an abzuputzen
und zu färben sind, ist nach anher erstarterem Berichte leider in Greiz nicht voll-
ständig befolgt worden.

Da sich indeß ergeben hat, daß die Ursache dieser Säumniß größtentheils nicht
in Nachlässigkeit oder Ungehorsam, sondern in dem Mangel der zur Ausführung
der geleblichen Vorschrift erforderlichen Mittel besteht, so wird andurch mit höchster
Genehmigung Allen, die sich noch im Verzuge besinden, zur Nachholung des Ver-
säumten, Frist bic zu Ende deß nächsten Jahres ertheilt.

Nach Ablauf dieser Frist ist gegen Solche, die auch bis dahin ihrer Verbind-
lichkeit nicht genugt haben sollten, das in der angezogenen Gesetzesstelle angeord-
nete Strasperfahren unnachsichrlich einzuleiten.

Gänzliche oder theilweise Dispensation einzelner Hausbesitzer von der Vor-
schrikt deb &amp;. 41 der allgemeinen Landbauordnung ist zwar auch für die Folge
nicht unbedingt abgeschnitten. Es soll jedoch eine deßfallsige Diopensation auf
Ansuchen nur Ausnahmsweise aus besonders triftigen, glaubhaft nachzuweisenden,
Gründen von Fürstlicher Regierung ertheilt werden.

Greiz, am 31. August 1861.

Fürstlich Reuß-Plauische Landesregierung das.

D. Herrmann.

N. v. Gelde#rn- Erispender .

20“



30. Bekanntmachung,

die erweiterten Befugnisse des Fürstl. Steneramtes Greiz
bekreffend.

Die dem Fürstlichen Steueramte alhier ertheilte biektamig. n Erlobigung vonBegleiescheinen I. über wollene Garne und Waaren, ist vom . Mis. ab auchauf wollne Waaren, die mit Seide oder Baumwolle gemisch ih, —S mit **
Stoffen in Verbindung stehen, überhaupt auf die unter Vesitionen II. 41 c. und
II. 30 c. des Vereins-Zolltarifs zu begreifenden Waaren ausgedehnt worden, was
zur Nachachtung der Interessenten mit dem Bemerken hierdurch veröffentlicht wird,
daß die bezuüglichen Abfertigungen stets unter der Leitung des Bezirks-Oberkontro-
leurs zu erfolgen haben.

Greiz, aln 4. September 1861.

Fürstlich Neuß-Plauische Laudesregierung daf.

I!). Herrmann.

K. v. Geldern. Unabenbdor!



37. Bekanntmachung,

Abänderungen des Brieftarifs für den Verkehr im Innern des
Fürstl. Thurn= und Taxisschen Postbezirks

betreffend.

Vom 1. September an treten bezüglich des Brie fverkehrs im Innern des
Furstlich Thurn= und Taxriéschen Postbezirks (ausschließlich der Hansestädte und
Hohenzollern) für das hiesige Fürstenthum nachstehende Abänderungen des bis-
herigen Tarifs in Wirksamkeit:

1) Für die Sendungen unter Kreuz= und Streifband, welche den bestehenden
Vorschriften entsprechen, und bei der Aufgabe frankirt werden, beträgt
das Porko ohne Rüchsicht auf die Enifernung bis 1 Zollloth ausschließlich,
sodann für jedes weitere Lolh oder einen überschießenden Loththeil 4 Silber-
pfennige.
Muster und Waarenproben, welche den bestehenden Vorschriften entsprechen,
zahlen bis 2 Zollloth auöschließlich, sodann für je weitere 2 bolh oder
einen überschießenden Theil davon einfaches Briefporto.

3) Außer Briesen können auch Muster und Sendungen unter Band recom-
mandirt werden. Für dergleichen recommandirte Sendungen wird nebst dem
dafür feslgesebten ermäßigten Porto (für Muster und Sendungen, unter
Band) die Recommandationsgebühr wie für Briefe erhoben.

4) Für abhanden gekommene recommandirte Briespostgegenstände jeder Art
wird mit Ausnahme eines durch Krieg oder unabwendbare Natur-Ereignisse
herbeigeführten Verlustes dem Absender eine Entschöädigung von 14
Rehlr. geleistet. Das Reclamationsrecht erlischt nach Ablauf von 6 Mo-
naten vom Tage der Aufgabe an.

Solches wird zur Nachachtung hiermit öffentlich bekannt gemacht.
Greiz, den 5. September 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung das.

2 —

D. Herrmann.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

M. 14.
(Ausgegeben den 7. November 1861.)

a8. Negicrungs·Verordnung,
die Herabsetzung dor Schornsteinfegerlöhne auf dem Lande

bektreffend.

Nachdem, auf Verankassung elner bezüglichen VBorstellung der gandgemeinden,
angestellte Erörterungen ergeben haben, daß vdie im benachbarten Auslande besiehhen:
den Taren der Schornsteinfegerlöhne für das platte Land wesentlich uledrigersind,
als die in der Regierungsverordnung vom 30. November 1860 (Nr. 15. der
Gesetglammlung) festgestellte, so wird zur Herstellung möglichster Gleichmägzigkeir
in dieser Beziehung

1) das in §F. 1 der gedachten Rgierungsperornung. sihesehee 14kür die Oessen auf dem Lande — ausgenommen jedoch für die Oessen der Fa-
briken, Braucreien und anderen, einer slarken Feuerung bedürfenden, hewerüüscen
Surichtungn, binsichtlich welcher es auch ferner bei der zeitherigen Gebühr vetr
leibt — auf zehn Pfennige von jeder Oesse und jedem Stockwerk, ingleichen

) die in 6. 2. der genannten Regierungoverordnung bestimmte Gebühr für
jedes Ausbrennen der Schornsteine auf dem Lbande auf fünf Silbergroschen
bei russischer, und sechs Silbergroschen bei deutscher Construction und einen
Zuschlag von ein Silbergroschen sechs Pfennigen für jedes Stockwerk,

hiermit herabgesetzt.
Greiz, den 17. October 1861.

Fürstl. Renß-Plauische Landesregierung das.
D. Herrmonn.

. v. Geldern-C###nbort.

21
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39. Verorduung,

die Vollszählung im Jahre 1862

betressend.

Nach Maßgabe der unker den Staaten des Jollvereins getroffenen Verein-
barung, ist im Jahre 1632 eine neue Volkszihlung vorzunehmen.

Zu diesem Behufe wird hiermit Folgendes verordnet:

g. 1.

Die Zählung hat überall gleichmäßig am 3. December d. J. zu beginnen und
die Aufzeichnung der Einwohner, welche von Haus zu Haus der Reihe nach bewirkt
werden muß, ist womöglich an diesem Tage, spässstens aber am 6. December zu
vollenden. Da wo diese Aufzeichunng nicht am 3. December sollte beendigt wer-
den können, ist die Zäahlung demungeachtet lediglich noch dem Stand der Bevöl-
kerung an jenem., Normaltage zu bemessen.

. 2.

zum aktiven Milicair gehörigen Individnen nebst den betreffenden
Famllienglirdern und Dienstboten, blriben, inseweit die letztern nicht elwa eine
besondere Wohnung haben, von der Zählung ausgeschlossen, da wegen deren
Verzeichnung besondere Anordnung ergeh#n wird.

Uebrigens aber gilt

a) als allgemeine Regel:

Soweit nicht nach der Bestimmung zu L.) eine Ausnahme eintritt, werden
alle In= und Auoländer alc Eimwohner desjenigen Ortec angesehen, in welchem
sie sich zur Zeit der Zählung dauernd oder vorübergehend aufhalten. Es werden
sonach am Drte ihrre Aufentyaltes gezählt: alle beurlaubten Soldaten, die Gens-=
d'armes und Reservemannschaften (sammtlich mit ihren Familiengliedern, Angehörigen
und Dienstboten), alle dort in Lohn und Brod stehende Diensiboten, alle dort in
Arbeit stehende oder Arbeil suchende Gesellen und Gewerbogehülsen, einschliehlich
derjenu#gen, welche in Handwerker-Herbergen eingekehrt sind; ferner alle Lehrlinge,
Fabrik-Arbeiter und Tagelöhner; alle Personen, welche sich am Orte der Zählung
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auf einer Unterrichts-, Lehr-, Bildungs-, Erziehungs-, Pensions-Anstalt u. s. w.
befinden oder dort sonst des Unterrichts oder der Bildung wegen verweilen, sowie
die in dortigen Krankenhäusern, Gefängnissen, Besserungs-Anstalten u. s. w. tefind-
lichen Personen.

5) Nur solche Personen, welche in Gasthäusern (mit Ausschluß der Hand-
werker-Herbergen) eingekehrtsind, oder als Gäste in Familien sich aufhalten (alfo
mit Ausschluß der in gemietheten Privatquartieren wohnenden Fremden), werden
nicht als Einwohner desjenigen Ortes, in welchem sie sich zur Zeit der Zählung
außhalten betrachtet, und daselbst nicht gezählt.

c) Dagegen werden diejenigen Inländer, welche zur Zeit der Zählung auf
Reisen im In= oder Auslande abwesend sind, als Einwohner ihres gesetzlichen
Wohn= oder Angehörigkeitsorts an ihrem Wohnorte und bezüglich bei ihren Am
gehörigen mit in Ansatz gebracht. Zu den hiernach in ihrem Wohnorte mitzu-
zählenden Personen gehören auch diejenigen, welche behufo des Betriebes eines Ge:
werbes im Umherziehen zur Zeit der Zählung vom Hause abwesend sind, dagegen
nicht die auf der Wanderung abwesenden Gesellen und Gehülfen.

d) Solche Personen, welche mehr als einen Wohnsitz haben, z. B. lm Som-
mer auf einem Landgute, im Winter in einer eignen Wohnung in einer Stadt
sich aufhallen, sind nur an letzterem Orte mitzuzählen, dagegen an dem Wohnorte,
von welchem sie zur Zeit der Zählung abwesend sind, von diesex auszuschließen.

Wo es auf genaue Zeitbestimmung ankommt, dient der Anfang des bürger-
lichen Tags als Anhalt, und sind daher alle in der Nacht vom 2. zum 3. De-
cember erst nach Mitternacht Gebornen nicht mikzuzählen, wohl aber die erst nach
diesem Zeitpunct Gestorbenen.

KC. 3.

In den Städten haben die Bezirksvorsteher, in den Dorfschaften die Richter
und resp. Amtsschulzen sich der Aufzeichnung der zu zählenden Personen zu unter-
ziehen, und dabei mit der Genauigkeit zu verfahren, welche durch die Wichtigkeit
des Zweckes geboten ist. Da übrigens die Zählung in den Städten einen weit
größeren Zeitaufwand als in den Dorfschaften erfordert, so ist es in den ersteren
gestattet, den Eigenthümern der einzelnen Häuser oder deren Stellvertretern Formu-
lare zur eignen Einrückung der am Zählungstage zum Hausstande gehörigen Per-
sonen auszuhändigen; es haben aber diesfalls die Bezirksvorsteher die Einzeich-
nungen in diesen Formularen sorgfältigst zu prüfen und nöthigenfalls zu berichtigen,
auch für die rechtzeitige Ablieferung einzustehen.
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C. 4.

Die nsthigen Formulare, bei deren Anferligung das unter A. beissüge
Schema zur Grundlage dienk, sind von den Fürstlichen Justigstellen und den Stadt-
räthen, — und zwar von den ersteren auch für die in ihrem Bezirk gelegenen,
der Patriwonialgerichtébarkeit unterworsenen Ortschaften — aus Fürstlicher Regie-

rungskanzlei zu beziehen und sodann den mit dem Zählungsgeschäft r--.
welche sich zu diesem Behufe vor dem 1. cember d anz
melden haben, zugustellen; auch ist dabei nöthigenfalls noch nähere Bethrüng.
zu ertheilen.

. 5.
Die Listen sind sofort nach deren Ausstellung und zwar spätestens bis zum

#10. Decemberd.J.mit Aufsummirung dee Bestandes in jeder einzelnen Dre
schaft an die bezöglichen Behörden abzugeben und von diesen im daufe des gedach-
ten Monats unter Akteslirung der Richtigkeit der Addition anher einzusenden.

. 6.
Die UAufnahme des Viehbestandes und die Verzeichnung der Gebäude im

hlesigen Fürstenthume, welche mit der Zählung der Bevölkerung im Jahre 1555
ersolgt ist, kommt für diesmal in Wegfall.

Grelz, am 30. October 1361.

Fürstlich Reuß-Plaulsche Lanbesregierung das.

D. Herrmann.

N. v. Geldeen= Erispendert.



— 108 —

4.

Bevölkerungs-Liste
vom

Wetber Kinder unter Anjzabl, det
Kns. Vor= und ZunameAnzohl be Berberinund* 14 Jabren. Enwohner

tRi. des Hausbesibers, Jahee. 1 1 maännlich. wobblich. Civilstandt.
des bauegenossen. Namiten l Seelen.

W- r



Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie.

r###

W. 15.
(Ausgegeben den I2. November 1861.)
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40.Verordnung,
die anderweite Verrückung des bisherigen Militärverloosungs-Termins

u. w. d. auh.

belreffend.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittw. Fürstin Reuß
älterer Linic, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin zu Greiz,
Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne Prinzessin zu
Hessen. Homburg, als Vormünderin Unseres vielgeliebten minderjäh-
rigen Sohnes, Heinrich des Zwei und Zwanzigsten älterer Linie
sonveränen Fürsten Reuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c.

und Landesregentin,
fügen hiermit zu wissen:

Nachdem das Fürstliche Bataillons= Commando unter dem Anföhren: daß zur
gehörigen Ausbildung der Rekruten ein Zeitraum von mindestens sechs Monaten
unbedingt erforderlich sei, wiederholt darauf angetragen: daß die jährliche Ein-
stelung der ausgeloosten jungen Mannschaft um einen Monat früher, wie zeither,
also für den Anfang de# Monato April angrordnet werden möge, dieser Antrag
auch in der Bestimmung des &amp;. 29 der Bundeökriegsversassung, wornach ein Zeit-
raum von sechs Monaten als das dlinimum angesehen werden soll, welcher zur

Ausübung eines Soldaten angenommen werden kann, seine vollkommene Rechtefer-
ligung sindet, ala haben Wir in Rücksicht darauf, daß man jetzt allgemein den
Anfang des Monaté April alo Termin zur Rekruteneinstellung angenommen hat,
und daß dieß auch bereité im Fürstenthum Reuß jüngerer Linie geschehen, zur Ver-
meidung des durch ein Zurückbleiben hinter anderen Staalen an sich nicht unbe-

22
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denklichen Aus se zustandes und insbesondere des im Hinblick auf die mit dem
Hursteuhum!i süngerer Linie bestehenden Militärgemeinschaft gegen die F. 17
der Bundcrokriegoversassung enthaltene Vorschrift, nach welcher die in combinitte
Bataillone vereinigten Contingente gleich organisirt und geübt sein sollen, eintreten-
den Verstoßes, auf Vortrag Unserer Landesregierung zu beschließen Uns bewo-
gen gefunden: daß die jährliche Militärauohebung, welche früherhin im Monat

Mai stattfand und in Baucksichihung der Verhältnisse durch die Verordnung vom
30. November, 1855, (Nr. 24 der Gesetzsammlung ofj. u.) dergestalt auf den
Monat April jeden Ichre verlegt worden war, daß die lebeigate der Eingeloosten
an dac Militär-Commando vor dem Schlusse deeseo Monats so startzusinden haue,
daß mit der Einexercirung der Rekruten gleich zu Anfang des Monato
onney werden koynmte, nunmehro im Monaot März jeden Jahres dergestalt borger
nommen werden soll, das die Uebergabe der eingeloosten jungen Mannschaft auch
schon im Monal März erfolgt, so daß deren Einubung mit dem Anfang des Mo-
nato April beginnen kann.

Hierdurch wird nun zwar das Verfahren bei der Militäraushebung im We-
sentlichen nicht geändert und es hat dasselbe auch fernerhin ganz so, wie dieß in
onpfémililätgesep vom 31. December 1843, im III. Abschnitt, und in der

« vkdulmg vomJUNwimbuMiit-ab (,·. I. 2. 3. 4. 5. und 6. Aucotückuh
testimmt worden, zu geichehen, ec wird aber der Beginn der Vorarbeiten zur

Retrurfrung und der bauf der Fisten der etwaigen reklamirenden Militärpflichtigen
um je einen Monat gegei die in *P9 zuleht angezogenen Verordnung vom 30.
November, 1855 sulh C. 1. bid 6. festgesetten Zeitpunkte zurückverlegt, daherWir hierdurch anderweit e

K. 1.

die Aufzeichnung der Militärpflichtigen in jedem Orte von dem betreffen-
den Gerstlichen oder Schuldiener sindet nach wie vor ganz in der
Weise, wie im 6. 16. des Landromslitärgesehes geordnet worden,
statt, ec ist aber das Verzeichniß nicht, wir zeither, bis Ende De-
cember des der bevorstehenden Rekrutirung unmittelbar vorhergehenden
Jahreb, sondern schon bis Ende November des Vorjahres und zwar,
wie bestimmt ist, in doppelter, völlig gleicher Ausfertigung für jeden

Ort, an die städtische oder Gerichtöbehörde, welcher der Ort unter=
geben ist, unauobleiblich einzusenden, daher denn auch für die Zu-
kunft die sämmtlichen städtischen und Unter-Gerichtsbehörden des Landes
die aus der Regierungs-Kanzlei zu entnehmenden gedruckten Tabellen

(Ortölisten) dem betreffenden Geistlichen oder Schuldiener in hinreichen-



der Zahl und zeitig, wo möglich im Lause des vorhergehenden Mo-
nalé October, längstens aber biè zum 8. November jeden Jah-
res zuzustellen haben.

. 2.

e städtischen und Unter-Gerichtöbehorden haben nach enpsaneder — wie zeither, so auch fernerhin die im 6.
Vandesmilitärgesetzes enthaltenen Bestimmungen wörklich zu 710
und zu erfüllen, aber mit dem Unterschied, daß dersanb 3. im
Alinen angeordnete öffentliche Anschlag nicht mehr, wie zeither, im
Monat Januar des Rekruirungojahres, sondern schon im Monat
cember de vorhergehenden Jahrec, und die im 4. Alinen bestimmte
Einsendung der Ortslisten in beiden Eremplaren derselben mit
aller uber deren Prufung und Erörterung bri den Unterbrhörden geführ=
ten Akten resp. Vacatschein, längsteno in der ersten Woche des Mo-
nats Januar jeden Jahres an Unsere Rekrutirungobehörde unfehlbar
zu geschehen hat.

. 3.

Die Rekrutirungsbehörde hat hierauf sofort die ihr im §. 18. ibid.
aufgetragenen Dienstverrichtungen vorzunehmen, so daß die Rücksendung
ded zweiten Eremplaro der Orkslisten an die betreffenden Berloofungs=
bezirkébehörden mit genauer Angabe des Musterungs= und Verloosungs=
lages noch im Verlauf deé Monate Januar erfolgt.

Die Bezirköbehörden haben sodann wiederum ganz so zu verfahren,
wie in dem nur angezogenen . 18. freziell für sie weiter bestimmt
worden, nur müssen, so weit dieß thunlich, die ihnen hiernach obliegen-
Arbeiten im Verlauf des Monats Februar beforgtund die in
der geseblichen Weise angesertigten Bezirkslisten in doppelter Aus-
sertigung hochstens bis zum Schluß dieses Monalc wiederum an
Unsere Rekeutirungobehöorde, damit dieselben von dieser mit den Vor-
lagen genau verglichen, das elwa Fehlende ergänzt und das weiter Er-
forderliche verfugt werden könne, eingesendet werden.

. 4.

Nach §. 19. des Landesmilitärgesetzes hat jeder vorgeladene Mili-
larpflichtige die Bescheidung der Rekrutirungsbehörde über die für ihn
in der Ortsliste geltend gemachten Gründe der Zurückslellung oder VBe-
freiung, bei der Bezirksbehörde bis zum Ende des Monato Upril zu

—
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vernehmen. So bewandten Umständen nach kann aber diese Frist ferner-
hin nur noch auf die Zwischenzeit von dem Erlasse der Vorladung an
bis zu dem nunmehro für gewohnlich in der zweiten Hälfte dec Monats
März abzuhallenden Rekruttrungstermin bewilliget werden, während die
übrigen Bestunmungen in diesem Paragraphen auch fernerhin ihre bis-
herige Gesetzeskraft behalten.

K. 5.

Gegen die Entscheidung der Rekrutirungsbehörde, sowohl hin-
sichtlich der Abschlagung als der Gewährung vorläufiger Zuruckstellung
oder gänzlicher Befreiung, oder auch der ausgesprochenen Unwürdigkeir,
kann jeder Betheiligte, wie dirb im §. 21 ibid. ausdrucklich ausge=
sprochen worden, bei derselben Vorstellung in Kraft eines Rekurseo an
die bandes-Regierung schriftlich anbringen; dieser Rekurs muß aber von
nun an bei dessen Verlust innerhalb der Zwischenzeit von dem Verloo-
sungstermin an bid zum Einstellungstage der eingeloosten Mannschaft,
welcher nunmehro flets an einem der letzten Tage des Monato März
stattzusinden hat und den Milltärpflichtigen im Loosungstermin gleich
mit bekannt gemacht werden muß, bei der Rekrutirungsbehörde angebracht
werden, damit dann das Weilere von derselben in der geseblich herge-
brachten Weise besorgt werden kann.

. 6.

Ebenso verbleibt es bezüglich der Fristen bei Sielbermng und
Nummertausch bei der bicherigen Beschrankung, wornach die deofall-sigen Gesuche und Meldungen ebenfalls in der Zwischenzeit von ver Mi-
litärverloosung an bio zu dem Uebergabelermin der Rekruten an das
Commaydo, anzubringen sind und zu geschehen haben, jedoch werden
W.ir, wie dieß zeither ebenso geschehen, auch fernerhin Unsere landes-
herrliche Dispensation in besonderen Fällen, auf geschehenec Ansuchen
und erstattetem Vortrag, den Betheiligten nicht vorenthalten.

Insofern aber die Einerercirung der eingeloosten jungen Mannschaft auch
schon im nächsten Jahre mit dem Anfang des Monats April beginnen
soll und daher, damit insbesondere die nachgelassenen Rerlamationsfristen auch für
dee nächstes Jahr zur Verloosung. kommenden Militärpflichtigen der Alcersclasse von
1841 nicht geschmälert werden, keine Zeit zum Beginn der Vorarbeiten zur in-
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stehenden Militäraushebung mehr zu verlieren ist, so befehlen Wir hierdurch
noch insbesondere, daß mit der Aukzeichnung der Militärpflichtigen der nur-
erwähnten Altersclasse seiten der Geistlichen und Schullehrer sofort begonnen werde,
damit noch bis zum Schluß dieses Manaté die Ortslisten angefertiget und an die
slädtischen und Untergerichtsbehörden abgegeben werden können, so daß diesen als-
dann die Ausführung der ihnen hierbei obliegenden Functionen für den dozu be-
stimmten nächstkommenden Monat December noch ermöglicht wird.

Dessen zu Urkund haben Wir gegenwärtige Verordnung eigenhändig voll-
zogen und mit Unserm größern Landesregentschaftlichen Insiegel bedrucken lassen.

Greiz, am 9. November 1861.

(. 8.) Carolinc.

D. Herrmann.





Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linie.

MW. 16.
(Ausgegeden den 26. November 1861.)

41. Bekanntmachung,

die Bestimmung des Neundorf-Crispendorfer Communicationsweges
als Landstraße und die Unterhaltung des Crispendorf-Mbschlitzer,

sowie des Neundorf-Plothener Communicationsweges
beireffend.

Mit Hoöchstlandesregentschaftlicher Genehmigung ist beschlossen worden,

dem von Neundorf über Crispendorf bis an die Meiningische Grenze bei Erkmanns-
dorf chausseemäßig hergestellten Communicationswege in Berücksichtigung des Ver-
kehrs mit Landfuhrwerk und des auf demselben neuerdings eingerichteten Posten-
laufs, die Bestimmung eines Weges I. Klasse im Sinne des 9. 3 der Verord-
nung vom 2. Januar 1856, vom 1. Januar 1862 an beizulegen und die bisher
sämmtlichen Unterthanen in der Herrschaft Burgk bezüglich desselben zugestandene
Wegegeldfreiheit auf dle Gemeinden Neundorf und Crispendorf zu beschränken,

II.

von demselben Zeitpunkt an die Communicationswegestrecken

1) von Neundorf nach Pahnstangen und Plothen dis an die Weimarische
Grenze bei Neudeck,

2) r rlpendorf (Angerweg) nach Psschlitz bis an das Chausseehaus
urg

23
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—unter Wiederaufhebung des zeither bestandenen Ausnahmeverhältnisses, wonach
der Bau= und Alnterhaltungsaufwand zur Unterstützung der dortigen Gemeinden
zum größten Theil aus den Mitteln der Landstraßenbau-Casse bestritten worden —
den betreffenden Gemeinden ferner zur alleinigen Unterhaltung, unter der gesetzlichen
Oberaufsicht der Fürstlichen Wegebauinspection, zu überlassen, denselben dagegen
auch die Erhebung des Wegegeldes auf jenen Strecken nach den bestehenden Tarif-
sätzen — unter Beschränkung der bisher sämmtlichen Burgkischen Unterthanen ein-
geräumten Wegegeldbefreiung auf die zur Unterhaltung verpflichteten Gemeinden,
und zwar für die Strecke unter 1 auf die Gemeinden Plothen, Pahnstangen und
Neundorf und für die Strecke unter 2 auf die Gemeinden Neundorf und Crispen-
dorf, sowie unter Vorbehalt der Wegegeldfreiheit für die allgemein befreiten Per-
sonen, biS auf Widerruf zu gestatten.

Solches wird zur allgemeinen Nachachtung mit dem Bemerken hierdurch be-
kannt gemacht, baß die in No. II. der revidirten Straßenpolizeiordnung vom 31.
Mai 1853 enthaltenen, die Wegegeldentrichtung betreffenden Bestimmungen auch
auf die Entrichtung des für Rechnung der Gemeinden erhobenen Wegegeldes An-
wendung finden.

Greiz, den 18. November 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung das.

D0. Herrmann.

R. v. Geldern= Cuspendorf.



Gesetzsammlung
des Fürstenthums Reuß älterer Linic.

„W. 17.
–

(Ausgegeben den 31. Dezember 1861.)

42. Landesregentschaftliche Verordnung,

die Publikation des Strafgesetzbuches und eines anderweiten

Gesetzes zum Schutz der Holzungen 2c.

betreffend.

Wir Caroline Amalic Elisabeth, verwittw. Fürstin
Reuß älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Herrin
zu Greiz, Krannichfeld, Gera, Schleiz und Lobenstein, geborne
Prinzessin zu Hessen Homburg, als Vormünderin Unsercs viel-
geliebten minderjährigen Sohnes, Heinrich des Zwei und
Zwanzigsten aälterer Linie sonveränen Fürsten Neuß, Grafen

und Herrn von Plauen rc. und Landesregentin,
fügen hiermit zu wissen:

Nachdem der Anordnung Unseres nunmehr in Gott ruhenden Ge-
mahls, des Durchlauchtigsten regierenden Fürsten, Herrn Heinrich des XX.
zu Folge nach dem Vorbilde der neuern Strafgesehe der Nachbarländer
mit sländischem Beirath

1) ein Strasgesetzbuch für das unter Unserer Landeöregentschaft stehende
Fürstenthum und auf Grund der gleichzeitigen Revision des Ge-
sebes vom 22. November 1854.

24
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2) ein anderneitt Gesetz, den Schug der Holzungen, Baumpllan=zungen, Wiesen, Felder und Gärten
ausgeorbett, bersen Gesetzen auch Unsere Genehmigung ertheilt worden
ist, so vrsien Wir hiermit deren Bekanmmachung und bestimmen dabei
Folgendes

é. 1.

Die beiden gedachten Gesetze treten vom 1. Mai 1862 an in Kraft
und gleichzeitig erlischt die Galuigkeit der bioherigen gemeinrechtlichen und
partikularrechtüchen Gesegec-Bestimmungen über Bestcafung von Verbrechen
und Bergehungen, inobesondere auch das Gesetz vom 22. November 1854,
jedoch mit nachfolgenden Ausna#men.

. 2.

In fortdauernder Gütltigkeit bleiben nämlich:
die Strafbedingungen bezüglich

1) des Nachdrucko,
2) des Mißbrauché der Preßfreiheit und der verbotwidrigen Ver-

breitung von Druckschriften
3) des Vereinswesens,
4) der Steuer= und Zollcontraventionen, der Hinterziehung anderer

öffentlichen Abgaben und der Beeinkrächtigung von Regallen
5) des Polizeiwrsen,
6) die Oldnungs= und Zwangöstrafen, welche zu Aufrechthallung der

Ordnung und Dieeiplin in verschiedenen Zweigen der Staats-
und Kirchenverwaltung und im Interesse besonderer öffentlicher An-
stallen durch geseplich' Vererduung oder Instruktion eingefuhrt sind,

7) die Stralbestimmungen im §. 10 Saß 1 und 3 und in den
. 8. 4 6 Gsur- über Erfällung der Militärpflicht

vom 31. Dezember 1843. (Vg. Art. 119 des Strafgesetzbuches),
P) die Kriegoartikel vom Jahre 1856,
9) das Gesetz vom 21. Dezember 1846, auch in Ansehung der die

Zufügung von Strafübeln betreffenden Bestimmungen.

8. 3.

Auch bewendet es bei den, in früheren Strafgesetzen über civilrechtliche
Folgen gewisser Verbrechen getroffenen Bestimmungen und sonstigen nicht
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Strafrechtlichen Vorschristen, so weit nicht nach dem Strafgesebbuche
Uenderungen eintreten.

F. 4.

Wo in irgend einem der in Kraft bleibenden Gesehe auf die Bestim-
mungen des beslehenden Strafrechte verwiesen wird, ist den Bestimmungen
deS Strafgesetzbbuchs nachzugehn.

Tuch gelten die Vorschriften dieses Strafgesehzbbuches im 3. bié 7. Kapitel

des allgemeinen Theiles bei Anwendung der sortbessehenden Gesetze, so weitnicht diese selbst bezügliche Bestimmungen enthalten

S. 5.

Sind in den nach §. 3 in Kraft bleibenden Geseten und Verord-
nungen Geld= und N wahlweise angedroht, so ist unter Be-
obachtung der in Art. 19, 20 und 21 des StrasgesetzbuchrS enthaltenen
Bestimmungen nur auf eine deser Strafarten und zwar, wo nicht ein
besonderer Maaßstaab angegeben ist, nach dem Art. 26 des Slrasgesetz-
bucho festgesegten zu erkennen.

Deögleichen ist, wo in den vorbehaltenen Gesetzen und Verordnungen
Gefängniß= oder Handarbeitsstrafe angedreht ist, das Erkennkniß lediglich
auf Gefängnißstrafe zu richten, und wegen Anwendung der Handarbeits-
strafe den Bestimmungen im Art. 17 des Strafgesetzbucho nachzugehen.

F. 6.

Die Vorschriften des Strasgesetzbuchs und des Gesetzes über Forst;-,
Feld-- und Gartendiebstähle sinden auch Anwendung auf die vor Eintritt
ihrer Wirksamkeit begangenen strafbaren Handlungen und in den bereits

anhängigen noch nicht rechtekräftig entschiedenen Umerrsuchungen, wofern
nicht in dem einen wie im andern Falle dadurch ein härteres Ergebniß
herbeigeführt wird als durch Unwendung der frühern Strafbestimmungen.

kein Rechtomittel mehr zulässig, so kann eine Abänderung der Ent-
scheidung nur im Wege der Begnadigung erfolgen.

S. 7.
d zu dem unter 2 gedachten Zeitpunkte von Amtswegen einge-p g 9Sin

leitete Untersuchungen über solche strafbare Handlungen anhängig, welche
von da nur auf Antrag zu verfolgen sein würden, so darf die Fortstellung
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nur auf Verlangen der berechtigten Person oder Behorde erfolgen. Der
Richter hat deßhalb die nöthige Erklärung zu veranlassen, und die Unter-
suchung, falls nicht binnen dreißiglägiger Frist von ergangener Aufor-
derung deren Fortstellung beantrage wird, beizulegen.

Die Angeschuldigten haben solchenfalls die biö dahin aufgelaufenen
Unkosten abzustatten. Ist aber die Verbindlichkeit zu der Kostenabstartung
nach der Lage der Untersuchung zweifelhaft, so sind die Kosten zu caduziren.

Urkundlich haben Wir diese Verordnung eigenhändig vollzogen und
Unser Fürstliches Siegel beidrucken lassen.

Greiz, den 27. November 1861.

. 8.) Caroline.

D. Herrmann.



Strafgesetzbuch

das JFürstenthum Reuh älterer Cinie.

Erster Theil.
Allgemeine Vorschriften über Verbrechen und deren Bestrafung.

Erstes Kapitel.
Vorschriften über die Anwendung des Gesebbuché.

Art. 1.

Gegenwärtiges Strasgesehbuch sindet Anwendung auf solche Hand- rendlungen.
lungen und Unterlassungen, auf welche dessen Vorschriften nach den Wor- uir id
ten oder nach dem Sinne sich beziehn. rue #an-

Art. 2.

e Bestimmungen diese Gesetzbuchs sind maaßgebend für alle. Muson demvon Inländern oder Ausländern im Inlande oder im Auslande begangene —

Verbrechen, die vor inländischen Behörden zur Untersuchung zu ziehn sind; e-
doch soll eine von einem Aubländer im Auslande begangene Typat, die kein ·
Verbrechen mgtdenlass-genLandkshctmodedesFamiliekcithalk

ch der betreffenden ausländischen Gesehgebung beurtheilt werden, wenn
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bekannt ist oder nachgewiesen wird, daß sie hiernach gar nicht oder gelinder
als nach der hierländischen Gesepgebung oder nur auf Antrag zu bestrafen
sein würde.

Art. 3.

3 aie. Ist Jemand wegen eines verübten Verbrecheno bereits von dem zu-
#neui ständigen Gerichte eines andern Staates bestraft worden, so darf er wegen

bkenminisse. derselben Handlung nur dann pochmalc von einem inländischen Gerichte
bestraft werden, wenn diese Handlung durch besondere ihm obliegende Ver-
pflichtungen gegen dac hiesige Fürstenthum, dessen Landesherrn oder hier-
ländische Unterthanen einen bei der ausländischen Bestrafung außer Be-
tracht gebliebenen strafrechtlichen Charakter erhält; es ist jedoch solchen
Falles bei der Verurtheilung die von dem Angeschuldigten wegen derselben
Handlung bereits anderwärtö verbüßte Strase in Abzug zu bringen.

ebteres findet auch dann Statt, wenn von einem unzuständigen
ausländischen Gerichte eine Strase vollstreckt worden ist.

Art. 4.

J#leindene Der Anordnung der Landeregierung zur Einleitung der Uncersuchung
* e bedarf es
uirralatns, I) ohne Unterschied wo und von wem das Voerbrechen begangen wor-
eröffuung er- den istsordent wird.

a) bei den im zweiten Kapitel des zweiten Theils genannten
Verbrechen,

b) bei den im ersten und drittenFawiterdes zweiten Theils auf-
geführten Verbrechen, wofern sie gegen einen auswärtigenStaat, gegen dessen Regenten ois vrgen auländische Be-
hörden begangen worden sind,

2) gegen Personen, die nach den Grundsätzen des Völkerrechts die
Erterritorialität genießen und überhaupt gegen Ausländer, welche
von ihrer Regierung zu Besorgung gewisser Geschäfte in das hie-
sige Fürstenthum gesendet und in dieser Eigenschafe bei hiesiger
NRegierung beglaubigt sind, ingleichen gegen deren Ehefrauen, zum
Hausstande gehörige Kinder und dem hiesigen Lande nicht angehö-
rige Dienet,
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3) gegen Ausländer, welche der oben gedachten Klasse nicht angehoren,
in dem Falle, wenn das Verbrechen im Auclande gegen Ausländer
oder gegen hierländische Unterthanen, die sich zur Zeit der That
im Auslande befanden, verübt worden ist.

Nrt. 5.

Der Eriminaljustizbehörde liegt es ob, in Fällen wo nach Art. 4 eine Jorschnst we-
Anordnung der Landebregierung erfordert wird, an diese Bericht zu erstatten. # r* Vir-

E sind sedoch alle keinen Aufschub gestattenden Maaßregeln zur
Aufklärung der Sache, zur Verhinderung der Flucht des Thätero und zur
Erhaltung der Spuren der That auch ohne vorgängige Abwartung der
Regierungsanordnung zu ergreifen.

Zweites Kapitel.
Von den Strafen und deren Vollziehung.

Art. 6.

diens.

Die Todesstrase wird durch Enthauptung vollzogen. Befindel sich Tedesstuol=
eine zur Todesstrafe verurtheilte Weiböperson im Zustande der Schwanger-

schaft, so ist ihre Hinrichtung bic nach ierssandenon Wochenbekte auszusetzen.Sind mehrere Verbrecher hinzurichten, so darf die Hinrichtung des
Einen nicht vor den Augen des Andern vollzogen wunen.

Körper des Enthaupteten wird an einem vem gewöhnlichen
Todtenacker abgesonderten Orte begraben, oder nach vorgängiger Geneh-
migung der Landesregierung an eine anatomische Austalt abgeliefert.

Art. 7.

Die Freiheitsstrafen sind je nach dem Orte der Vollstreckung: Zucht-
hauostrase, Arbeilshausstrafe, Gefängnißstrafe.

Art. 3.

Die Zuchthausstcafe ist lebenslänglich oder zeitlich.

Zeitliche Freiheitéstrafen dürfen niemals auf ein langere als dreißig-
jährige Dauer erkannt werden. Außerdem ist, wo das Gesetz nicht aus-
drüucklich etwas Andereß bestimmt, Zuchthausstrafe nicht unter einem Jahre,

Erahens-
Hrasen.

Maaß der Fr#-
beltestrafm.
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Arbeitshausstrase nicht unter zwei Monaten, O sangnibstrafe nicht übervier Monate und nicht unter einem Tage zu erkenn
Fur eine Ausnahmebestimmung, welche die Zutetumung einer längeren

als viermonatigen Gefängnißstrase zuläßt, ist es nicht zu achten, wenn Ge-
fängnißstrafe ohne Angabe eines Höchstbetrags neben einer höhern Straf-
gattung von längerer Dauer angedroht ist.

Zuchthaus= und Arbeitöhausstrafen sollen, wo das Gesetz nicht etwas
Anderes bestimmt, nicht nach kleineren Zeitabschnitten, als nach Monaten er-
kannt werden. Bei Verwandlung einer geringern in eine höhere Straf-
art ist der Richter an Beobachtung monatlicher Zeitabschnikte nicht gebunden.

In Ansehung der Dauer der zeitlichen Freiheitsstrasen sind das Jahr
und der Monat nach der gewöhnlichen Kalenderzeit, die Woche zu 7 Tagen
der Tag zu 24 Stunden zu berechnen.

Art. 9.

Die Behandlung der Strafgefangenen sowohl in Beziehung auf Be-
kleidung, Beköstigung und Beschäftigung, als hinsschtlich der Anwendung
von Sicherheits= und Zwangemaaßregeln richtet sich im Zuchthouse und Ar-
beitshause nach den betreffenden Haucordnungen, in den Gefängnissen nach
dem Gefängnißregulativ.

Gesängnihsträflingen, welche die Untersuchungekosten entrichtet oder für
deren Bezahlung genugende Slcherheit geleistet haben und ihren Unterhalt
selbst zu bestreiten vermögen, isi, soweit nicht erkannte Schärfungen (Art.
10) und das Gesängnißregulativ entgegen siehen, verstattet, sich mit eigener
Lagerstätte zu versorgen und sich nach eigener Wahl zu bekostigen und zu
beschäftigen.

Der Zutritt zu den S#trafgesangenen ist außer dem Gerichtspersonale
nur dem Geistlichen, dem Gerichtsarzte und unter gehöriger Aussicht, sowie
nach vorgängiger Genehmigung desö Gerichts, den nächsten Angehörigen
und solchen Personen gestattet, die über besondere Angelegenheiten mit den
Gefangenen zu sprechen haben.

Der Arbeitoverdienst der Gefangenen ist zunächst zu Bestreitung der
Kosten des Unterhaltes derselben zu verwenden, elwaiger Ueberschuß denselben
bei der Entlassung auszuhändigen.

Art. 10.

Schärfung der Freiheitestrafen entweder
a) durch Dunkelarrest bis zu 30 Tagen, oder
b) durch hartes Lager bis zu gleicher Dauer, oder
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0) m M—m“D]D"D der Kost auf Wasser und Brod bis zuTagen, oderch) 8 7— Züchtigung bis zu 60 Hieben

tritt nur zufolge richterlichen Erkenntulsses ein, und zwar

1) in den adurch das Gesetz besonders bestimmten Fällen, außerdemjedesm
2) bei haus- und Arbeitshaussträflingen, welche bereits we-

nigstens einmal Zuchthausstrafe oder wegen eines vorsäglichen
Verbrechens Arbeitshausstrafe verbüßt haben.

In den Fällen unter 1. ist auf eine Eindriccheils= oder Zweidriktheils=
oder volle Schärfung, in den Fällen unter 2. lmmer auf eine volle Schär-
kund von obigem Maaße zu erkennen.

Art. 11.

Männliche Zuchthausgefangene, welche bereits wenigstens zweimal
Juchthaus= oder wegen eines vorsätzlichen Verbrechens Arbeikhausstrafe
verbügt haben, tragen überdieh während ihrer Strafzeit ein Beineisen,
weibliche im gleichen Falle einen mit einer Kette am Fuße befestig=
ten Klotz.

Diese Schärfung soll jedoch, wenn die Strafzeit länger dls 10 Jahre
dauert, für den Rest derselben hinwegfallen.

Art. 12.

bebenslängliche Zuchthausstrafe ist nicht zu schärfen.
Körperliche Züchtigung, alc Strafschörfung, sindet nur bei Zucht-

haussträflingen statt, die bereits wenigstens einmal Zuchthausstrase oder
wegen eines vorsätzlichen Verbrechens Arbeikshausstrase bestanden haben.

Aus einem und demselben geseblichen Grunde ist auf Schärfungen
verschiedener Art nicht zu erkennen. 6

Wenn beim Zusammentreffen einer besondern gesetzlichen Bestimmung
mit der Bestimmung des Art. 10. unter 2. auf mehrere Schärfungen zu
erkennen ist, so darf nur eine derselben in körperlicher Züchtigung bestehen.

Art. 13.

Die Dircction der betreffenden Anstalt, bei Gefängnißsträflingen aber

BilchtäntindEim

und Vn .
das Untersuchungsgericht sorgt für Vollstreckung, bestimmt tiesrorrei,
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den Zeitpunkt, sowie die Zwischenräume der Schärfungen, welche jedoch,
sofern nicht ärgkliches Bedenken obwaltet, alsbald nach Antritt der Strafe
zu vollziehen sind.

e Schärfung durch Dunkelarrest, oder hartes Lager oder Kost-
beschränkung auf Wasser und Brod darf ununterbrochen nicht länger als
2 Tage, mit mindestens eben so langen Zwischenräumen einfachen Arrestes
vollstreckt werden.

Sind mehrere Schärfungen zuerkannt, so ist nicht früher als 30 Tage
nach Beendigung der ersten Schärfung mit dem Vollzug der zweiten der
Anfang zu machen.

Der vollstreckenden Anstalté= oder Gerichköbehörde steht bei etwaigen
Bedenken des Anstalts- oder Gerichtsarztes die Verwandlung einer erkann-
ten Shãtfung in eine Schärfung anderer Art von entsprechendem Maaße
frei

5

Das bei den Höchstbeträgen der Schärfungen im Art. 10. angenom-
mene Maaßverhältniß ist bei der Verwandlung zu Grunde zu legen.

Die körperliche Züchtigung wird nach Ermessen der vollziehenden Be-
hörde auf den Rücken oder auf das Gesäß mit einer der Körperbeschaffen-
heit des Sräflings angemessenen einfachen oder geflochtenen Ruthe voll-
streckt.

Nrt. 14.

asedhsng“ Wenn bei Verbrechen, welche mit Gefängnißstrafe bis zu 4 Monaten,
" Fnisso im höheren Grade aber mit Arbeitöhausslrafe bedroht sind, Bestimmungen

uestrafe. zur Anwendung kommen, die unter den vorliegenden lUmständen zu einer
Gesängnißstrafe von sechmonaliger oder noch längerer Dauer führen wür-
den (vergl. z. B. Art. 70, 71, 261), so ist statt dieser Gefängnißstrafe
auf ArbeitShausstrafe, jedoch unter Verkürzung auf zwei Drirtheile der
Dauer (vergl. Art 26) zu erkennen. Diese Vorschrift gilt auch, wenn im
Falle des Artikelo 71. zwar nicht daß schwerste, aber doch einige, oder
eino der zusammentreffenden Verbrechen zu denen gehören, wesche im höhern
Gtade mit Arbeitöhausstrafe bedroht sind.

Art. 15.

r— Bei Vagabunden und Bettlern, sowie bei solchen Personen, welche
led . einer Verlehung der Eigenthumörechte ausEigennat, Boheit oder Muth-

lche Joch, willen, oder der vorsählichen Körperverletzung, oder der in Art. 339, 343,
oung 344, 345, 346, 347, 351 aufgeführten Verdrechen sich schuldig gemacht



und wegen defsselben oder eines gleichartigen Verbrechens (Art 75) bercits
Freiheits= oder Handarbeitsstrafe erlitten haben, kann eine zuerkannte Ge-
sängnißstrase ganz oder theilweise in körperliche Züchtigung verwandelt
werden, soweit der Gesundyeitzustand des Verbrecheré dies gestattet.

Drei Ruthenhiebe sind einem Tage einfacher Gefängnißstrafe gleich
zu rechnen.

« höher ansteigenden Gefängnifstrasen dürfen nicht mehr als
3 Wochen in körperliche Züchtigung verwandelt werden.

Art. 16.

Bei Vagabunden und Bettlern, sowie bei Personen, welche wegen
- . . I

eines der im vorigen Artikel genannten Verbrechen, wenn auch zum ersten
Male, zu bestrafen sind, kann die Gefängnißstrafe durch Entziehung war-
mer Kost bis zu 60 Tagen mit den im Artikel 13. angegebenen Be-
schränkungen geschärft werden.

Ein Tag geschärften Arrestes ist zwei Tagen einfachen Arrestes gleich
zu achten.

Art. 17.

Auf Handarbeitsstrafe ist niemals das Erkenntniß zu richten. Es
kann jedoch bei Gefängnißstrafen, solchen Personen, die ihrem Stand nach
Handarbeit verrichten, der Richter, welcher die Strase zu vollstrecken hat,
diese Strafe, vicnit hierzu Gelegenheit vorhanden isi und inseweit nicht
eiwa die im Art. 16. bestimmte Schärfung eintritt, durch Handarbeit ver-
büßen lassen.

Jedech soll in jedem einzelnen Falle die Strafarbeit sich nicht über
die Dauer von vier Wochen erstrecken, und bei höher austeigenden Strafen
der übrige Theil der Straszeit durch Gefingniß verküßt werden.

Die Handarbeit wird an jedem Tage in der Dauer der ortöüblichen

—agelohnorbeitr geleistet, dabei jedech die Woche zu sechs Arbeststagen ge-
rechnet.

Bei Verweigerung oder ungehöriger beistung der Handarbeit tritt
statt derselben ohne Weiteres geschärste Gefängnißslrase (Art. 16) von
gleicher Dauer, oder, Lessen bereits ein Theil der Strafe verbäßt ist, vonder Dauer des Ueberrests eir

Personen, welche 2 Unterhalt mit Handarbeit erwerben, kann der
Richter nach seinem Ermessen eine Unterbrechung der Strafarbeit= gestatten,

Verwandlung
nfachttin gi-
schärsit Gt-
sangnißstraft.

fr.
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doch sind dieselben in jeder Woche mindestens zur Verbußung von drei
Stkraftagen anzuhalten.

Art. 18.

Geldstrafe ist nur in den Fällen, wo solche in Gesehen. oder Verord=
nungen ausdrücklich angedroht itt, zulassis und nicht in geringerm Betrageals von zehn Groschen zu erkennen

Art. 19.

Gegen Gemeinschuldner und unter Vormundschaft gestellte Verschwen=
der ist Geldstrafe unzulässig und selbst da, wo das Gesetz nur Geldstrafe

15 androht, an deren Statt auf Gefängniß zu erkennen.ist.

Art. 20.

Kommen die im vorigen Arcikel gedachten Verhältnisse zu Tage, nach-
dem bereits auf Geldstrafe erkannt ist, oder wird die erkannte Geldstrafe
innerhalb der dem Verurtheilten gestatteten, höchstens vierwöchentlichen
Frist, nicht entrichtet, so hat der vollstreckende Richter dieselbe mittelst zu
den Akten zu bekundenden Beschlusses nach dem im Artikel 26. angegebe-

nel. Maaßstkabe in esängailia zu verwandeln.ef jedoch bei Verbrechen, wo die Strafdrohung auf beiderlei
Strafarten gerichtet ist, die statt der erkannten Geldstrafe eintretende
Gefängnißstrafe den Höchstbetrag derjenigen Gefängnißstrafe, welche für
dieses Verbrechen neben der Geldstrafe im Gesetze angedroht ist, nicht
übersteigen.

Den zu Geldstrase Verurtheilten, mit Ausnahme der im Artikel 19.,
erster Absatz, genannten Personen, bleibt auch nach der Verwaydlung der
Strafe bis zu deren Antritt die Besugniß, sich durch Erlegung des Strak-
geldbetrage von der Gefängnißstrase frei zu machen.

Dagegen bleibt e6 auch in das Ermessen des Richters gestellt, der
Verwandlung ungeachtel die erkannte Geldstrafe aus dem Vermäögen des
Verurtheilten einzubringen.

Art. 21.

Wo das Gesetz die Geldstrafe neben der Gefängutßltrafe oder statt
derselben zuläßt, hat der Richter gegen Personen, welche in öffentlichen
Aemtern stehen, oder communliche Ehrenämter bekleidon, dafern niche die
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im Art. 19, urwähnten Verhällnisse enkgegenstehen, nur von der Geldstrafe
Gebrauch zu machen.

Nrt. 22.

Wenn die Untersuchungshaft gegen einen Angeschuldigten ohne genä= amnssch#
genden Grund verhängt, oder ohne sein Verschulden verlängert worden in.Z ungebesn
so kann hierauf bei Zuerkennung einer zeitlichen Freiheitssirafe oder einer

Geldstrafe dergestalt Rücksicht genommen werden, daß diesete durch die er-
littene de —8 oder zum Theil fr verbüßt geachtetwn in Artikel 3. enthaltenen Beschränkungen i- Etasdater ist

der * vpinrc nicht gebunden.
Nrt. 23.

Ein Verweis sindet Statt, wenn die dem Angeschuldigten zur Last #é.
fallende Handlung mit Gelängnißstrase oder mit Geldstrafe, beides ohne
Festsebung eineS Mindestbetrags, bedroht ist, und der Richter auch das
geringste Maaß dieser Strasen unter den besonderen Umständen des Falles
nicht angemessen sindet.

Verwels wird von dem Richter mundlich an Gerichtsstelle, oder
schriftlich ertheilt, auch kann auf Verschärfung des mündlichen Verwelses
durch Zuziehung der durch das Bergehen verletzten Personen erkannt wer-
den. Den betzteren ist von dem Richter solches zu eröffnen, und das Er-
scheinen bei der Verweisertheilung frei zu stellen.

Art. 24.

In Fällen, wo die angedrohte Strafe oder der Mindestbetrag vart“tben in Bruchtheilen einer an einer anderen Gesetzstelle angedrohrm Saft i

ausgednickk ist, hat der Richter zwar zunächst sich an die dasetet an=
gedrohte Strafart, oder an die mehreren daselbst angedrohten trafarten.
zu halten; erreicht jedoch die in dem vorliegenden Falle zu erkennende
Strafe nicht den im Artikel 8. bestimmten gesetzlichen Mindestbetrag der
fraglichen Strafart, so ist auf die nächsl niedrigere, unter Beröcksichtigung
deS im Artikel 26. bestimmten Geltungsverhältnisses der verschledenen
Strafarten, zu erkennen.

Art. 25.

In Fällen, wo der Höchstbetrag der Strafe auf die im vorigen Ar-
tikel gedachte Welse bestimmt ist, hat der Richter zwischen allen deajeni-
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gen Strafsätzen die Wahl, die weder der Art noch der Dauer nach höher
sind, als dieser Höchstbetrag.

Art. 26.

Wo es auf eine Vergleichung der verschiedenen Strafarten ankommt,
Smafarken. sind die Todesstrafe und die lebenslängliche Zuchthausstrafe einer dreißig-

Von den Folgen

8wisser
trasen.

jährigen Zuchthausstrafe gleich zu rechnen.
Das Verhältniß der Freiheitsstrafen zu einander wird dahin bestimmt,

daß einjährige Zuchthausstrafe einer Arbeitshausstrafe von einem Jahre
und sechs Monaten, einjährige Arbeitshausstrafe einer Gefängnißstrafe von
einem Jahre und sechs Monaten gleich zu achten ist.

Das Verhältniß der geschärften zur einfachen Gefängnißstrafe ist be-
reits im Artikel 16. angegeben. Auf die Geltung der Zuchthaus= und
Arbeitshausstrafe haben die Schärfungen derselben (Art. 10. und 11.) kei-
nen Einfluß.

Wo zwischen Geldstrafe und Gefängnißstrafe die Wahl nachgelassen
ist, ist ein Tag Gefängniß einem Betrage von zehn Groschen bis zu
fünf Thalern gleich zu achten.

Art. 27.

Rechtskräftig zuerkannte Zuchthausstrafe zieht als nothwendige Folge
den Verlust aller politischen Ehrenrechte, der Ehrenzeichen, des Ranges, des
Titels, der academischen Würden, des Staatödienstes und anderer öffent-
licher Aemter, sowie der Advocatur, des Notariats und der ärztlichen
Praxis nach sich.

Gewerbtreibende, einem Innungsverband angehörigePersonen können
zwar das Gewerbe fortsetzen, oder das Meisterrecht, wenn sie solches noch
nicht gehabt, erlangen, dürfen jedoch den Innungsversammlungen nicht bel-
wohnen und keine Lehrlinge annehmen. Nichts destoweniger sind sie ver-
bunden, die üblichen Innungöbeiträge zu entrichten.

Außerdem zieht die zuerkannte oder erlittene Zuchthausstrafe diejeni-
gen Folgen nach sich, welche in anderen Gesetzen daran geknüpft sind.

Die Arbeitshaus= und Gefängnißstrafe, sowie alle anderen Strafarten
ziehen nur diejenigen Folgen nach sich, welche in anderen Gesetzen daran
geknüpft sind.



Driltes Kapitel.
Von Vollendung und Versuch verbrecherischer Handlungen.

Art. 28S.

Ein Verbrechen ist vollendet, wenn die mit Strafe bedrohte Hand- h
lung beendigt und, im Falle ein gewisser Erfolg zu den gesetzlichen Erfor- -sies
dernissen des Verbrechens gehört, auch dieser eingetreten ist (vergl. die be-
sonderen Bestimmungen in Art. 176, 200, 210, 257, 314, 348).

Art. 29.

Als Erfolg ist jede Wirkung anzusehen, welche durch die Handtung "e,t
oder die Unterlassung des Verbrechens verursacht worden ist, gesebt auch
daß zur Hervorbringung derselben Umstände mitgewirkt haben, welche 7
Schhr nicht vorhergesehen hatte (vergl. jedoch das 4. Kapitel diesesheil

Art. 30.

Begus disHandlungen und Unterlassungen, wodurch die Ausführung eines un- 0
vollendet gebliebenen vorsätzlichen Verbrechens angefangen worden, sind als «
Versuch desselben zu bestrafen (vergl. jedoch Art. 38 und die besonderen
Bestimmungen in Art. 106, 210, 309).

Art. 31.

Der Versuch ist ein beendigler, sobald der Verbrecher alles gethan hak, 2½dter und
was er zu thun für nöthig hielt, um die von ihm beabsichtigle Rochttver=
letzung herbeizuführen. In allen anderen Fällen ist der Verfuch ein nicht

309).beendigter (vergl. jedoch Art. 106, 188, 263,

Art. 32.

Die Strase des Versuchs richtel sich nach derjenigen Strafe, womit Snaf, de-
das Verbrechen, welches bei dem Versuche beabsichtigt wurde, bedrohei nsue
Sie soll bei dem brendigten Versuche stets niedriger, als der Höchnbe-
trag dieser Strafe, aber nicht niedriger, als auf ein Driktheil des Min-
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destbetrags der letzteren, bei dem nicht beendigten Bersuche nicht höher, alsauf die Hälfte jenes Höchstbetrags bestimmt werde

Art. 33.

es m— Auch der beendigte Versuch ist nur wie ein alcht beendigter zu be-wie ein strafen,
ure 1) wenn der Verbrecher durch seine eigene Thätigkeit den Erfolg,
1 e der ohne dleselbe eingetreien sein würde, noch abgewendet hat,

2) wenn er zur Ausföhrung des Verbrechens aus Uneenntniß oder
Irrthum ein Mittel gewählt hat, durch welches der beabsicheuigte
Erfolg überhaupt nicht herbeigeführt werden konnte.

Fälle, wo das an sich geeignete Mittel nur wegen seiner mangelhaften
Beschaffenheit oder unzureichenden Menge den beabsichtigten Erfolg nicht
hervorgebracht hat, sind hierher nicht zu rechnen.

Art. 34.

Unternebmun, Die Strafe des nicht beeudigten Versuchs ist auch dann anzuwenden,
nnn, l. wenn bei einer in verbrecherischer Absicht unternommenen Handlung diese

lolgt Absicht um deswillen nicht hat erreicht werden können, weil der Thäter das
Vorhandensein der thatsachlichen Bedingungen, unter welchen die That zum
Verbrechen geworden sein würde, irrthümlich voraubgesetzt hat.

Art. 35.

—71—. Handlungen, wodurch die Ausföhrung eines beabsschtigten Verbrechens
* 0g erst vorbereitet aber noch nicht angefangen worden, unterliegen einer Be-

strafung nur, sofern sie im Gesehe besonders mit solcher bedroht sind.

Art. 36

Siraslostd ue. Der nicht beendigte Versuch eines Verbrechens ist straflos zu lassen,
wenn der Verbrecher sein Vorhaben, ohne an dessen Ausführung durch
äußere Umstände gehindert oder davon abgehalten worden zu sein, gänglich
wieder aufgegeben hat. Dasselbe gilt von den mit Strafe bedrohten Vor-
bereitungohandlungen.

st in dem, was der Verbrecher zur Ausführung oder Vorbereitung
eines beabsichtigten Verbrechens gelhan hat, eine an sich strafbare That
enthalten, so wird die Bestrafung der letztern durch die Bestimmung bieses
Artikels nicht ausgeschlossen.



— 133 —

Biertes Kapitel.
Vom rechtswidrigen Vorsotze und der Unbedachtsomkeit.

Nrt. 37.

Zu den regelmäßigen Erferdernissen eines Verbrechens gehört, daß die 20 T
mit Strase bedrohte Handlung mit rechtswidrigem Vorsaze begangen, und ·
daß daher, wenn zu dem Begriff des fraglichen Verbrechens eln gewisser
Erfolg vorausgeseht wird, auch dieset von dem Verbrecher beabsichtigt wor-
den sei (vgl. jedoch Art. 38 und 40).

rt, 38.

Für die Zurechnung des eingetretenen Erfolgs zum Vorsatze macht es #########
keinen Unterschied, ob die Absicht eine bestimmte oder eine unbeslimmte war unna
(vergl. jedoch Art. 158).

Dagegen kaun dem Thäter in Hinsicht auf einen möglichen, aber nicht
eingetretenen Erfolg seiner Handlung der Versuch debjenigen Verbrechens,
welches durch den Eintritt dieses Erfolgs vollendet worden wäre, nur dann
angerechnet werden, wenn seine Absicht bestimmt auf Hervorbringung dieses
Ersolgs gerichtet gewesen ist.

Art. 39.

Handlungen, wobuch unvorsätzlich eine Rechesverletzung herbelgeföhrt #iworden ist, sind nur, wenn diese Rechtsverlegung durch Unbedachtsamkeit
verschuldet wurde, und nur in den vom Ersegch auêdrücklich bezeichneten
Fällen zu bestrafen.

Bei allen anderen imFSlrosgesabuche henannten Verbrechen sind Vor-satz und Absicht (Art. 37. 38.), auch wenn ihrer in der Begriffsbestimmung.
derselben nicht besonderb gedacht ist, ein nothwendiges Erfordernihß der Be-

rafung.
e ungewohnliche Bedachtsamkeit ist von dem Handelnden, außer wo

eine besondere Verpflichtung dazu stattsindek, nicht zu verlangen.

Art. 40.

uch dei elner mit rechtewidrigem Vorsatze begangenen Heonslung u wren
kann, wenn nach den Umständen eine bestimmte Grenze der Absicht anzu aß, und ut-
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nehmen ist, der darüber hinausgehende rechtsverletzende Erfolg, insofern
nicht in den besonderen Vorschriften des zweiten Theils wegen eines solchen
Erfolgs ausdrücklich eine höhere Strafe angedroht ist, nur als ein durch
Unbedachtsamkeit verschulbeter (Art. 39.) in Betracht gezogen werden.

Fünftes Kapitel.
Von Theilnehmern (Urhebern, Anstiftern und Gehülfey),
und Begünstigern eines Verbrechens, ingleichen von der

unterlassenen Verhinderung und Anzeige eines solchen.

Art. 41.

Miturheber. Haben an einem Verbrechen Mehrere Theil genommen, so sind alle
Diejenigen, welche die That mit einander beschlossen, und in Folge dieses
Beschlusses entweder zur Ausführung derselben mitgewirkt haben oder doch
wenigstens bei der Ausführung gegenwärtig gewesen sind, als Urheber zu
betrachten.

Haben Personen zu der Ausführung mitgewirkt, die an dem Beschlufse
der That nicht Theil genommen haben, so ist nach den Umständen zu er-
wägen, ob deren Wille nur auf Unterstützung einer fremden That (vergt.
Art. 44.) gerichtet gewesen, oder ob sie durch ihre Handlungsweise den
Entschluß zur That stillschweigend zu dem ihrigen gemacht haben. Letzteren
Falls sind sie den Urhebern gleichfalls beizuzählen.

Art. 42.

. Jedem, der an einem Verbrechen als Urheber Theil genommen hat, ist dieses
Verbrechen ganz zuzurechnen. Es ist sonach bei denjenigen Verbrechen, wo
bei Bestimmung der Strafe auch der Werth, welchen der Gegenstand des
Verbrechens hat, zu berücksichtigen ist, bei Festsetzung der Strafe für jeden
einzelnen Miturheber der volle Betrag dieses Werthes zu Grunde zu
legen.

In Fällen, wo die That für verschiedene Miturheber vermöge der
persönlichen Verhältnisse oder der besonderen Willensrichtung eines jeden
eine verschiedene strafrechtliche Natur hat, wird jeder Miturheber wegen des-
jenigen Verbrechens bestraft, welches ihm nach seinen persönlichen Verhält=
nissen oder nach seiner Willensrichtung zur Last fällt.
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Art. 43.

Haben ein oder mehrere Miturheber eines Verbrechens bei Ausführung
desselben eine Handlung sich zu Schulden kommen lassen oder beabsicheigt,
welche nach den vorhandenen Umständen als in dem gemeinsamen Beschlusse
begriffen nicht betrachret werden konnte, so ist diese Handlung den übrigen
Theilnehmern, dafern sie dazu weder stillschweigend noch auödrücklich ihre
Zustimmung gegeben haben, nicht zuzurechnen.

Nrt. 44.

Als Gehülfe ist zu betrachten, wer zu einem nicht von ihm, sondern #üfen.
von Anderen beschlossenen Verbrechen vor oder bei der Ausführung mitge-

wirkt, oder Rath und Anschlag gegeben hat, * jedoch den Entschluß zur
That zu dem seinigen zu machen (vergl. Art. 41).

Art. 45.

Die Strase der Beihülfe richtet sich nach der im Siiche angedrobten onelh de
Strafe brricnigen That, zu welcher die Beihülfe geleistetw "*"6 soll stets niedriger als der Höchstbetrag, aber n80ht -mpp als

auf ein riucher des Mindestbetrags dieser Strafe gesetzt und hauptsächlich
mit Rücksicht auf den Grad zugemessen werden, in welchem der geleistete
Beistand oder der gegebene Anschlag für die Ausführung des Verbrechens
selbst von entscheidendem Einflusse gewesen ist.

Nrt. 46.

al die That nach den persönlichen Verhältnissen des Urhebers eine
andere strafrechtliche Natur als nach denen des Gehülfen, so richtet sich
die Strafe des Gehülfen nach demjsenigen Verbrechen, welchts dem Urheber
nach dessen Verhältnissen zur bast fällt, gesetzt auch, daß die That durch
die personlichen Verhaltnisse des Urhebers erst strafbar geworden ist. Hat
iedoch das Verbrechen nach den persönlichen Verhältnissen deo Urhebers oder
nach der besonderen Willenbrichtung desselben eine schwere Krafrechtliche Na-
tur, als nach denen des Gehülfen, so ist diese bei der Beurtheilung der
Strafbarkeit des Gehülfen nur in so weit in Betracht zu ziehen, alsé der
selbe von den Verhälenissen und der Willensrichtung des Urhebers unter-
richtet war.

26
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Auch ist, wenn der Urheber bei der Ausführung des Berbrechens wei-
ter gegangen ist, als der Gehülfe vermuthen konnte, der letztere nur nach
dem Umfange seiner Wissenschaft und Absicht zu beurtheilen.

Milderungs= und Erschwerungsgrunde dagegen, welche auf den per-
sönlichen Eigenschaften und Verhältnissen des Urhebers beruhen, ohne der
That selbst nach diesem Gesetzbuche eine andere strafcechiliche Natur beizu-
legen, ingleichen Strafausschließungsgründe, welche auf den persönlichen
Eigenschaften und Verhältnissen des Urhebers beruhen, kommen bei Beur-
theilung des Gehülfen nicht in Betracht.

Art. 47.

Haben an der That mehrere Miturheber Theil genommen, welche
einer verschiedenen Beurtheilung unterliegen (Art. 42. zu Ende), so richtet
sich die Strase des Gehülfen nach dem schwersten der für die Miturheber
eintretenden Grsichtspunkte es sind aber die für andere Miturheber gelten-
den milderen Gesichtopunkte bei der Bestrafung des Gehülfen als Straf-
abmessungsgründe innerhalb des durch den schwersten bestimmten Strafmaßec
in Betracht zu ziehen.

Trt. 48.

Disonduit Jallt Die Strafe für die Theilnahme an dem Beschlusse oder an der Vor-
brrnheilnohms bereitung eines von Anderen begongenen oder verursachten Verbrechens ist

nicht über die Hälste des Höchstbetrages des verüblen oder beabsichtigen
Verbrechens und mit Rücksicht auf die Schlußbestimmung des Art. 45.
festzuseten.

Art. 49.

WVerbindung zu Ist es zur Ausführung eines von Mehreren beschlossenen Verbrechens
k11, Be- nicht gekommen, so find Diejenigen, welche an dem gemelnschaftlichen Be-

schlusse desselben Theil genommen, oder ihre Beihülfe zu demselben zuge-
sagt haben, mit elner Strase zu belegen, welche bis auf ein Drittheil
vom Höchstbetrage der Steafe des beschlossenen Verdrechens anstelgen
kann.

Art. 50.

jean 1 ein von Mehreren beschlossenes oder auch bereits unternommenesW#lcer Neus. Garbn dadurch, daß Einzelne aus sreiem Antriebe undzueiner Zeit,
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wo sie das Unternehmen noch nicht für entdeckt oder vereltelt hielten, zu-

raikgetreten lind, gänzlich rückgängig gemacht worden, so ist wider diejeni-gen, durch deren Rücktritt das Verbrechen rückgangig geworden, nur au
Laltenepmgror oder Arbeitshausstrafe bis zu einem Jahre, gegen die übri-
gen Theilnehmer auf die Hälfee derjenigen Strafe, die sie nach Maaßgabe

dessen, wa bereits geschehen ist, ohne den Rücktritt verwirkt haben wurden,
zu erkenn

Wer nach eingegangener verbrecherischer Verbindung aus freiem An-
triebe, und zu einer Zeit, wo er das Vorhaben noch nicht für entdeckt oder
vereitelt hielt, durch seinen Einfluß auf die Anderen, durch Anzeige bei der
Behörde, oder durch andere, geeignete Mittel, das Aufgeben oder die Unter-
drückung desselben bewirkl, soll, selbst wenn er alo Austifter zu betrachten
wäre, mit aller Strafe verschomt werden.

Art. 51.

Bei einer im Allgemeinen zu gewerbmäßigem Stehlen, zu Brandstif= Derbindung zu
tungen, Räubereien oder anderen Gewaltthaten eingegangenen verindang,etttn,
trifft die Anstifter der Verbindung und die Anführer Zuchthausstrafebzu sechszehn Jahren, jeden anderen Theilnehmer an derselben ntenntus=
oder Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren.

Art. 52.

Die Unterstügung eines Verbrechers nach vollbrachter Thak, sie bestehe B#gunftigung.
in Verhehlung oder Beförderung der Flucht, in Verbergung, Wegschaffung
oder Vertrieb der Gegenstände des Verbrechers, oder in Unterdrückung oder
Vernichtung der Spuren oder Anzeigungen der slrafbaren Handlung, ist als
Begünstigung des verübten Verbrechens zu bellrafen. Die Strase richtet
sich nach der im Gesetze angedrohten Strase für das begünfligte Verbrechen,
soll jedoch ein Driktheil des Höchlstbetrags der letteren nicht übersteigen.
Hinsichtlich der Verschiedenheit persönlicher Verhältnisse und hinsichtlich per-
sönlicher Erschwerungs-, Milderungs= und Strafausschließungsgründe gilt
von den Begünstigern vasselbe, was in Ark. 45, 46, 47 wegen der Ge-
hölfen bestimmt

Begünstiger, welche die oberwähnten Handlungen dem Verbrecher
vor der That zugesagt haben, sind als Gehalfen bes der That (vergl. Ar#W.
44) zu beurkheilen.
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Art. 53.

Die Veranlassung eines Andern zu einem Verbrechen oder zu dessen
Ausführung, mögen jene durch Gewalt, Drohung, Befehl, Auftrag, Ver-
sprechen oder Geben einer Belohnung, durch Ueberredung oder andere vor-
säbliche Einwirkungen auf die Willenébestimmung Stakt gesunden haben,
ist Anstiftung.

Die mittelst Erregung oder Benutzung eines Irrthums vorsählich be-
wirkte Veranlassung eines Andern zu einer Handlung, welche letzterem
ohne diesen Irrthum als ein Berbrechen nberhaupt oder alsê ein schwereres
Verbrechen zuzurechnen sein würde, wird der Ansliftung gleich geachtet.

Art. 54.

Ist es in Folge der Anstiftung zu der ven dem Aunstifter beabsichtig-
ten That oder einem Versuche derselben gekommen, so teifft den Anstifter
die auf das Geschehene gesetzte Strafe.

at die Anstistung keinen Erfolg gehabt, so trifft den Anstifter die
Strafe des nicht beendigten Versucho desjenigen Verbrecheno, zu welchem
er anstiften wollte.

Nrt. 55.

Hat das Verbrechen nach den persönlichen Verhältnissen des Angestif-
teken oder nach der besonderen Willengrichtung desselben eine andere straf-
rechtliche Natur, als nach den Verhältnissen oder der Willenerichtung des
Unstifters, oder ist der Angestiftete bei der Ausführung des Verbrechens
weiter gegangen, als der Anstifter vermuthen konnte, so gilt für die Be-
urtheilung des Anstifters dac Nämliche, was für die gleichen Fälle in Art.
45, 46 und 47 in Berreff dre Gehülfen im Verhältniß zum Urheber odet
den mehreren Urhebern bestimmt ist.

Hat sich jedoch der Anstifter des Angestifteren nur als Mittels für
seine eigenen Zwecke bedient, so richret sich die Strase des Ersteren lediglich
nach seinem Verhältnisse zur That.

Art. 56.

Isi der Anstifter aud freiem Antriebe, und zu einer Zeit, wo er dos
Vorhaben noch nicht für entdeckt oder vereitelt hielt, ernstlich bemüht ge-
wesen, durch Anzeige bei der Behörde, durch Zurücknahme des Auftrags,
oder auf andere geeignete Weise die Ausführung der That zu verhindern,
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so ist er, wenn es demungeachtet ohne ferneres Zuthun von seiner Seite,
zur Ausführung der That gekommen, mit der Strafe des beendigten Ver-
suchs derselben zu belegen, wenn aber die That durch seine Bemühungen
wirklich verhindert worden ist, mit aller Suas, zu verschonen.

Art. 57.

Wenn Personen, welche den Militärstrafgesetzen nicht unterworfen sind, —t
einer Anstiftung von Militärpersonen zu Vrrletzung ihrer Dienstpflicht oder n-
zu anderen durch die Milikärstrafgesepe mit Strase bedrohten Handlungen d#chn
sich schuldig machen, so werden die Anstifter mit Gefängniß oder Arbeits-

haus bis zu zwei Anden und wenn der Anstiftung Folge gegeben worden,bis zu drei Jahren bestraf
Ist die Ansliflung ir thätliche Widerseblichkeit, auf Zerstörung von

Sachen, oder auf Mißhandlung von Personen gerichtet gewesen, so dut
Gefängniß- oder Arbeitshausstrafe bis zu vier Jahren, und wenn der
sliftung Folge gegeben worden, Arbeitshaus: oder Zuchthausstrafe bis
sechs Jahren ein.

Art. 58.

Sind Militärpersonen zu einem in den Militärstrafgesetzen mit Todes-
strafe bedrohten Verbrechen angestiftet worden, so tritt für den Anstifter
Arbeitshaus= oder Zuchthausstrafe bis zu zehn Jahren, und wenn der An-
stiftung Folge gegeben worden, Zuchthausstrafe bis zu zwanzig Jah-
ren ein.

Art. 59.

Auf Anstiftung soche Handlungen, wolche nach diesem Gesehbuchenicht, sondern nur n Militärstrafgesehen mit Strafe bedroht sind,leiden die Bnscenelh inFurr. 57 und 58 unbedingt, auf Anstiftung zu
solchen Handlungen aber, welche zwar auch nach diesem Gesebbuche straf-
bar, in den Militärstrasgesehen aber entweder an sich, oder unter besonderen
Umständen mit höherer Strafe bedroht sind, nur insoweit Anwendung, als
nicht für den Anstifter nach diesem Gesebbuche eine höhere Strase ausfallen
würde, wenn der Angestiftete eine nicht nach den Militärstrafgesetzen zu be-
urtheilende Person wäre.
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Nrt. 60.

Beihülfe zu Militärverbrechen und Begünstigung derselben wird, da-
fern nicht nach den sonstigen Bestimmungen dieses Gesetzbuchs eine höhere

Strafe ausfällt, mit Gefängniß bis zu sechs Monaten bestraft.

Art. 61.

Wer von dem Vorhaben des Verbrechens des Hochverraths, des mili-
tärischen Verraths, des Staatsverraths, des Majestätoverbrechens, des

Aufruhrs, des Mordes, der Kindeotödtung, der Auösetzung hülfloser Per-
". sonen, der Korperverlebung unter den im Art. 153 angegebenen Verhält-

nissen, des Raubes, der Nothzucht, der Unzucht mit Kindern undmit Per-
sonen in wehr- oder bewußtlosem Zustande, der Entführung, des Menschen-
raubes, des Diebstahls mit Waffen, der Brandstiftung und anderer vor-
sählicher gemeingefährlicher Handlungen oder des Falschmünzens Kenn#nlß
oder doch glaubhafte Kunde erlangt, ist schuldig, unverzüglich die geeigne-
ten Schritte zu thun, um die Ausführung des Verbrechens, je nach
Verschiedenheit der Fälle durch Anzeige bei der Obrigkeit oder bei einem der
nächsten Aufsichtsbeamten, oder durch Benachrichtigung des Bedrohten oder
auf jede andere gesehlich starthafte Welse zu verhindern, dafern nicht bei

der Bindern selbost für ihn oder seine Angehörigen Gefahr vor:handen ist
Die Verletzung dieser Pflicht zieht Gefängniß= oder Arbeitshausstrafe

bis zu vier Jahren nach ssch. Islt bei Unterlassung der Verhinderung nicht
zugleich ein eigener Vorthell beabsichtigt oder eine Amtöpflicht verlett wor-
den, so kann in Fällen, wo keine höhere Strafe als vier Monate Gefäng-
niß angemessen erscheint, statt der Gefängnißstrafe auf Geldstrafe bis zu
vierhundert Thalern erkannt werden.

Bei anderen Verbrechen soll die Unterlassung der Verhinderung dann,
und zwar mit Gefängniß oder Arbeitshaus ble zu einem Jahre bestraft
werden, wenn dieselben wegen eines eigenen mittelbaren oder unmittelbaren
Vortheils dabei, oder mit Verletzung einer Amtöpflicht geschehen ist, und
das Verbrechen, um dessen Nichtverhinderung es sich handelt, zu den von
amtswegen zu bestrafenden gehörk.

Art. 62.

unterlassene Anzeige bereits verübter Verbrechen wird mit Ge-
unins -n- oder Arbeitshaus bis zu zwei Jahren bestraft:
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a) wenn derjenige, welcher ste unterlassen hat, zur Anzeige Amts-=
halber verpflichtet war,

b) wenn er wußte, daß statt des ihm bekannten Thäters ein Un-
schuldiger deshalb sich in Untersuchung befinde, oder Strafe
verbüße.

Art. 63.

Die nicht zum Voraus versprochene Begünstigung anderer als der
im Art. 61. besonders aufgeführten Verbrechen und die Unterlassung der
im Art. 62. unter b gebotenen Anzeige bereits verübter Verbrechen ist
straflos zu lassen, wenn sie ohne Verletzung einer amtlichen Verpflichtung
zur Verhütung von Verbrechen aus Rücksicht auf ein verwandtschaftliches,
schwägerschaftliches eheliches oder auf ein zu Gehorsam oder besonderer
Dankdarkeit verpflichtendes Verhältniß und weder um eigenen Vortheils
willen noch aus eigenem Interesse an der That Statt gefunden hat.

Geistliche, welche durch die Beichte oder durch andere im Vertrauen
auf ihre geistliche Amtsverschwiegenheit erfolgte Mittheilung Kenntniß von
dem Vorhaben eines der im Art. 61. erwähnten Verbrechen, oder davon,
daß sich wegen eines Verbrechens ein Unschuldiger in Untersuchung befinde,
erlangt haben, sind wegen Unterlassung der in Art. 61. und 62. vor-
geschriebenen Anzeige und Benachrichtigungen straflos zu lassen, wenn sie
zur Verhinderung des bevorstehenden Verbrechens oder zur Verhütung der
Bestrafung eines Unschuldigen Dasjenige gethan haben, was sie den Um-
ständen nach ohne Verletzung ihrer geistlichen Amtsverschwiegenheit thun
konnten.

Sechstes Kapitel.
Bon der Zumessung der Strafe, der Concurrenz und dem

Rückfalle.

Art. 64.

In allen Fällen, wo gesetzlsch die Strafe eines Verbrechens nach dem
niedrigsten und höchsten Betrage oder nach dem letzteren allein bestimmt ist,
hat der erkennende Richter innerhalb dieser Grenzen die Strafe für den
vorliegenden Fall unter Beräcksichtigung der dabei eintretenden besonderen
Verhältnisse festzusetzen, welche den Schuldigen nach der besonderen Beschaf-

27
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fenheit der zu bestrafenden Handlung und nach dem Grade der dabei ge-
zeigten Böswilligkeit mehr oder minder strafbat darstellen.

Art. 65.

h der Bei Zumessung der Strafen wegen aus Unbedachtsamkeit begangener
Unbedachtsam-Verbrechen ist vorzüglich auf den Grad der Unbedachtsamkeit und daneben

keit. auf die Größe des dadurch verursachten Schadens Rücksicht zu nehmen.

Art. 66.

Zumessung der Haben an einem Verbrechen mehrere Personen als Urheber, Anstifter
uesetnt- oder Gehülfen Theil genommen, so ist bei Abmessung der Strafe für jeden

nahmen. derselben außer den im Art. 64 ongegebenen Rücksichten auch seine größere
oder geringere Mitwirkung bei dem Beschlusse oder bei der Ausführung
des Verbrechens zu beachten.

Art. 67.

Zusammen= Treffen bei einem Verbrechen mehrere gesetzliche Erschwerungs= oder
senmerentr Auszeichnungsgründe zusammen, so ist bei der Bestrafung der schwerste

gründe derselben zum Grunde zu legen, und die übrigen sind als Strafabmessungs-
gründe innerhalb des durch jenen bedingten Strafmaaßes zu berück-
sichtigen.

Art. 68.

Zusammen- diegt eine Handlung vor, welche den gesetzlichen Erfordernissen eines
Stng (Cen. geringeren, vermöge gewisser dabei ebenfalls vorhandener Umstände aber

kun erbr,hen zugleich den gesetzlichen Erfordernissen eines schwereren Verbrechens entspricht,
W ist auf die durch das schwerste dieser Verbrechen verwirkte Strafe zu

erkennen. Es ist jedoch solchen Falles, wofern nicht das schwerere Verbre-
chen schon seinem Begriffe nach das leichtere in sich enthält, bei der Fest-
setung der Strafe der Umstand, daß Jugleich ein anderes Verbrechen ver-
übt ward, als Erschwerungsgrund innerhalb des Strafmaßes in Betracht
zu ziehen. Auch kann in dem letzteren Falle die Strafe des schwereren
Berbrechens nach Art. 10. und 12. geschärft werden.

Art. 69.
Zuf - j i « ' « -

u # Ist ein Verbrecher wegen eines oder mehrerer Verbrechen mit der To
Berdrechen in desstrafe oder mit lebenslänglicher Zuchthausstrafe zu belegen, so ist bei
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dessen Bestrafung auf andere von ihm begangene Verbrechen keine Rücksicht verschlebenen
zu nehmen. Oandlungen.

Hat dagegen Jemand durch verschiedene Handlungen, die nicht als
Fortsetzung eines und desselben Verbrechens anzusehen sind, sich mehrerer
nut zeitliche Freiheitsstrafen nach sich ziehender Verbrechen schuldig gemacht,
so sind, falls letztere gleichzeitig vor einer und derselben Behörde zur Ent-
scheidung gelangen, die verw#rkten Strafen durch das Erkenntniß in einem
Strafsatze zu verbinden.

Art. 70.

Treffen hierbei zeitliche Freiheitsstrafen derselben Gattung zusammen, assasch
so find dieselben zusammen zu rechnen. kng vuen

Befindet sich unter den mit Gefängniß zu bestrafenden Verbrechen wie#h
eines, welches in den höheren Strafsätzen mit Arbeitshausstrafe bedroht
ist, so können die zusammenzurechnenden Gefängnißstrafen, falls deren Ge-
sammtdauer sechs Monate übersteigt, in Arbeitshaus unter Verkürzung auf
zwei Drittheile der Dauer verwandelt werden.

Zusammenzurechnende Arbeitshausstrafen kann der Richter unter gleich-
mäßiger Verkürzung in Zuchthausstrase verwandeln, wenn deren Gesammt-
dauer funfzehn Jahre übersteigt.

Art. 71.

Sind die zusammentreffenden Strafen von verschiedener Gattung, so
sollen die Strafen geringerer Art in die höchste Strafart, welche von dem
Verbrecher mitverwirkt worden, verwandelt werden.

Art. 72.

In keinem Falle darf jedoch durch Verwandlung in die höhere Straf-
art das höchste Maaß der Arbeitshaus= und zeitlichen Zuchthausstrafe (vgl.
Art. 8.) überschritten werden. Die etwa sich ergebenden Ueberschüsse
bleiben daher underücksichtigt; doch soll nach Befinden an deren Stelle eine
Schärfung zuerkannt werden.

Art. 73.

Trifft Gefängnißstrafe mit höherer Freiheitsstrafe zusammen, so darf
der Richter von der ihm sonst zustehenden Befugniß, Geldstrafe an deren
Stelle zu erkennen, keinen Gebrauch machen.

277



— 144 —

Art. 74.

Lebttung ve- Wenn Jemand wegen eines begangenen vorsählichen Verbrechens be-
senwichn Rck, reits rechtskräftig zu Strafe verurtheilt worden ilst und sich eines gleichen

oder gleichartigen Verbrechens schuldig macht, so ist, soweit nicht besondere
Bestimmungen entgegenstehn, die Strafe für letzteres jedoch nicht über das
doppelte Strafmaaß zu erhöhen.

Bei wiederholten Rücksällen ist die hiernach ausfallende Strafe zu-
gleich nach den Artikeln 10. und 12 zu schärfen.

Art. 75.

Andmge: Als gleichartig im Sinne des Artikelo 74. sind alle solche Verbrechen
“*D- zu betrachten, welche aus gleichartigen Triebfedern hervorgegangen sind,

snsbesondere also:
1) alle Verbrechen, welche ihrem Begriffe nach auf Gewinnsucht

beruhen,

2) alle W 3“ velche die Befriedigung des Geschlechtstriebeszum Zweck hab
Der Versuch und die ehilfe, sowie die Verbindung und die A

stiftung zu einem Verbrechen 4% mit dem Verbrechen selbst, sowie auh
unter sich für gleichartig zu aVerbrechen aus W begrunden niemals die Annahme des
Rückfalles.

Art. 76.

Abmeslung der Bei der Abmessung der Erhöhung hat der Richter, nächst der Agzahl
neebt Male und Schwere der früher gebußten gleichartigen Verbrechen, vorzöäglich zu
lährung. berüucksichtigen, ob die Wiederholungen derselben in längeren oder kürzeren

Zwischenräumen auf einander gefolgt sin
Der Rückfall verliert die Eigenschaft eines Straferhöhungsgrundes,

wenn seit der Verbußung der Strafe wegen des fruheren Vergehens bis
zur Verübung deo neuen, dafern ersteres zu den von amtöwegen zu bestra-
fenden gehört, eine sunfzehnjährige, wenn c zu den auf Antrag zu bestra-
fenden gehört, eine einjährige Frist abgelaufen ist und der Thäter in dieser
Zeit kein Verbrechen derselben oder gleicher Art (Art. 75) begangen hat.
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Siebentes Kapitel.
Von den Grönden, welche die Zurechnungsfähigkeit aus-

schließen oder vermindern.

Art. 77.

Eine ihrer äußeren Sscheimung nach gesehwidrige That kann nicht ls wezhek#Verbrechen zugerechnetwerden 1
) wenn der Thäter lur Zeit der Jgehung nicht die Fähigkeit der

Selbstbestimmung besaß (Art. 78.),2) wenn er erlaubte Slnbul * Nothwehr (Art. 82.) übte,

3) inn er durch echte Noth, Zwang, Befehl oder Irrthum (Art.
83, 84, 85, 86) dazu bestimme worden ist.

Art. 73.

Die Fähigkeit der Selbstbestimmung ist bei Personen, welche das zwölfte ibentJahr ihres Alters zurockgelegt haben, vorauczusetzen, dafern nicht nachge- ung.
wiesen werden kann, entweder

a) un ihnen die Geisteskräfte, welche dazu aehören um das Rechte
m Unrechte zu unterscheiden, gänzlich fehlen,

b) * diese Kräfte bei ihnen gänzlich nensodhel —-p sind,
o0) sie die That in einem bewußtlosen Zustande, oder während

einer Seelenkrankheit verübt haben, welche den Vernunftgebrauch
entweder im Allgemeinen, oder in der besonderen Richtung, welche
bei der That in Betracht kommt, gänzlich aufhebt.

Art. 79.

Sind Zustände oder Voraussetzungen vorhanden, welche an die im e.
vorigen Urkikel gedachten angränzen, ohne daß die Fähigkeit der Selbstbe= sähigfeln

stimmung dadurch gänzlich auögeschlossen erscheint, so ist, dafern nicht der
Verbrecher sich absichtlich, um das Verbrechen zu begehen, in einen solchen

Zustand versetzt hat, verminderte Zurechnungsfähigkeit anzunehmen undalsNiarunlrhe innerhalb des Strafmaaßes zu berücksichtigen.
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Arl. 80.

Kindern vor zurückgelegtem zwölften Jahre kann eine gesetzwidrige
Handlung nicht als Verbrechen zugerechnet werden, es ist jedoch in einem
solchen Falle von dem Richter nach Besinden eine angemessene Zuchtigung
derselben durch die Eltern, oder, lnsofern dieses nach den Verhältnissen nicht
thunlich ist, durch andere Personen, zu verfügen, auch nach den Umständen
nebenbei ihre Unterbringung in eine Erziehungs= und Besserungsanstalt ein-
zuleiten

Art. 81.

Von dem Alter an, wo eine Zuxechnung Stalt sindet (vergl. Art.
78.) bis zum vollendeten 18. Jahre ist die Jugend als ein Milderungs:
grund zu belrachten, ein Herabgehen unter den geseblich beslimmten Min-
destbetrag zulässig und die Zuerkennung der Todes= oder lebenslanglichen
Zuchthausstrafe ausgeschlossen.

Gehrt aus der Beschaffenheit der That, lhrer Beweggründe und der
übrigen damit verbundenen Umstände hervor, daß der Verbrecher nicht so-
wohl auc jugendlichem Leichtsinne als vielmehr aus Bosheit und mil
Ueberlegung gehandelt hat, so ist Todes= oder lebenolängliche Zuchthauc-
strofe in zeitliche Zuchthauêstrase zu verwandeln, außerdem die Jugenndnur innerhalb des gesetzlichen Strafmaaßes zu berücssichtigen.

In anderen Fallen ist statt der Tode= oder Zuchthauêstrafe auf Ar-
beitéhaus= oder Wefängnißstrafe, nach Besinden mit Schärfung zu er:
kennen

Art. 82.

Wer sich oder die Selnigen von einem widerrechtlichen Angriffe auf
Person oder Eigenthum bekroffen oder bedroht siehl, befindet sich im Stande
der Nothwehr und ist auch vor erfolgtem wirklichen Angriffe befugt, alle
Mittel der Vertheidigung anzuwenden, von denen er unter den obwaltenden

Umständen zuh konnte, daß sie zur wirksamen Abwehr deslelben erfor-derlich und mit der Beschaffenheit der abzuwendenden Gefahr nicht außer
Verhältniß seien.

Auch die Beihülfe zur Nothwehr ist unter gleichen Voraussetzungen
straflo.

Art. 83.

Auch außer dem Falle der Nothwehr ist derjenige nicht strasbar, wel-
cher eine gesetzwidrige Handlung in einem auf andere Weise nicht abwend-
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baren Nothstande, zur Rettung aus einer gegenwärtigen dringenden Gefahr
für Leib oder Leben seiner selbst oder seiner Augehörigen vorgenommen hat,
vorausgesetzt, daß für den Gefährdeten nicht eine besondere Verpflichtung
zum Bestehen solcher Gefahr obwaltete, und nicht die Gefahr als unmit-
telbare Folge einer von ihm begangenen strafbaren Handlung einge-
kreten ist.

Art. 84.

Zwang schließt die strafrechtliche Zurechnung aus, wenn er in un-
widerstehlicher körperlicher Gewalt oder in solchen Drohungen besteht,
wodurch der Bedrohte in den Zustand echter Noth (Art. 83.) versetzt
wird.

Art. 85.

Der Befehl eines Vorgesetzten kommt dem Untergebenen insofern zu
Statten, daß er wegen einer in Gemäßheit desselben vorgenommenen Hand-
lung, auch wenn sie etwas Gesetzwidriges enthält, nicht bestraft wird, dafern
der Vorgesetzte an und für sich zu der Anordnung dieser Handlung be-
rechtigt war und die Gesetzwidrigkeit des Befehls nicht sofort in das
Auge fiel.

Art. 86.

Irrthum oder Unwissenheit über Thatsachen, durch welche eine an sich
erlaubte Handlung zu einem Verbrechen, oder eine schon an sich strafbare
Handlung zu einem schweren Verbrechen wird, schließen die Zurechnung aus,
soweit sie auf die Handlung von Einfluß gewesen ist. Ist jedoch der Irr-
thum oder die Unwissenheit von der Art, daß sie von dem Handelnden durch
die nach seiner Persönlichkeit und der Natur seiner Handlung von ihm zu
fordernde Aufmerksamkeit hätten vermieden werden können, so hat der Rich-
ter zu ermessen, ob und wie weit dem Handelnden Unbedachtsamkeit oder
selbst Absicht (vergl. Art. 38. 39.) beizumessen sei.

Durch Unbekanntschaft mit dem Gesetze, welches die Handlung mit
Strafe bedroht, wird ein begangenes Verbrechen eben so wenig, als durch
den Wahn, als ob dieselbe nach dem Gewissen oder nach der Religion er-
laubt oder verdienstlich sei, entschuldigt.

Art. 87.

Zwang.

Befehl.

Irribum.

biegen Umstände vor, welche an die in Art. 32, 83, 84, 85 gedach- n
ten angränzen, ohne daß jedoch ein wirklicher Zustand der Nothwehr, eine 3urechnung.
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wirkliche echte Noth, ein wirklicher unwiderstehlicher Zwang, oder ein völlig
mischnseigtnonr Besehl anzunehmen wäre, so kritt die Bestimmung imArt. 79

Art. 83.

## « Dieselbe Bestimmung tritt ein, wenn Jemand in einem wirklichendelm sustad der Nothwehr, der echten Noth, oder der erlaubten Selbsthülfe
dn Tthweb zwar die gesetzlichen Grenzen überschritten hat, dabei jedoch angenommen
S#cchkstriihum. werden kann, daß er unter dem Einflusse der durch jene Zustände herbei-

geführten Gemüthserregung gehandelt habe, ingleichen wenn die Handlung
aus einem Recheöirrthume hervorgegangen ist, welcher sich nicht auf das
Strasgesetz, sondern auf andere bei der Handlung in Betracht kommende
Rechtsgrundsätze bezieht.

Achtes Kapitel.
Al enne Bestimmungen wegen des zur — ge-isser Verbrechen erforderlichen Antr

Nrt. 89.

D#cchligung In Fällen, wo nach den Bestimmungen dieses Gesezbucho ein Straf=
 verfahren nur auf Antrag einzuleiten ist, steht das Recht zu solchem An-

trage, wo nicht elwas Anderes besonders festgesebt ist, nur Dem-
jenigen zu, der durch das Verbrechen unmittelbar in seinem Rechte ver-
leht ist.

Art. 90.

d#n anbechm Für Minderjährige, welche das vierzehnte Jahr ihres bebens noch
sn1o iht. zurückgelegt haben, für Geisteskranke, ingleichen für Taubstumme,

che zu bevormunden find, sind deren gesebzliche Vertreter zu dem Antrage
berechtigt.

Bei Verbrechen gegen ondere Minderjährige, ist sowohl der Ber-
letzte als auch für denselben dessen Vertreter zu dem Antrage berechtigt.

Art. 91.

a“i Personen, welche gerichtlich für Verschwender erklärt worden sind, haben
6 wendn wegen Verbrechen gegen ihre Person den erforderlichen Antrag selbst zu

siellen. .



— 140 —

Wegen Verbrechen gegen ihr Vermogen kann derselbe sowohl von dem
—* als auch von dem Vormunde, und zwar von dem tetzteren

selbst wider den Willen des Verschwenderé, gestellt werden.

Art. 92.

Außerdem sind Personen, denen die Verwaltung oder Beaussichigen bnWWHeines fremden Bermögens im Ganzen oder zum Theile übertragen ist,
Ausnahme der im Art. 287. erwähnten Fälle, zur Stellung von 1n#eähn.
auf Bestrasung von Beeinträchtigungen dieses Vermögens auch ohne beson-
deren Antrag für ermächtigt zu achten.

Nrt. 93.

Haben bei einem Verbrechen mehrere Personen als Urheber, ——————
Gehülfen oder Begunstiger mitgewirkt, deren Bestrafung von dem Antrage deilntdmtin
eines Betheiligten abhängt, so ist das Strafverfahren nur gegen diejenigen
zu richten, gegen welche ein solcher Antrag vorliegt, so weit nicht die Art.
185. und 247. ein Anderes bestimmen.

Gehülfen und Begünstiger eines Verbrechens, dessen Urheber nur auf
Antrag strafbar ist, sind jedoch nur daonn zur Strafe zu ziehen, wenn

H### den Urheber oder wenigstens gegen einen der Urheber ein Antrag aufeslrafung gestellt worden ist.

Nrt. 94.

Eine bei dem Gerichte, bei einer Polizelbehörde oder Falheweclen oi.n
von dem zum Antrage Berechtigten gemachte Anzeige, ist einem förmliAntrage auf Bestrafung gleich zu achten, nicht aber die von der Vehon
veranlaßte Auskunftsertheilung #as das Thatsächliche des Verbrechens.

Nrt. 95.

Bei Verbrechen, die unter gewissen Umständen nur auf Anirag, unter p ber
anderen Umständen aber von amtswegen strafrechtlich zu versolgen sind,ist, V
dafern es zweifelhaft erscheint, ob Umstände der ersteren, oder der letzteren

Art vorliegen, der zum Antrage Berechtigte Seiten des Gerichts zu befra-
gen, ob er das Verbrechen bestraft wissen wolle oder nicht.

benso ist der zum Antrage Berechtigte zu befragen, wenn im Laufe
des Verfahrens der Thater in einer Person ermitlelt wird, deren Bestra-

28
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fung * fraglichen Verbrechens von dem Antrage des Verletzten ab-hängenw
Nrt. 96.

Berechugung In dem im Art. 193. erwähnten Falle der Nöthigung, sowie bei den
g im zwölften Kapitel des zweiten Theils genannten nur auf Antrag strafba-

boidi di b · ren Verbrechen, wenn letztere von in besonderen öffentlichen Pflichten stehen-
en*5½rosden Personen verübt worden, ist auch die Dienst= oder Aufsichtsbehörde des

Thäters zu dem Antrage auf Bestrafung berechtige

Art. 97.

erh Der Antag kann bis zur Bekanntmachung eines Straferkenntnisses
mit der Wirkung zurückgenommen werden, daß dadurch das weitere Ver-

fahren, und zwar durch Zurücknahme des Antrags gegen den Urheber oder
die sämmtlichen Urheber (vergl. Art. 93.) auch gegen die Gehülfen und
Begünstiger ausgeschlossen wird, dafern nicht von Seiten anderer hierzu be-

rechtigter Fsnes, annoch ein Antrag vorliegt oder gestellt wird (vergl.
jedoch Art. 248, 251.Eie Eanan Zurücknahme ist nicht zu brachten.

Minderjährige, welche das vierzehnte Jahr ihre5 bebens zur#cckgelegt
haben, können den für sievon ihrem gesetzlichen Vertreter sowohl vor als
nach ihrem vierzehnten Lebensjahre gestellten Antrag, wegen cines Verbre-
chens gegen ihre Person zurücknehmen, der Vertreker in keinem Falle den
von ihnen selbst gestellten

Verschwendern ist bie Zurücknahme in den Fällen, wo der Vormund
zum Antrage berechtigt ist (Art. 91.) und denselben gestellt hat, nicht
gestattel.

Der von anderen Stellvertretern (Art. 92.) gestellte Antrag kann so-
wohl von dem Verlehten als auch von dem Stellvertreter, von Le#ter#em
sedoch nicht wider den Willen des Ersterern, zurückgenommen werden.

Der Zurücknahme des Antrags gilt es gleich, wenn bei dem Gerichte
zu einer Zeit, wo die Zurücknahme noch zulassig ist, ein Vergleich belge-
bracht wird, durch welchen sich der zur Zurücknahme des Antrags Berech-
tigte hierzu verbindlich macht.

st der Verlebte, ohne den von ihm oder für ihn gestellten Antrag
zurückgenommen zu haben, verstorben, so geht dasb Recht der Zurücknahme,
und zwar wegen der gegen einen Verschwender verübten Verbrechen ohne
dle im dritten Absatze dieses Artikels enthaltene Beschränkung, auf die
Erben des Verletzten über.
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Die zur Zuröcknahme berechtigten Erben hat das Gericht zur Erklä-
rung über die Fortstellung aufzufordern. Erfolgt diese nicht innerhalb
einer Frist von vier Wochen, so gilt dies für eine Zurucknahme des An-
trags. Innerhalb dieser vierwöchigen Frist kann die Verjährung, wenn sie
dem Verletzten gegenüber bereito begonnen hatte, nicht beendigt werden.

Art. 98.

Wird in Folge ausdrücklicher oder (tillschweigender Zurücknahme des Kostenvunkt.

Antrags r-. 97. erster Absah und Schlußsatz) das Strafverfahren ein-geskellt, so sind der Antragsteller beziehentlich dessen Erben zur Bezahlungder bis enn erwachsenen Kosten verpflichtet.

Neuntes Kapitel.
Von der Verjährung der Verbrechen.

Art. 99.

Durch Verjährung wird sowohl die Strafbarkeit eines Verbrechens ven
als die Vollstreckbarkeit einer erkannten Strafe aufgehoben. rung im Al-

Für die Urheber der mit Todeöstrafe oder mit lebenslänglicher Zucht= ##m#emen.
hausstrafe bedrohten vollendeten Verbrechen und für die mit den Urhebern
gleich zu strafenden Anstister solcher Verbrechen tritt Verjährung weder
in Ansehung der strafrechtlichen Verfolgung noch in Ansehung der bereits
erkonnten Todes= oder lebenslänglichen Zuchthausstrafe ein.

Nrt. 100.
Esten für dieDie Strafbarkeit der Verbrechen, welche von Amtswegen zu verfolgen #alioangde

und von der Verjährbarkeit nicht aubgenommen sind (Art. 99), vrfht Staasbanteil.
mit Ablauf von funfzehn Jahren, die der Verbrechen, welche nach den
schriften des Strafgesebbucho nur auf Untrag verfolgt werden, mit *!
von einem Jahre.

rt. 101.
Berchnung

Diealunfteyniährige Frist beginnt mit dem Anfange des u,hJunun Junn.welchem der Thäter die That beendigt hat, ohne Unterschied, obhaupt, und ob an diesem, oder an einen späteren Tage, der nach dem 4

28.
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setze zur Annahme der Vollendung der That näthige Erfolg der Handlung
eingelreten ist.

Die einjöhrige Frist beginnt mit dem Anfange des Tages, an welchem
die zum Antrage berechtigte Person oder Behörde Kenntniß von der -
letzung und der Person des Thäters erlangt hat. Der Antrag findel jer
doch auch innerhalb dieser einjährigen Frist nicht Statl, wenn vor Stel-
lung desselben seit Veruburg der That ein Zeitraum von funfgehn Jahren
ohne Unterbrechung (Art. 103.) abgelaufen i#

Die Versicherung des nbt,clnisgten mittelst Handschlags an
Eidesskatt genügt zum Bewelse dafür, daß derselbe innerhalb elnes Jahres,
von der Veröbung des Vergehens und von der Person des Thöters Kennt-
niß erlange habe.

Nrt. 102.

 — Bei fortgesetzten Verbrechen beginnt die Verjährung von der lehten
K4-0 PoPnstrafbaren Handlung, dei fortdauernden mit dem Aufhören derselben, inson-

— kechan bei dem Verbrechen der mehrfachen Ehe mit dem Tage, an welchem
urch die Auflösung der früheren oder späteren Ehe das Bestehen der mehr-u Ehe aufgehört, oder der Verbrecher das verbrecherische Ehewerhältniß

völlig aufgegeben hat.

Trt. 103.

Unierbrechung Unterbrochen wird die Verjährung durch jede von der Criminal= oder
rr asee Polizeibehörde vorgenommene Handlung, welche wegen der verübten That

gegen den Thäter als Angeschuldigten gerichtet ist; bei den nur auf Antrag
zu bestrafenden Verbrechen überdies durch jede aktenkundige Anregung des
Berechtigten bei Gericht.

Die Unzuständigkeit des Gerichts, dafern ihm nur überhaupt Straf-
gerichtsbarkeit zukommt, ist in diesen Fällen ohne Einfluß.

Von Endigung der letzten Handlung des Untersuchungsgerlchts oder
der Polizeibehörde l wie von der Antegung des Berechtigten an lauft die
Verjährung von Neu

st die Einiettung oder Fortstellung des Verfahrens von dem Aus-
gange eine Crivilprocesses abhängig gemacht worden, so ruhlt von diesem
Beschlusse an, so lange derkelbe nicht zurückgenommen oder abgeändert
wird, die Verjährung bis zu der rechtskraftigen Entscheidung des fraglichen
Ciollprocesses.



Art. 104.

Die Verjährung erkannter Straselk wird bei den von Amtswegen zu Veis aader
verfolgendenVerbrecheniin funfzehn Jahren, bei den auf Antrag zu verfolgen-

den Vergehen in einem Jahre vollendet.
Die Verjährung beginnt in dem einen wie im andern Falle mit der

Rechtökraft des bezüglichen Erkenntnisse#, und wird unterbrochen durch jede
auf die Vollstreckung der Strafe abzweckende, gegen dle Person des Ver-
urtheilten gerichtete Handlung des Gerichts, sowie durch die Ergreifung
desselben.

Wird die Vollstreckung anderweit unterbrochen, so beginnt die Ver-
jährung von Neuem, ohne Rücksicht darauf, aus welchem Grunde die Voll-
streckung der Strafe unterblieben ist.

Hat sich der Verurtheilte der Strafpvollstreckung durch die Flucht ent-
zogen, so läuft die Verjährung nicht, so lange er nicht vor Gericht sich
stellt oder gestellt wird.

Zweiter Theil.
Von den einzelnen Verbrechen und deren Bestrafung.

Erstes Kapitel.

Bemoheterale Staatöverrathe und anderen die Sicher-t des Staats gefährdenden Handlungen.

Art. 105.

Die Verletzung der persönllchen Sicherheit des Landesherrn mirtelst bochomat!.
eines gegen dessen Leben, Gesundheit oder Freiheit gerichteten Unternehmens,
ingleichen der gewaltsame Angrif

gegen die Negierushleche des Landesherrn,
2) gegen die Selbstständigkeit des Staates, um das ganze Fürsten=
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thum einem fremden Staate einzuverleiben oder zu unterwerfen
oder auch nur einen Theil seines Gebjets von dem andern los-
zureißen, oder

3) gegen die Landesverfassung, in der Absicht, dieselbe in ihren.
hauptsächlichen Bestandtheilen aufzuheben. oder

4) gegen die Selbstständigkeit und Verfassung des deutschen
undes

ist Hochverrath. Den Hochverräther trifft Todesstrafe.

Art. 106.

eechen Die Eingehung von Verdindungen zu einem hochverrätherischen Unter-
nehmen, die Erlassung öffentlicher Aufforderungen (vergl. Art. 1 13.) zu

einer solchen, die Anschaffung, Annahme oder Austheikung von Waffen oder
anderen Angriffsmitteln und die Anwerbung oder Einübung von Nann-
schaften zu diesem Zwecke, ingleichen die Erregung von Volksaufläufen oder
Zusammenrottungen irgend einer Art, um solche zu einem hochverrätherischen
Angriffe zu benutzen, ist nicht blos al5é Vorbereitung, sondern als Versuch
des Hochverraths zu bestrafen.

Der Versuch ist für beendet zu achten, in dem letzteren Falle, wenn
es, ohne daß ein Angriff der im Art. 105. bezeichneten Art unternommen
worden, zu einem Einschreiten der Behörde gekommen ist, in anderen Fäl-
len, wenn der Zeitpunkt der Ausführung des Unternehmens festgesetzt ist.
Auch bei einem nicht beendigten Versuche ist auf keine geringere Strafe, als
drei Monate Gefängniß zu erkennen.

Art. 107.

aiber Andere Handlungen zur Vorbereitung des Hochverraths werden mit* unesänsn oder Arbeitshausskrafe bis zu zehn Jahren geahndet.

Art. 108.

e11 Hat der Verbrecher die Ausführung der That, ohne durch äußere
tiger Ren Umstände gehindert oder abgehalten worden zu sein, gänzlich und erweislich

wieder aufgegeben, so kommt ihm sowohl bei der Vorbereitung des Hoch-
verrathes (Art. 107) als bei dem nicht beendigten Versuche desselben (Art.
106) die im Art. 36 zugesicherte Straflosigkeit zu Statten. Enthält das,
was er gethan hat, zugleich eine Verbindung oder. Anstiftung zum Hoch-
verrathe, so sind, die in Art. 49, 50, 54 getroffenen Bestimmungen anzu-
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wenden. Doch soll da, wo nach der Schlußbestimmung des Art. 56 Straf-
lossgkeit eintreten würde, nur Minderung der Strase, nach Befinden bis
unter den gesetlich geordneten Mindestbetrag, doch nie unter 3 Monate
Gefängniß herab stattsinden. Der beendigte Versuch ist unter den im Ein-
gange dieseb Artikels gemachten Voraussetzungen, soweit nicht nach Nrt. 50
Straflosigkeit eintritt, wie ein nicht beendigter zu bestrafen.

Art. 109.

Ein Inländer, ingleichen ein sich zeitweilig im hiesigen Fürstenthume Saaterertalb.
aufhaltender oder im Dienste des hiesigen Staates stehender Ausländer,
welcher eine auswärtige Regierung zu nachtheiligen Unternehmungen gegen
das Fürstenthum oder den teutschen Bund veranlaßt oder bei solchen untert
stützt, macht sich des Staatsverraths schuldig.

Art. 110.

Der Staaksverrath wird bestraft:
1) mir Zuchthausstrafe bis zu dreifig Jahren, wenn er im Kriege aug.t

oder zum Behuf eines solchen durch Einverständniß mit uiner rolbes.
feindlichen Macht oder deren Truppenführern oder durch Unter
stützung des Feindes begangen worden ist,

2) mit Arbeitshausstrafe von sechs Monaten bis zu zehn Jahren
oder Zuchthauostrafe bis zu gleicher Dauer, wenn er außer dem
Falle des Kriegs durch Mittheilung von Regierungsdepeschen
oder Stagtsgeheimnissen, oder durch Vernichtung, Unterdrückung,
Verfälschung oder Mittheilung von Urkunden oder anderen
weismitteln für Rechte oder Ansprüche des Staate, oder vo
Beamten durch irgend eine andere vorsätzliche Verlehzung ihrer
Amtepflicht verübt. worden ist,

3) in anderen Fällen mit Gefängniß= oder Arbestshapéstrafe bis
zu zehn Jahren.

Art. 111.

Staatsangehörige, weiche sich während eines Kriegs infeindlichen ##rasloltn dean.
Kriegödiensten befunden haben, sollen wegen der in dieser Stellung vorge-

genommenen, unter die Bestimmung des Art. 109 falenden Handlungen
straflos gelassen werden, dasern sie nicht erst nach dem Ausbruche des

Kriegs oder in der Voraussiicht eines solchen freiwillig in die feindlichen
Kriegsdleaste getretensind.
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Art. 112.

N#eing Werden die in Art. 105, 106, 107, 109, 110 erwähnten Hand-
8-06 n lungen, gegen einen auswärtigen verböndeten i oder Staat unter=
87 a Enommen, so dienen zwar die Strafbestimmungen jener Artikel ebenfalls zurRichtschnur; es sind jedoch die darin androhten Strafen mindestens um ein

Drittheil niedriger zu stellen und die Bestimmungen der Art. 108, 111
ebenfalls zu berücksichtigen.

Art. 113.

Jstnse Wer durch öffentliche Mittheilung in Wort oder Schrift Andere zum
um gegen die Gesetze oder gegen obrigkeitliche Anordnungen, oder

ur Verweigerung rechtlich bestrhender Abgaben oder Leistungen; wer in
hricher Weise Staatödiener oder andere in besonderen öffentlichen Pflichten
stehende Personen zur Verlehung dieser Pflichten oder zum Ungehorsam
gegen ihre Vorgesetzten, oder Handwerkögesellen, Gehülfen, Lehrlinge oder
sonstige Arbeiter zur gemeinsamen Einstellung ihrer Arbeitsleistungen auf-
forderr, ilt mit Gefängniß bis zu secho Monaten oder Arbeitshaus bis zu
einem Jahre zu bestrafen. Eine Mittheilung ist für eine öffentliche zu

achlen, wenn sie nicht an einzelne, durch geschäftliche, böutiich oder freund-schaftliche Verhältnisse verbundene Wersonen gerichtet ist, und sich nicht mit
Hinsicht auf diese Verhältnisse, sowie auf Ort, Zeit un Art und Weise
der Miltheilung, als eine vertrauliche und private darstellt.

Unter Schrife sind sowohl hier, als überall, wo das Gesetzbuch die-
sen Ausdruck gebraucht, Handschriften, Druckschriften und bildliche Darstel-
lungen jeder Art zu verstehen.

Art. 114.

asn Die im vorigen Artikel angewrahte Strafe kann bis auf Arbeirshaus von zwel Jahren gestelgert werden
a) wenn die UAufforderung vor einer zusammgelaufenen oder zusam-

mengerotteten Menge,oder vor einer Versammlung geschehen,
b5) wenn die Aufforderung auf thätliche Widersetzung, auf Zerstörung

von Bachen, oder auf Mishandlung von Personen gerichet
gewesen ist.

AXrt. 115.

antAnuadS Gefängnißstrase bis zu sechs Monaten oder Arbeithausstrafe bis zu
151%% einem Jahre hat zu gewarten, wer durch öffentliche Mitthrilung (Art. 113)
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die Rechtsinstitute der-Ehe, der Familie oder des Eigenthums, oder die
bestehende Staalsverfassung herabwürdigt, oder Handlungen, welche das
Gesetz verbietet, als ehrenvoll oder verdienstlich oder Personen wegen derglei-
chen Handlungen als lobenswerth darstelli.

Art. 116.

Oessentliche Mittheilungen (Art. 114), durch welche die Nchirrung, aeoffentliche Behörden, oder slaatsrechtlich bestehende Körperschaften, oder
zelne Berufahandlungen deee betnelichen Organe einet tadelnden Kur
unterwocsen werden, sind strafwenn sie mit boe oder geflissenllicher Entstellung von

Thatsachen verbunden sind,
) wenn dabei den genannten Organen Beweggründe oder Absich-

ten untergelegt, oder Eigenschaften oder Benennungen beigelegt
werden, welche im Publikum Hag oder Verachtung gegen die-
leiben zu erregen greignet sind.

Die Strase besteyt in Gefängniß bis zu sechs Monalen oder Arbeits-
haué bis zu einem Jahre, und wenn das Vergehen durch Reden vor einer
zusammengelaufenen oder zusammengerolteten Menge oder vor einer Ver-
sammlung verübt worden ist, in Gefängniß bis zu sechs Monaten oder Ar-
beikéhaus bis zu zwei Jahren.

Art. 117.

Die Theilnahme an Verbindungen, welche bezwecken, die Vollstreckung 7der Staatögesetze, oder die Aucubung der Verwaltungsbefugnisse der Staats- Mn
regierung zu hemmen oder unwirksam zu machen, wird mit Gefängniß von
einem Monate bis zu einem Jahre oder Arbeitshaus bis zu vier Jahren
bestraft.

Art. 118.

Gesängnißstrase bis zu einem Jahre hat zu gewarten, wer wissentlich s,
falsche Nachrichten, welche im Publikum Besorgniß vor Gefährdung der Aenewaa-

öffentlichen Sicherheit oder Wohlfohrt, des Friedens oder der bürgerlichen nichten.
Freiheir, oder Unzufriedenheit mit Maaßregeln der Regierung zu erregen
geeignet sind, mündlich oder durch Schriften (Nrt. 113) ausstreut oder
verbreitel.

Nrt. 119.

Hat ein Militärpslichtiger durch Selbstverstämmelung oder durch künst- 11 %ub
lich hervorgebrochte Gebrechen sich zum Militärdienste z gemacht, y#
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so ist er mit Arbeitshaus bis zu einem Jahre zu bestrafen. War derselbe
jedoch schon vorher untüchtig, so ist nur auf Gefängnißstrase von einem
bis zu drei Monaten zu erkennen

Die vorstehenden Bestimmungen leiden auch auf solche Milltärpflichtige
Anwendung, welche in der Absicht, sich dadurch der Militärpflicht zu entziehen,
ein Verbrechen, welches sie des Militärdienstes unwördig macht, begehen.
Wird jedoch dieses Verbrechen, selbst mit einer höheren Strafe geahndet,
so ist bei Abmessung der letteren die auf Hinterziehung der Militärpflicht
gerichtete Absscht als Erschwerungsgrund zu beröücksichtigen.

Wer einen Anderen mit dessen Einwilligung Behufs Hinterzlehung
der Militärpslicht verstümmelr oder gebrechlich macht, ist mit gleicher Strafe

en.

Zweites Kapitel.
Von Beleidigung der Person des Landesherrn und einigen

verwandten Verbrechen.

Art. 120.

esittn Wer außer dem Falle des Hochverrathes die geheiligte Person des
5 tkud thärlich beleidigt, ist mit lebenslänglicher Zuchthausstrafe zuelegen.len gegen den

ndeahtiin
Art. 121.

M Wer den bandesherrn mit Thätlichkeiten oder korperlichen Verletzungen
* bedroht ist mit Arbeiléhauß, oder Zuchthausstrafe von einem bis zu zwöll
len. Jahren zu belegen.

Nrt. 122.

it Lngn Beleidigende oder verleumderische Aeußerungen über die Person des
useste. Landesherrn, oder über dessen Regierungshandlungen, ingleichen Handlungen,

welche für den Landesherrn eine Beleidigung oder Verleumdung enthalten,
sind mit Gefängniß von einem Monate bis zu zwei Jahren oder Arbelts-
haus bis zu vier Jahren zu ahnden.

Art.123.
Deibiechtng70— Käörperliche Verlehungen eines Gliedes der Familie des Landesherrn,
« drhwpwodnrch das beben oder die Gelsteskräfte der verletzten Person in Gefahr
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kommen, oder ihr ein bleibender Nachtheil an der Gesundheit zugesügt ).Ph ichee,
wird, sind mit Zuchthausstrafe von vier bis zu dreißig Jahren zu ahnden. i413

Andere Thätlichkeiten gegen dieselben Personen ziehen Zuchthausstrafe
von zwei bio zu zwölf Jahren nach sich.

Nrt. 124.

Bedrohungen der im Art. 123 benannten Personen mit kordrrlichen —Verlegungen oder Thätlichkeitensind mit Arbeitéhaus bis zu vier Jahr
zu bestrafen.

Art. 125.

Beleidigende oder verleumderische Aeußerungen über solche Personen, ) #i Ve-
ingleichen Handlungen, welche für dieselben eine Beleidigung oder Ver- tue
leumdung enthallen, sind mit Gefangniß bio zu einem Jahre oder Arbeits-
haus bis zu drei Jahren zu besttafen.

rt. 126.

Wegen der im Art. 120 bis mit Art. 125 gedachten Verbrechen Oelst e-
kann die strafrechtliche Verfolgung nicht ohne vorgängigen Vortrag an den sat#ens.
handesherrn angeordnet werden. Vergl. Art. 4 und 5.

Art. 127.

Körperliche Verlebungen und thätliche Beleidigungen auswärtiger Re- erbch, "
genten, der Familienglieder derselben oder ihrer mit offentlichem — dur-bekleideten und bei der Fürsilchen Regierung beglaubigten Bevollmächtig=be
len, sind mie Arbeithaus von vier Monaten bis zu zehn Jahren zu be ?#X

K.rasen

Art. 128.

Bedrohungen der im Art. 127 angegebenen Personen mit körperlichenb.r—
Mo-Verletungen oder Thätlichkeiten sind mit Gefängnißstrafe von einem

nate bis zu einem Jahre oder Arbeitöhausstrafe bis zu drei Jahren zu
ahnden.

Nrt. 129.

Beleidigende oder verleumderische Aeußerungen über dieselben Personen,“) korn re.ingleichen Handlungen, welche für vieselben eine Beleidigung oder Ver- d44
leumdung enthallen, sind mit Gefängniß bis zu einem Jahre zu bestrafen.

29.



— 1460 —

Drittes Kapitel.
Von Auflehnung gegen die öffentliche Autorität und von

Friedenostsrungen.

Art. 130.

Wbsthltt Wer sich der Vollziehung von Gesetzen oder Verordnungen oder von
oopbrigkestlichen oder richterlichen Verfügungen, mit Anwendung von Gewall

oder Bedrohung mit solcher, gegen Cwil= oder Militärpersonen, welche die
Vollziehung vermöge ihrrs Amtes oder besonderer Befehle zu bewirken
haben, oder gegen diejenigen, welche auf deren Aufforderung ihnen Vel-
stand leisten, widersezt, isl mit Gefängniß bis zu einem Jahre oder Ar-
beitshaus bis zu drei Jahren zu bestrafen.

krt. 13;i.

Die im vorigen Arlikel gelroffenen Bestimmungen finden auch An:aarn,
tn wendung, wenn Jemand sich Privatpersonen, welche in der Ausübung er-

laubter Selbsthülfe begriffen sind, auf die angegebene Weise widersetzt.

Art. 132.

W Wer gegen eine öffentliche Behörde bei der Ausübung ihrer Amts-u##n ebe thätigkeir, mit Anwendung von Gewalt oder Bedrohung mit solcher, sich
widersetzt, hat Gefängnißstrafe von zwei Monaten bis zu einem Jahre oder
Atbeitöhausstrase bis zu vier Jahren verwirkt.

rt. 133.

nt Auf Arbeikshaus von sechs Monaten bie a vler Jahren oder Zucht-
peaus bis zu gleicher Dauer ist zu erkennen, we

a) in dem Falle des Art. 132 thätliche Veledigungen oder Miß-
handlungen gegen die Behörde verübt wurden, oder

b) in den Vällen des Art. 130, 131, 132 die Gewaltäußerung mit
Anwendung gefährlichen Waffen geschah, ohne den Thatbestand
eines schwerern Verbrechens zu begründen.
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Art. 134.

Gewerbtreibende, welche, um einen höheren oder geringeren Lohnsah Pk#en
zu erzwingen, oder zu einem anderen unerlaubten Zwrcke die Einstellung
ihrer Arbeiten verabreden und sich den desfallsigen Anordnungen der Obrig-
keit nicht fügen,sind, so wen nicht Art. 113 eintritt, mit Gefängniß bis
zu vier Monaten zu bestrafen.

Art. 135.

Wer die von einer öffentlichen Behörde angelegten amrlichen Verschluß- Emittel oder amtlichen Bezelchnungen eines Gegenstandeo verletzt oder ver- -
nichtel, oder die von solchen Behorden erlassenen und an öffentlichen Orten anguneenn ,
aushängenden, angehefteten oder auêgelegten Bekanntmachungen oder auf- Wannzm.
gesteckten Zeichen abreißt, vernichtel, beschädige, beschmutzt oder sonst ver-
unglimpfe oder beseiligt, ist mit Gefängniß bis zu drei Monaten, oder,
dasern die Gefängnißstrafe nicht über einen Monat beträgt, mit Geldbuße
bis zu einhundert Thalern zu bestrafen.

Art. 136.

Jeder öffentliche Zusammenlauf und jede öffentliche Zusammenrortung, Auslaus.
denen die Absicht zum Grunde liegk, die öffentliche Ruhe und Ordnung
durch Geschrei reS andere Ungebührlichkeiten zu stören, oder deren Theil-
nahme auf die Aufforderung der mit der Aufrechthaltung der öffentlichen
Ruhe und Ordnung beauftragten Personen nicht ruhig auseinander gehen,
begröndelt daso Verbrechen des Auflaufo.

Theilnehmer an einem Auslause werden mit Gefangniß bis zu zwei
Monaten, Anstister und Anführer bei demselben mil Gefängniß von einem
bis zu sechs Monaten bestraft.

Ist von Seiten der zusammengelaufenen oe usommengerotteten
Menge den mit der Aufrechthaltung der oöffentlichen he und Ordnungbeauftragten Personen durch Geschrei oder sonst Arah oder Geringe

schähung bbeigt worden, so können diese Strasen bis um die Hälfte er:
höht wer

Art. 137.

at eine öffentlich zusammengelaufene oder öffentlich zusammengerottete kne:
Menge Gewalt gegen Personen oder Sachen ausgeübt oder die Absicht buck.
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dies zu thun zu erkennen gegeben, oder Jemanden durch erregte Besorgniß
vor solcher Gewalt zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung ge-
nöthigt oder zu nöthigen gesucht, so liegt das Verbrechen des Landfriedens-
brucheé vor.

Dieses Verbrechen wird, wenn es zur wirklichen Aucnbung der Ge-
walt nicht gekommen ist, an Anstiftern und Anführern mit Arbeitéhaus

von sechs Monaten bis zu vier Jahren boer Zuchthaus bis zu sechs Jah-
ren, an bewaffneten Theilnehmern mit Gefängniß oder Arbeitéhaus bis zu
vier Jahren, an unbewaffaeten FZiinpnere mit Gefängniß oder Arbeits-
haus bics zu zwei Jahren bestraft.

6 zur wirklichen Ausuübung von Gewalt gegen Personen oder
Sachen gekommen, so konnen die in diesem Artikel angedrohlen Strafen
bis um die Hälfte erhoht werden.

Ist aber die Gewalt von einer so großen Menge und unter solchen
Umständen verubt worden, daß dadurch die Wirksamkeit der Behörde ge-
lähmt und ein Einschreiten derselben verhindert wurde, so trite für die
Anstifter und Anführer Zuchthausstrafe bic zu zwölf Jahren, für die be-
waffneten Theilnehmer Zuchthauöstrafe bis zu acht Jahren, für die nicht
bewaffnelen Theilnehmer Arbeitshaus von vier Monaten bic zu vier Jah-
en oder Zuchthaucstrafe bis zu vier Jahren ein.

Art. 138.

Hat ein öffentlicher Zusammenlauf oder eine öffentliche Zusammen:
roktung gleich anfango oder im weiteren Verlaufe sich gegen eine obrigkeic=
liche oder richterliche Behörde gerichtet, um eine Verfügung, oder die Unter=
lassung oder Zurücknahme einer solchen zu erzwingen, oder eine getroffene
Verfügung zu vereiteln, oder um wegen einer Amtohandlung Rache gegen
die Behörde zu nehmen, oder dieselbe an der Aus#bung ihrer Befugnisse
zu hindern, so liegt dac Verbrechen deo Aufruhr vor.

Anstifter und Anführer bei einem Aufruhre sind mit Zuchthaus von
drei bis acht Jahren, bewaffnete Theilnehmer mit Zuchthauc von zwei bis
sechs Jahren, unbewaffnete Theilnehmer mit Arbeitohauc von vier Monaten
bis zu drei Jahren oder Zuchrhaus bico zu gleicher Dauer zu bestrafen.

Ist ec bri dem Einschreiten der Behörde zu thätlichem Widerstande
gegen dieselbe oder deren Diener gekommen, so können diese Strafen bis
umdie Hälfte, ist aber der thatliche Widerstand gegen die zum Schutze
der Ordnung ausgeteetene bewaffnete Macht gerichtet worden, bis auf das
Doppelte erhöht werden.
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Dem letzteren Falle ist es gleich zu achten, wenn der Aufruhr von
einer so großen Menge und unter solchen Umständen begangen worden ist,
daß dadurch die Wirksamkeit der Behörde gelähmt und ein Einschreiten
derselben verhindert worden ist.

Art. 139.

Personen, welche einem Auflaufe, Landfriedentbruche oder Aufruhre a#.
beiwohnten, sich jedoch schon vor oder zufolge der Aufferderung der zustän= und
digen obrigkeitlichen Organe gänssch zurückzogen, ehe die in den beiden buns
lezten Abschnitten der Art. 137, 138 erwähnten Umstände eintraten oder
die Absicht der Menge erreicht war: sollen

1) wenn sie durch Geschrei, Drohung oder auf ähnliche Weise an dem
Ungebührnisse persönlich sich nicht betheiligt hatten, mit Strafe
verschont,

2) wenn sie auf solche Weise sich bereito betheiligt hatten, dennoch
mit einer mildern, nach Besinden unter das gesetzliche Straf-
maaß herabgehenden Strafe belegt werden

Auf Anstifter und Anfuührer leiden die Bestimmungen dieses Art. keine
Anwendung.

Art. 140.

Das widerrechtliche Eindringen in eines Andern Wohnung, Geschute- Ser
lokal oder dazu gehörigen geschlossenen Bezirk, ingleichen das durch be
dere gesetzliche Befugniß nicht gerechtfertigte Verweilen in diesen N
gegen den erklärten Willen des Besitzers oder seiner Skellvertreter ist als
Störung de" Hauofriedeno auf Antrag des Betheiligten mit Gesängniß
bis zu secho Wochen oder Geldstrafe bis zu einhundert funfzig Thalern,
und, wenn das Eindringen mit Waffen geschah oder Gewalt an Personen
oder Sachen verübt wurde, mit Gesängniß von drei Wochen bis zu vier
Monaten oder Arbeitshaus bis zu drei Jahren zu bestrafen.

Art. 141.

Gefangene, welche sich ohne Gewalt gegen Personen und ohne Be= oseiuag von
drohung mit solcher, allein oder in Gemeinschaft mit einander befreien, amen.
unterliegen den für diese Fälle bestehenden Vorschriften der Gefängniß-
isciplin.

Dritte Personen, welche, sei es im Einverständnisse mit den Gesange-
nen oder ohne ein solches, die Besreiung bewirken oder zu selbiger miewir-
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ken, sind mit Gefängniß bis zu sechs Monaten oder Arbeitshaus bls zu

zwei Ihen zu bestrafen. (Vergl. jedoch Art. 52 in Verbindung mitNrt. 68.

e zur Bewachung oder Beaufsschtigung der Gefangenen be-stellten wrnt zur Befreiung mitgewirkt, so trifft diese letzteren, sowie
diejenigen, von denen sie zu diesem Behufe durch Bestechung oder auf an-
dere Weise zu Pflichtwidrigkeiten verleitet worden sind, Arbeitöhauöstrafe
von sechs Monaten bis zu vier Jahren.

Art. 142.

Wmatlen Gefangene, welche sich mit Gewall gegen Personen oder durch Be-6. . . . .. ,. .

dcr.shungmitsolcherbefreien-werdenmuGesang-us-oder-Urbktcohansth
zu vier Jahren bestraft.

Befand sich der Gefangene im Arbeilöhause oder im Zuchthause, so ist
die Strase, welche er bereité zu verbüßen hat, jedoch höchstens um vier

Jahre 2a, verlängern.Hoben sich Gefangene behufs ihrer Befreiung zu einer Gewalthand-
lung gegen das aufsehende oder bewachende Personol zusammengerottel, so
trilt gegen jeden derselben Arbeitohaus= oder Zuchthauostrafe, und dasern
sie sich im Zuchthause besinden, unbedingt Zuchthausstrafe bie zu sechs
Jahren ein. Bel Sträflingen, welche lebenölängliche Fuchihanosttaf= zu
verbüßen haben, trikt diociplinarische Bestrafung ein.

Art. 143.

Atwiskung Personen, welche zu einer gewallsamen Befreiung der Gefangenen mit-
4½% 0 le gewirkt. oder dieselbe durch Gewalt gegen Personen oder Bedrohung mit
ung —mmm solcher bewirkt haben, trifft Arbeitohausstrafe von sechs Monaten bis zu

vier Jahren oder Zuchthausstrafe bis zu sechs Jahren. Haben sie sich zu
diesem Behufe einer Gewalthandlung gegen das aussehrnde oder bewachende
Personal zusammengerottek, oder an einer solchen Zusammenroktung der Ge-
fangenen Theil genommen, so kann auf Zuchthausstrafe bis zu acht Jah-
ren erkannt werden

Die verwirkten Strasen können umdie Hälfte vermindert und in leichteren
Fällen in eine entsprechende Gefängnißstrafe verwandelt werden, wenn es
sich um Befreiung eincs Gesangenen handelt, welcher mit dem Schuldigen
in ehelichem, nahen verwandt= oder schwägerschaftlichen oder einem zu Ge-
horsam ober besonderer Dankbarkeit verpflichtenden Verhälenisse stehr.



— 165 —

Diese Bestimmung leidet auf Mitgefangene, welche bei ihrer eigenen
Befreiung zugleich die eines Mitgefangenen bewirkt oder zu derselben mit-
gewirkt haben, sowie auf Aufsichtobeamte, keine Anwendung, jedoch sind
bei den Aufsichtsbeamten, sowie in den Fällen des Art. 141 die obgedach-
ten Verhältnisse alg Strafminderungögrund innerhalb des angedrohten
Strafmaaßes zu berücksichtigen.

Viertes Kapitel.
Von den Verbrechen wider das Leben und einigen ver:

wondten Verbrechen.

Art. 144.

Ubsichtliche und widerrechtliche Tödlung eines Menschen, in Folge vor-
bedachten Enrschlusses oder mit Ueberlegung bei der Ansführung verübt, ist
Mord. Den Mäörder trifft Todesstrase.

Art. 145.

Wer in morderischer Absicht mit Waffen auflauert oder in solcher
Absicht Gifte oder andere tödtende Stoffe anschafft oder zubereitet oder
einen Andern zur Ausföhrung eines Mordes durch Anerbietung einer Be-
lohnuog zu verleiten sucht, soll mit Arbeitshausstrafe bis zu sechs Jahren
belegt werden.

Art. 146.

Die weder in Folge vorbedachten Entschlusses noch mit Ueberlegung
bei der Ausführung absichtlich verübte widerrechtliche Tödtung eines Men-
schen ist Todischlag, und, so weit nicht für besondere Fälle eiwas Anderes
bestimmt ist, mit Zuchthausstrafe von acht bis zu dreißig Jahren zu ahn-
den. War der Thäter durch Mißhandlungen oder besonders schwere Be-
leidigungen anderer Art zum Zorn gereizt und dadurch auf der Sielle zur
That bingerissen worden, so kann bis auf Arbeilehaus von einem Jahre
herabgegangen werden.

Nrt. 147.

Moid.

Boibitti tende
Hondlungen.

Todilchlag.

Ist Jemand durch das ausdrückliche und ernstliche Verlangen des Tdt
Gecödteten zu der Tödtung bestimmt worden., so ist auf Gefängniß= oder
Arbeitshausstrafe bis zu vier Jahren zu erkennen.

30

iing rineslslen
den.
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Art. 148.

Lleala Die Verleitung eines Anderen zum Selbstmorde oder zum Versuche
merde. desselben, sowie die Unterstützung bei dem einen oder dem anderen, wird

mit Gefängniß bis zu zwei Jahren bestraft.

Art. 149.

Findestödt. Eine Mutter, welche ihr außer der Ehe empfangenes und geborenes,
ns. und, wenn sie in der Ehe lebt, ihr imEhebruche oder vor Eingehung der

Ehe mit einem Anderen als ihrem Ehemanne erzeugtes Kind während der
Geburt oder in den ersten vier und zwanzig Stunden nach derselben um
das Leben bringt, ist mit Zuchthausstrafe von drei bis acht Jahren, und
wenn sie den Entschluß zur Tödtung des Kindes schon vor der Entbindung
gefaßt hat, mit Zuchthausstrafe von fünf bis fünfzehn Jahren zu be-
legen.

Ist jedoch mit Gewißheit oder großer Wahrscheinlichkeit anzunehmen,
daß das lebend geborene Kind zur Fortsetzung seines Lebens unfähig gewe-
sen, so sind die nach vorstehender Bestimmung verwirklichten Strafen auf
die Hälfte herabzusetzen.

Art. 150.

hinhungu Eine Schwangere, die durch äußere oder innere Mittel ihre Frucht
im Mutterleibe tödtet, oder vor der gehörigen Reife abtreibt, ist mit Ar-

beitshausstrafe von vier Monaten bis zu vier Jahren oder Zuchthausstrafe
bis zu vier Jahren zu belegen.

Art. 151.

Metrauns er Wer ohne oder wider den Willen einer Schwangeren zußere oder
gegen den Wil= innere Mittel zur Abtreibung anwendet, ist, wenn dadurch der Tod der
sender chwan- Leibesfrucht oder eine unzeitige Niederkunft verursacht wird, mit Zuchthaus

bis zu sechs Jahren, wenn in Folge davon der Tod der Schwangeren ein-
tritt, mit Zuchthaus bis zu zwölf Jahren zu bestrafen.

Art. 152.

: Eine Frauensperson, welche ihre Niederkunft in der Maaße verheim-
licht oder geheim hält, daß dadurch die nöthigen Hülfleistungen von Sei-
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ten anderer Personen ausgeschlossen werden, ist, wenn solches in der Ab-
sicht, das Kind um das Leben zu bringen, geschehen, die Ausföhrung die-
ser Absicht aber durch äußere Umstände verhindert worden ist, mit Arbeits-
bous von einem bie zu sechs Jahren, ohne diese Absicht mit Gefangniß
bis zu drei Monaten zu bestrafen.

Art. 153.

Wenn Personen, welche wegen jugendlichen Alters, Krankheit zormerethGebrechlichkeit sich selbst zu helfen unvermögend sind, von ihren Eltern
oder anderen Personen, in deren Obhut sie sich besinden, oder denen ihre

Ernährung, Verpflegung, Forlschaffung oder Aulnahme obliegt, vorsätzlich,
jedoch nicht in der bestimmten Ubsicht, sie um das beben zu bringen, aus-
gesebt, oder in einem hülflosen Zustande gelassen werden, so sind die

äter,
I) wenn die Reltung der ausgesetzten Person nach den Umständen,

unter welchen die Aussetzung geschah, mit Wahrscheinlichkeit nicht

Sarte. werden konnte, mit Zuchthaus von vier bis zu zehneahrer
2) wenn * der Autsebung die Rettung der ausgesehbten Person

mit Wahrscheinlichkeit zu erwarten war, mit Gefängniß bis zu
zwei Jahren oder Arbeitshaus bio zu vier Jahren,

3) wenn nach der Art der Auosetzung gar keine Gefahr= das
beben oder die Gesundhrit der ausgesetzten Person zu un
war, mit Gefängniß bis zu vier Monaten

zu bestrasen.

Art. 154.

Wer durch Unbedachtsamkeit den Tod eines Menschen verursacht hat, uist mit Gefängniß bis zu zwei Jahren oder Arbeitshaus bis zu vier Jah-
ren zu beltrafen.

Fünftes Kapitel.
Von den Verbrechen wider die Gesandhett.

Nvt. 155.

Als Körperverletzungen sind außer denjenigen Einwireengen auf den rt
Körper eines Anderen, durch welche eine Zerreißung oder Frrecheng von
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Körpertheilen verursacht worden ist, auch solche zu belrachten, welche eine
Entzundung derselben, oder eine Storung des Gesammtbesundens zur Folgt
gehabt haben. Nachtheile für die Gesundheit, die durch Eindrücke auf das
Gemüth herbeigeführt worden sind, sind einer Körperverletung gleich zu
achten, sofern der eingetretene Erfolg in der Absicht des Thäters lag.
Vergl. auch Art. 157.

Art. 156.

ié Vorsäblich zugesigte Körperverletzungen werden bestraft:
ung. 1) mit Arbeitshaus oder Zuchthaus von einem bis zu sechs Jahren,

wenn der Verlehzte dadurch der Sprache, des Gesiches, deb Ge-
hörs, oder der Zeugungsfähigkeil beraubt, oder zu seinen Berufs-
arbeiten völlig undrauchbar gemacht worden ist;

2) mit Arbeitshauc von vier Monaten bis zu vier Jahren, wenn
dem Verlehten ein sonstiger Nachtheil an seiner Gesundheit zu-
gefügt worden, zu dessen Beseitigung keine gegründete Aussicht
vorhanden ist, oder wenn durch die That eine Verstümmelung,
oder auffallende Verunstaltung verursacht worden ist;

3) mit Gefängniß von zwei bis vier Monaten oder uicben
bis zu zwei Jahren, wenn dieselben für den Verlehten mit
sahr de Eintritts der unter 1. und 2. bemerkten Nachtheile ver:
bunden waren;

4) in geringeren Fallen mit Gefängniß oder Urbeitehauc bis zu
secho Monaten.

Art. 157.

Fh Alo Krpepoertchung! ist es auch zu betrachten, wenn Jemand einenund deibin- Anderen in den Zustand der Geisteczerrüttung versebt, oder die Aucbildung
hlte nrl. der zu selbstständigen bürgerlichen Bestehen erforderlichen Geisteskräfte eines

Menschen unterdrückt hat. Und zwar sind bleibende Nachtheile dieser Art
den im Art. 156 unter 1. sol x aber, desen Beseitigung eine gegrün-
dete Aussicht vorhanden ist, den im Art. 156 unter 2. erwähnten Körper-
verletungen gleich zu achten.

Trt. 158.

1n die Absicht des Thäters bestimme auf eine der im Art. 156 un- .Es 1. oder2,oder im Art. 157 erwähnten Verlehungen (schwere Körper.



verletzung) gerichtet gewesen, und diese Absicht erteicht worden, so tritt
Zuchthausstcase von vier bis zu zwanzig Jahren ein.

In Zällen, wo eine bestimmte Absiche nicht anzunehmen ist, der Thä-
ter jedoch eines gefährlichen Instruments sich bedient, oder besondere Ver-
aa woraus leicht eine gefährliche Verletzung hervorgehen kann,

etroffen kann der Richter schon in den nach Art. 156 unter 2. zu
—i Fällen auf die daselbst unter 1. angedrohte Strafe, bei leich-
ten Körperverlehzungen aber (Art. 156 unter 4), und selbst wenn gar

gene Verletzung erfolgt ist, auf Arbeitéhaus bib zu zwei Jahren er-
ennen.

Art. 159.

Wenn in Folge einer vorsätzlich zugefügten Korperverlebung der ———— .
des Verletzten eingetreten ist, ohne daß dieser Erfolg dem Thäter zum Ver, b65 —
sat angerechnet werden kann, so ist, dasern micht nach Art. 158.
schwerere Strafe eintritt, auf Arbeitshaus oder Zuchthaus von einem bor #
zehn Jahren zu erkennen.

Nrt. 160.

Sind vorsaolich zugefügte Körperverletzungen EW
1) mittels hinterlistigen Anfallec, oder
2) von Mehreren nach vorgängiger Verabredung, oder
3) an Verwandten oder Verschwägerten in aufsteigender binie, an

Pflegeeltern während der Dauer dieses Verhältnisses, oder an
Wahleltern begangen worden,

so sind die nach Art. 156, 158 und 150 verwirkten Strafen nach Maaß-
gabe der Ar#. 10 und 12 zu schärfen.

Bei den im Art. 157 erwähnten Verletungen trikt diese Schärfung
auher den unter I., 2. und 3. hedachten Fällen auch dann ein, wenn sie
gegen Verwandte oder Verschwägerte in absteigender binie, gegen Wahl-
kinder, oder gegen Mflegekinder während der Dauer dieses Verhälenisses be-
gangen worden sind.

Art. 161.

War der Thäter durch Mißhandlungen, oder besonders schwere Belel- ’ih
digungen anderer Art zum Zorne gereizt und auf der Stelle zur That hio- «
gekissescwokden,fotaanstattdecZuchthauo:odekAkbeitohquostkafeaufdie
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nächst niedrigere Strafart in gleicher Dauer erkanat, vrrr Snan,strafe aber bis auf die Hälfte herabgesetzt werden. Auf die im Art.
angedrohte Schärfung isl bei dem Eintritt dieses osedtr in
den Art. 160 unter 3. und im Schlßsatze ausgeführten Fällen nicht zu

ennen.

Art. 162.

Nausbondel. #a Iwand bei einem Raufhandel eine schwere Körwerveitehung(Art. 1 I., 2., Art. 157) erlitten oder den Todgesunden, so A#t jeder
H## 150,n an dem Rausyandel schon wegen dieser seinerTheilnahme mit
Gesängniß oder Arbeitshauc, in dem ersteren Falle bis zu einem Jahre, in
dem letzteren bis zu vier Jahren, zu bestrafen.

Ick die eingetrekene schwere Körperverletzung oder Tödtung mehreren
Verlepungen zuzuschreiben, wesche dieselbe nicht einzeln, sondern nur durch
ihr Zusammentreffen herbeigeföührt haben, so ist jeder, dem eine dieser Ver-
lehungen zur bast fällt, in dem ersteren Falle mut Arbeilshaus von sechs
Monaten bic zu sechs Jahren, in dem letzteren Falle mit Arbeitshaus von
sechs Monaten bie zu zehn Jahren oder Zuchthaus bis zu zehn Jahren zu
bestrafen.

Die Anwendung der zu scwerer Bestrafung föhrenden Bestimmungen
gegen diejenigen, welche nach allgemeinen Grundsätzen als Urheber, Anstifeer
oder Gehalfen eines Mordes, einee Todtschlags oder einer Körperver-
letzung anzusehen sind, wird durch die Bestimmung dieses Artikels nicht
ausgeschlossen.

Art. 163.

Heschräntung Leichte Körperverlezungen (Arc 156, 4.) werden nur auf Aotrag be-
—dS### straft, dafern nicht einer der im 2. Abschnitte des Art. 160 angegebenen

Erschwerungegründe eintritt.

Art. 164.

l öerperverlchungen aus Unbedachtsamkeit sind, ohne Ausnahme, nur
nneinauf A, zu bestrStrafe 5 nah dem Verhältnisse der auf vorsähliche Körperver-

B gesetzten Strafen abzuskufen und kann bei Verlethungen der im
Art I., 2., Art. 157 gedachten Act bis auf Gefängniß oder Ar-

28 von elnem Jahre, dei leichteren bis auf Geldbuße von dreihum
dert Thalern oder Gefängniß von drei Monaten austeigen.
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Art. 165.

Wegen Käörperverletzungen, welche bei Ausübung eines gesehlich be- Wm“
Ebenoen Züchtigungsrechts aus Unbedachtsamkeit zugefügt worden sind, obungann bis auf die Hälfte der in diesem Copitel angedrohten Strafen herab- —i-
gegangen werden.

Sechstes Kapitel.
Von Verbrechen gegen die persönliche Freiheit.

Art. 166.

Wer sich eines Menschen durch Gewalt, Bedrohung mit widerrecht, ##chn
lichen Handlungen, oder durch List, oder vor drssen zurückgelegtem vlerzehn.
ten gebensjahre mit dessen Einwilligung, jedoch ohne Zustimmung der El-
kern, der Wahleltern, oder des Vormundes desselben, dergestalt bemäch-

tigt, daß ihm dodurch der Schutz der Gesetze in Wtbong. auft seine per-sönlichen oder Familienverhältnisse entzogen wird, ist zub
1) mit acht= bis sechszehnjähriger Zuchthausstrafe, wenn dabei die

Leibeigenschaft oder Sclaverei der geraubten Person brabsichtlgt
worden ist;

2) mit vier= bis zwölfjähriger Zuchthausstrase, wenn der Geraubte
zum aucwärtigen Kriegs= und Schiffodienste gebraucht werden
soll, oder der Raub von Becilern, Landstreichern, Gauklern, oder
andrren dergleichen Personen an Kindern unter vierzehn Jahren
verübe worden ist;

3) in anderen Fällen mit Arbeitshaus= oder Zuchthausstrafe von

kan bis zu sechs Jahren.
ter 1. Engedroheen me. des Menschenraubes Kinden auchauf 8e# Anwend

Art. 167.

Eltern und die deren Stelle vertretenden Personen, welche kvrcnbibor- ——oder Pflegbesohlenen anderen Personen zu den im vorigen Areikelugedachten Zwecken überlassen, siad, gleich diesen letzteren Personen, ir- e-
daselbst angedrohten Grrafen zu delegen.



— 172 —

Wenn Kinder unter vierzehn Jahren von Seiten der Eltern, oder sol-
cher Personen, welche die Stelle derselben zu vertreten haben, aus Gewinn-
sucht, Haß oder Rache, den im vorstehenden Artikel unter 2. genannten,
oder anderen Personen zu den ebendalelbst angegebenen Zwecken überlassen
werden, so sind die Ueberlasser mit Arbeitéhané oder Zuchthaus bis zu
zwei Jahren, die Annehmer mit Gefängniß bis zu vier Monaten zu be-
strafen. Die ohne einen der vorbemerkten Beweggründe erfolgte Ueberias-
sung solcher Kinder an Personen der unter 2 bezeichneten Art wird an den
Ueberlassern mit Gefängniß von sechs Wochen bis zu einem Jahre und an den
Annehmern mit Gesängniß bis zu brei Monaten beslraft. Ist die Ueberlas-
sung an derlei Personen — nur selbstverständlich nicht an Bettler und
bandstreicher — durch die hierzu befutte Behörde genehmigt worden, so
findet keine Bestrafung Statt.

Art, 168.

rt Wer Kinder unter vierzehn Jahren in der Absicht, sie einer anderen
gionsnde, Religion oder Confession, alo in der sie sich befinden, zuzuführen, oder die

tung. beabsichtigte Aenderung derselben zu verhindern, der Gewalt ihrer Eltern,
oder der die Stelle derselben vertretenden Personen, wider den Willen der
Eltern, der Wahleltern, oder dec Vorwundeé entzieht, ist mit Gefängniß
bis zu sechs Monalen oder Arbeilshauc bie zu achtzehn Monaten zu be-
strafen.

Art. 169.

re Wer widerrechtlich einen Menschen durch Einsperrung oder auf anderesoudung. Weise der persönlichen Freiheit beraubt, oder dessen Verhaftung oder Ver-
wahrung in einem öffentlichen Gefängnisse durch wissentlich unwahre An-
gabenoder sonst auf rechtewidrige Weise veranlahr, ist nach Verhäll#niß
der Dauer und der Art der Freiheitsberoubung mit Gesängniß oder mit
Arbeitshaus bicd zu sechs Jahren und, wenn dabei eine lebenslängliche Frei-
heitsberaubung beabsichtigt wurde, mit Zuchthaus von vier bio zu zwan-
zig Jahren zu bestrafen.

Hat Jemand unter dem erdichtelen Vorwande einer Geisteskrankheit
die Verwahrung eines Anderen in einer Irrenanstalt veranlaßt, so ist auf
Arbeitshauc von sechs Monaten bis zu vier Jahren oder Zuchthaus bie
zu zwölf Jahren zu erkennen.

Nrt. 170.

b„nlonatn Ayf Beamte, welche ihr Amt zu einer widerrechtlichen Freiheilsberaur
uch Beamt- bung gemißbraucht haben, leidel die im vorigen Artikel getroffene Bestim-
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mung dann Anwendung, wenn sie dabei aus eigennütziger Absicht oder
aus Bosheit gehandelt haben, es ist jedoch in diesem Falle auf keine ge-
ringere Strafe, als zwei Monate Gefängniß, zu erkennen.

Art. 171.

Eltern und deren Stellvertreter, welche das Züchtigungsrecht zueiner Einsperrungen
der Gesundheit ihrer Untergebenen nachtheiligen oder gefährlichen —.
rung mißbrauchen, sind wegen Körperverletzung nach Art. 156 verbunden,
mit Art. 165 zu bestrafen. Die polizeiliche Ahndung eines Mißbrauche
des Züchtigungsrechts durch Einsperrung ohne Benachtheiligung der Ge-
sundbeit ist hierdurch nicht ausgeschlossen.

Art. 172.

Wer eine Frauensperson zu außerehelichem Beischlafe dadurch nöthigt, Nolbzucht.
daß er ihren ernstlichen Widerstand entweder durch Gewalt überwindet,
oder durch wörtliche oder thatsächliche Bedrohung mit sofortigen schweren
Mißbandlungen gegen sie selbst oder ihre Angehörigen beseitigt, macht sich
der Nothzucht schuldig.

Dieses Verbrechen wird mit Zuchthaus von vier bis zu zwölf Jahren
bestraft.

Haben aber Mehrere die gewaltsame Zunöthigung gemeinschaftlich
vorgenommen, so tritt für jeden derselben, auch wenn nur einer von ihnen
den Beischlaf ausgeübt hat, Zuchthausstrafe von sechs bis zu sechszehn
Jahren ein.

Art. 173.

Wenn eine Frauensperson durch Drohungen anderer als der im .t
Art. 172 angegebenen Art, zur Duldung außerehelichen Beischlafs ver- «
mocht, ingleichen wenn Gewalt oder Drohungen irgend einer Art gegen
Franens= oder Mannspersonen zu anderen unzüuchtigen Zwecken ausgeüubt
worden sind, so tritt Gefängnißstrafe von einem bis zu vier Monaten
oder Arbeitshausstrafe bis zu sechs Jahren ein.

Art. 174.

Wer eine Frauensperson, die sich in einem wehr= oder bewußtlosen ham
Zustande befindet, (vergl. Art. 343), zum außerehelichen Beischlafe miß= wehr- oder be-
brauckt, ist mit Arbeitshaus= oder Zuchthausstrafe von einem dis zu vier wußslesto 3u

31
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Jahren zu belegen. Hat aber der Verbrecher die Gemißbrauchte zuvor in
dieser Absicht auf arglistige Weise in einen Zustand versetzt, in welchem
sie seinen büsten nicht zu widerstehen vermochte, so sindet zwei= bis acht-
jährige Zuchthausstrase Statt.

Ungächtigkeiten anderer Art gegen Frauens= oder Mannspersonen, die
sich in einem Zustande der obigen Art befinden, werden mit Gefängniß oder
Arbeitshaus bis zu vier Jahren bestraft.

Nrt. I75.

Un#ucht mi Wer Kinder unter zwölf Jabe zum Beischlase mißbraucht, hat Zucht.indn. hausstrafe bis zu sechs Jahren verwirkt.
Wer mit Kindern dieses Altrre andere ungüchtige, den Geschlechtétrieb

aufreizende Handlungen vornimmt, ist mit Gefängniß von drei bis zu sechs
Monaten oder Arbeitshaus bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

Ist ein Mädchen unter zwölf Jahren durch Gewalt oder Drohungen
der im Art. 172 angegebenen Art zur Duldung des Beischlass genöthigt
worden, so trikt die Strase der Nothzucht ein, welche nach Befinden in
Gemäßheit des Art. 10 geschärft werden kann.

Art. 176.

Lulli na enl. In so weit zu Ausfährung der in Art. 172, 173, 174 und 175
n vrr.S gedachten Verbrechen der Beischlaf gehört, sind dieselben bei erfolgter Ver-

brechen. einigung der Gesellschaftötheile für vollendet zu achten.

Art. 177.

Wud#rungs. Bei dem Verbrechen der Nothzucht und bei dem Beischlase mit wehr-
giund. oder bewußtlosen Personen kann die Strase bis auf Arbeitshous von einem

Jahre herabgesetzt werden, wenn die Gemißbrauchte eine Person ist, welche
die Unzucht alc Gewerbe betreibt, oder wenndieselbe durch ihr Benehmen
nach der That zu erkennen gegeben hat, daß sie die ihr angethane Schmach
nicht als solche empfinde.

Art. 178.

aiee Als ein ollgemeiner Erschwerungsgrund bei den im Art. 172 bis mit 175 aufgeführten Verbrechen ist es zu betrachten, wenn dadurch ein Nach-

theil für die seàder gemißbrauchten Person, oder der Tod dersfel-
ben verursacht worden i
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In dem ersteren Falle können die in den gedachten Artikeln, in Ber-
bindung mit Art. 177, angedrohlen Strafen dis um die Hälfte, in dem
letzteren Falle bis auf das Doppelte gesteigert werden.

Art. 179.

er einer Frauensperson in der Absicht, sie zur Befriedigung des Latsihiung)
Geschlechtstriebs zu mißbrauchen oder mißbrauchen zu lassen, durch Gewalt,

Bedrohung mit widerrechtlichen Handlungen oder durch List dergestat 4 bigung.bemächtigt, daß sie dadurch außer Stand gesetzt wird, den Schutzdsete anzurufen, hat Arbeithausstrafe von sechs Monaten bis zu vier *
ren, oder Zuchthausstrafe bic zu vier Jahren und wenn die erwähnte Ab-
sicht erreicht worden ist, bis zu sechs Jahren verwirkt.

Ist die Entführung zu dem Zwecke verübt worden, um eine unbe-
scholtene Frauensperson zu gewerbmäßiger Unzucht zu verleiten, so kritt

Zuchthausstrase bis zu Jco Jahren, und wenn der Zweck erreicht worden
ist, bis zu acht Jahrenein.

Nrt. 180.

Mit einem Jahre Gefängniß oder Arbeitshause von einem bis zu #esonder:
zwei Jahren ist derjenige zu belegen, welcher in der zu Art daue
179 bezeichneten Absicht eine Frauensperson über zwölf, jedoch unter vier-
zehn Jahren, zwar im Einverständnisse mit derselben, aber wider Wissen
und Willen der Eltern, der Wahleltern, oder des Vormundes derselben
entführt. Ist die gedachte Absicht erreicht worden, so tritt ein bis drei-
jährige Arbeitshausstrase ein. Ist die Absicht auf den im leblen Satze des
Art. 179 angegebenen Zweck gerichtet gewesen, so ist auf die daselbst an-
gedrohte Strafe zu erkennen.

Nrt. 181.

Wenn zur Erreichung eines der in Art. 179, 180 gedachten Zwecke
eine über vierzehn Jahre alte und noch im Hause ihrer Eltern oder der
Stellvertreter derselben lebende Frauensperson mit ihrer Zustimmung, aber
wider den Willen der Eltern, der Wahleltern, oder des Vormundes der-
selben, oder eine Ehefrau mit ihrer Zustimmung, aber wider den Willen
ihres Ehemannes entföhrt wird, so sind der Entführer und die Entführte,
ein Jedes, im ersteren Falle mit Gefängniß von einem bis zu sechs Mo-
naten, im zweiten mit Gesängniß von zwei bis zu vier Monaten oder Ar-
beitshaus bis zu einem Jahre zu bestrafen.

31“
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Art. 182.

Milderungs- Die Strafen der Entführung sind in den Art. 179, 180 angegebe-
yrund. . . . . .... . . ..

nen Fällen auf dreimonatiges bis einjähriges Gefängniß zu ermäßigen,
wenn der Entführer freiwillig den dabei gehabten Endzweck aufgegeben und
die entführte Person unverletzt aus seiner Gewalt entlassen hat. In den
Art. 181 erwähnten Fällen ist dieser Umstand bei der Strafabmessung zu
berücksichtigen.

Art. 183.

#aifübrung Wer eine unverheirathete Frauensperson wider ihren Willen entführt,
## &amp;kumsie zur Eingehung einer Ehe zu. nöthigen, wird mit ein= bis dreijäh-

riger Arbeitshausstrafe belegt.

Art. 184.

Besonderer Die Entführung einer unverheiratheten, über vierzehn Jahre alten
* Frauensperson mit ihrer Einwilligung, um sie zu ehelichen, jedoch wider

den Willen derjenigen, deren Einwilligung nach den Gesetzen zur Verehe-
lichung erforderlich ist, wird an dem Entführer mit Gefängniß von einem
bis zu drei Monaten, an der Frauensperson mit Gefängniß von zwei Wochen
bis zu einem Monate bestraft. Hat aber die entführte Person das vier-
zehnte Altersjahr noch nicht zurückgelegt, so tritt nur gegen den Entfüh-
rer Bestrafung ein, und zwar mit Gefängniß von zwei bis zu sechs Mo-
naten oder Arbeitshaus bis zu achtzehn Monaten.

Art. 185.

aWeschenfung, Wegen der in den Artikeln 181 und 184 erwähnten Vergehungen,
Versahrens. ist nur auf den Antrag einer durch ein solches Vergehen in ihren Rech-

ten verletzten Person mit der Untersuchung zu verfahren.
Ist eine Ehefrau mit ihrer Einwilligung entführt worden (Art. 181)

so gilt der Antrag auf Bestrafung des einen Theils zugleich als solcher
gegen den Anderen.

Art. 186.

Raub. Wer durch Anwendung von Gewalt gegen Personen, oder durch wört-
liche oder thatsächliche Drohungen, welche mit gegenwärtiger Gefahr für
Leib oder Leben des Bedrohten oder der Angehörigen desselben verbunden
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sind, in gewinnsüchtiger Absicht sich fremden beweglichen Gutes bemächtigt
oder dessen Herausgabe erzwingt, wird als Räuber bestraft:

1) mit dem Tode, wenn Jemand in Folge der gegen ihn verübten
Gewalt den Tod gefunden hat (vergl. jedoch die Bestimmungen
dieses Artikels unter 2);

2) mit lebenslänglicher Zuchthausstrafe,
a) wenn der Tod nicht in Folge der verübten Gewalt., doch

in Folge der verbrecherischen That herbeigeführt worden ist;

b) wenn Jemand in Folge der gegen ihn berübten Gewalt
eine schwere Körperverletzung (Art. 156, 1, 2, Art. 157)
erlitten hat;

C) wenn Jemand, um die Entdeckung verborgener Habselig-
keiten zu erzwingen, körperlich gepeinigt worden ist;

3) mit Zuchthausstrafe von acht bis vier und zwanzig Jahren,
a) wenn sich der Räuber zu Verübung des Raubes mit Waf-

fen versehen hat;
6) wenn der Räuber in ein bewohntes Gebäude eingebrochen

oder eingestiegen, oder zur Zeit der nächtlichen Ruhe in
ein solches eingedrungen ist;

c) wenn wenigstens drei Personen an dem Raube als Mit-
urheber Thell genommen haben.

Treffen die unter a, b und c aufgeführten Erschwerungs-
gründe oder zwei derselben zusammen, kritt lebenslängliche Zucht-
hausstrafe ein.

4) bei dem Nichtvorhandensein der vorangegebenen erschwerenden
Umstände mit fünf= bis fünfzehnjähriger Zuchthausstrafe.

In den leichtesten Fallen unter 4 kann, wenn nur Drohungen ange-
wendet worden sind, bis auf Arbeitshausstrafe von einem Jahre, und wenn
nur ein sehr geringer Grad von Gewalt ausgeübt wurde, bis auf Arbeits-
bausstrafe von zwei Jahren herabgegangen werden.

Art. 187.

Wer in räuberischer Absicht mit Waffen auflauert, soll mit Arbelts-
haus von einem bis zu drei Jahren bestraft werden.

Nrt. 188.

Wer außer dem Falle des Raubes Jemanden durch Anwendung kör-
perlicher Gewalt oder durch Bedrohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib

Vorbereitende
Handlung.

Erptessung.
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oder #Leben zu einer Handlung, Duldung oder Unterlassung nöthigt, um
sich oder Andern einen rechtswidrigen Vortheil am Vermögen zu verschaffen,
ist wie ein Räuber zu bestrafen.

Die Anwendung von Gewalt oder Drohungen der in diesem und im
vorigen Artikel gedachten Art zu den eben daselbst erwähnten Zwecken ist
als beendigter Versuch dieser Verbrechen zu beurtheilen.

Die Strafe des Versuchs richtet sich cbnfallt nach den im Art.
ersichtülchen Abstufungen

aber bei nm beendigten Versuche des Raubes oder der Expres=
sung Jemand in Folge der gegen ihn verübten Gewalt den Tod gefunden,
so ist auf Todesstrafe zu erkennen.

Nrt. 180

Bedrohungen zu dem Art. 187 gedachten Zwecke mit andern Nach-
theilen, insbesondere mit künftigen Mißhondlungen oder mit Anzeigen oder
Klagen sind mit Rücksicht auf den bezweckten oder wirklich erlangten Vor-
tpeil mit der Strafe des einfachen Diebstahls (Art. 260) zu ahnden.

Treten die Art. 261 unter 6 und Art. 283 erwähnten Erschwerungs:

gründe ein, oder ist Aufruhr oder Tumult zu Verübung einer Erpressung
benutzt wch so ist die Strafe nach Maaßgabe des Art. 261 zu erhöhen.7 jedoch eine in besondern öffentlichen Pflichten stehende Person die

in nes öffenrlichen Stellung liegenden Eigenschaften oder Besugnisse zu
einer Erpressung gemißbraucht, so treten die Strasen des ausgezeichneten
Diebstabls (Art. 262) ein.

Art. 190.

Wer außer den in diesem Gesetzbuche besonders erwähnten Fällen, Ge-
walt oder Drohungen anwendet, um Jewanden zu einer Handlung, Dul-
dung, oder Unterlassung zu bestimmen, wird, wenn entweder die Gewalt
oder Bedrohung oder die damit verbundene Absicht eine rechtswidrige ist,
wegen Nöthigung mit Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu vier Jahren
bestraft.

Art. 101.

Sind Drohungen oder Gewalt angewendet worden, um einen Staatsé-
bürger an der Ausöbung seiner staats= oder gemeindebürgerlichen Rechte
oder Pflichten; oder ein Mis#glied der verfassungsmäßigen Landesverkretung
oder der städtischen oder ländlichen Gemeindevertretung an der Ausbung
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seiner verfassungsmäßigen Functionen, oder einen Beamten an der Verwal-
tung seines Amtes zu hindern oder zu einer Amtshandlung widerrechtlich
zu bolumenen so kann die nach Art. 190 verwirkte Strafe bis um die

Hälfte erhöht werden.

Nrt. 192.

Bedrohungen mit Brandsliftung oder Mord, sowohl bei Erpreffungen l1
als bei Nöthigungensind, so weit nicht die Bestimmungen des Ark. 188 rtndgistong.
Platz greisen, mit Arbeitshausstrafe von vier Monaten ble zu zehn Jah-
ren oder Zuchthausstrafe dis zu zehn Jahren zu bestrafen.

Sind ganze Ortschaften, um Einwohner derselben zu einer Handlung,
Duldung, oder Unterlassung zu bestimmen, durch aufgesteckte Brandzeichen,
ausgeworfene oder auêgesendete Drohbriefe, mit Mord, Raub, oder Brand-
stiftung bedroht worden, so sfindet Zuchthausstrafe von vier bis zu sechs-
zehn Jahren Statt.

Nrt. 193.

Haben Beamte ihr Amt unter den Ar#. 170 angegebenen Voraus= chbrann
setzungen oder in der Absicht Jemanden zu etwas * oder Unsitt= or Köldigung.lichen zu bestimmen, zu einer Nöthigung gemißbraucht, so ist deren amt-
liche Stellung als Erschwerungsgrund innerhalb des gesetzlichen Straf-
maaßes zu berücksschtigen, in keinem Falle unter eine Strase von zwei
Monaten Gefängniß herabzugehn.

Art. 194.

Estern, Pflegeeltern, Wahleleern und Vormünder, welche ihre Kinder, Roihgyne aut
Pstege= oder Wahlkinder, oder Mündel, durch Gewalt oder Drohungen zu
einer aus diesem Grunde von dem Ehegrrichte für ungültig erklärten Ehe
gensthigt haben, trifft Gefängnißstrafe oder Arbeitshaus dis zu einem
Jahre.

Art. 195.

edrohung mit widerrechtlichen Handlungen, aus Hab, iiinchaft,roßNeid, e sonst aus Bosheit oder Muthwillen, jedoch ohne die Absich
den Brdrohten zu einer Handlung, Duldung, oder Unterlassung zu Fogeoo
men, wird, wenn sie irgend eine Besorgniß zu erregen geeignet ist, unter

Berachsichligung der angedrohlen Uebel und der Verhältnisse des Bedrohers
und des Bedrohten, mit Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu zwei Jahren
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bestraft. Uebersteigt die Gefängnißstrafe nicht die Dauer von sechs Wochen,
so kann statt derselben auf Geldstrafe bis zu einhundert und fünfzig Tha-
lern erkannt werden.

Art. 196.

asen we- Wegen Nöthigung und Bedrohung ist ein Strafverfahren nur aufdes*WW*“Antrag einzuleiten. Ausgenommen sind die in Art. 191, 192, 193 er-
wähnten Fälle, und zwar die im Art. 192 erwähnten ohne unterschied ob
dabei die Absicht einer Nöthigung zum Grunde gelegen hat oder nicht.

Siebentes Kapitel.
Von gemeingefährlichen Handlungen.

Art. 197.

Brandstiftung. Wer fremde Gebäude, wohin auch Schiffe, Schiff- und Windmühlen,
Wachhütten, Brücken und andere dergleichen Bauwerke zu rechnen, ingleichen
wer fremde Holzvorräthe, Waldungen, Anpflanzungen, Fruchtfelder, Ge-
traidefeimen, Stein= oder Braunkohlenlager, oder andere dergleichen Gegen-
stände absichtlich in Brand steckt, begeht das Verbrechen der Brandstiftung.

Art. 198.
Strasen der 40 - · ir

reiuan n . eee Brandstiftung wird geahndet:
a) wenn durch das entstandene Feuer ein Mensch um das

Leben gekommen ist und dieser Erfolg unter den obwalten-
den besonderen Umständen von dem Thäter vorausgesehn
wer#en konnte;

b) wenn von dem Verbrecher allein, oder von Mehreren auf
vorgängige Verabredung, an verschiedenen Orten einer
Stadt oder eines Dorfes zugleich Feuer angelegt worden,
und wenigstens an einem Orte der zur Vollendung ge-
hörige Erfolg (Art. 200) eingetreten ist;

) wenn der Brand in der Absicht angestiftet worden ist, um
unter dessen Begünstigung Raub oder Mord auszuführen;

d) wenn drei oder mehrere Personen sich zusammengerottet
haben, um das Verbrechen mit offener Gewalt auszuführen;
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2) mit lcrenelande Zuchthausstrafe,
) wenn durch das entstandene trur ein Mensch eine schwere

Köôrperverletzung (Art. 156,1,2, Art. 157) erlitten hat,
und dieser Erfolg von dem Thãter unter den obwaltenden
besonderen Umständen vorausgesehn werden konnte;

b.) wenn der Verbrecher, um die Löschung zu verhüten, die
Löschmittel entfernt oder unbrauchbar gemacht hat;

c) wenn das Feuer an Gebäuden angrlegt worden ist, in
welchen sich eben eine große Anzahl von Monschen versam-
melt besindet;

3) ohne die unter 1 und 2 crwähnten Erschwerungsgründe mit
Zuchthausstrase von zehn bis zu dreißig «

In Fallen der unter 3 gedachten Art kann jedoch der Richter, wenn
weder eine besondere Gesahr vorhanden gewesen, noch ein erheblicher Schade
entstanden ist, bis auf Arbeitshauêstrase von einem Jahre herabgehen

Art. 109.

Hat Jemand einen ihm selbst gehörigen Gegenstand der im Art. 197 Indtondstel-
gedachten Art, oder einen fremden dergleichen Gegenstand mit Einwilligung i

des 3 in rechtewidriger Absicht in Brand gesteckt, so zu,und zwar in dem letteren Falle sowohl für den Thär#er als für.
willigenden Eigenthümer, Arbeithaus= bis zu zehn oder Zuchthauofirafe

bis zu sunszehn Jahren ein.
ar jedoch eine besondere Gefahr für fremde Gebäude oder für Men-

schen verhanden, so kann die Strafe bis auf dreißig Jahre gesteigert
werden.

Tritt bei diesem Verbrechen einer der im Art. 198 unter la, bis

mit d, der unter Za, bis mit #, genannten Eshwerungegräne ein, so
ist auf die daselbst angedrohten Strafen zu erkennen

Art. 200.

Die in Art. 197 und 199 erwähnten Verbrechen sind vollendet, so-
bald der Gegenstand, welcher in Brand gesteckt werden sollte, von dem
Feuer ergriffen worden ist und daher entweder in heller Flamme gebrannt,
oder doch geglimmt hat.

Dollendung.

Art. 201.

Hat der Thäter das aucgebrochene Feuer auf der Stelle und rltrse ibã·
daß es einen erheblichen Schaden verursacht hat, aus eigener freiet Beweg

32
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ung selbst wieder gelöscht, so ist der Fall einem nach Ari. 33 Nr. 1. zu
beurtheilenden Versuche gleich zu achten.

Art. 202.

Dem Brandstifter wird gleich geachtet, wer durch Hervorbringung
einer Explosion von Pulver und andern dergleichen Stoffen absichtlich die
Jerstörung eine der im Art. 197 und 199 genannten Gegenstände bewirkt.
Lag eine solche Absicht nicht zu Grunde, so trilt gegen den vorsäßlichen Ur-
heber gefährlicher Explosionen der angegebenen Art Gefängniß= oder Arbeics-
hauostrafe bi zu zwölf Jahren, und fallé ein Gegenstand der im Art.

197 und 199 gedachten Art in Brand F oder zerstört worden, selbs
Zuchthausstrafe bic zu zwölf Jahren ein

Art. 203.

Wenn Jemand Sachen, welche sich in oder an Gegenständen der in
Art. 197, 199 gedachten Art besinden, oder irgend einen anderen Gegen-
stand, außer den in Art. 197, 199 genanuten, in rechtewiduger Absicht
gerind hat, und wenn dadurch ohne seine Absicht einer der in Art.

197, 199 genannten Gegenstände in Brand gerathen ist, so kann die nach
Art. 326 oder sonst verwirkte Strafe bis um die Hälfte erhöht werden.

Jü#das Anzunden unter Umständen geschehen, wo e6 an sich nicht
strafbar sein wirde, und dadurch einer der in Art. 197,190 genannten
Gegenstände in Vrand Arabe so tritt die Strase der Brandstiftung aus
Unbedachtsamkeic (Art. 208)ei

Art. 204.

Die Vergistung von Brunnen, von öffentlich verkäuflichen Waaren
oder anderen zumoffentlichen Gebrauche dienenden Gegenständen, mie Gesahr
für das beben oder die Gesundheft von Menschen, ist mit Zuchthausstrafe
bis zu funfzehn Jahren zu ahnden.

Art. 205.

Dieselbe Strafe hat zu gewarten, wer Ueberschwemmungen mit Ge-
fahr für Menschen oder deren Wohnungen verursacht, wer Brücken, Kunst-
slraßen, Eisenbahnen oder andere zum öffentlichen Gebrauche dienende Bau-
werke, ingleichen wer Fahrzeuge eder Maschinen auf eine Weise beschädigt,
daß dodurch das beben oder die Gesundheit anderer Personen in Gefahr
gesetzt wird.
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Art. 206.

HatinFolgeder in Art. 202, 204, 205 gedachten Handlungen ein een
Mensch eine Körperverletzung erlitten oder dasdeeben verloren, so kann, da- *

fern nicht nach den sonstigen Bestimmungen über Körperverletzung und
Tödtung, eine hohere Strafe eintritt, die nach den gedachten Artikeln ver-wirkle Strafe in dem ersteren Falle bie um die Hälfte, in dem letzteren bis
auf das Doppelte erhöht werden.

Nrt. 207.

Die Verbreilung von Viehseuchen, sowie die Vergistung von Weiden EF“J
oder Viehtränken, um fremdes Vieh zu beschädigen oder zu tödten, ist nach
Verhältmß des verursachten Schadens mit Arbeitöhaus= oder Zuchthaus-
strase bis zu sechs Jahren zu ahnden.

Art. 208

Wenn die in diesem Capilel angegebenen Verbrechen aud Unbedacht-Ausunbthacht,
samkeit verübt worden sind, so ist der Thäter mit Gefängnißstrase bioe zu –Me
zwei Jahren oder Arbeitöhausstrase big zu vier Jahren, oder, insofern die gesäbiuche
Gefängnißstrafe die Dauer von secho Wochen nicht ubersteige, mit Geldstrafe
bis zu einhundert und fünfzig Thalern zu belegen.

Achtes Kapitel.

Von Verlebung der Ehrerbietung gegen die Reltsion undeinigen verwandten Verbreche

Art. 209.

Des Meineids macht sich schuldig, wer in eigenen oder scemden An= Meined.

gelegenheilen eine Aussage mit der Kenniniß oder Heberkengung von der Un-
wahrheit vor einer öffentlichen Behörde eidlich erstat

Die Beziehung oder Verweisung auf einen eane geleisteten Eid,
wenn dies auch nur ein allgemeiner Diensi= oder Verpflichtungceid ist, in
gleichen förmliche Versicherungen an Eidrostatt und die Bekräftigungefor-
meln solcher christlicher Religionsparteien, bei welchem nach ihrem Glau-
bensbekenntnisse und nach den Gesetzen eine gewisse Bekrästigung stalt des
Eides gilt, werden dem wirklichen Eide gleich geachtet.

32“
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Art. 210.

Das Verbrechen des Meineides ist für versucht zu achten, sobald der
Schwörende das Aussprechen der Eidesworte begonnen har, für vollendet,
wenn er die Betheurtungöôfermel aucgesprochen hat.

Ist jedoch die Eidroleistung der wahrheitwidrigen Aussage voraus-
gegangen, so ist der Meimeid mit dem Schlusse der Abhörung, wobei die
wahrheitswidrige Aussage geschehen, fur vollendet zu achten. Wegen ver
ursachten Meineides findet in diesem Falle ein Snafrarfahn nicht
Statt.

Art. 211.

Der Meinridige ist mit Arbeitshaus von vier Monaten bic zu zwei
Jahren oder, Zuchthaus bis zu gleicher Dauer zu bestrafen.

Art. 212.

Härtere Strafen treffen den Meineidigen in folgenden Fällen:
a) Arbeitöhaus von acht Monaten bis zu vier, Jahren oder Zucht-

hauc, bis zu vier Jahren, wenn die wahrheitowidrige Auosage in
einem Zeugnisse zu Ungunsten eines Andern besteht;

b) Arbeilohaus von einem Jahre bio zu secho Jahren oder Zucht-
haus bio zu gleicher Dauer, wenn der Meineidige mittelst seiner
wahrheitowidrigen ##u#sage sich oder einem Anderen einen rechtö-
widrigen Vermogenovortheil verschaffen wollte, mil Berucksich-
ligung der Größe de beabsichrigten oder erreichten Vortheils bei
Zumessung der Strafe;
Arbeit= oder Zuchthaussirafe von einem bis zu acht Jahren,
wenn der Meineid in einer Untersuchung über ein BVerbrechen ge-
schworen wurde, um einen Unschuldigen in Strase, oder einen
Schuldigen in eine schwerere, alo die von ihm wirklich verwirkte
Strase zu bringen.

Wurde in dem Falle unter c. die Absicht erreicht und zu Folge des
Meineides eine überhaupt oder zum Theil nicht verwirkte Strafe vollstrecki,
so kann die Strafe des Meineides bis auf das Maaß der unverdient voll-
streckten Strafe erhöht werden.

Wurde zu Folge des Meineido die Todebstrafe vollzogen oder dieser
Erfolg bei Leistung des Meineido beabsichtigt, so leiden wegen der dadurch
zugleich begangenen oder versuchten Tödtung die Bestmmungen deo Art. 68
Anwendung.

m



— 185 —

Art. 213.

Wer aus Unbedachesamkeit eine falsche eidliche Aussage (vergl. anr sté
209) erstattet, ist mit Gefangniß bis zu einem Jahre zu betrafen.
Fällen, wo die zu erkennende Strafe nicht über secho Wochen Gisinong
ansteigt, kann statt derselben auf Geldbuße bis zu einhundert und fünfzig
Thalern erkannt werden.

Art. 214.

Wer in einer nicht ihn selbst betreffenden Angelegenheit vor urne.
ösfenklichen Behorde eine Aussage, von der er weiß oder überzeugt i
sie unwahr sei, jedoch nicht eidlich (vergl. Art.209) erstattet, ist, wenn die
Aussage in einer Untersuchung wegen eines im Mindestbetrage mit Arbeits-
haus oder einer höheren Strafart bedrohtenVerbrechens erstattet wird, mit

Grfängniß oder Arbeitohaus bis zu zwei Jahren, in allen anderen Fällen
mit Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu einem Jahre zu bestrasfen. In
Fällen, wo die zu erkennende Strafe nicht über sechs Wochen Gefängniß
ansteigt, kann statt derselben auf Geldbußr= bio zu einhundert und fünfzig
Thalern erkanm werden.

Sind wahrhe#tswidrige, nicht eidliche Aussagen aus Untedachtsomte
erstat#et worden, so findel Gefangnißstrafe bis zu drei Monaten oder Geld
strase bis zu dreihundert Thalern Statt.

Die wahrheitswidrige Aussage ist mit dem Schlusse der Abhörung,
wobei sie erstattel worden, fur vollendelt zu achten. Wegen Versuchs der-
selben sindet ein Strafverfahren nicht Sltatt

Art. 215.

Wenn Jemand in einer Untersuchung als Jeuge einen Meineid ge- im—i“UNR.
schworen hat, und e sich nachher erglebt, daß er wegen Schuld oder Mit= schliehungs-
schuld an dem untersuchten Verbrechen nicht als Zeuge zu vereiden gewesen #unde-
wäre, so ist die nach den vorstehenden Bestimmungen verwirkte Strafe auf
die Halfte herabzusetzen.

Art. 216.

Ist die wahrheitswidrige eidliche oder nicht eidliche Aussage von dem,
der sie erstattet hat, aus eigenem Antriebe, und bevor noch ein Rechtsnach-
theil für einen Anderen daraus entstanden, widerrufen worden, so kann
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nach Befinden bis auf die Hälfte der verwirkten Strafe herabgegangen
werden.

Art. 217.

Sind Personen, welche gesetzlich befugt sind, das Zeuguiß in einer ge-
wissen Sache abzulehnen, und diese Befugniß in Anspruch genommen
haben, demungeachtet zur eidlichen Aussage angehallen worden, so ist höch-
stens auf die Hälfte der wegen des Meineids oder des leichtsinnigen Falsch-
eides verwirkten Strafe zu erkennen. Bei nicht eidlicher Aussage ist dieser
Fall straflos.

Nrt. 218.

Leisn r Bei jeder Verurtheilung wegen Meineides, oder Versuchs desselben,mirdes. .. .. . . . .

oder der Anstistung zum Meineide, mit Ausnahme der im vorigen, sowie
in Art. 215 und 216 erwähnten Fälle, kritt als gesebliche Folge für den
Verurtheilten Unfähigkeit zum eidlichen Zeugnisse ein, was in dem Straf-
erkenntnisse auszudrücken ist.

Art. 219.

Frrlies„* Wer zum öffentlichen Nergernisse, in Wort oder Schrift (vergl.eul Neugion Art. 113), über Gott oder göttliche Dinge, oder über andere Gegenstände
und Gultus, der religiosen Verehrung, oder über Religions--ehren oder Gebräuche, ver-

höhnende oder verächtliche Aeußerungen sich erlaubt, ingleichen wer in Kir-
chen oder an anderen zur Gottegverehrung bestimmten Orten, oder an Ge-
genständen, welche dem Gotteödienste gewidmet sind oder eine kirchlich-
spmbolische Bedeutung haben, beschimpfenden Unfug verübt, ist mit Ge.
fängniß oder Arbeitohaus bis zu zwei Jahren zu bestrafen.

Art. 220.

Storung gol- Muthwillige oder bochafte Handlungen, wodurch die Ruhe und Ord-
oaoenhucchen nung in einer gokteödienstlichen Versammlung gestört, eine religisse Hand-

lung oder Feierlichkeit unterbrochen wird, oder Geistliche, welche behufs
einer Amtshandlung gegenwärtig sind, beleidigt werden, ingleichen die Ver-
hinderung gotteodienstlicher Versammlungen oder religiöser Handlungen und
Feierlichkeiten durch Gewalt# oder Bedrohung mit solchen, sind mit Ge-
fängniß oder Arbeitshausstrafe bis zu vier Jahren zu ahnden. Ist ein
Geistlicher während einer Amtöhandlung thätlich beleidigt oder gemißhan-
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delt worden, so ist auf Arbeitshaus- oder Zuchthausstrafe bis zu vier Jah-
ren zu erkennen.

Art. 221.

Die in Art. 219 und 220 getroffenen Slrafbestimmungen seben zu Mit
ihrer Anwendung eine vom Staate anerkannte Religionsgesellschaft voraus. 6

Neuntes Kapitel.
Von Verletzungen der Ehre.

Art. 222.

Wer wider besseres Wissen gegen Andere
a) durch Rede oder Schrift oder auf irgend eine andere Art einer Dultumdung.

Person Handlungen oder Aeußerungen beimißt, welche sie in der
allgemeinen Achtung herabzuselzen und ihren guten Ruf zu ge-
fährden geeignet sind, oder

5) durch arglistige auf Täuschung berechnete Vrranstaltungen sie
solcher Handlungen verdächtig zu machen sucht, oder

c) ihr Gebrechen oder nachtheilige Eigenschaften des Körpers oder
Geistes andichtet, oder

(1) über ihre persönlichen oder Vermögensverhältnisse nachtheilige
Gerüchte verbreitet oder solche Gerüchte als Thatsachen nach-
erzählt.

ist alo Verleumder mit Gefängniß bis zu sechs Monaten oder Arbeitshaus
bis zu acht Monaten, oder, dasern die Strafe nicht über drei Menate
Gefängniß ansteigt, mit Geldstrase bis zu Dreihundert Thalern zu be-

afen.

Art. 223.

Geht die Verleumdung auf ein Verbrechen, welches im Mindest- tn
betrage oder unter den vom Verleumder angegebenen besondern Umständen «
mit Arbeitohaus oder mit einer schwereren Strafe bedroht ist, oder ist die
Absicht dahin gerichtet, den Anderen, sei ec auch wigen eines letzteren
Verbrechend, in Untersuchung zu bringen, so kann die im vorigen Artikel
angedrohte Strafe bis auf Arbeitohaus von zwei Jahren erhöht werden.
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Art. 224.

Die Verbreitung eines wahrheitswidrigen Gerüchtes der in Art. 222
und 223 bezeichneten Art ohne Kenntniß von dessen Unwahrheit ist mit
Geldbuße bis zu dreihundert Thalern oder Gefängniß bis zu drei Monaten
zu bestrafen.

Art. 225.

Die Erwähnung eines Gerüchtes derselben Art, als eines solchen, im
Interesse dessen, der es erwähnt, ingleichen die Mittheilung eines derglei-
chen Gerüchtes, als eines solchen an Personen, welche an dessen Kenntniß
ein Interesse haben, ist nicht strafbar, wenn detselbe keine größere als die
zu Erreichung des zulässigen Zwecks erforderliche Oeffentlichkeit gegeben
wurde.

An Stelle der Art. 224 angedrohten Strafe kann bloßer Verweis
treten, wenn Jemand ein auf glaubhafte Art als Thatsache ihm mitgetbeil-
tes Gerücht der in Art. 222 und 223 angegebenen Art ohne rechtswidrige
Absicht weiter erzählt.

Die Erzählung einer wahren Thatsache ist, wenn sie auch der Ehr##
eines Anderen nachtheilig ist, selbstverständlich nicht als Verleumdung an-
zusehn und ay sich straflos. Ist sie aber in beleidigender Form oder
unter Umständen geschehn, nach welchen die Kränkung des Betroffenen ale
Zweck der Aeußerung sich darstellt, so unterliegt sie den Strafbestimmungen
des folgenden Artikels. «

Art. 226.

Wer außer dem Falle der Verleumdung einem Anderen Handlungen,
Aeußerungen oder Eigenschaften der in Art. 222 und 223 bezeichneten
Art wider besseres Wissen beimißt, oder sich sonst gegen ihn Handlungen
oder Acußerungen erlaubt, die an sich oder nach der gemeinen Meinung
Verachtung ausdrücken oder eine Ehrenkränkung enthalten, ist mit Ge-
fängniß bis zu sechs Monaten, und bei thätlichen Beleidigungen mit Ge-
fängniß bis zu zwei Jahren zu bestrafen. In Fällen, wo die zu erken-
nende Gefängnißstrafe die Dauer von drei Monaten nicht übersteigt, kann
stact derselben auf Geldbuße bis zu dreihundert Thalern erkannt werden.

Art. 227.

Die Vorhaltung einer ehrenrührigen Handlung oder Thatsache ist
straflos, wenn derjenige, der sie thut, entweder durch seine Stellung zu
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dem Beschuldigten dazu berechtigt ist, oder an der Erwähnung des Vor-
gehaltenen oder der Ermittelung der Wahrheit desselben ein Interesse hat,
und die Vorhaltung weder in einer an und fur sich beschimpfenden Form
noch mit einer nach den Umständen vermeidbaren Oeffentlichkeit geschieht.

Dasselbe gilt, wenn sich Jemand bei der Abwehr unerlaubter d
unsittlicher Handlungen oder Zumuthungen von sich oder Anderen zu vdienter, wenn gleich ehrenrühriger Beurtheilung dieser Handlungen orn
Zumuthungen veranlaßt gefunden hat.

Nrt. 228.

Sowohl bei der Verleumdung alé bei der Beleidigung sind folgende ulsanns“
Umstände als besondere Erschwerungsgründe innerhalb der angedrohten
Strasfmaaße zu brrücksichligen:

a) wenn diese Vergehen für den Beleidigten einen Nachtheil für

seinen ss oder sein Fortkommen herbeizuführen ge-
eignetD) wenn b6 gegen Personen, denen der Beleidiger oder Verleumder
eine besondere Achtung oder Ehrerbietung schuldig ist, gerichtet
gewesen,

c) wenn bie Beleidigung oder Verleumdung öffentlich e
oder durch Schrift (vergl. Art. 113) verbreitet worden ist

Art. 229.

Sind Verleumdungen oder Beleidigungen ohne Namen oder unter aut#l.
diefalschem Namen durch Schrift (Art. 113) verbreitet worden, so kann

nach Art. 222, 220 verwirkte Strafe bis auf das Doppelte erhöhlt werden.

Nrt. 230.

Gegenseitigkeit der Beleidigungen hebt an sich die Skrafbarkeit nicht Gigenstilige
auf, ist aber alo Strafmilderungagrund, vornämlich zu Gunsten des zuersl Betgunsen-
Beleidiglen, in Betracht zu ziehn.

rt. 23

Angriffe auf die Schamhaftigkeit sollen mit Gefängniß oder Acbeite- weaaut,haus bis zu einem Jahre bestrast werden. In Fällen, wo die zu erken- mbel
nende Strase in Gefängniß nicht über einen Monat bestehr, uy tt
dessen auf Geldstrafe bis zu einhundert Thalern erkannt werden.
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Art. 232.

Fhes Der Beleidigte oder Verleumdete erhält eine auf Kosten der Verur-
theilten zu ferligende beglaubigte Abschrift des Straferkenntnisses nebst den

zugehenigen. Susheidungoegründe.z Beleidigung oder Verleumdung eine mehrere oder windere
Sesusaren gegeben worden, so ist, wenn der nach Art. 233 Brrcchtigte
vor Bekanntmachung des Straferkenntnisses darauf anträge, auf eine ent-
sprechende, richterlich zu bestimmende Veröffentichung der Entscheidung zu
erkennen.

Andere Arten der persönlichen Genugthuung finden nicht Statt.

Art. 233.

ahtunen, 4 Wegen der in diesem Capitel ausgeführten strafbaren Handlungen,
ung. mit Ausnahme der zu Ende dieses Artikels erwähnten Fälle ist ein Straf-

vashrennnur auf Antrag einzuleiten.Zu einem solchen Antrage sind bei Ehrverlehungen gegen Cheweiber,
Kinder, imisfenechen Dienste angestellte Personen und öffentliche Behör=
den nicht nur die Verletzten selbst, sondern auch die Ehemänner, die Eltern,
die Wahleltern und die amtlichen Vorgesetzten, bei Ehrverlebungen gegen
ganze Stände oder Körperschaften jedes Mieglied derselben, berechtigt.

Ehrverletzungen, welche einem Verstorbenen bei dessen Lebzeiten zuge-
fügt worden sind, können daher von den Ehegatten, von den Verwandten
in aufsteigender und absteigender kinie, von Wahleltern und Wahlkindern,
ingleichen von amtlichen Vorgesezten auch nach dem Tode desselben zur
Anzeige gebracht werden, wenn der Verlebte von der Verlehung oder dem
Thäter bei seinen Lebzeiten keine Kenntniß erhalten hat oder innerhalb der
ihm laufenden Verjährungoftist verstorben ist. Diesen Personen läuft sol-
chenfalls die Verjährungefrist, wenn sie von der Verlehung oder dem Thä-
ter erst nach dem Tode deco Verletzten Kenntniß erlangt haben, von dem
Zeitpunkte an, wo sie diese Kenntnif erlangten, wenn sie aber schon bei
bebzeiten des Verletzten davon Kenntnih hatten, von dem Tode des bet-
teren an.

Wegen Ehrverletzungen, welche einem Verstorbenen erst nach seinem
Tode zugesügt worden, sind die Ehegatten, die Verwandten und Verschwä-
gerten in gerader binie, wohin auch Wahleltern und Wahlkinder zu rechnen,
sowie in der Seitenlinie bis mit dem dritten Grade, ingleichen, ohne Rück-
sicht auf Verwandeschaft, die Erben zu dem Antrage berechtigt.
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In allen Fällen, wo wegen einer und derselben beleidigenden oder
verleumderischen Handlung eine Mehrzahl von Personen zum Antrage be-
rechtigt ist, sindet nur eine einmalige Bestrafung Statt. Eo können daher,
wenn von einem der Betheiligten der Antrag gestellt worden ist, die An-
deren zwar diesem Antrage sich anschließen, oder den zuruckgenommenen
wieder aufnehmen, auch kann jeder auf Veroffentlichung des Erkenntnisses
antragen, nicht aber neben demjenigen, welcher bereito auf Bestrafung an-
getragen hat, einen Antrag auf besondere oder nochmalige Bestrafung stel-
len. Ingleichen ist in einem solchen Falle nur Eine beglaubigte Abschrift
des Erkenntnisses auszuferligen, welche demjenigen behändigt wird, welcher
den Antrag auf Bestrafung gestellt oder wieder ausgenommen hat.

Von Amtswegen ist zu verfahren:
1) wegen thätlicher Beleidigungen gegen Verwandie oder Ver-

schwägerle in aufsteigender binie, gegen Plegeellern während der
Dauer dieses Verhältnisses, oder gegen Wahleltern,

2) wenn wegen Verleumdung zu dem zu Ende des Art. 223 an-
gegebenen Zwecke.

Auch kann die Criminaljustizbehörde von der Landesregierung zur
strafrechtlichen Verfolgung solcher Ehrverletzungen, welche Staalsbeamten

verbündeter Staaten in Beziehung auf ihre amtliche Thätigkeit durch Schrift
(Art. 112) zugeführt worden, ermächtigl werden.

Zehntes Kapitel.
Von der Selbsthülfe und dem Zweikampfe.

Art. 234.

Wer außer den Fällen erlaubter Selbsthülse ein wirkliches oder ver- t
meintliches Recht eigenmächtig und mit Umgehung der obrigkeitlchen oder“ «
kichkkklichctthilfcvorfolghwitdmithldbqutbitszucinl)andrrtu-Idsåns-
zig Thalern oder Gefängniß bis zu sechs Wochen bestraft. Ist zu diesem
Behufe Gewalt gegen Personen oder Bedrohung mit solcher angewendet
worden, so treten die Strafen der Nöthigung ein. Ein Strafverfahren
sindet wegen dieses Verbrechens nur auf Auftrag Statt.

Art. 235.

Die Herausforderung zu einem Zweikampfe mit tödtlichen Waffen, ussorderung.
sowie die Annahme einer solchen Heraucforderung, ist mit Gefängniß von
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einem bie zu vier Monaten, und wenn die Ausforderung ausbrücklich dahin
gerichtet war, daß der Kampf bio zum Tode eines der streikenden Theile
fortgesetzt werden solle, mit Gefängnuß von zwei Monaten bis zu zwei
Jahren zu bestrafen.

Art. 230.

Suasaus, Die Strafe der Herausforderung, sowie der Annahme derselben, fällt
Keeebn weg, wenn die Parteien den Zweikamf vor dessen Beginn aus eigener Be-

wegung oder auf Zureden wieder aufgeben.

Art. 237.

getn. *6 Hat der Zweikampf wirkuich begonnen,sotretenfür die Kämpfenden,
7 außer dem im AUrt. 239 besondero erwähnten Falle, folgende Strafen ein:

1) Gesängnißstrafe von vier bis zwanzig Jahren, wenn unter beiden
Theilen verabredet wurde, daß der Zweikampf bis zur Tödtung
de einen Theils fortgesege werden solle, und die Tödtung er-
solgt ist;2) Ermes von drei bis zu sechs Jahren, wenn ein Theil, jedoch
ohne dir unter 1 erwähnte Verabredung, getödtet worden;

3) Gefängnißstrafe von einem bis zu drei Jahren, wenn ein Theil
oder beide eine schwere Körperverlehung (Art. 156, 1, 2, Art.
157) erlitten haben;

4) Gefängniß von zwei Monaten bis zu einem Jahre, wenn nur
eine leichte oder gar keine Verlehung erfolgt i

Nrt. 23

Cischwerungt · Ist der Zweikampf ohne Secundanten oder ohne ärztlichen *# vollzogen worden, so können die im vorigen Artikel unter 2, 3 und
gedrohten Strafen bis um die Hälfte erhöht werden.

Art. 239.

ien Ist einer der Kämpfenden getödtet oder schwer (Nrt. 156, 1, 2, Art.Prri 57) verlehyzt worden, und ist die eingetretene Tödtung oder scwerr Kor-
na im Duell. perverletzung die Folge einer ihrem Urheber zur bast fallenden vorsätzlichen

Uebertretung der hergebrachten oder besonderé verabredeten Kampfregeln, so
ist dieselbe nach den Bestimmungen über Todtschlag oder über Körperver-
lebung zu beurtheilen.
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Art. 240.

Die Anreizung Anderer zum Zweikanpfe mit dritten Personen, oder Anteizung#um
zur Forksehung desselben, oder zur Erschwerung der, Knampfbedingungen, v
soll, und zwar auch in dem Falle, wenn der zweikampf nicht vor sich geht tung wigm

oder nicht weiter fertgenttr wird, mit Gefängniß von zwei Wochen bio zu desin *
zwei Jahren bestraft werden.

Mie Gefängnißstrase bio zu vier Monaten sind diejenigen zu belegen,
welche einem Betheiligten wegen Ablehnung oder Beilegung eines Zwei-
kampfs, wegen Ablehnung schwererer Kampfbedingungen, oder wegen Unter-
lassung oder Anzeige einer Herauêforderung, Verachtung bezeigen.

Art. 241.

Nebenpersonen beim Zweikampfe, d. h. Sekundanten, zug zogine Zeugen Lehimmungmn
und Aerzte, bleiben straflos; doch leiden selbstverständlichauch auf sie eStrafbeslimmungen des Art. 240 und, dasern sie bei der in 8 Nct. 239dumZwor
gedachten Uebertretung der ni-bN mitgewirkt haben, die allgemeinen 4#
Grundsätge von Theilnahme und Ansliftung, Anwendung.

Art. 242.

Cartellträger,d Personen, welche im Auftrage eines Andern eine Carulluäger-Auoforderung * treffen die Strafen der Ausforderung (Art.235)
die, wenn der Zweikampf zu Folge darauf gerichteter Auêforderung ohne

eugen vollzogen wurde, bis um die Hälfte erhöht werden können.
Den Cartellträgern kommt Straflosigkeit im Falle des Art. 236 zu

Stalten und ee kreten gegen sie die Strafbestimmungen dec Art. 240 und
im Falle ihrer Mitwirkung bei llebertretung der Kampfregeln (Nrt. 239)
die Strafen der Theilnahme und Unstiftung ein.

Nrt. 243.

Bei der Abmessung der wegen Herausforderung zum Zweikampfe, bi
u#nnahe Ws und wegen des Zweikampfé selbst zu erkennenden Stra= n
sen ist weniger darauf zu sehen, von wem die Ausforderung auögegangen,
und wer in dem Kampfe den Anderen verletzt hat, als darauf, wer durch
sein Benehmen die hauptsächlichste Veranlassung zur Herausforderung oder

zur brschwerung der Bedingungen oder des Erfolgs des Kampfes gege-ben
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Elftes Kapitel.
Von Verletzung der ehelichen Treue.

Art. 244.

Ein Ehegatte, welcher mit einer unverheiratheten Person den Bei-
schlaf ausübt, macht sich des einfachen Ehebruchs schuldig.

Der schuldige Ehegatte ist mit Gesängniß von einem bic zu drei
Monaten, die unverehelichte Person mit Gefängniß von drei Wochen bis
zu zwei Monaten zu bestrafen

Nrt. 245.

De Verletzt ein Ehegatte durch Ausübung des Beischlass mit einer an-
donn gleichfalls verehelichten Person die eheliche Treue, so tritt wegen dop.

pelten Ehebruchs gegen jeden Theil eine zwei bis sechsmonatige Gefängniß-
rafe ein.

Einlacher Eht-
bruch.

Art.
Wlh Der Ehebruch setzt eine nach Amius Form eingegangene und noch

rund nicht drch die zuständige Behörde für getrennt oder für nichtig erklärte7 Ehe vor.
der schuldige Ehegatte von Tisch und Bette geschieden, oder

hatte * der andere Ehegatte eigenmächtig von ihm gesondert, so ist die
nach Art. 244, 245 von Ersterem verwirkte Strafe auf die Hälfte hec-
abzusetzen.

Trt. 247.

ed- —*“„ Wegen einfachen und doppelten Ehebruchs ist nur auf Antrag desbeleidigten oder eines der beleidigten Ehegatten mit der Untersuchung zu
verfahren. Der Antrag auf Bestrafung des schuldigen Ehegatten gilt zu-
gleich als Antrag auf Bestrafung seines Mitschuldigen, und umgekehrt.
Ehegatten, welche für beständig von Tisch und Bette gesondert sind, kön-
nen auf Belslrafung eines von dem andern begangenen Ehebruchs nicht
antragen.

Nrt. 248.

Wird nachgewiesen, daß der andere Ehegatte den Ehebruch stinschwei-
gend oder auödrücklich verziehen habe, so kann auf dessen Antrag eine Be-
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strafung nicht stattfinden. Auch bei dem doppelten Ehebruche kann, wenn
dle Verzeihung des einen der beleidigten Ehegatten belgebracht wird, das
Strasverfahren nur auf Antrag des anderen eingeleitet oder fortgestellt
werden.

Die Zurücknahme des Antrags auf Bestrafung gilt, auch in Hinsicht
ihres Einflusses auf die Fortstellung des Scheidungsprocesses, für eine Ver-
zeihung. Die Verzeihung mit der im ersten Absatze erwähnten Wirkung
und die Zurücknahme ist bei diesem Verbrechen auch nach der Bekannt=
machung eine Straferkenninisses und selbst nach dem Antritte der Strafe
zulässig, dafern nicht inmirtelst die Ehe geschieden worden ist.

Nrt. 249.

Ein Ehegalte, welcher den anderen wider dessen Willen, und in der Voslicheedi
Absicht, die Ehe mit demselben nicht fortzuseten, eigenmachtig verlaßt, ist lassun
mit Gefängniß bis zu zwei Monaten zu bestrafen.

Nrt. 250

Die Sltrafe der böslichen Snsin kann bie auf sech Monate Ge- u
sangniß gesteigert werden, wenn ein Ehemann seine Ehefrau in einem mit-
tellosen und hülföbedurftigen Zustande zurückläßt.

rt. 251.

Die Bestrafung der böslichen Verlassung sezt einen Antrag von Sei= B#bngssten des verlassenen Theils voraus. Eine bei dem Ehegerichte angebrachter uUntensuch·
Klage auf Trennung der Ehe wegen bsclicher Verlassung gilt für einen
solchen Antrag. Der Amtrag kann auch nach der Bekanntmachung
eines Straferkenntnisses und selbst nach dem Antrilte der Strafe zurückge-
nommen werden; die Zurücknahme desselben gilt jedoch zugleich als Verzicht
auf die wegen der böslichen Verlahung angestellte Ehescheidungsklage. Nach
Aletgee Sescheng kann der Antrag in keinem Falle mehr zurückgenom-men

Art. 252.

Ein Ehegaktte, welcher während des Bestehens seiner Ehe (vergl. Art. Doppeeh.
247) sich mit einer anderen Person ehrlich verbindet, wird »

»wenndielshtmsbrnfallsvekhelichkist,mitscheitshqusovek
uchthaus von zwei bis zu vier Jahren,
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h) wenn die andere — unvereheliche, jedoch von seinem ehelichen.Stande unterrichtet ist, mit Arbeilshaus oder Zuchthaus von
einem bis zu drei Jahren

bestraft.

Art. 253.

anung mn Hat dagegen eine verehelichte mit einer unperhelichten Verson, welche
von der ersteren ehelichen Stande nicht unterrichtet war, eine eheliche Ver.
bindung eingegangen, so trifft die erstere Arbeitshaus- oder Zuchthausstrafe
von zwei bis zu sechs Jahren.

Art. 253.

Enafedes un- Eine unverehelichte Person, welche mit einer bereits verheiratheten eine
Et Ehe eingeht und deren ehelichen Stand kannte, wird mit Gefängniß von
eider Doppel. einem bie zu sechs Monaten, oder Atbeilêéhaus bie zu einem Jahre bestraft.

tbt. Kannte sie zur Zeit der Verheirathung den ehelichen Stand des andern
Theils nicht, so trifft dieselbe keine Strase, auch wenn sie nach erlangler
Kenniniß von diesem Verhältnisse das Zusammenleben bis zur Trennung der
Doppelehe durch die Behörde fortsetzte.

Art. 255.

Fw Eine Ermößigung der für die Doppelehe bestimmten Strafen
ritt ein:

ru wenn die erste Verehelichung als nichtig anzusehen, rer bei der
zweiten Verehelichung noch nicht dafür erklärt gewesen i

2) wenn eine Sonderung von Tisch und Bette für 8 oder

wenigstens auf unbestimmte Zeit schon vor der zweiten Verehe-
lichung rechtlich eingetreten ist,

3) wenn der unschuldige Ehegatte abwesend, und bor Eierhn dnzweiten Ehe mit Wahrscheinlichkeit anzunehmenwar,daßerstorben sei, oder die Absicht der Rückkehr husgegeetn habe,

4) wenn in der zweiten Ehe die ehrliche Beiwohnung nicht er-
folgt ist.

Sind Milderungsgründe der unter 1, 2, 3 eiwähnten Art vorhan-
den, so i
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a) im Falle der zweiseitigen Doppelehe (Art. 252, a.), wenn nur
bei einem der Schuldigen einer dieser Milderungsgründe eintritt,
dessen Strafe auf Gefängniß von sechs Monaten bis zu einem
Jahre oder Arbeitöhaus bie zu zwei Jahren herabzusetzen, gegen
den anderen Theil aber auf Arbeitöhaus oder Zuchthaus von
einem bis zu drei Jahren zu erkennen. Ist aber für jeden der
schuldigen Ehegatten einer der gedachten Milderungögründe vor-
handen, so trifft Beide Gefängnißsirafe von drei Monaten bis
zu einem Jahre oder ArbeitShaus bis zu einem Jahre.

5) Bei der einseitigen Zerpeleh ist in Folge eines der gedachten
Milderungogründe statt der im Art. 252 h, angedrohten Strafeauf Gefängnißt von drei Monaten bis zu einemJahre, statt der
im Art. 253 bestimmten auf WUbeitohans oder Zuchthaus bis
zu drei Jahren, statt der im Art. 0 festgesetgten auf Gefäng-
niß bie zu vier Monaten zu erkenn

Der unter 4. gedachte Mu##astgogrnd Hot in jedem Falle Herab-
setzung der Strafe auf die Hälfte zur Folge.

Zwölftes Kapitel.
Von Verbrechen wider das Eigenthum.

Art. 256.

Des Diebstahls macht sich schuldig, wer eine fremde bewegliche Sache,
die einen Schöbungöwerth hat, um solche sich zuzueignen unddadurch sich
oder einem Anderen einen unrechtmäßigen Gewinn zu verschaffen, aus
fremder Inhabung, ohne Einwilligung des Inhaberê, an sich nimmt (ent.
wendet). Sind Inhaber und Eigenthümer verschirdene Personen, s
schließt schon die Einwilligung des Einen von Beiden den Begriff des
Diebstahls aus.

Nrt. 257.

Der Diebstahl ist für vollendet zu achten, sobald der Dieb die Sache,

welche er 3 stehlen beabsichtigt, an sich genommen hat.
Ist die Absicht auf Entwendung mehrerer Sachen, oder einer unbe-

stimmten Meza von Sachen gerichtet gewesen, so ist der Diebstahl hin-
sichtlich derjenigen Sachen, welche der Dieb oder die Diebe wirklich an sich

34

Diebstahl.

Vollendung.
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genommenhaben, für vollendetzuachten; es sind auch dlese Sachen, so-
weit auf deren Entwendung dieselben Strafbestimmungen anzuwenden sind,
als ein Ganzes zu betrachten.

Art. 258.

nntilnl Hat Jemand eine ihm selbst gehörige Sache auc dem Gewahrsame
8 eines Anderen entwendet, so ist die That, wenn sie in der Absicht geschah,

dem Inhaber die Sache oder deren Werth dessenungeachtel noch abzufordern,
dem Diebstahl gleich zu achten, in allen anderen Fällen aber, wofern sie
nicht also bloße Selbsthülfe (Ar. 234) erscheint, auf Antrag mit Gefäng-
niß bis zu vier Monaten zu bestrafen.

Art. 259.

Die Entwendung einer Sache, wovon der Thäter ein Miteigenthum
Ucber Sachemn, oder Miterbrecht zusteyr, ist zum Berrage deö ihm selbst gehöcigen An-

theils nach Art. 258, zum Beirage des Anderen gehörigen Antheils nach
Art. 256 zu beurtheilen.

Nrt. 260.

Snalen dis Der Diebslahl ohne die n Att. 261 bis mit 264 angegebenen er-r—— Oet. schwerenden Umstände wird .
1) bei einem Verage“ 4 mit zehn Thalern mit Gefängniß bis zu

vier Monaten;
2) bei einem Betrage über zehn Thaler bis mit fünfzig Thalern mit

Gefängniß von zwei bio zu vier Monaten oder Arbeitöhaus bis
zu zwei Jahren

3) bei einem Borage t r stastg Thaler mit Urbeitshaus von
einem bis zu vier Jahren

Art. 261.

„Stealen des Die Strafen des einfachen Diebstahlo (Art. 260) können in Gemäß-
- der Art. 10 und 12 geschärft oder bio um die Hälfte erhöht

schwerenden werden:
Unslanden. 1) wenn der Diebstahl an offentlichen Sammlungen für Kunst,

Wissenschaft oder Gewerbe;
2) wenn er an Vieh auf der Weide, im Pferch oder im Triebe, an

Bienenstöcken, an landwirthschaftlichen Geräthen im Freien oder
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in Gärten, an Bleichstücken, an Reisegepäck, in Poslhäusern oder
Eisenbahnhöfen, an nußbaren Mineralien vom Gewinnungsbaue
weg, oder überhaupt an Gegenständen, welche ohne besondere
Verwahrung der öffentlichen Sicherheit anvertraut zu werden
pflegen;

3) oder auf Wochen= oder Jahrmärkten und Messen oder bei ande-
ren, die Beaufsichtigung deb Eigenthume erschwerenden, Gelegen-
heiten, außer den unter 6. des folgenden Artikels besonders her-
vorgehobenen Fällen;

4 * dur Zeit der nächtlichen Ruhe in einem bewohnten Ge-

5) zrvon Mehreren T vorgängiger Verabredung gemeinschaft-
lich verübt worden ist.

Art. 262.

Islt der Diebstahl ausgeführt worden:

I!) mictelst Einbruchs in ein Gebäude, sen ec durch gewalksame Her- Smmolen dnstm
stellung oder Erweitetung einer Oeffnung oder durch gewaltsame echi
Beseitigung eineo Verschlusses,

2) eder mittelst Erbrechung, d. h. durch gewaltsame Eroffaung ver-
schlossener, zum Schutze gegen fremde Eingriffe bestimmter Be-
Hälenisse,

3) oder mittelst Eröffnung verschlossener Gebände oder Behälknisse
durch falsche Schlüssel oder andere zur ordnungsmäßigen Oeff-
nung des Verschlusses nicht bestimmte Werkzeuge

4) oder mittelst Einsteigens in ein Gebäude,
5) oder mittelsi Einschleichens in ein bewohntes Gebäude oder heim-

lichen Verbleibeno in demselben vor eingetretener Nachtruhe mit
dem Zwecke, während derselben zu stehlen,

6) oder unter Benuvung *v Feuers-- oder Wasserögefahr oder
eineb Aufruhrs oder Tumult

7) oder in zum Gotteödienst egenmun Gebäuden oder Localen zur

Zeit des Gotteodienlles oder an daselbst aufbewahrten Gegen-
den, ingleichen an oder aus Grabstätten,

so treten folgende Strafen ein:
a) bei einem Betrage bie mit zehn Thalern Arbeitshaus bis

zu einem Jahre.
34
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In Fällen von geringerer Bedeutung ist jedoch der Rich-
ter ermächtigt, auf Gefängniß von zwei bis vier Monaten
zu erkennen

1,.) bei einem Betrage über zehn bis fünfzig Thalern Arbeité=

haus von acht Monaen bis zu drei Jahren oder Zucht-
haus bis zu drei Jahr

) bei einem Betrage #r efii Thaler Zuchthaus bis zu
sechs Jahren.

Zu den Gebäuden im Sinne der Bestimmungen unter 1, 3, ist
auch der dazu gehörige geschtsfen- Hofraum nebst allen dorin Epütuze
Baulichkeiten jeder Art zu rechnen

Art. 263.

Baluch. Der Versuch eines Diebstahls der im vorigen Artikel unter 3 bis
mit 5 gedachten Art ist für beendigt zu achten, wenn diejenigen Hand-
lungen, welche den Diebstahl zu einem ausgezeichneten machen, vorgenom-
men worden sind.

Art. 264.

KrWiuttsnt- Hat der Dieb sich mie gefährlichen Werkzeugen oder mit Waffen ver-
atbe. sehen, welche nicht zur Ausführung des Diebstahls bestimmt sind, so tritt,

und zwar ohne Unterschied, ob der Diebstahl vollendet worden oder nicht,
Arbeitshaus bis zu zwei Jahren oder Zuchthaus bis zu acht Jahren ein.

at er, bei der That oder auf der Flucht betroffen, von dergleichen Werk.
zeugen oder Wafsfen, oder auch von den zur Ausführung des Diebstahls
bestimmten Werkzeugen oder Wassen, gegen den= oder diejenigen, welche ihn
betroffen haben, Gebrauch gemacht, so kann obige Strafe bis auf zehn
Jahre Zuchthaus gesteigert werden.

Arbeitshausstrafe bis zu zehn Jahren trict auch in dem Falle ein,
wenn ein bei der That oder auf der Flucht betroffener Dieb sich in dem
Besioe des gestohlenen GuteS mit Gewalt oder durch Bedrohung mit sol-
cher zu behaupten sucht. Ist durch die hierbei verübte Gewalt eine schwere
Körperverletzung (Art. 156, 1, 2, Art. 157) verursacht worden, so ist
auf Zuchthauöstrase zu erkennen und kann dieselbe bis auf zwanzig Jahre
gesteigert werden. Hat aber Jemand in Folge der dabei gegen ihn ver-
übten Gewalt den Tod gefsunden, so tritt Todesstrafe ein. Ist jedoch der
Tod nicht in Folge der Gewale, sondern durch andere Umstände herbei-
geführt worden, so ist auf lebenslängliche Zuchthausstrafe zu erkennen.
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Art. 265.

Forst-, Feld= und Garten-Diebstähle werden nach den besonderen, dar- asesbenüber bestehenden Gesetzen bestraft.
Nrt. 26

Wer mittelst Vorspiegelung unwahrer oder Verbeimlichun wahrer
Thatsachen oder Verhältnisse, deren Angabe mit Recht erwartet werden
konnte, Jemand einen Nachtheil zufügt, um sich oder einem Andern einen
rechtswidrigen Vermögensvortheil zu verschaffen, macht sich des Betrugs
schuldig.

Art. 267.

Der Betrüger wird nach der Größe des verursachten Schadens be-
stroft:

1) mit den Strafen des auagczeichneten Diebstahls (Art. 262),
a) wenn die Täuschung durch den Gebrauch unechter oder ver-

fälschter öffentlicher oder Privaturkunden oder obrigkeitlicher
Bezeichnungen einer Sache, oder durch Verheimlichung,
Vernichtung oder Unbrauchbarmachung echter Urkunden oder
von Kaufleuten durch falsche Einträge in ihre Handlungs-
bücher oder Verfälschung der letzteren,
wenn sie von einer in besonderen öffentlichen Plichten
stehenden Person durch Mißbrauch der in ihrer öffentlichen
Stellung liegenden Eigenschaften oder Befugnisse, oder da-
durch, daß dieselbe sich öffentliche Eigenschaften oder Be-
sugnisse, welche in ihrer wirklichen öffentlichen Stellung
nicht liegen, beilegt,

o) wenn sie durch Unterdrückung oder Verheimlichung der
Familienrechte eines Menschen verübt worden, ingleichen

(1) wenn dadurch das Leben oder die Gesundheit anderer Per-
sonen in Gefahr gesezt worden ist;

2) mit den Strasen des einfachen Diebstahls unter erschwerenden
Umständen (Art. 261)

a) wenn zur Erreichung der betrügerischen Absicht der Thäter
abergläubische Vorstellungen benuht, oder

5) sich die Eigenschaften oder Befugnisse einer in besonderen
öffentlichen Pflichten stehenden Person fälschlich beigelegt hat;

—

Helrug.

Suasen des
Belrugs.
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)wenn Mehrere das Werbrechen nach vorheriger Verabredung
gemeinschaftlich ausgeführt haben;

3) In anderen Fällen treten die Strafen des einfachen Diebstahls
(Art. 260) ein.

Art. 268.

en e Betrug bei Verträgen wird nach den in Art. 266 und 267 getroffe-
nen Bestimmungen bestraft,

I) wenn der Betrüger die Eingehung des Vertrago nur als Täu=
schungemittel gebraucht hat, um den Vertragégegenstand, oder
die in der vertragömäßigen beistung des anderen Theilé enthal-
tenen Vortheile ohne die bedungene Gegenleistung, sich wider=
rechtlich zu verschaffen,
wenn bei dem Eingehung eines Vertrage die Tauschung sich auf
solche Eigenschaften einer Sache oder Person bezieht, welche aus-
drücklich zur Bedingung des Geschäfte qemache oder aucèdrücklich
voraucgesetzt worden sind,
weun bri der Vellziehung einec Vertrago der eine Theil statt
des Vertragögegenstandes einen anderen, minder werthvollen,

aannghlcon oder sonst sich seinen Loliegenheiten arglistig ent-
zogen

*.z

Ea. —5 in den vorslehend unter 2 und 3 gedachten Fallen,
dasern nicht einer der im mt. 267 unter 1 angegebenen Erschwerungs=
gründe eintritt, ein Strasverfahren nur auf Antrag eingeleitel werden.

Ist bei Eingehung eineb Vertrago eine Täuschung nur in der Absicht
verübt worden, Geld eder Geldeswerth auf Credit zu erbolten, so ist, unter
Berucksichtigung der für den Betrogenen erwachsenen Gefahr und seines
elwaigen Verlustes, auf Gefangniß bis zu vier Monaten oder Arbeitéhaus
bis zu zwei Jahren zu erkennen. Ein Strafvetfahren sindet in diesem
Falle nur auf Antrag Statt. Sind sedoch bei einem solchen Betrugr
Erschwerungegrönde der im Art. 267 unter 1 angegebenen Art vorhanden,
so ist von Amtoswegen zu verfabren und kann die vorsiehend angedrohte
Stcase bis auf vier Jahre Arbeitöhanc gesteigert werden.

Betrügerische Hondlungen, wodurch unentgeltliche Zuwendungen er-
schlichen worden sind, werden nicht nach dem gegenwärtigen Artikel, son-
dern nach Art. 266, 267 bestraft.
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Art. 269.

Wer eine fremde bewegliche Sache, die er im Besitz oder Gewahrsam
hat, in der Absicht dieselbe sich oder einem Anderen zuzueignen, dem Eigen-
thümer oder sonst Berechtigten rechtewidrig entzieht oder abläugnet, —
salls dieselbe in gangbaren Munzen oder anderen vertretbaren Gegenständen
besteht, ohne hinlanglich begründete Ueberzeugung die Gewähr zur bestimm-
ten Zeit, oder, wenn eine selche nicht bestimmt worden, auf Verlangen
des Berechtigten ohne Verzug leisten zu konnen, verbraucht, macht sich der
Untzrschlagung schuldig.

Art. 270.

Die Verfugung eines Geschaftofuhrers uber Forderungen und andere
nicht in seinem Besitze besindliche Vermogensstücke des Geschöftsherrn, in
gewinnsuchtiger Absicht zum Nachtheile dee betieren, ingleichen die rechts-
widrige Verpfändung einer fremden Sache ohne dir wohlbegrundete Ueder-
zeugung, dieselbe zu der Zeit, wo sie dem Berechtigten zu gewähren ist,
wieder einlosen zu können, ist der Unterschlagung gleich zu achten.

Art. 271.

Die Unterschlagung wird nach Verhällniß des Werthes der Sace,bei der rechtewidrigen Verpfändung (Vergl. den verigen Artikel) nachd
Höhe dit für den Berechtigten daraus entstehrnden Schadens bestraft:

1) mit den Strasen des ausgezeichneten Diebstahlo (Ark. 262), wenn
sie von in besonderen offentlichen Pflichten stehenden oder von
einer Behörde oder einem Notar zu einem Privatdienste verpflich-
teten Personen an Geldern oder anderen Gegenständen, wesche
vermoge der Geschäfte, zu welchen sie verpflichtet werden, in
ihre Hände gekommen sind, verube worden ist.

Har ein verpflichteter Cassenbeamter Geld oder andere Gegen-
stände, welche er zu vereinnahmen oder zu verwahren hat, zu
Privatzwechen verwendek, so ist er mit dem Einwande, daß er die
wohlbegründete Ueberzeugung gehabt habe, die Casse zur rech-
ten Zeit wieder ergänzen zu konnen, nicht zu horen;
mir den Strafen des einfachen Diebstahle, ohne erschwerende Um-
stände (Art. 260), wenn sic an geliehenem oder sonst anvertrau-
lem Gute, oder bei Gelegenheit einer Geschäftsfährung, welcher
sich der Thäter für einen Anderen vertragsmäßig oder von feeien
Sücken unterzogen, verübt worden ist.

r
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3) Außer den obgedachten Fällen ist auf die Hälfte der Strafen des
einfachen Diebstahls zu erkennen.

Tuch soll bei Unterschlagungen der unter 3 gedachten Art ein
Strafverfahren nur auf Antrag eingeleitet werden.

Art. 272.

Unterschlagung von Gegensländen, woran dem Thäter ein Miteigen=
thum oder Miterbrecht zustehr, ist zum Betrage des Antheils, welcher An-
deren daran zusteht, nach Art. 271 Nr. 2 und wenn die Voraucsetzung
des Art. 271 Nr. 1 eintreten, nach dieser Bestmnung zu bestrafen.

Art. 273.

Wer eine verlorene Sache, wohin auch angeschwemmte Sachen und
Schäbe zu rechnen, sindet und solche unterschlägt, wird auf Antrag mit der
Hälfte der auf den einfachen Diebstahl gesetzten Strafen (Art. 260)
bestraft

Die Unterschlagung wird angenommen, wenn der Finder eine Hand-
lung vorgenommen hat, aus welcher die Ubsicht, die Sache sich anzuzeigen,
hervorgehr, insonderheit wenn derselbe die Sache in Verwahrung genommen
und auf geschehene Nachsrage verleugnel, oder an den ihm bekannten Ver-
lierer, Eigenthümer, oder sonstigen Berechtigten innerhalb vierzehn Tagen
von dem Tage an, wo ihm eine dieser Personen bekannt geworden, ni
zurückgegeben hat, ohne für sein Verhalten genügende Entschuldigungsgründe
beibringen zu können.

Hat eine Unterschlagung noch nicht stattgefunden, der Finder aber die
Sache in Verwahrung genommen und innerhalb vier Wochen, von der
Auffindung an gerechnet, weder bei der Behörde eine Anzeige davon ge-
macht, noch sonst etwas gethan, um den ihm unbekannten Eigenthumer zu

ermitteln, so trifft ihn auf Antrag Gelangnidstraf. bis zu 4 Monaten oder
Geldbuße bis zu zweihundert Thalert

Eine Bestrafung sindet nicht —.*- wenn der Werth der Sache einen
Thaler nicht übersteigt, oder der Finder sie nur deöhalb, weil sie dem Ver-
derben auögesectzt war, verbraucht, dasern er nur nicht zu einer JZeit, wo#
er die Sache noch im Besite hatte, auf geschehene Nachfrage dieselbe ver-
leugnet hat.

Nrt. 274

Wer Gegenstände, welche durch eines der in diesem Kapitel und in
Art. 186 und 188 genannten Berbrechen erlangt worden sind, mit Kennt-
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niß von der Unrechtmäßigkeit des Erwerbes, oder unter Umständen,wo
die lehlere vermuthen mußte, durch Schenk ung, Kauf oder auf n
Weise an sich bringt, macht sich der Partiererei schuldig und wird mit der
Hälfte der Strafe des einfachen Diebslahlo (Nrt. 200) bestraft.

Hierbei ist die gewährte oder bedungene Gegenleistung alé Milderungs=
grund innerhalb de# Strafmaaßes zu berücksichtigen und, sallo solche dem
vollen Werihe dir Sache gleichkommt, nur auf Gefängniß bis zu vier
Monaten zu erkennen.

Bei Ehefrauen und Kindern, wohin ouch Wahl und Pflegekinder zu
rechnen, ist eß nicht als Portiererei zu betrachten, wenn sie von dem Ehe-
mann oder den Eltern ihren nöthigen Unterhalt in unrechtmäßig erworbe-
nem Gute oder au dem Erlöse desselben empfangen haben.

Ari. 275.

Personen, welche Dieben, Näubern, oder Gounern, Auflage bei Ghnzu verstatten, oder die ihnen zu Gebote stehenden Räumischkeiten zur Ein 5 2*8
schleppung oder Niederlegung gestohlenen, geraubten, oder durch sonlige

erbrechen erlangten Gutes herzugeben pflegen, oder ous dem Ankaufe oder
Vertriebe solchen Gutes ein Gewerbe machen, sind mit Arbeitshaus= oder
Zuchthausstrafe von einem bis zu sechs Jahren zu bestrafen.

Art. 276.

Die im vorigen Artikrl ersichtliche Strafdrohung ist auch auf Wjenigen anzuwenden, welche Personen jugendlichen Alters (Art. 80 und 81), vetbeechen.
oder ältere Personen, die sich in einem Abhängigkeitsverhältnisse zu ihnen
besinden, aus gewinnsüchtiger Absicht zu gewerbmäßigen Eigenthumevorbre-
chen verleiten.

Art. 277.

Der Betrag ist bei allen in diesem Kapitel erwähnten Verbrechen, bei4
welchen er in Betracht kommt, nach dem gemeinen, durch Schätzung3ermittelnden Werthe des Gegenstandee, bei solchen Sachen, die einen Nerns
preis haben, nach dem letzteren, bei Goldmunzen und Ereditpapieren nach
dem * und zwar allenthalben mit Hinsicht auf die Zeit der That, zu
bestimmie Schähung ist durch einen vereideten Sachversländigen zu bewir-
ken; doch genügt die eidliche oder miltelll Handschlags an Eideöstatt be-
kräftigte Würderung durch den Beschädigten, wenn der. Gegenstand ent-
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weder nicht zu erlangen oder seit der Zeit der That im Werthe verändert.
oder nach des Dammistkaten Angabe nicht aber drei Thaler werth ist und
wenn in diesem letzten Falle der Verbrecher nicht die Herbe#ziehung eines
Sachverständigen beantragk.

Ist dao Verbrechen an Theilen eines Gegenstandes, die an und für
sich keinen, oder nur einen unverhältnißmäßig geringen Werth haben, ver-
übt worden, so ist versenige Betrag bei der Bestrafung zum Grunde zu
legen, welcher zur Wiederherstellung deb Ganjen erforderlich ist. bäßt sich
ein Werth nicht ermitceln, so ist Art. 316 zur Anwendung zu bringen.

Art. 278

Wenn bei den in diesem Kapitel aufgefuhrten Verbrechen, mit Aus-
nahme des ausgezeichneten Diebstahls (Arr. 262, 264) und der mil den
S#trafen desselben bedrohten Verbrechrn, der Thäter zu einer Zeit, wo er
sich noch nicht für entdeckt hielt oder die Enldeckung noch nicht besorgen
mußte, durch Rückgabe oder Werthserstattung vollständigen Ersatz leistet,
so trifft ihn Gefängnißstrafe bis zu vier Monaten. Ist unter denselben Vor-
aussetzungen der Ersah von ihm uur theilweise bewirkt worden, so ist bei
Feststellung der Strafe nur auf den nicht etsezlen Betrag Röücksicht zu
nehmen.

Bei dem im Art. 262 erwähnten ausgezeichneten Diebstahle und den

mit den Strafen desselben bedrohlen Verbrechen kann in den Ebigen Fällen
die Strafe bit zu elnem Drittheile der an sich verwirkten Strafe herab-
geseht werden.

Art. 279

Haben mehrere Theilnehmer oder Begünstiger bei dem Verbrechen zu
dem Ersate milgewirkt, so soll er einem jeden derselben zum vollen -
trage des von ihnen inögesammt Ersehten nach den Grundsätzen des vorigen
Artikels als Strafmilderungsgrund angerechnet werden. Theilnehmer oder
Begunstiger, welche zum Ersatze nicht mitgewirkt haben, sind nach dem
vollen Werthöbetrage der Sache zu bestrafen; ist jedoch der Erlatz vollflän-
dig von einem oder einigen derselben geleistet worden, so soll den Anderen
dieser Ersab gleichfallo zu Stalten kommen, wenn sie zu einer Zeit, wo
sir sich noch nicht für entdechkt hiellen, oder die Entdeckung noch nich- .
sorgen mußten, ihre Theilnahme an dem Verbrechen freiwillig entweder
gegen den Beschädigeen oder bei Gerlscht eingeraumt haben.
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Art. 280.

Außer den vorgedachten Fällen soll der Ersatz nur innerhalb des ge-
setzlichen Strafmaaßes zu einiger Milderung gereichen, wenn der Verbrecher
denselben freiwillig leistele oder zu dessen beistung nach Kräften mitwirkte.

Art. 281.

Hat sich Jemoand mehrerer der im 12. Kapitel anfgeführten Verbrechen B#londere D
gegen das Eigenthum schuldig gemacht, welche unter eine und dieselbe nach uber recta.

dem Werthe abgestufte Kalegorie gehören, so ist der Werthbetrag zusammen- E. wlen-zurechnen, und auf die Strase derjenigen Werthklasse zu erkennen, in welche Eigenihums-
der sich ergebende Gesammtbekrag fällt. *s in

Nrt. 282.

Geheren die zur Beurtheilung vorliegenden Verbrechen gegen das
Eigenthum zwar in verschsedene, jedoch sämmtlich in Werthsabstufungen
abgetheilte Kategorien, so ist für die nach gleichen Grundsäten zu beurthei-
lende Verbrechen die Strafe besonders auszumessen und bei Zusammenrech=
nung der sich hiernach ergebenden Strafsätze nach Anleitung der Art. 70,
7I, 72 zu verfahren.

Die hiernach aucfallende Strafe darf jedoch diejenige nicht übersleigen,
welche den Verbrecher kreffen würde, wenn sämmtliche Verbrechen der schwe-
sdern Art angehörten und die deßfallsige Strase nach Maaßgabe des Art.
24K1 beltimmt werden mußte.

Art. 283.

Hat Jemand mehr al zwei, nach Art. 260, 261, 262 zu bestra-
sende Eigenthuméverbrechen unter Umständen verübt, welche auf gewerb-
mäßiges Anégehn auf dergleichen Verbrechen oder wenigstens auf eine ent-
schiedene Hinneigung zu solchen schließen lassen, so tritt eine Erhöhung der
nach den vorigen Artikeln auszumessenden Gesammtstrafe bis zur Hälfle ein.

Art. 284.

Macht ein wegen Naubeé, Diebstahls Erpressung, oder Belrugs be- enen "
reilé zweimal, und darunter wenigstens einmal mit Arbeitöhaus oder Zucht- Wneb
haus Bestrafter, nach wenigstens. theilweise erfelgter Vollstreckung der Näcfoht
früher verwirkten Strafen, sich anderweit eines Diebstahls, einer Erpressung
oder eines Betrugs schuldig, so ist wegen des neuen Verbrechens, dafern

 25 *
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es außerdem nach den Bestimmungen dieses Kapitels und den allgemeinen
Vorschriften über den Rückfall mit Gefängniß oder mit Arbeitshaus zu
bestrasen sein würde, auf die nächsthöhere Strafart in gleicher Dauer,
jedoch jedenfalls, selbst wenn diese höhere Strafart in Arbeitshaue beßteht,
nicht unter einem Jahre zu erkennen. Ist dasselbe nach den Belmmongtn
dieses Kapitels ohnehin mit Zuchthaus zu ahnden, so ist die im Art.
bestimmte Erhöhung des Strafmaaßes zu verdoppeln.

at Jemand, nachdem er wegen Diebstahls, Erpressung, oder Be-
trugs bereits wenigstens zweimal Gefängnißstrafe erlitten, sich anderweit
eines dieser Verbrechen schuldig gemacht, so ist, wenn wegen dieseo neuen
Verbrechens nach den Bestimmungen diese Kapitels und den allgemeinen
Vorschriften über den Rückfall wirderum auf Gefängniß zu erkennen sein
wörde, statt dessen wider ihn auf Arbeitöhaus bis zu sechs Monaten zu
erkennen, wenn aber nach denselben Bestimmungen und Vorschriften ohne-
hin auf Arbeitshaus oder auf Zuchthaus zu erkennen ist, die Strafe nach
Art. 10 und 12 zu schärfen.

Nrt. 285.

utda Der Versuch der in diesem Kapikel erwähnten Verbrechen, deren Strafe
nach dem Bektrage abgestust ist, wird, wenn die Absicht des Thäters auf

Aneignung eines bestimmten Gegenstandes oder einer bestimmten Geldsumme
gerichtet war, nach den allgemeinen Grundsätzen bestraft. War aber die
Absicht nicht auf Aneignung eines bestimmten Gegenstandes oder einer be-
stimmten Geldsumme gerichtet, so tritt bei den mit den Strafen des aus-
gezeichneten Diebstahle bedrohten Verbrechen Gekängniß bis zu vier Mona-
ten oder Arbeitshaus biö zu vier Jahren; in anderen Fällen Gefaängniß
bis zu vier Monaten, oder Arbeitöhaus bis zu zwei Jahren ein.

Art. 286.

2—½½ Versuche von Berbrechen gegen das Eigenthum sind beim Zusammen-
enstengsäben. treffen mit einander oder mit vollendeten Eigenthumsverbrechen rücksichtlich

der Strafbarkeit jeder für sich nach Maaßgabe der Bestimmungen des Art.
32 und bezlehentlich des Art. 285 zu beurtheilen die aufallenden Stra-
fen unter einander und eintretenden Falles mit der Strafe für zusammen-
treffende vollendete Eigenthumsverbrechen in einem Strafsahe zu verbinden;
letzterer soll jedoch slers niedriger sein als wenn sämmtliche zu beurtheilende
Verbrechen vollendele gewesen wären.
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Art. 287.

Sind die in diesem Kapitel erwähnten Verbrechen, mit Ausnahme atunsdechen in
der in Art. 264 und 271 1, gedachten Fälle, unter Ehegaltten, Verwand= der Semilie
ten und Verschwögerten in auf- und absteigender Linie, Seitenverwandten
und Verschwägerten bis mit dem vierten Grade, sowie unter Wahl= oder
Pflege-Eltern und Kindern verübt worden, so sollen dieselben nur auf An-
trag zur Untersuchung gezogen, und mit der Hälste der nach den ollgemei-
nen Besiimmungen verwitkten Strase belegt werden. Was in diesem Ar-
tikel von Verschwägerten, Wahl und Pflege-Eltern und Kindern bestimmt
ist, gilt auch nach Auflosung dieser Verhältnisse.

rt. 288.

Entwendung, Unterschlagung und betrügliche Aneignung von Eg= und e
Trinkwaaren zum alsbaldigen Genusse und in einer auf Beftiedigung der?
Lüsternheit oder des augenblicklichen Bedürfnisses berechneten Menge für
sich oder Andere ist als unter mildernden Umständen verübt anzusehn und
nur auf Antrag zu bestrafen.

Dreizehutes Kapitel.
Bon dem Bankrott, der Fälschung und anderen berröglichen

Handlungen.

Art. 289.

Wer

1) im Hinblicke auf eine von ihm beabsichtigte oder bereits geschehene
gerichtliche oder außergerichtliche Erklärung seiner wirklichen oder
vorgeblichen Zohlungsunfähigkei#, oder in Erwartung gericht-
licher Verfügungen zur Sicherstellung seiner Gläubigerschaft,
Handlungen urgend einer U#rt vornimmt, welche darauf berechnet
sind, die vorhandene und zur Befriedigung der Gesammtheit
seiner Gläubiger, oder gewisser Elassen derselben, bestimmte Masse
ganz oder zum Theil widerrechtlich für sich zu behalten oder zu

Fsahen. oder widerrechtlich einem Anderen zuzuwenden, in-

Börliche
Bonkroll.
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2) nach eröffnetem Gant= (Concurg-) verfahren zu seinem Vermögen
über die Gantmasse oder einzelne Bestandtheile derselben wider-

rechtlich zum Nachtheile seiner Gläubiger rlene
wird t Arbeitéhaus oder Zuchthaus bis zu vier Jahren bestraft.

efriedigung einzelner Gläubiger vor Anderen ilst für widerrechtlichim n. dieses Artikels zu achten, wenn entweder dem Gläubiger ein Meh-

reres zugewendet wird alo leine Forderung beträgt, oder wenn die Befrie-
dlgung durch täuschende Rechtegeschäfte erfolgl, eder wenn dieselbe nach be-
reits eröffnetem Gantverfahren geschieht.

Art. 290.

Hat ein in Gant verfallener Schuldner
1) einen wahrheitowidrigen Manifestationseid wider besserec Wissen

geleisiet, oder
2) zur Bevortheilung der Masse die sein Geschäft betreffenden Bu-

cher odere andere bei der Regulirung seincc Schuldenwesens
nöthige Vapiere verheimlicht, verfälscht, oder vernichtet, oder
Fälschungen anderer Art vorgenommen, oder

3) ist ein solcher in gleicher Absicht slüchtig geworden,
so tritl Zuchthausstrase bié zu sechs Jahren ein.

Art. 291.

at der Schultdner vor oder nach dem Auöbruche der Gant enzelne
zu seinem Hausrathe gehörige Gegenstände oder geringe zur Deckung seines
Lebenounterhalted für die nächste Zeit bestimmte Geldsummen zum Nachtheil

ers Masse bei Seite gebracht, so kann auf Gesängnißstrase herabgegangen
erden. Ein S tasverfahren ist solchen Falls nur auf Antrag eines Glau-bugrn einzuleiten

Art. 292.

Wer sich durch ubermäßigen Aufwand, unordentlichen Hauchalt, ge-
wagte, mil seinem Vermogen in keinem Verhältnisse stehende Unter-
nehmungen, oder andere ähnliche Handlungen in Ueberschuldung gebracht
und eine Gank herbeigeführt hat, ist mit Gefängniß bié zu seche Monaten
zu bestrasen.

Art. 29).

Hat außer dem Falle dere böslichen Bankrolté ein Schuldner, gegen
den die Gant eröffnet worden ist, entweder die zu seinem Geschäfte je nach
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der Oandelssitte und dem Umfauge desselben erforderlichen Bücher gar
nicht, oder in solcher Unordnung geführt, daß darauc sein Activ- oder
Passiv-Zustand, nicht ersehen werden kann, oder hal er zu einer Zeir, wo
er seine Zahlungonnfähigkeit kannte und keine gegründete Hoffnung hatte,
dieselbe zu heben, annoch für sein Geschaft Darlehne oder Waaren auf Cret
dit aufgenommen oder andeieSchuldverbindlichkeiten eingegangen, so isl im
ersteren Falle auf Gefängniß von zwei Monaten bis zu einem Jahre, im
zweiten Falle auf Gefängniß von drei bis zu sechs Monaten oder Arbeils=
haus bi zu zwei Jahren zu erkennen.

Art. 294.

Hat Jemand, ohne daß es zu einem Gantverfahren gekommen ist,
und ohne daß die Voraussegungen des boblichen Bankrotté eintreten, durch
leichtsinnige Eingehung von Zahlungoverbindlichkeiten sich außer Stand
gesezt, srinen Gläubigern gerecht zu werden, so ist er auf Antrag eines
seinet Gläubiger mit Gefängniß bio zu seche Monaten zu bestrafen.

Art. 295.

Leichtsluniges
Aufto###n

Wer außer dem Falle des böchichen Vankrotts, um bei riner ihm d ll
drohenden Hulsovollstreckung die Befriedigung des —“ zu vereiteln,
Bestandtheile seineo Vermogens veräußert oder bei Seite schafft, oder na

bereité erfolgter Hanfovollstreckung in gichr Absicht über die in Beschlag
genommenen Gegenslande verfügt, ist nach dem Betrage des verursachten
Schadens mit den Strafen des einfachen Betrugs zu belegen.

Art. 296.

Wer zu irgend einem rechtwidrigen Zwecke Urkunden unter erdichteten
oder unbefugt unter fremdem Namen ausstellt, echte Urkunden verfalscht,
vernichtec, oder unbrauchbar macht, Blanquets eigenmächtig ausfüllt, oder
in Haudlungêbüuchern unrichtige Eintrage macht, wird, dafern nicht wegen
eine5 durch den Gebrauch solcher Täuschungömtetel verübten oder versuchten
schwereren Verbrechens eine höhere Strafe eintritt, wegen Fälschung mil Ge-
sängnig bic zu sechs Monaten oder Arbeitehaus bis zu zwei Jahren
bestraft.

Sind Handlungen der vorsiehend gedachten Art an öffentlichen ur-
kunden oder zur Herstellung von Papieren, welche für öffentliche Urkunden
ausgegeben werden sollen, verübt werden, so kann die Strafe bis auf Av-
beitshaus von drei Jahren gesteigert werden.

Jonifeung.



Jüdrung von

“ Maaßund Gewicht

und chun

W changenin Oinsichmau
person n.Gntenmi#t.

— 212 —

Xri. 297.

Wer beim Betriebe eines Geschäftsé falsches Maaß oder Gewicht führe,
Waaren fälscht oder gesälschte mit der Kenntniß dieser Beschaffenbeit führt,
wird mit Gefängnißstrase oder, dafern diese nicht über zwei Monate an:

7 steigt, mit einer Beldbuße bis zu zweihundert Thalern belegt, wenn nicht
wegen des durch den Gebrauch im Verkehr oder den Vertrieb Anderen be-
reiteten Nachtheils nach Art. 267 eine höhere Strafe eintritt.

Art. 298.

Wer Stempel oder andere besondere Kennzeichen, womit Waaren oder
e eineb bestimmten Hanalungthauses oder einer bestimmten Fabrik

bezeschnet zu werden pflegen, nachmacht und solche, oder auch die Erikekte
eines Handlungéhausec oder einer Fabrik, zu Täuschungen im Handel miß-
braucht, ist mit Gefängnißstrafe bic zu vier Monaten oder, dafern diese
nicht über zwei Monate ansteigt, mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern
zu bestrafen; es ist jedoch ein Strafversahren deshalb nur auf Antrag de
Handlungshausec oder der Fabrik, deren Zeichen oder Etikelte auf die
angegebene Weise gemißbraucht worden sind, einzuleilen.

Ausländische Handlungshäuser und Fabrikanten sind mit dem Antrage
auf Bestrafung dieses Vergehens nur dann zu hören, wenn sie nachweisen,
daß von Seiten des Staaces, dem sie angehören, dierunter die Gegenseitig-
keit brobachtet wird.

Art. 299.

Die Erdichtungen eines eigenen persönlichen Verhältnisses in rechts-
/wioriger Absicht zieht als solche Geldbuße bis zu zweihundert Thalern oder

Gefängnißstrafe bis zu zwei Monaten nach sich
Inöbesondere triffl diese Strafediesenigen, welche sich fremder Reise-

pässe, Paßkarten, Wanderbücher, Gewerbscheine, Heimathscheine, Dienst-,
Geburté= oder anderer Zeugnisse bedienen.

Gleiche Strafe hat zu gewarten, wer die ihm zugehörigen begitima-
tionsurkunden an Andere abtritt, oder an denselben Fälschungen vornimmt,

dasern letztere nur zum Behufe zmrl erleichterten Fortkommens oder Unter-
kommens dienen sellten. Vergl.A .

Das strafrechtliche Bonsscheen un in den im zweilen und dritten Ab-
sache dieses Artikels erwähnten Fällen von amtöwegen, sonst nur auf An-
trag ein.



—213 —

Arti. 300.

Wer durch widerrechtliche Handlungen die Familienrechte eines Men= Unterdrückung
schen unterdrückt oder verändert, wer in dieser Absicht ein Kind denjenir der Jomiuen-
gen, welchen es angehört, vorenthäl, oder anderen Personen ein fremdes Kind *
als ihnen angebörig unterschiebt, ist unbeschadet der Bestimmung des Art.
2607 Nr. #vo mit Arbeicshaus bis zu vier Jahren zu bestrafen.

Art. 301.

Wer mit einer Person, der die freie Verfügung über ihr Vermögen Vevorthtllung
nicht zusteht, mit Kenntniß diesee Umstandes ein ihr nachtheiliges Geschäftbon“ r*
eingeht, unterliegt auf Antrag des Vateré oder Vormundes, dessen Ein- Vncht digi
willigung umgangen worden, einer Gefangnißstrafe bis zu vier Monaten. —

Art. 302.

Wer eine Person, die unter elterlicher oder vormundschafflicher Auffiht eneeng hßrn
steht, verleitet, daß sie sich dieser Aufsicht durch die Flucht entzieht, oder 3 #*
ihr dazu beholftich ist, oder wer eine solche Person, nachdem sie sich der

ellselihen oder vormundschaftlichen Aufsicht durch die Flucht entzogen hat,eckt oder verheimlicht, #t# auf Antrag der Eltern, der Wahleltern
ooer des Vormundes mit Gefängniß bis zu vier Monaten zu bestrafen.

Art. 303.

Wer eine Person durch betrügliche Handlungen zu einer aus diesem Zeurügicchecte
Grunde vom Ehegerichte für ungültig erklärten Ehe mit sich oder einem
Dritten verleitet hat, ilt auf Antrag der verleiteten Verson oder der Eltern
oder Wahleltern derselben mit Gefongniß bis zu sechs Monaten oder Ar-
beitshaus bis zu einem Jahre zu bestrasen. Zu solchen betrüglichen Hand-
lungen ist auch die Verschweigung der dem Thäter bekannten öffentlichen
Ehehindernisse zu rechnen.

Art. 304.

Wer unbeschollene Frauenspersonen durch Arglist zum Beischlafe . tanleitet, ist mit Gefängniß von einem Monate bis zu einem Jahre zu iucht-
strafen.

36
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t dit angewendete Arglist in solchen Veranstaltungen bestanden,
wonach die verleitete Frauensperson den Beischlaf für einen ehelichen hal-
ten mußte, so tritt Arbeitshaus oder Zuchthauc bis zu drei Jahren ein.

Das in diesem Arlikel gedachte Vergehen soll nur auf Antrag bestraft
werden. Zu solchem Antrage sind außer der Verführten auch die Eltern
und Wahleltern derselben, ingleichen die Pflegeltern während der Dauer die-
ses Verhältnisses, berechtigt

Ist eine Ehefrau verföhrt worden, so ist auch der Ehemann zu dem
Antrage auf Bestrafung berechligt.

Art. 305.

Hinser bun Betrügliche Handlungen zur Hinterziehung öffentlicher Abgaben, sowie
el Hinterziehung communlicher Leistungen und Gefälle, oder zur Erlang-

8staats= oder gemeindebürgerlicher Rechte, oder gewerblicher Befugnisse,
sande andere Täuschungen der Behorden zu eigennätzigen Zwecken sollen,
insoweit nicht deshalb besondere gesetzliche Bestimmungen bestehen, auf An-
trag mit Gefängniß bis zu sechs Monaten oder mit Geldstrafe bis zu sechs-
hundert Thalern geahndet werden.

Vierzehntes Kapttel.
Von Münzverbrechen.

Art. 306.

Jollschmunzen. Wer inländisches oder ausländisches Melall= oder Papiergeld in der
Absicht, es als Geld auszugeben, nachmacht, und dasselbe als Geld, selbst
oder durch Andere, ausgiebk, macht sich des Falschmünzens schuldig.

Art. 307.

e Strafe des Falschmünzens besleht in Arbeitehaus bis zu zwei
ime *- vor Zuchthaus bis zu zehn Jahren. Bei der Abmessung der

Sctrafe ist, nächst der Menge und der Sorte des verfertigten Geldes, und
nächst dem Umstande, ob bereits viel oder wenig davon auêgegeben worden
ist, insbesondere in Betracht zu ziehen, ob die Unechtheit desselben mehr
oder minder schwer zu erkennen war.
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Art. 308.

Wer echtem Metall- oder Papiergelde durch Veränderung seines An- Zurlaug n
sehens cinen höheren Werth beilegt und es zu diesem Werthe verausgabt, echin Ge
ist mit Gefängniß bis zu vier Monaten oder Arbeitshaus bis zu vier Jah-
ren zu bestrafen.

Art.
ie Anschaffung oder Frin ven Wonkzeugen zum Zwecke des —

gaszicke uan oder der Geldverfälschung ist alo Versuch dieser Verbrechen

zu beurtheilen,Versuch ist beendigt, wenn Geld mit der Absicht der Ausgabea64%% oder verfälscht worden ist.

rt. 310.

Mit den in Art. 307 und 308 angedrohten Strasen ist auch derje= Tbellnodme an
nige zu belegen, welcher, wenn er gleich an der Nachmachung oder Ver- Lne,
fälschung des Geldes nicht Theil genommen hat, doch im Einverständnisse
mit dem Falschmünzer oder Verfälscher das falsche oder verfälschte Geld
auegegeben hat.

at aber Jemand ohne Einverständniß mit dem Falschmünzer oder
Verfälscher falsches oder verfälschtes Geld in gewinnsüchtiger Absicht an
sich gebracht und als echtes Geld, beziehendlich nach dem höheren Werthe,
verausgabt, so trifft ihn die Strafe des einfachen Betrugo.

Art. 311.

Die unbefugte Nachbildung gangbaren Metall= oder Papiergeldes in Stahgegn.
einer zu betrüglichen Täuschungen geeigneten Weise, jedoch ohne die Absicht divnvon
der Ausgabe wird mit Gefängniß bis zu sechs Monaten oder, wenn die zu Gl-
erkennende Strafe nicht drei Monate Gefängniß öbersteigt, mit Geldbuße
bis zu dreihundert Thalern bestraft.

Ill dergleichen Geld von dem Verferliger oder unter den im Art. 310
gedachten Voraussetzungen von Anderen auSögegeben worden, so treten die
Strafen des unter erschwerenden Umständen verübten Betrags (Arc. 267
unter 2) ein

rt. 312.

Wer den Werth echter Gold= oder Silbermünzen durch Beschneiden denP
oder Abfeilen oder auf irgend eine andere Weise in betrüglicher Absscht ver- ee Münn
ringert, ist mit Gefängniß bis zu sechs Monaten zu beslrafen.

36“
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Sind dergleichen Muünzen von dem Urheber der Werthäverringerung,
oder von Anderen, welche sie im Einverständnisse mit dem Urheber, oder
ohne ein solches in gewinnsüchtiger Absicht an sich gebracht haben, nach
dem ursprünglichen Werthe verausgabt worden, so treten die Strafen des
einfachen Belrugs ein, sofern nicht den Urheber der Werthoverringerung
schon nach dem ersten Absatze diesec Artikels eine höhere Strafe krifft.

rt. 313.

—- 5 Wer falsches Geld irgend einer Art (Art. 306, 306, 311) in dessen
Besit er ohne Einverständniß mit dem Verfertiger oder Verfaälscher und
ohne gewinnsuchtige Absicht gekommen ist, als echt oder bezüglich nach dem
höheren Werthe wieder ausgiebt, nachdem er es als unecht oder verfälscht
erkannt hat, ist mit Gefängniß bis zu drei Monaten oder Geldstrafe bie
zu dreihundert Thalern zu bestrafeu. «

Art. 314.

— Das Angebot falschen Geldes, auch wenn dieses sofort als solches
 erkannt und zurückgewiesen worden, ist in allen Fällen der wirklich erfolg-

ten Ausgabe gleich zu achten.
Nrt. 315.

Oleichkehung Auf den Inhaber lautende Staatsschuldscheine, nicht minder auf den
von iinn Inhaber lantende Creditpapiere, welche unter öffentlicher Aurorität von

Privatpersonen, Corporationen, bestätiglen Credit-, Actien: oder sonstigen
Vereinen ausgestellt worden sind, ingleichen die, deren Stelle vertrelenden
Interimsscheine und Quiteungen nebst den dazu gehörigen Zins= oder Di-
videndenscheinen sind in Bezug auf die Bestimmungen dieses Kapitels
dem Papiergelde gleich zu achten.

Funfzehntes Kapitel.
Von anderen Beeinträchtigungen fremden Eigenihums.

Entwendung Nrt. 316.
S Entwendungen, deren Gegenstand keinen Schäbungswerth hat (vergl.
wiic Art. 227), oder welche ohne die Absicht der Erlangung eines unrechtmäßt-
t gen Gewinns durch Zueignung des Entwendeten, verübt worden, sind,
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wosern sie nicht als bloße Selbsthülfe (Art. 234) erscheinen, mit Gefäng=
niß bis zu vier Monaten oder Arbeitéhaus bis zu zwei Jahren zu be-
bestrafen.

War die Absicht nur darauf gerichtet, den Gegenstand in den Nutzen
des Verlehten zu verwenden, oder kann dem Gegenstande wegen selner

Geringkögigkeit kein Werthbeigelegt werden (vergl. * Art. 277, zweis
ter Absatg), so tritt Geldbuße bioc zu zehn Thalern ein.

War und blieb die Absicht auf zeitweilige, die Substanz nicht we-
sentlich angreisende Benutung der Sache gerichtet, so besteht die Strafe
in Geldbuße bic zu einhundert und funfzig Thalern oder Gesängniß bis
zu secho Wochen.

Mit gleichen Strafen werden unter den obgedachten Vorauésehngen
auch Beeinträchtigungen fremder Vermögen"rechte durch betrügerische Hand-
lungen und widerrechtliches mit Gefahr oder Nachtheil für den Eigenthü-
mer verbundenes Gebahren mit fremden, im Gewahrsam des Thäters be-

sindlichen Sachen geahndet. 6
Strasverfahren finde awrhen der in diesem Artikel erwähnlen

Vergehungen nur auf Antrag Statt.
ar die Absicht auf enign oder Zerslörung der fremden Sache

gerichlek, so sind die Bestimmungen der Art. 326, 327 anzuwenden.

Art. 317.

Wer in einem Bezirk, wo er nicht zu jagen berechtigt ist, Wild er= Wilddudsohl.
legt oder einfängt und dasselbe an sich nimmt, ist mit der Sirafe des ein-
fachen Diebstahls (Art. 260) oder, soweit hiernach Gefängniß bis zu
einem Monat eintritt, mit verhältnißmäßiger Geldbuße (vergl. Art. 26)
zu belegen.

Hat er sich dabei eines Gewehrs bedient, so ist nicht unter zwei Wo-
chen Gesängniß oder verhöltaißmäßiger Geldbuße zu erkennen.

Wurde das Verbrechen an Wild begangen, welches in Wildgärten
oder sonst eingeschlossenen Räumen befindlich war, so trikt Arbeitshaus-
strase bis zu sechs Jahren ein.

Art. 318.

Wird derWishbotaht. gewerbmäßig bekrieben, so ist die Strase nach rprtUAnleitung des Art. 283zubestimmen, in keinem Falle unker drei Monate Arbeilshaus herobzugehn. siable.
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Art. 319.

Wer in fremdem Jagdreviere unbefugter Weise eine Flinte oder
Böchse führt, von welcher das Schloß nicht abgeschraubt ist, wird mit
Gefangniß bis vierzehn Tagen oder mit Geldbuße bis zu Fünfzig Tha-
lern bestraft. Es ist aber diese Vorschrift nicht anzuwenden auf Jagd-
berechtigte, welche den Weg nach ihrem Jagdreviere über eine fremde
Wildbahn nehmen müssen und dabei entweder das Schloß verbunden hal.
ten oder das Gewehr in einem Ueberzuge führen, auf Reisende, welche
nicht von der gewöhnlichen Straße abweichen sowie auf Militärpersonen,
Genêöd'armes und andere zum öfeentlichen Dienste bewaffnete Personen bei
Ausübung delselben, wegen der zu ihrer Ausrustkung gehörigen Gewehre.

Wer, mit einem Schießgewehr auf fremdem Jagdreviere von dem
Jagdberechtigten oder einem Aufseher des Reviers betroffen, auf deren Ver-
longen das Gewehr nicht vorzeigt oder nicht niederlegt oder nicht abgiebt,
hat Gefängnißfstrafe bis zu drei Monaten verwirkk.

Art. 320.

Wer in einem Jagdbezirk, worin ihm die Ausübung der Jagd nicht
zusteht, Wild erlegt oder fängt ohne dasselbe an sich zu nehmen, wird auf
Antrag des Jagdberechtigten mit Geldstrafe bis zu Funfzig Thalern oder
Gefängnißstrase bié zu einem Monat belegt

Auf Gefängniß bio zu vier Monaten oder auf verhältnißmäßige Geld-
strafe ist zu erkennen, wenn ein nicht zur Ausübung der Jagd berechtigter
Grundbesitzer dad bei erlaubter Vertreibung oder Abwehr des Wildes er-
legte oder eingefangene Wild dem zur Jagdberechtiglen nicht binnen vier
und zwanzig Stunden zur Abholung anzeigr.

Nrt. 321.

Wer in fließenden oder stehenden Gewässern, ohne dazu berechtigt zu
sein, Fische oder Krebse föngt, verwirkt die Strafe des einfachen Diebstahls.

geschieht die Entwendung mittelst Eroffnung verschlossener Fischkästen
oder Behälter oder miltelst Ablassung von Teichen so tritt die Strafe des
ausgezeichneten Diebstahls ein.

Art. 322.

Die Entwendung von beichnamen oder Theilen derselben aus Gräbern,
Grabgewölben, Leichenhäusern, oder dem Gewahrsame derer, welche die Leiche
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in ihrer Obhut haben, wird mit Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu sechs
Monalen, und wenn sie von Todtengräbern oder anderen zur Aufsicht oder
Bewachung angestellten Personen verübt werden isl, mit Gefängniß bis zu
vier Monaten oder Arbeitéhaus bis zu einem Jahre bestraft.

Bei unbefugter Ansichnahme von Schädeln oder losgelösten Knochen
aus Gräbern, Grabgewölben, oder Beinhäusern tritt Geldstrafe bis zu
zwanzig Thalern ein.

Art. 323.

Wer bei der Vestelung von Feldern, bei der Anlegung von Graben —
oder Wegen, bei der Setgung von Zäunen, bei der Aufführung von Däm- Sstmen oder Mauern, oder bei der Vornahme von anderen bleibenden Verän=
derungen der Erdoberfläche die Grenzen eines Gundsüücks erweitert, inglei-
chen wer Grenzsteine oder andere zur Bezeichnung von Privatgrenzen be-
stimmte Merkmale wegnimmt, verrückt, vernichtel, oder eigenmächtig setze,
ist an At mit Gefängniß biso zu sechs Monaten zu bestrafen.

d die in diesem Artikel erwähnten Handlungen ohne gewinnsüchtigealer eschehen, so ist auf Gefängnißstrafe dis zu sechs Wochen oder
Geldstrafe bis zu einhundert und fünfzig Thalern zu erkennen.

rt. 327.

Die Verrückung oder Vernichtung von Landes grenzzeichen wird Mit Verehng ven
Gtlingaiß bis zu sechs Monaten oder Arbeitshaus bis zu einem Jahre ebestraft.

Arl. 325.

Die unbefugte Aneignung der zum Bergregal gehörigen Mineralien entach.
in unverliehenem Felde ziehl Gefängnißstrase bio zu secho Monaten nach sich. zungd-edoien

Art. 326.

Die Beschädigung oder Zerstörung sremden Eigenthums aus Rache, —
Bosheit oder Muthwillen ist bei einem Schadensbetrage bio zu drei Tha= son—½
lern nur auf Antrag und mit Gefängniß bis zu sechö Wochen, bei höhe-
ren Belrägen von Amtéwegen mit Gefängniß bio zu sechs Monaten oder
Arbeitehaus bis zu sechs Jahren zu ahnden. Bei Vergehn aus Muthwil-
len, deren Strafe sechs Wochen Gefängniß nicht übersteigt, kann auf Geld-
strase bis zu Einhundert funfzig Thalern erkannt werden.
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Art. 327.

Svwttet e Innerhalb des Strafmaaßes erschwerend wirkt die Beschadigung oder
Zerstsrung der im Art. 261 unter 1und 2 genannten Gegenstände, ferner
der Kirchen, Bethäuser, Gräber und der darin aufbewahrten Gegenstände,
der Grabmäler und öffentlichen Denkmäler, der zum öffentlichen Gebrauche,
Nuben oder Vergnügen dienenden Bauwerke, Anlagen oder Sammlungen,
der öffentlichen Feuerlöschgeräthschaften, ferner der Frucht= oder anderen
Bäume, der Weinstöcke, Hopfenanlagen, Sträucher oder Holzpflanzungen
oder der an diesen Gegenständen angebrachten Psähle oder sonstigen Be-
festigungs= und Sicherungömittel, ingleichen die Beschädigung oder Tödtung.
fremden Viehes auch in andern als den Art. 261 unter 2 angeführten
Fällen.

rt. 328.

Strasti hobung Waren Rache oder Botheir der Beweggrund zum Verbrechen, so kann
die verwirkte Gefängnißstrafe nach dem Art. 19 festgesetqzten Verhällnisse
(auch wenn der Thäter wegen eines gleichartigen Vergehens noch nicht be-
straft worden ist), in körperliche Züchligung verwandelt werden.

Unter gleicher Voranssehung kann in den im vorigen Artikel gedach“
ten schwerern Fällen der Richter die ohnedies verwirkte Arbeitshausstrafe
in Zuchthausstrafe von gleicher Dauer übertragen.

Art. 329.

Belobnung der Ist die Beschädigung an Frucht= oder anderen Bäumen, an Wein-
“t stöcken, Hopfenanlagen, Sträuchern, Holzpllanzungen, oder an den bel die-

sen Gegenständen angebrachten Pfählen oder sonstigen Befestigungs= uud
Sicherungêmitteln verübt worden, so soll derjenige, welcher den Thäter
anzeigt, im Falle auf diese Anzeige die Bestrasung erfolgt, aus dem Ver-
mögen des Thäters eine Belohnung von emem bic zehn Thalern erhalten.

Sechszehntes Kapitel.
Vom Wucher.

Art. 330.

6 Wer bei einem Darlehnêögeschäfte den geselichen oder landegüblichen
1½% Zinsfuß durch Bedingung oder Annahme höherer, als der erlaubten Zin-
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sen, oder anderer, den Betrag der letztern übersteigender, zu Geld zu ver-
anschlagender Vortheile überschreitet, wird mit einer Geldslrafe belegt, welche
vom Doppelten bis auf das Zehnfache des bedungenen oder gezogenen uner-
laubten Gewinns ansteigen kann.

In Fällen, wo ein bestimmter Betrag des unerlaubten Gewinns nicht
zu berechnen ist, tritt Geldstrafe bis zu fünftausend Thalern ein.

Art. 331.

Personen, welche von ihren Darlehnsschuldnern größere SummenoderBesonderäll=
bessere Münzsorten, als sie ausgeliehen haben, annehmen oder sich verspre-
chen lassen, und dadurch den erlaunbten Zinsbetrag überschreiten, oder für
die Gestundung eines Darlehns außer dem Betrage oder Werthe der er-
laubten Zinsen noch einen andern zu Geld zu veranschagenden Vortheil
annehmen oder bedingen, sind ebenfalls, wenn ein bestimmter, die erlaubten
Zinsen übersteigender Gewinn zu berechnen ist, mit einer vom Doppelten
bis auf das Zehnfache desselben (vergl. Art. 330) ansteigenden Geldstrafe,
in Fällen, wo ein bestimmter Betrag des unerlaubten Gewinns nicht zu
berechnen ist, mit Geldstrafe bis zu fünftausend Thalern zu belegen.

Art. 332.

In eine Geldbuße bis zu fünfhundert Thalern sind diejenigen zu ver-
urtheilen, welche bei der Ausleihung von Darlehnen dem Schuldner statt
baaren Geldeg Sachen auchändigen. Creditpapiere, welche einen Cours
haben, sind nicht als Sachen im Sinne dieses Arlikels zu betrachten, wenn
sie dem Schuldner nach dem Courswerthe angerechnet worden sind.

Art. 333.

Diejenigen, welche zu wucherlichen Darlehnsgeschäften als Unterhänd= Suofe du Un-
ler mitwirken, sind außer dem Verluste des Mäkletlohnes, welches in die= kuböndl.
sen Fallen nicht eingeklagt, und dasern es bereits gezahlt worden ist, von
dem, der es bezahlt hat, zurückgesordert werden kann, mit einer Geldbuße
bis zu einhundert Thalern zu belegen.

Nrt. 334.

Personen, welche den Wucher gewertmöhig betreiben, trisft neben den Gtweibmaßl-in Art. 330, 331 und 332 bestimmten Strafen, Gefängniß-= oder Arbeit= ## Wuchtr.
hausstrafe bis zu zwei Jahren.

37
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Art. 335.

* Die Strafen des Wuchers treten auch dann ein, wenn ein wucherliches
" 4 Darleyn in die Form eines anderen als des Darlehnsoertrags eingekleider

worden

Art. 336

at der Darleiher, um den Schuldner zu täuschen, den wucherlichen
Vertrag lo eingekleidet, daß der Schuldner daraus das wahre Verhältniß
der Zinsen oder der statt derselben bedungenen Vortheile zu dem Capitale

nicht *rsi*- konnte, so treten die Strafen des einfachen Betrugs (Art.267,

Beuöglicher
Wucher.

rt. 337.

Ausnabmebt: Die Strafen des Wuchers sinden keine Anwendung,
1) wenn und soweit die Obrigkeit in einzelnen Fällen nach geschehe-

ner Prüfung der Verhällnisse die Festletung eine5b höheren als
des geseblich erlaublen Zinses gestattet;

2) auf Darlehne, welche vom Staate oder von einer unter beson-

derer Aufsicht des Staates stehenden Körperschaft in gesetzmäßi-
ger Weise aufgenommen werde

3) auf die von offentlichen beihnneen in Gemäßheit ihrer be-
stätigten Statuten gegebenen Darlehne4) auf eigentlich kaufmännische, diesem Gwerboberrieb- eigenthüm-
liche Geschäfte und auf Darlehne zum Beteiebe von kaufmänni-

schen oder Fabrikgeschäften.

Art. 338.

Das Zuschlagen der Zinsen zum Gapitale soll in keinem Falle als
strasbarer Wucher betrachtet werden.

Siebenzehntes Kapitel.
Von Verlebungen der Sittlichkeit.

ctwi, Art. 339.Un(34##nn kan,
wmnauf, un Wenn Eltern mit ihren leiblichen Abkömmlingen den Beischlaf aus-

h - . . ·

MWZFFÅNM uben, so haben die Eltern Arbeitshaus- oder Zuchthausstrafe von einem
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bis zu vier Jahren, die Abkömmlinge Gefängnißstrafe te zu sechs Mona-
ten oder Arbeitshausstrafe bis zu gleicher Dauer verwir

Art. 340.

Eltern, welche mit Ehegatten ihrer leiblichen Abkömmlinge den Bei= unzucht zwi-
schlaf ausüben, sowie diese Ehegatten felbst, ingleichen voll= und halbbür= l#%Shtn
ltige Geschwister, welche mic einander den Beischlaf ausüben, werden mit und Werschwö-
Gefängniß von einem Monat bis zu sechs Monaten oder Arbeitshaus bis #½3
zu acht Monaten bestraft.

Art. 341.

Wenn Stiefeltern mit ihren Stiefkindern oder deren Abkommlingen Insonderben
den Beischlaf aoucüben, so sind die Stiesellern, dafern nicht die Bestim Tcan Suf-
mungen deo nachstfolgenden Arlikels auf sie anzuwenden sind, mil Gefäng- EL
niß von einem bis zu sechs Monaten eder Arbeitshaus bis zu acht Mona
ten, die Stiefkinder und die Abkömmlinge derselben mit Gefängniß bis zu
sechs Monaten zu beslrafen.

Art. 342.

Mlegeeltern, so lange dieses Verhälkniß besteht, Wahleltern, Erzieher uunchiunt
und Vormönder, welche ihre Plegbefohlenen, sowie Lehrer, welche ihre Mißtbrauch
Schuler zum Beischlase gebrauchen, ingleichen Beamte, Aerzie und brdenetn

Bedienstete, welche an Gefüngt Straf= oder Gorrectionehäusern oder
öffentlichen zur HeilungoderPflege von Kranken, Gebrechlichen, Armen,
oder anderen Hülslosen urben Anstalten angeslellt sind, und sich die-
ses Vergehens mit den darin aufgenommenen Personen schuldig machen,
endlich Beamtete jeder Art, welche unter Mißbrauch ihrer Amlôgewalt An-
dere zum Beischlafe mit ihnen verleiten, sowie Geistliche, welche ihre be-
sondere Stellung hierzu mißbrauchen, werden mit Gefängniß von zwei bis
zu sechs Monaten oder Arbeitéhaus bis zu vier Jahren bestraft.

Art. 343.

Wer Mädchen über zwölf, jedoch unter vierzehn Jahren, ingleichen is
wer Wahn= oder Blödsinnige Frauenspersonen, insoweit solche nicht als junger mä-
Wehr= oder Bewußtlose (Nrt. 174) anzusehn sind, zum Beischlase miß- 7:
braucht, ist mit Gefängniß von drei bis zu sechs Monaten oder Arbeits-
hapo bis zu zwei Jahren zu bestrafen. Ist für die gemißbrauchte Person
aus dem Beischlafe ein Gesundheitsnachtheil, zu dessen Beseiligung keine
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gegrndete Audsicht vorhanden ist, entstanden, so tritt Arbeitshausstraft bis
zu vier Jahren, ist der Tod der hemibbrauchten Verson herbeigeföhrt wor-
den, Zuchthaus bis zu sechs Jahren ein.

ei Abmessung der Strafe innerhalb der angegebenen Grenzen ist
hinsichtlich junger Mädchen neben der geistigen, die freie Willensbestimmung
bedingenden Entwickelung insbesondere auch *# geschlechtliche ins Auge zu
fassen.

Art. 344.

Oew#rbmäßige Weibspersonen, welche die Unzucht alc Gewerbe betreiben, sind mit
Unzucht. Gefängniß von drei Wochen bid zu zwei Monaten zu bestrafen.

Nrt. 345.

reäne tung Wer dergleichen Personen Anderen zuführt oder ihnen das unzuchtige
der Unucht. Gewerbe in seiner Wohnung gestattet, hat Gefängniß bis zu zwei Mona

ten, und wenn die Berförderung der Unzucht gewerbmäßig bekrieben wird,
Arbeitshaus von vier Monaten bis zu einem Jahre verwirkt.

Art. 346.

Auppilti. Wer unbescholtene Frauenspersonen zur Unzucht mit Anderen verleitet,
wird mit Gefängniß von drei bis zu sechs Monaten oder mit Arbeitshaus
bis zu acht Monaten besiraft. Ist dieses Verbrechen an Kindern unter
vierzehn, jedoch über zwölf Jahren, an der eigenen Ehefrau, an Verwand-
ten oder Verschwägerten in absteigender Linie, Pflege= oder Wahlkindern,
Geschwistern, an den eigenen Mundeln, oder zur Erziehung anvertrauten
Personen, oder von gewerbmäßigen Beforderern der Unzucht begangen wor-
den, so finder Arbeicohausstrafe bio zu vier Jahren Statt.

Art. 347.

Widtrnalui · Wersich der widernatürlichen Unzucht mit einem Menschen oder Thiere
licht Unjucht. schuldig macht, oder sich zu derselben von Anderen gebrauchen lähl, wird

mit Gefängniß oder Arbeitehaus bis zu einem Jahre bestraft. Ist jedoch
die widernalürliche Unzucht unter den in Art. 3439 bis mit 344 erwähn-
ten Verhältnissen verübt worden, so treten, und zwar auch wenn das Ver-
brechen an oder von Mannspersonen verübt worden, die in diesen Arkikeln
angedrohten Strafen, soweit sie höher sind, ein.

Nicht minder leiden die Strafvorschristen der Nrt. 345 und 346 auf
Diejenigen Anwendung, welche anderen Manns= oder Frauenspersonen zur
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widernatürlichen Befriedigung oder Aufreizung des Geschlechtatriebes An-
leitung geben, oder ihnen dabei Vorschub leisten.

Nrt. 348.

Die in diesem Kapitel und im Art. 304 erwähnten fleischlichen Ver= Lolle
gehungen, zu deren Ausführung der Beischlaf gehörtc, sind für hontnbee ,
zu achten, sobald die Vereinigung der Geschlechtötheile erfolgt ist.

Nrt. 349.

Wer bei Ausübung des Beischlafs oder widernatürlicher Unzucht wis- Ansteckung.
sentlich mit der Lustseuche behaftet gewesen ist, und dadurch eine Austeckung
herbeigeführt hat, ist mit Gefängniß von zwei bis zu vier Monaten oder
Arbeitshaus bis zu einem Jahre zu bestrafen.

as Strafverfahren ist, wenn die Handlung, durch welche die An-
steckung bewirkt worden, schon an sich, sei es in Folge eines geslellten An-
trags, oder von Amitswegen, zur Bestrafung zu ziehen ist, auf die erfolgte
Ansteckung mit zu erstrecken, sonst aber wegen der letzteren nur auf Antrag
einzuleiten.

wissentlich die Unzucht mit einer von der bustseuche behafteten
Person herbeiführte oder beförderte, ist mit Arbeitshaus von vier Monalen
bis zu einem Jahre zu bestrafen.

Nrt. 350.=

Die offentliche Verleung der Sittlichkeir durch unzüchtige Hand= Sonlug: Vu-
lungen oder Reden, ingleichen durch Feilbieten oder sonstige Verbreitung t
unzüchtiger Schriften (vergl. Art. 113) zieht Gefängniß bié zu sechs Mo-
naten oder Arbeithaus bis zu acht Monalen nach sich.

Nrt. 351.

Wer Thiere muthwillig quält durch grausame oder rohe Behandlung 1#auale.
oder durch übermäßige Anstreugung derselben öffentliches Aergerniß giebt,
ist mit Gefängniß bis zu drei Monaten zu bestrasen. In Fällen, wo die
Strafe nicht sechs Wochen übersleigt, kann statt des Gesängnisses auf Geld-
buße bis zu einhundert und fünfzig Thalern erkannt werden. (Vergl.
überdieS Art. 10.)
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Achtzehntes Kapitel.
Von Öflichtverletzungen in besonderen Verhältnissen.

Nrt. 352.

Staatödiener und andere in besonderen öffentlichen Pflichten stehende
Personen, welche sich durch Mihbrauch der in ihrer öffentlichen Stellung
hegenden Eigenschaften oder Befugnisse oder durch geflissentliche Verab-
säumung ihrer Obliegenheiten einer Bedruckung, Mißhandtung, oder wider-
rechtlichen Begünstigung Jemandes schuldig machen, oder durch die obge-
dachten Handlungen oder Unterlassungen Jemandem Schaden zufügen, sind,
dafern nicht die That in ein schwererec Verbrechen übergeht, mit Geldbuße
von zehn bis zweihundert Thalern, in schwereren Fällen mit Gefängniß
von zwei Monaten bio zu einem Jahre oder Arbeitshaus bis zu gleicher
Dauer zu bestrafen.

Art. 353.

Staatediener und andere öffentliche Beamte, welche die in ihrer amt-
lchen Stellung liegenden Eigenschaften oder Befugnisse benuten, um von

Jemandem elwas zu fordern, oder sich versprechen zu lassen, oder ungefor-
dert anzunehmen, wozu weder ein Gesev, noch eine Instruction, noch die
auêdrückliche Erlaubniß der ihnen vorgesetzten Behörde sie berechtigt, sind
mit Gefängniß bis zu sechs Monalen zu belegen.

Art. 354.

Staatsdiener und andere in desonderen offentlichen Pflichten stehende
oder zu einem Privatgeschäfte von einer offentlichen Behörde oder einem
Notar verpflichtete Personen, welche Geschenke oder andere Vortheile anneh-
men, oder sich versprechen lassen, um den ihnen obliegenden Dflichten entgegen
etwac zu thun, oder zu unterlassen, sind mit Gefängniß von einem bis zu
sech6 Monaten oder Arbeilohaus bie zu einem Jahre zu bestrafen.

Art. 355.

Haben sie in Folge des Empfangenen oder Versprochenen sich wirklich
eine Verletzung ihrer übernommenen Pflichten zu Schulden kommen lassen,
so kann die Strafe bis auf Arbeitshaus von zwei Jahren gesteigert werden.
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Art. 356.

Die in den vorstehenden drei Artikeln bestimmten Strafen treten auch gufi
dann ein, wenn dergleichen Personen ihren Angehörigen die Annahme solcher smmung
Geschenke oder Leistungen zulassen.

Art. 357.

Dlejenigen, welche durch Geschenke, Leistungen, oder Versprechungen etechung.
einen Staatodiener oder eine der genannten verpslichteten Personen zu ihrer
Amté= oder Dienstpflicht entgegenlaufenden Handlung oder Unterlassung
verleiten, sind mit Gefängniß bis zu vier oder Arbeitéhaus bis zu acht
Monaten, oder, wenn die zu erkennende Gefängnißstrase nicht über zwei
Monate beträge, mit Geldbuße bis zu zweihundert Thalern zu bestrafen.

Nrt. 358.

Wer Stimm= oder Wahlberechtigten in Beziehung auf die ihnen ob= betiechungen
liegenden staats= oder gemeindeburgerlichen oder Innungs-Wahlen, oder brt Vabuin
Privatpersonen in Beziehung auf die ihnen zustehende Ernennung zu #offenr-
lichen Aemtern Geschenke oder Privatvortheile anderer Art zuwendet oder
verspricht, wird mit Gefängniß bis zu einem Jahre bestraft

Dieselbe Strafe trifft Stimm:, Wahl= und Ernennungöberechtigte,
welche dergleichen Geschenke, Vortheile, oder Versprechungen annehmen,
oder sich ausbedingen, oder ihren Angehörigen die Annahme derselben
gestatten.

Art. 359.

Ueberdies fällt Alles, was unter den in Att. 333 bio 358 bemerkte unnut,
Verhältnissen als Geschenk gegeben und angenemmen worden ist, der Arm sche

kasse des Wohnorto desheEnnsangero zu. Ist solches in Natur nicht mevorhanden, so hat der Empfänger, oder, wenn die Zurückgabe erfolgt ist,der Geber, den Werih ed zu ersetzen.

Art. 360.

Personen, denen nach den Bestimmungen dieses Kapitels die Annahme Desonde## Be-
von Geschenken unter gewissen Verhältnissen untersagt ist, haben die ihnen mmmung.
unter solchen Verhältnssen ungesordert zugekommenen Geschenke bei Ver-
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meidung der angedrohten Strafen binnen einer Woche zurückzugeben, oder
darüber bei der Obrigkeit des Schenkenden oder bei ihrem Vorgesetzten An-
zeige zu erslatten.

Art. 361.

Merlehung der Haus= oder Wirthschaftsbeamte oder andere Privakdiener, welche in
FSrnstan ihren Dienstverhältnissen ihre Dienstherrschaften vorsätzlich benachtheiligen,

um sich oder Anderen einen unerlaubten Vortheil zu verschaffen, sind, da-
sern nicht Art. 354 zur Anwendung kommt, mit Gesängniß bis zu sechs
Monaten zu bestrafen.

rt. 362.

VDaltpung Personen, welche in Privatdiensten stehen, oder als Arbeiter in Fab-
—— riken oder für Fabrikverleger, oder in anderen gewerblichen Unternehmungen

beu. beschäftigt sind, und dasjenige, was ihnen vermöge ihres Dienstes oder
ihrer Beschäftigung bekannt oder anvertraut worden ist, und dessen Ge-
heimhaltung ihnen obliegt, Anderen mittheilen, sind mit Gefänguißstrafe
bis zu vier Monaten oder Geldbuße bic zu vierhundert Thalern zu
belegen.

rt. 363.

« Gleiche Strafe trifft diejenigen, welche auf unerlaubte Weise in fremde

unnn. Geheimnisse eindringen.nisst.

Art. 364.

Vorschrisi, wi- Bei allen in Art. 352 bis mit 363 erwähnten Verbrechen soll ein
gen Ansteuns.Strafverfahren nur auf Antrag der Dienst= oder Aufsichtsbehörde oder eines

sucung. durch das Verbrechen Benachtheiligten statlsinden. Der Dienst= oder Auf-
sichtsbehörde bleiben außerdem die in Gesetzen, Verordnungen, oder In-
structionen bestimmten diciplinarischen Verfügungen vorbehalten.

Art. 365.

Haben Staatsdiener oder andere in besonderen öffentlichen PflichtenDien
lilin stehende Personen in irgend einer anderen Beziehung der ihnen vermöge

der Gesebe ergangener Verordnungen und Besehle, oder besonderer Instrur-
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tionen obliegenden Verpflichtungen zuwider gehandelt, so wird solches von
der Dienst- oder Aufsichtsbehorde im disciplinarischen Wege geahndet.

Urkundlich haben Ihro Hochfürstliche Durchlaucht dieses Gesetzbuch
eigenhändig vollzogen und das Fürstliche Siegel beidrucken lassen.

Greiz, den 27, November 1861.

(L. S.) Caroline.

Dr. Herrmann.
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Gesez
zum Schutze der Holzungen, Baumpflanzungen, Wiesen, Felder

und Gärten.

Wir Caroline Amalie Elisabeth, verwittwete Fürstin
Neuß älterer Linie, Gräfin und Herrin von Plauen, Her-
rin zu Greiz, Krannichfeld, (Sera, Schleiz und Lobenstein,

eborene Prinzessin zu Hessen-Homburg, als Vormünderin
eunscres vielgeliebten minderjährigen Sohnes, Heinrich des

Zwei und Zwanzigsten älterer Linie sonveräuen Fürsten
Reuß, Grafen und Herrn von Plauen 2c. und Landeoregentin,

haben es im Hinblick auf die durch Unser Strafgesebbuch vom heutigen
Tage aufgestellten allgemeinen strafrechtlichen Grundsäe für nokhwendig
erachtet, dab zum Schutze der Forsten 2c. unterm 22. November 1854 er-
lassene Gesetz einer Revision und Umarbeitung unterwerfen zu lassen und
bestimmen zu Folge dessen unter Wiederaufhebung des gedachten Gesetzea
nach vorgängigem ständischem Beirathe hiermit Folgendes:

I. Abtheilung.

Allgemeine Bestimmungen.

. I1.

Jede widerrechtliche Stistung eines Schadens in Holzungen und Baum-
Pslanzungen, an einzeln stehenden Bäumen, ingleichen auf Wiesen, Feldern
und in Gärten verpflichtet den Urheber, es möge ihm nun Absicht oder
blos Fahrlässigkeit zur Last fallen, zum vollen Ersay des Schadens. Von
mehreren Theilnehmern haftet jeder für das Ganze des Schadens.

40

M
jum Schaden-

etsab.



— 246 —

6. 2.

ue 5“ Bei Ausmittelung des Schadens isl nicht blos Rücksicht zu nehmen
sod#s. auf den gegenwartigen Verlust, sondern auch auf die Dinsichtlich der

Waldungen und Baumpflanzungen, insbesondere auch in Ansehung des ge-
störten Zusammenhanges der Kulturen — vernichtete oder geschmälerte Hoff
nung des Nachwuchses, insoweit der hieraus hervorgehende Verlust sich mit
Sicherheit berechnen lähl und nicht durch neue Ansaat oder neue Planzung

sofort gcheben werden kann.
6 auc Anlaß der Beschädigung auf die neue Saat oder Pflanzung* werden muß, kommt mit in Anschlag.

G. 3.

Hasipflicht. In Ansehung des Schadenersatzes haften Ehemänner für ihre Che-
frauen, Eltern und Mflegeeltern für ihre bei ihnen wohnenden und von
ihnen Kost und Unterhalt empfangenden Kinder und Pflegebinder.

Auhülflich haften für Hutschäden, welche ihre Hirten verursacht haben,
die Gemeinden und andere Dienstherren. Ferner haften auahüflich Lehr-
berren für ihrc Lehrlinge, Meister für ihre Gesellen, Herrschaften für ihre
Dienstboten, wenn und inseweit das von den behrlingen, Gesellen oder
Dienstboten widerrechllich Erworbene in den Nuten der Lehrherren, Mei-
ster und Dienstherren verwendet worden ist.

. 4.

kme an Ist durch Thiere, welche sich im Eigenthum befinden, ohne erweislicheSaum Schuld eines Menschen, geschadel worden, so trifft die Verbindlichkeit zu

v dem wensat den Eigenthumer. ·
SsollydodidtcskBrrbmdllchsitknichtübrrdenWmhvksThims

hinausgehen und dem Eigenthmer freistehen, dasselbe dem Beschadigten
anstatt des Schadenersathzes zu überlassen.

Anwindtarken F. 5.
*— Sueft“ Neben der Verpfslichtung zu dem Schadenersatze treten in den durch

ch btiurdas gegenwärlige Gesetz vorgesehenen Fällen zugleich Strasen ein.
Schenns e g. 6

n Die augemeinen Bestimmungen des Strafgesebbucho leiden, soweitrasgtsih ·
tuchs zu dem nicht besondere Bestimmungen dec vorliegenden Gesetzes enegegenstehen, auch



auf die im letzteren abgehandelten strafbaren Handlungen Anwendung. ——
Namentlich leidet auf die in diesem Gesetze erwähnten Entwendungen esebt.

die in Art. 14 des Strasgesetzbucho wegen Verwandlung längerer Gefäng:
nibstrafe in Arbeitshaus getroffene Bestimmung Anwendung. Auch können
die nach dem gegenwärligen Gesetze zu zuerkennenden Gefängnißstrafen unter
den im Sérasgesebbuche angegebenen Vorauösehungen und Beschränkungen

aoschait. und bezüglich nach Maaßgabe des Ark. 16 abgekurzt werden.Bei Verwandlung von Geldstrasen in Gesängnißstrafen nach Maaß-
gabe des Strafgesetzbuchs Art. 20 ist der Betrag von zehn Silbergroschen
einem Tage Gefängniß gleich zu achten.

8. 7.

Von den besondern Be mmungen, Strafsgesetzbuchs leiden der m —
zweile Ablas deo Art. 257, serner Art. 259, 262, 263, 264, 27446zadsenn275, 276, 277, (Vergl. jedoch §. 38 * Gesetzec) Art. 281, 2Se
283, 285, 286, 287, 238 und 316 auf Entwendungen der im vorliegen- bdt
den Gesetze gedachten Art Anwendung.

G. 8.

Wenn Beschädigungen der in 9§6. 21, 23, 25, 26, 29, 30 dieses Joulthung.
Gesetzes gedachten Art aus Bosheit oder Muthwillen verübt worden sind,
oder wenn durch die im &amp;. 18 erwähnten Handlungen ein Schaden entstan-
den ist, so finden die einschlagenden Bestmmungen des Strafgesetzbuchs
ebenfallé Anwendung.

Sind Handlungen der in diesem Gesetze gedachten Art Behufs der
eigenmöchtigen Geltendmachung einer bestrittenen Befugniß vorgenommen
worden, so sind sie nach den Grundsätzen von der Selbsthülfe zu beurtheilen.

. 9.
Der Rückfall ist bei den in diesem Gesetze mit Strafe bedrohten Ent= Mickfot.

wendungen nach Art. 74 des Secrafgesehbucho zu beurtheilen.
ie aub gewimnsüchtiger Absicht hervorgehenden Verbrechen des Straf-

gesetzbuchs sind mit den im II. Abschnitt des vorliegenden Gesetzes abge-
handelten Verbrechen für gleichartig zu achten.

Die besondern Bestimmungen im Art. 284 deo Strafgesebbuchs lei-
den auf die im gegenwärtigen Gesetze mit Strafe bedrohten Verbrechen
keine Anwendung. Eo können aber die geseblichen Strafsätze bis auf das
Dreifache erhöht und mit Schärfungen verbunden werden, wenn ein in vor-

40“
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* Gesehe abgehandelles Verbrechen im wiederholten Rückfalle ver-
vird oder wenn nur durch Mitanrechnung solcher Verbrechen ein ande-

1 hichargeg Verbreiben (Vergl. Art. 75 des Gesetzbuchs) alo im wie-
derholten Rückfalle vernbl sich darstellt.

Die in der dritten Abtheilung dieses Gesetzes abgehandelten polizei-
lichen Uebertretungen sind unter einander nicht für gleichartig zu achten.

E. 10.

Vetjöhrung. Die Strafbarkeit der in diesem Gesebr abgehandellen von Amtswegen
zu verfolgenden Verbrechen und die Vollstreckbarkeit der wegen solcher zu-
erkannten Strafen verjährt mit Ablauf von fünf Jahren, die der Verbre-
chen, welche nur auf Antrag zu bestrafen sind, mit Ablauf von einem Jahre.

II. Abtheilung.

Verbrechen auê Eigennub#.

. 11.
Ar##nderselben. Wegen Diebstahls wird bestraft:

u) wer Holz, Harz, Kohlen, Rinde, Baumsaft, Baumfrüchte,
Laub, Gras, Moos, Stren aller Art vdet si Haupt' oderNebenprodukte der Waldungen im Freien,d außer dem Ger:wahrsam eineb Hauses oder befriedigten ennnnt serner wer
landwirthschaftliche Erzeuqgnisse mit Einschluß von Obüfrüchten,
ingleichen dersenige, welcher Obsifrüchte oder andere Garlenerzeug=
nisse, endlich derzenige, welcher Feld= oder Gartenbefriedigungen
oder in Feldern, Wiesen oder Gärten, Baumpfähle, Bohnen=
llangen, Hopfenstangen, Dünger 2c. entwende
wer unbesugler Weise Bieh in fremde Holzungen, Baumpslanzun-
gen, Felder, Wiesen oder Gärten in gewinnsüchtiger Absicht
treibt;
wer unbefugter Weise in fremden Grundstücken Steine bricht,
Lehm, Sand, Torf oder Erde gräbt oder andere Fossilien ent-

(. 12.

Vollendung. Der Holzdiebstahl an stehendem Holze ist für vollendet zu achten,
auch wenn der Baum nur erst gefällt, der Busch oder Strauch umgehauen,

S

m
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der Ast abgebrochen, abgehauen oder abgeschnilten oder diesen Gegenständen
bei beabsichtigter Entwendung derselben eine solche Beschädigung zugefügt
worden ist, daß deren Fortwachsen zuruckgehalten oder gehindert wird.

Harz, Rinde, Walderde, Moo, Grasc, baub und Stren aller Art
gilt als entwendel, sobald e abgekratzt, abgeschalt, abgeschnitten, abgezupft,

ab= oder zusammengnen oder gebehrt ist. Ebenso ist der Diebstahl anFeld-, Garten= und Wiesenerzeuguissen für nellsnner zu achten, wenn diese
vom Boden —8 Baum getrennt worden sind, den vom Boden oder Stamm
schon gelrennten forst= und landwirthschaftlichen Erzeugnissen, so wie bei
Felo= und Garten-Befriedigungen hingegen, sobald der Dieb dieselben an
sich genommen, oder aus dem Grundstack dee Eigenchümers entfernt hat.

6. 13.

Die Strasen für die H. 11 aufgefuhrten Entwendungen oder demsel= Solfähe
ben gleichzuachtenden Handlungen sind bei einem Werthöbelrage

bis mit 5 Sgr. bie 4 Tagr,
über 5 bis mit 15 Sgr. 4 bie mit 8 Tage,
über 15 Sgr. bis mit 1 Thlr. 8 blö 14 Tage

Gefängniß.
Bei höherem Werthöbetrage ist die Entwendung nach Art. 261 des

Strafgesetzbuchs doch keinesfalls geringer, alg mit vierzehntägigem Gefäng:
nisse, zu brstrafen.

8. 14.

Bei Entwendung von Früchten und anderen Garten= und Felderzeug= 8
nissen, verbunden mit dem unmittelbaren Genuß kann unter — nicht er «

schwur-wus-IlmslanduistatlduvuwnkhnGijastgnssistmlkUMGEIVI
strafe zuerkannt werden, wobei 10 Sgr. einem Tag Gefangniß gleich
gelten.

S. 15.

Die Eminehmung oder Beschädigung von Holz im Freien, welche zur Ststehietn
Abhülfe in augenblicklichen, durch unvorhergesehene Umstände herbeigefahrteen in Rotbfalin.
Nothfällen geschehen ist (z. B. von Fuhrleuten, deren Geschirr umgeworfen,
zerbrochen ist), soll nur dann strafles sein, wenn der Thäter dem Eigen-
thümer oder dessen Stellvertreter oder auch dem Richter (Schulzen) des
nachsten inländischen Ortes bei erster Gelegenheit, längsteno aber binnen drei
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Tagen unter Darbietung baarer Vergütung des Schadens Anzeige davon
gemacht hat

Wird diese Anzeige unterlassen, so ist dieses polizeilich mit einer Geld-
strase bic zum doppelten Betrag des Schadeno zu ahnden, vorbehältlich
des Ersatzes des letztern.

üb r

F. 16.

Die Dauer der nach §. 13 verwirkten Gefängnißstrasen, auch wo diese
vierzehn Tage ansieigen, ist zu verlängern

A. um die Hälfte:

a) wenn die Entwendung an einem Sonn= oder Festtage verübt ward,
oder

5) wenn sich der Dieb bei deren Vollführung einer Säge, eines
eisernen Rechens, eines Handwagens oder eines Handschlittens be-
diente

B. um die Hälfte bis auf das Doppelte:

a) wenn der Darbs vor Aufgang oder nach Untergang der Sonneverübt ward
b) wenn er von drei oder mehreren Personen, die sich zu dessen Be-

gehung verabreder hatten, gemeinschaftlich ausgeführt ward,
„D) wenn bereité gefälltes Holz oder bereits vom Boden getrennte

Feld oder Gartenerzeugnisse oder bereits gemähtec Gras, ferner be-
reilé gepflücktes oder sonst abgebrachtes Obst, bereitö gestochener Rasen,
schon aufbereiteter Torf, bereilé gebrochene Steine oder schon ge-
hrabener Lehm, Kies, Sand oder dergleichen entwendelt wurden,
vorausgesetzt, daß diese Gegenstände noch nicht in den Gewahrsam
des Berechtigten gebracht sind,

cl) wenn der Dieb sich zu Fortschaffung deo Gestohlenen eines Spann-
fuhrwerké bedient har,

C. auf das Doppelte bié auf das Viersache:

u) wenn die — von den zur Aussicht angestellten Personen
verübt wor

D) wenn der en dafern er von dem Eigenthümer oder den zum

Vorst= oder Flunschutz verpslichteten oder brauftragten Personen auf
der That betroffen ward, auf deren Geheiß nicht stehen geblieben
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ist oder sich gegen Diesetbe einen falschen Namen gegeben oder
sonst unkenntlich zu machen gesucht, oder sich geweigert hat, demAnhaltenden vor einen Guschs- oder Polizeibeamten zu folgen,

c) wenn das Entwendete nicht unmittelbar zur Befriedigung eigenen
Bedürsnissec, sondern zum Verkauf oder zur Verarbeitung für den
Handel bestimmt war oder wirklich veräußert worden ist,

(1) wenn das Verbrechen mit Ueberwindung besenderer Hindernisse,
z. B. mittelst Uebersteigung oder gewalksamer Beseitigung von Ein-
friedigungen vollführt ward,

e#) wenn durch den Diebstahl ein den Werth des Entwendeten erheb-
lich übersteigender Schaden gestistet worden ist, dessen Eintritt der
Thäter den Umständen nach vorhersehen mußte,

1) wenn der Diebstahl an jungen Helzculturen, an Weinstöcken oder
jungen stehenden Bäumen, an Frucht:= oder Zierbäumen oder Zier-
sträuchern, in Gärten, Anlagen, Alleen oder Baumschulen verübt
worden ist.

III. Abtheilung.

Uebertretung polizeilicher Anordnungen.

8. 17.
6 darf Niemand das in den Holzungen zur Abfuhre bereit liegende, 9ch we-

—i- oder sonst erworbene, Bau-, Brenn= oder Nutzholz ohne vorgän-*Fos hiet
gige Anweisung von Seiten des Eigemhümers oder seines Stellvertreters (in mettoe a.
Fürstlichen Waldungen des zuständigen Forstbeamten) abfahren, oder abfah-
ren lassen.

Wer hiergegen handelt, fällt in eine Strafe von einem Thaler bis zu
drei Thalern, welche verdoppelt wird, wenn die Uebertretung zur Nachtzeit
oder an Sonn-, Fest= oder Bußtagen geschieht.

g. 18.

Wer in Holzungen ohne Erlaubniß des Eigenthümers oder dessen Ver- Pvon
treters oder sonst im Freien auf rine für das Eigenthum Drikler gefahr= Jrn.
drohende Weise ein Feuer anzündel, oder ein mit Erlaubniß angezündetes
Feuer unausgelöscht verläßt, ist um zehn Groschen bis zu drei Thalern zu
bestrafen.



— 252 —

(. 19.

Shet Wer mit anderem als den aus eigenen Holzgrundstücken entnommenemeiensn ecent Nub= oder Brennholz Gewerbsmäßig Handel treiben will, hat
ien hierzu, bei Vermeidung einer Strafe von fünf bis zu zwanzig Thalern,

6 Concession auc zuwirken.

Wer inden Ortschaften deé platten Landeé, jedoch nicht Gewerbmäßig,
dergleichen Holz veräussern will, hat dem Orkérichter kürglich Anzeige davon
zu machen und auf Erfordern über den rechtlichen Erwecb sich auszuweisen.

er dieb zu thun unterläßt, verfällt in eine Strafe von einem bib zu
fünf Thalern oder entsprechende Gefängnißstrafe.

Wer außeerhalb seines Wohnerté Holzpflanzen (Pflänzlinge) junge Obst=
bäume oder ausgeschnittene Baumgipfel, Christbäumchen, Pfingst= oderKir-
meß- Maien oder andere dergleichen Baume zum Verkauf bei sich führt,
muß sich durch Zeugniß des Ortérichlers oder einer Behörde über den recht-
lichen Erwerb ausweisen.

Gleicher Aucweic ist erferderlich, wenn Holz in kleinen Zuantiraten
auf Körben, Schiebekarren, Handschlitten, in Trachten, Bürden u. f. w
zum Verkauf in Staädte oder Dorfer gebracht wird.

Denjenigen, welcher gegen diese Anordnung sehl, trifft neben Weg-
nahme der Gegenstände, welche er, ohne jenen Ausweis zum Verkaufe bei
sich führt, nach Besinden noch eine Strafe bis zu einem Thaler.

. 20.

eese Wer sich mit zum Fällen des Holzes dienenden Werkgeugen in einer
enentn fremden Holzung außerhalb eines gewohnlichen Fahrweges oder Fußsteiges,

bolt-, Wielen= engleichen wer sich mit Geräthschaften, welche zur Abbringung oder Fort-

aah dsen von Feld-, Wiesen= oder Gartenerzeugnissen geeignet sind, auf
mden Feld-, Wiesen= oder Gartengrundstucken betrelen läßt, ohne einen-e zwec nachweisen zu können, soll mit Gefängniß bis zu zwei Ta-

gen oder mit fünf bis zwanzig Groschen bestraft werden.

4. 21.

VDubolent Das unbefugte Betrelen fremder Grundstücke wird mit einer Strafe
Diat. his zu fünf Groschen belegt.

Das unbefugle Fahren auf fremden Grundslücken außerhalb erlaubter
Wege wird mit zehn bis zwanzig Groschen, wenn co mitGeschirr, und mit
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fünf bis zehn Groschen, wenn es mit dem Schiebekarren u. s. w. geschieht,
das unbefugte Fahren durch Culturen und Schonungen aber mit fünfzehn
Groschen bis drei Thalern, wenn es mit Geschirr, und ni zehn Groschen
bis einem Thaler, wenn es mit dem Schiebekarren u. s. w. geschieht,
bestraft.

Gleicher Strafe, wie das Fahren mit dem Schiebekarren, unterliege
in beiden Fallen das Reiten

Die Strafen werden verdoppelt, wenn der Frevler zum Behuf des
Fahrens oder Reitens einen Schlagbaum aufgeschlagen, oder Gräben, Ver-
haue, Gehäge u. s. w. brseitigt hat.

Dagegen bleibt, wenn wegen Schneefall, Verschwemmung rc., Com-
municationswege und erlaubte Fußsteige nicht befahren oder begangen wer-
den können, so lange, al die Hindernisse nicht beseitigt sind, das Betreten
und Befahren der anliegenden Grundstücke straflog. Doch sindet in
allen diesen Fällen die Verpflichtung zum Schadenersah (Vergl. §. 1)
Statt.

Besondere örtliche Bestimmungen bleiben vorbehalten.

S. 22.

6 Halten von Rindvieh, Schafvieh und Federvieh, so wie dasArate von mehr als einer Ziege und eines Schweines ist bei einem Tha-

ler Strafe Jedem untersagt, welcher Feldgrundstücke nicht für sich zu be-
wirthschaften hat, es sei denn, daß ein solcher sich über die Mittel zur An-
schaffung des nothigen Futtero genügend auozuweisen vermochte.

Derjenige, welcher, ohne Grundstücke zu bewirthschaften, sich eines Feld-
oder Garlendiebstahlo schuldig macht, soll außer der sonst verwirkten Strafe
nach Besinden auch mit dem Verlust der Befugniß zum Halten von Nuß-
vieh überhaupt oder gewisser Gattungen desselben auf die Dauer von einem
bis zu fünf Jahren bestraft werden.

Auch bleiben die in Bezug auf das Viehhalten etwa in Gemeindesla-
tuten, Verträgen r2c. enthaltenen oder auf Ortsherkommen beruhenden flren-
geren Bestimmungen ausdrücklich vorbehalten.

C. 23.

Holten von
Audvieh.

Wer durch Fahrlässigkeit verschuldet, daß Vieh, welches von ihn 5 *27beaufsichtigen ist, auf fremde Grundstücke geht, die mit demtreiben, er kein Recht hat, ist, abgesehen von dem Shodeonrfahe, je kuac WWt
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5½ i diest de, dem Grade der Fahrlässigkeit und des virutsachten Schadens mit einer Geld-—Personen. buße bis zu zwanzig Thalern zu belegen

. 24.

Aehrenlesen. Es darf dac Aehrenlesen von den Feldbesitzern bei einem Thaler

Strafe sucht eher gestattet werden, alé bis dao Getreide vom Felde obge-
fahren ist.

Drimnige, welcher vor Beräumung des Feldes ohne Erlaubniß, um
Aehren zu lesen, dasselbe betruilt, wird mit Gefängniß bio zu achl Tagen
oder korperlicher Zuchtigung, wer, obgleich da# Getreide vom Felde abge-
fahren ist, ohne Erlaubuiß des Elgenihumers Aehren liest, oder die von die-
sem festgesetzten Grenzen der Erlaubuiß überschreitet, oder die sonst damit
verbundene Bedingung nicht erfüllt, mit Gefängniß vio zuvier Tagen oder
körperlicher Züchrigung bestraft.

. 25.

— Wer bei Ausübung seines Beholzungörechtes oder eines anderen Rech-
bo eg tes zu Gewinnung von Haupl= und Nebenproducten eines fremden Waldes

die festgesetzten Bedingungen und Schranken hinsichtlich deo Orteo, d
Zeit, deo Maßes oder der Mittel überschreitet, wird um zehn Groschen bio
zu zwei Thalern bestraft.

. 26.

bolllesen. Den Hotbesihern, bleibt überlassen, da, wo nicht erworbene Privat-
rechte entgegenstehen, ihre Holzungen den Holzlesern gänzlich zu schließen
oder die Erlaubniß zum Holzlesen durch Bedingungen und Zeitbestimmungen
zu beschränken.

Wer die Erlaubniß hat, Raff= oder Leseholz, ingleichen Streu, Moos
oder andere Waldproducte zu holen und die verordnungömäßigen oder sonst#
fellgesetten Grenzen dieser Erlaubniß, Zeil, Ort oder Maß derselben über-
schreitel, oder die verordnungomäßigen oder von dem Eigenthümer festge-
setzten Bedingungen nicht erfullt, oder sich dabei nicht ausdrucklich gestat-
teter Werkzeuge bedient, oder eine für ihn auögestellte Anweisung an An-
dere abtritt, ist mit Gesängniß bis zu drei Tagen zu bestrafen.

Ist die Erlaubniß zum Holzlesen schlechthin ohne nähere Bestimmungen
hinsichtlich des Umfanges derselben ertheilt worden, so ist unter Raff= und
Leseholz zu verstehen:
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1) alle geringen; nicht über drei Zoll starke dürre Baumtheile,
welche von selbst abgefallen sind und zerstreut im Walde liegen;

2) alle vereinzeit im Walde vorkommenden, im gewöhnlichen Wachs-
thumverlauf abgestorbenen vollig dürren Aeste, welche entweder
mit der Hand oder nur mittelst eines hölzernen Hackens und
ohne Anwendung einer großeren Kraft, als eine einzelne Person
zu bieten vermag, ab= und umgebract werden können;

1) der nach der Abfuhr des Holzes aué gangbaren Schlägen ver-
bliebene Abraum an Spänen, Geniste und trocknen bereit6é auf-
gesprungenen Samenzapfen.

Wenn in Folge außergewöhnlicher Ereignisse, al durch Insectenfraß,
Waldbrand, Schneebruch 2c. das Abständigwerden zusammenhängender Holz=
bestände eintritt, so ist unter Ausschließung der Holzleser lediglich der Wald-

teigenihawer zur Nutzung berechtigtAuch ist dessen besondere Eilaubniß zum Sammeln der in den Holz-
beständen vorkommenden dürren Stöcke erforderlich.

Ecs darf seener das Holzlesen e5 möge bedingt oder unbedingt, still-
schweigend oder ausdrücklich gestattet sein, nur am Tage, d. h. nach Auf-
gang und vor Niedergang der Sonne stattsinden.

Wer das in Folge erhaltener Erlaubniß gelesene Holz, Streumaterial
oder gescharrte Moos, zu deren Entnehmung er nur zu seinem Wirkhschafts-
bedarf berechtigt ist, an Andere veräußert, unterliegt der Hälfte der auf den
Diebstahl (6. 13) gesetzten Serafen.

. 27.

olz, welches ihm nur zum eigenen Bedarfe oder zum eigenen sen donOeschcfttbete abgegeben worden, verborwidrig veräußert, wird um den 4e
einsachen, in Wiederholungsfällen um den doppelten Werth des also ver: unen Holles.

dußerten 2%% bestraftBei dem zweiten Wiederholungofall und bei weiteren Rückfällen tritt
daneben die zeitweilige Entziehung der eiwaigen Berechtigung, jedoch nur
für die Person und nicht über fünf Jahre zur Strafe ein, sofern solches
bei Zuerkennung der Strase dec vorigen Rückfalls, wie dieses jedegmal
geschehen soll, angedroht worden ist.

**
Wer Holz oder andere Feld, Wald-, Wiesen= oder Gartenerzeugnisse, etenden,

welche nach§.26a. E. und6. 27 niche veräußert werden urfte, mit weh8
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Kenntniß von der Verbotswidrigkeit der Veräußerung oder unter Umstän-
den, die den Verdacht der Verbotswidrigkeit erwecken mußten, durch Kauf,
Tausch, Geschenknahme u. s. w. an ssch bringt, ist mit einer Geldbuße vom
einfachen bio zum doppelten Werthbetrage des Gegenstandes zu belegen.

4. 29.

Wer #m Walde außerhalb der besonders dazu angewiesenen Pläßze ohne
vorher dazu eingeholte Erlaubniß Baumstämme behaut (beschlägt, berappt),
unterliegt einer Geldstrase von zehn Greschen bis zu sechs Thalern.

K. 30.

Wer auf fremden Grundstücken
a) das ihm verstattete Streurechen u. l. w. aus Fahrlässigkeit an

anderen, als den hierzu angewiesenen Stellen unternimmt;

5) Cultur Vermachungen, Hägeoder Entwässerungögraben einreißt
oder beschädigt, oder Hägezeichen irgend einer Art, Abtheilungs=

nummern, Warnungstafeln und besbiesch unkerwirst, entfernt,oder andere Ungebührnisse begeht,
an stehendem oder gefälltem Hotze das Waldzeichen, Nummern

oder Lersige „Beseichnungen aushaut, wegnimmt ober unkennt-lich macht, oder
) aufgesebte *“ Schocke, Haufen, Feumen einreißt oder um-

wirft: hat (insoweit diese Handlungen nicht unter strafrechtliche
Bestimmungen des Strafgesetzbuchs fallen), eine Strafe von 10
bis 20 Sgr., in den Fällen unter D. bis zu 3 Thaler ver-
wirkt.

*

S. 31.

Andere, hier nicht namentlich aufgeführte Uebertretungen allgemeiner
oder örtlicher Verbote, welche den Schutz der Holzungen, Baumpflanzungen,
Felder, Wiesen oder Gärten, die Ordnung des Forsthauohaltes, oder die
Beförderung der Forstcultur zum Zwecke haben, werden nach dem Ermessen
der Behörde mit thunlichster Beachtung der in den G. 17—30 bestimm-
ten Strafverhältnisse geahndet.



— 257 —

IV. Abtheilung.
Verfahren bei Vergehen gegen dieses Gesetz.

. a2.

Verpflichtet zur strengsten Aufmerksamkeit in ihrem Amrekreise auf all- VV 57½
strafbaren Handlungen in Bezug auf Holzungen, Baumpflanzungen, Fel- zum Anltig
der, Wiesen und Gärten und zur Anzeige in jedem Falle sind das gesammte
Polizeidienstpersonal, die Ortsrichter und sonstigen Gemeindebeamten, in-
gleichen die Gerichtspersonen, sowie diesenigen, welche bei dem Forstwesen
angestellt sind, oder welchen sonst die Aussicht über Holzungen, Baum-
pflanzungen, Felder, Wiesen oder Gärten übertragen ist, sic seien im öffent-
lichen Dienst oder im Privatdienst.

F. 33.

Wenn Jemand über einem Verbrechen an Holzungen, Baumpslanzun= AIndal#
gen 2c. oder bei Uebertretung der polizeilichen Vorschriften Lieses Ensteto 20e nö
betroffen wird, so ist dem Betretenden gestattet, ihn anzuhalten, zu pfänden, ver Frrier-
und wenn es ein Fremder, ein Unbekannter, oder ein sonst schon verrufener
Freoler ist, sich seiner Person zu bemächtigen und ihn sofort an die zu-
ständige Behörde abzuliefern.

Die Betroffenen sind verbunden, die Werkzeuge und Geräthschaften,
welche sie bei den Vergehen benützt haben, oder welche zu führen verboten
ist, dem sie Anhaltenden auf Erfordern abzugeben.

Dieselben sind bei Verbrechen aub Eigennut, sofern sie dem Verbre-
cher gehören oder von dem Eigenthümer wissentlich zu dem verbrecherischen
Zweck geliehen worden, zu consisciren, bei Uebertretungen blos polizeilicher
Anordnungen erst nach abgeurtheilten Vergehen, bezüglich, wenn Verurthei-
lung erfolgte, erst nach Zahlung des Schadenersatßes, der Strafe und
der Kosten, woför sie gleich einem gerichtlichen Pfand haften, zurück-
zugeben.

Ist die Zahlung binnen sechs Wochen nach der Verurtheilung nicht er-
solgt, so werden die abgepfändeten Gegenstände versteigert und der Erlös
wird zur Berichtigung des Schabdenersatzes, der Strafe und der Kosten
verwendet.
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Einem gleichen Verfahren wie die gepfändeten Werkzeuge k. unterlie-
gen die abgepfändeten Transportthiere.

C. 34.

Jede thatsächliche Widersetzlichkeit bei der Pfändung oder Festnahme
berechtigt den Forstbedienten, Aufseher, Eigenthümer oder sonsligen Inter-
essenten, den Widerstand zu beseitigen und die zu dieser Beseitigung, so wie
zur eigenen Vertheidigung und Sicherung nöthige Gewatc, jedoch innerhalb
der Grenzen der Nothwehr anzuwenden.

S. 35.

Die Orlégerichtspersonen und Gensd'armen sind, wenn sie geschehene
Entwendungen wahrnehmen, befugt, und bei dringendem Verdacht oder auf
Verlangen des Aufsehers, des beschädigten Eigenthumers oder soulsligen In-
teressenten verpflichtet, bei den Personen, zu denen man sich des Vergehen
oder der Hehlerei versehen kann, bezüglich unter Theilnahme des Aufseherö,
Eigenthümers 2c. ohnentgeltlich Haussuchung vorzunehmen, die aufgefunde-
nen verdächtigen Gegenstände, über deren rechtlichen Erwerb der Besitzer sich
nicht sofort genugend ausweisen kann, in Verwahrung zu nehmen und be-
züglich, sofern dies nicht durch den Aufseher geschieyt, dem Gericht über
den Erfolg Anzeige zu machen.

K. 36.

Haben mehrere Persenen an der Verübung des Verbrechens Theil ge-
nommen, so begründet die Zusländigkeit de Gerichts über den Hauptver-

brecher auch die Zuständigkeit über die ungleichen Theilnehmer und Begün-
stiger, auch wenn die Handlungen der letteren in anderen Gerichtsbezuken
verübt worden kind.

. 7.

Die Untersuchungen wegen Sumsderbentlungen b% dieses Gesetz ünd
ausier in den, in den &amp;. 15, 17, 20,21, 2 — :,41,(-,(l
behandelten Fällen, welche nur auf Antrag 9 5 zu untersuchen
und zu bestrasen sind, von Richteramicwegen einzuleiten und zwar in der
Regel, mit Auonahme der Fälle, wo die Strase in thesi über vier Wo-
chen Gesängniß dauert, möglichst summarisch zu führen und auf jede Weise
zu beschleunigen. Namentlich soll weder ein Schlußverhör stattsinden,
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noch eine schriftliche Vertheidigung zugelassen werden, auch bei sofort er-
langtem Geständniß das zeither schon in diesem Falle bei Unseren
Forstämtern beobachtete Verfahren des tabellarischen Eintrags genügen.

C. 3.

Der Beweic des Vergehens und des Thater ist herzustellen und zu 6uns-7*“
beurtheilen nach den Grundsähen und Regeln vom Ersminalbeweise überhaupt. «

Doch ist den auf eigene Wahrnehmungen gegründeten Anzeigen des
über die Holzung gesetzten Fersters oder Jägers oder eines verpflichteten
NRevierburschen oder anderen Gehulsen, ingleichen dro in Pflicht stehenden
Aufsehero uber Felder, Wiesen und Gärten, sowie eines zur polizeilichen Auf-
sichtführung im Algemeinen Angestellten und den auf Amtöpflicht erstatte-
ten Aussagen, wenn der erkennenden Behörde diebfallé besondere Bedenken
nicht beigehen, so lange Beweiokraft beizulegen, als die Angaben nicht von

den Angeschuldigten durch Nachweisung des Gegentheils entkräftet sein
werden.

Dasselbe gilt namentlich von ihren Angaben über den Betrag des
Entwendeten oder des Schadens, und bar in letzterer Beziehung die an
Eidesstatt abgelegte Versicherung des Beschädigten eder desjenigen, dem
die Sache zur Verwahrung anvertraul war, gleiche Wirkung.

Der Angeschuldigte kann, um die Angaben wegen des Betrages zu
entkräften, die Würderung des Entwendeten oder des Schadens beantragen,
und diese erfolgt bei Forslfreveln durch einen Forstbedienten, bei sonstigen
Vergehen durch die Gerichtepersonen, oder wenn diesen Sachkenntniß abgehr,
durch einen besonders zuzuziehenden und mittelst Handschlags an Eideöstatt
zu verslichtenden Sachverständigen.

. 39.
Das etwaige Vorgeben des Angeschuldigten, daß er die fraglichen Ungantbafte

Gegenstände gesunden habe, ist nur dann zu berücksichtigen, wenn der Be- nn !4wels der vorgegebenen Thatsache von ihm hergestellt wird. Außerdem, wenn
es an diesem Beweise fehlt, ist der Angeschuldigte, um des ungrrechtfer-
ligten Besitzes willen, der Entwendung fur überführt zu achten, sobald
derselbe eine Person ist, zu der man sich eines solchen Vergehens versehen
kann, insbesondere, wenn derselbe wegen des nämlichen oder gleichartigen
Vergehens bereits einmal bestraft werden ist.

Eö soll diese Ueberführung aus dem angegebenen Grunde und unter
der angegebenen Voraussetzung selbst in den Fällen bestehen, in welchen der
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Beschadigte nicht zugemitt werden kann, mithin der objektive Thatbe-stand nicht festzustellen ist.

KS. 40.

— Bei Bestrafung der Vergehen hegen dieses Gesetz hat die *n'i Behörde, sofern der Beschädigte nicht ein anderes beantrage, stetsmicüber
den zu leistenden Schadenersatg zu entscheiden, den Beschädigten vorr oussen
Stellvertreter auch davon kürzlich in Kenntniß zu setzen.

Urkundlich haben Wir dieses Gesetz eigenhändig vollzogen und Unser
Fürstliches Siegel beidrucken lassen.

Greiz, den 27. November 1861.

(L. S.) Carolinc.

Dr. Herrmann.
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Gesetzsammlung
des Furstenthums Reuß alterer Linie.

W. 18.
%

(Ausgegeben den 31. Dezember 1861.)

44. Pateut,

die im Jahr 1362 zu entrichtenden Landesabgaben

betreffend.

In Verfolg der, laut des Patents vom 23. December 1856 (Gesetzsammlung
1856, S. 372), von Serenissimo p. d. mit landständischer Bewilligung
gefaßten Entschließung wegen Forterhebung der biêherigen Abgaben für die jetige
Finanzperiode sind auch für das bevorstehende Jahr 1862 — außer den ordi-
nären funfzehn Landesstenern und den in Folge der Verträge über den Zoll= und
Handelêverein gesetzlich bestehenden Abgaben mit Einschluß der Braumalz= und
Salzsteuer — nachstehende Abgaben zu entrichten und zu erheben:

Die bisherigen drei Sustentationssteuern.

9

Die unter dem Namen: Kontribution vom sleuerfreien Gute bestehende Ab-
gabe, in dem durch den Landtogsabschied vom 23. Januar 1841 abgeminderten
Maßstabe, nämlich:

#) von Rittergütern ein halbes Prozent nach dem Anschlag von 1796,

b) von andern steuerfreien Grundstücken und Häusern ein Beruel Pro-
zent vom Werthe ohne Abzug der aushaftenden Schulde
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3.

e Gewerbe: und Einkommensteuer, wie solche durch das Geseh vom17. Sns 1855 regulirk ist.

Der bieherige Kartenstempel.

5.

Die sämmtlichen biêherigen Zuflusse zur Landstraßenbaukasse — welcher
auch die nach Maßgabe der Bekanntmachung vom 20. December 1852 zu ent-

richtenden Tanbdiepensalionogelder nach Höchster Entschliegung gerwidmet bleiben
sollen, — namen

a) die Abgabe von Hunden, wie sie durch das bandeöherrliche Mondat
vom 14. August 1823 eingeführt und laut der Bekanntmachung
vom 30. März 1825 weiter bestimmt worden ist;

b) die Abgabe von Collateral: und bacherbanfällen, wile dieselbe laut
der Bekanntmachung vom 3. Juli 1853 biêher entrichtet worden;

c) die bisherigen Abgaben von Besitzveränderungen zu einem Drittheil
Prozent vom Werthe und von Aufnahmen neuer Bürger und Unter-
thanen zu 3 Thlr. wie solche durch den Landtagsabschied vom I7.
Jannar 1333 festgestellt worden.

6.

Die der bandeoschulcasse zugewiesene Abgabe von neuen Ehepaaren, nach
Maßgabe der Verordnung vom 17. Januar 1825.

Indem Solches zur allgemrinen Nachachtung hiermit bekannt gemacht wird,
werden zugleich die funfzehn ordinären Landesstenern nebst den drei Sustentations-
steuern für das Jahr 1862 in folgenden Terminen ausgeschrieben:

die drei ersten auf den 17. März,
die vierte und fünfte auf den 14. April,
die sechste und siebente auf den 12. Mai,
die achle und neunte auf den 16. Juni,
die zehnte und eilste auf den 14. Juli,
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die zwölfte und dreizehnte auf den 18. August,
die vierzehnte und fünfzehnte auf den 29. September,
die sechszehnte auf den 27. October,
die siebenzehnte auf den 24. November,
die achtzehnte auf den 29. December.

Greiz, den 5. December 1861.

Fürstl. Reuß-Plauische Landesregierung das.

Dr. Herrmann.

N. v. Geldern= Erispinder!.

Berichtigung.
In der Bekon#mochung vom 15. November 1661. Seite 116 der Gesehlemmiung. Zeile 10 von

eben. muß ## anslaf
 ouf die Gemunden Neundorf und Cuspendorl“

ba#en:
Lauf die Gemeinden Moôschlis und Ciispendotf.“





Chronologische Uebersicht
der in der Gesetzlammlung des Förstenrhums Reuß älterer Linie vom Jahre

1861 enthaltenen gesetzlichen Erlasse.

· — N

bes gesepchen Ausgegeben. nbaltl. det Sittt.
Gehee #8 T Siuda.

21. Deehr. 25. Juntar die Maaren-Amisel, beusschtlch welcher
1800 die auf die Waaren,Kontrole im Binnenlande bezüg-

lichen Verschiiften, &amp;.S. 93—97 der Zollordnung,6t Preußen noch Anadung finden, betr. 1 1

28. Decbr. 25. Januar[Verordnung. die Ginbaltung einer buite, Volizer,
1860 C unde in den offentlichen Schanklokalen 1 4

31. Deebr. 25. Januar dt nunsfüldun kurbennn
. August #i#n##o etr. 1. 0

5. Jan. 1801 25. Jonnar ualennung, die A#inrerinuen * ar#meinut fr 1801#
etreffend 1

19. Januar 25. Januar! omteritoomt tie cnibi lung der ge de
milder Sütungen sur die Haufmannshe Schul-lnng- c Ij42

22. Jannar 9. März sr zur Verorduing vom 12. WR 1858, die "
Errichtung eines Eichungsamts und dessen Geichits- «
erlie genkeeien bettr. 27„ n

V. Bebruar v. März Feeunachm einen Nhtrag z Vereinszolltaristreffend 244
26. Zebruar 9. März Loss baresfend einige biranungn ô

binsichich der Versteiuung der Fluren zum Leb I s
« der kuns srennessun- 2 45

28. Februnr“ o. Mürz Gestzziche Verordnung, die Auftehung verDurchgangs= 1
Atgobendetr. 2 17

14. Marz 10. Mär andtsterct Vetrordnung. die hwrtunn der Stadie I
ntdnist-link«iaklmsflchltchBk»so derzu ensuichtenden Malzschreisteuer v1%“ . ss 40
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des gestylichen Ausgegeben.“ nball. Sii—nss er#n 1 Inb SEa Geite.
14. Maur 10. März Verordnung= "6 Autercour##sezung verstümmester Kas-senscheinc bet 3 51
14. März#11. Ap#ril Nachtrag zu n, dem Bäckerandwer z Jeulenroda

im 1827. Hochstlandesherrlich verlichenen In-
nung 1 53

28. März,11. Apri# 4o 4%% atindeinn dis Uercius -goll ·
tattfo 4 556. April 11. April E die Verlängerung dei zrift für Ein-

 . Liehung der verstummelten kheigen Aasseascheine heir. + 56
—— Mai /ae Freiemmtnachung. 1. Außerecurssetzung rer-1 stümmelter Kassenscheine betr 5 55
2. Mai## 4. Jum Grletzliche Berordnung, die rliiedhld Ha#uohicht 2 !4ö

1! 10 der Gesetze über indirelte Sleuern betr.“ 6 57
6. Moia 4. Juni Gesetzliche Verordnung. die Bestrafung d## Mißbrauchs

# zur Aiebfüllerung oder gewerblichen wachen »
— - lsimslslochfacdlsett --6k-60--

7. Mai 1 4. Jumi W W die Versteinung der sienrenen *m 6 — L
.Moai 4. Juni Bekannimachung. den Verkaus von Düngesa 8 6 1 62r. Mal 4. Juni Bekanntmachung, die Errichtung einer reg öziten- 1

N- im gesammten nee /neos
sintt beir. # 14

31. Mai, 18. Juni ct Vtiordnuiig. die Eicherung dti von dem
Weinaliden Bankfilial zu Greiz zu Ablojung ande-In thutklichkssllmchltgungm old kkk Influ-

Frobnen darzultibenden Aapitali 7 067
19. Juni 24. Auguß - die Aelung kunon“ u ren# 1

hers in (#nierendor 1 77
26. Juni 15. August W No die „refst Er-

jrugs ung der in Folge der ersten Nerision der Grei- %Pechteren zu dieser gestellten tuiat
. räge be "8 69

12. Juli 24. August erti6. die dinittrirni d unbt-nten offentlichen Gebäude auf dem Lande betr. 9 78

10. Juli 24. August zunnnrnr isia die an ir Feld-
D geschworenen 5 70

25. Juli. 24. Auguft E 2( zollsteie Behandlung, dts i .
 rpiersabrikation zu seen Holzmehle " „#0.

1. August 20. August Gestt eine 4 erung des §.7bes zcnnshine,
— rom 1. Mai 1838 ##n 10 81

21. August 31. August ue. die Vergutung ren Sicutr fur ausgeführten
abenz#n die Bestenerung des Zuckers ausgetrock-vettr Ruben und die WVerzollung des ausländischen.

4, Zuckers und Syrups betr. 11 85

23. ul S31. August Erläuternde ken, Arrn,die Vesteuerungdes Braumalzschroisb .... 87
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 #u#mt

de- 4114 Ausgegeben. Inbalt. 5desGSeite.Erloasses. M:N

27. Angust 29. August Nachtrag zu der Prort#orischen Verordnung vom 3. „#

Nerremb*1651,die ’öder W beir. . 10 9327. August ##10. Sewtbr. g für)
Nat nzucker 2 89

26. August10. 9 rn ag. die Herheellung einer1 Con,
die Berrun des Vermsgens der vennnree betr. 12 95

28. August 24. Seplbr. Prrr ir, zarwed Fani von(elich grordneten Patbe 99zab

1. Angust/ 10. Sertbr. an 5%% ½ onbindtton eit zur *s urbenntnAlkohometer 1½ %7

1

2 2 2 —224. Sertbr. Verordnung. vEn —L der Slser
24. Pi eeamacsung. t erweiterten #eni#nn. res zurge

1 amtes Greiz betr. 13 102

5. Sepibr. 24. Sevtbr. os iuust des Vrieftarifo Her den
8 kehr im, Innern Fürurstl. Tburn= und Taris=

1. August
Serbr.c-

« .

; knsnonkiktsm- nleos
l7.Dekolsek7.Revbt Neq«sauget-Verordnung die buerti der Schorn-

sleinfegerlobne auf dein Landt . . 4 104

30. Oelober! 7. Vorbr. [Verodnung, die Volkszählung im*392ben Hos-
opbr. 12. Norbr. Vero dnung, die anderweite Ver ung r*!5r7 P e e n

Milurentersunze Kzm u. w. d. anh. betr. 15 109
Is. Norbr. 26. Vorbr. Bte die Bestimmung des Neundor-Cris

olser Communicationsweges ala Landstraße und

! tnh liung den Crisrendorf-Möschlitzer, sowie
6#e Neundorf-Plothener Communtcakionsweges betr. 16 1157. Norbr. 31. Deebr. unneeretunn Verordnung, die Putlication des Straf-

*sebuche und eines anderweiten Gesetzes zum Schut ·
» der Holzungen k. betr. 17 1117

5. Deebr. 31. Decbr. a die im dabie 1692 “ wunche tordes
gaben bett.

*
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Sachregister
der Gesetzsammlung des Fürstenthumo Reuß ülterer Linie.

Dahrgang 1861.

A.

Abgaben — Ausbebung der Durchgangs-A. .—die im Jahre 1862 zu entricktenden bonkesebgaeben
W —Sicherung der von dem Weimarischen VBanksilial zu Gieiz zu

uderer grundherrlicher Bete huinungen«als der Tristen und 4„F darzuleihenden Karttalien
Abputz der Häufer
Aeen —. #aniinten. *r*v ki ashor er u. .
Unsinn-Ehmmgendtthlbsl .-

Außerkurssetzung verstummelter Aassenschtint.

B.

Banksilial — Sicherung der ron dem Weimarischen A. zu Greiz zu Ab-

bngg anderer Krnrkemch erechigungen als der t½% undBrohnen darzuleibenden Karita
Sndenrhenbwer ! — Nachtrag zu krn un v. 5 n im 2

1827 rerliebenen Innungsbrief
Braumalsschrot — Besteuerung des B.

Briestaris — Abänderungen des B. für den —T in Innern des *
Thurn= und Taris'schen Poslkezirks

Eimntengatl.

47
263

53
87

103
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C.

’m’B.h.rhss e6 — Bestimmung des Neundorf-Crisbendorser C. als
andstraße und die ntesdaltan desErierenderl·Rolcdiiber. *i" Neundorfs-Plothener K. # .

Atlmtndlqelebchctksivendoks— Unseellung eines Geemeindevorstebers in 4.
D.

Diêvensation von der gesetzlich geordunten —-
Durchgangs-Abgaben — Zulte
Düngesalz — Verkauf von D.

E.

Eichungsamt — Nachtrag zur Verordnung vom 12. Februar 1868, die Er-
richtung eines E. und dessen Se en

F.
Feldgeschworene Cntschádigung der#
Iluren —. kuatgt Gueichtrungenzusthust 2uunbengrder um We,bus der Landee ngauurgrenken“ — herpeenong der z..

Gebände die Nummerivung der unbewohnten öfsentlichenG.aus ddem Lande
emeindevorsteber — Anstellung eines G. in Eriependor

Greiz —erweiterten Besugnisse *½% gieuereee G.Greizer Ssterkeys — dige Erledigung der ingolge derchenn der G. St. zu B ’tuun Abänderungsantäh#e

H.

daltoslig -- sublldonfche O bti Uebertenung der *1*rm aüber indireltee

Hauser — Wis
Haußmanusche tophestne: — die Enteilung der Nachte milder Sil.

zungen für dieHolmeb! gollreie Wehandlung bes *. Paviersabrikation zu derwendenden O.

Jag — Nachtrag zu der # Verordnunag vori 3. Nopbr. 1n51über die Ausübung der -

Seiten-de

115

nu

62

45
61

57
101

42
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K.

Kassenscheine — Auterkures hung verstämmelter K.— — Verlängerung der Frist für Einziebung der verhümmelten hiesige n 'g.
— — anderweite Alannmacung wegen Außercourssetzung vertümmelster K.

%%% — Bestrasung des Mißdrauchs des zur4 Metterung oder zern·werb-lichen Zwecken Meriassenen

L.

rndtrmeng — du Euzichtemngen binsichtlich der Versteinung derluren zum Vehufd
Londgemeinden —die kucheneinercontrole ater die ee des

Vermögens der b.

M.

M3 — Gleichstellung der Städte mit dem vlaiten Lande hinech des Betrags der zu entrichtenden M.
Mililärr A—e26..3ftrnin — die anderweite 27 dis biobtri-

gen

N.

Nachtrag zur Verordnung rom 12. Jebruar 1858, die Errichtung eines
Cichungsamtes und dessen Geschftsobliegenheiten

Neundors — Bestimmung des N.-Criorendorfer Cemmunirationswegts als

krerht und die Unterballung des Eriarenderf-MWeschliter, sowieo Neundors Plotlener Communiéationswege ·Num uasrn der unbewobuten ossentlichen Geb. sude auf dem Laude ·

P.

Pariersabrikation — heuscei Belanklung d#es zur P. zu verwendenden
HolzmehlsPathenzabl — Diorensation ron der gelttlichen atordneien v.

Polizeifunde — Eindallung einer beslimmten PV. in den afenllichen
Schanklokalen u.

567 — Abändemegen 5½ * für den Varke imu Innern v½
ürstlich Thurn= und Taxi

1 iin —. Errichlung * uer.) 2 in gesammten
ischen NK.1-hr rrb — Ausfübrung -- rem i8. A3. 1800 u. . k. a.

R.

Revision — bollständigt Erledigung der in Folge der ersien R. der Greizer
Stadtordnung zu dieser gestellten Abänderungsanträüge

Seilenzab#.

51
56
55

50

115
78

90
99

103

64
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Nürensucher — Bergütung der Steuer für egefihnen R., die Besteue-
rung des Zuckers aus getrockneten Rüben ...

—dteL1votll-oatsimltoafukXN .

schaaclotslt — Eindaltung einer bsimmen Wonzehume in den ehent
n S.

— ene — PHerabsegzung rer auf d
Schulstiftung— Ertheilung der Rechte milder W r* die daub-

nnscht Sch
Stadtordnung bollstandige Enengung dier in zolge dar enrgen Norison

der Greizer St. zu dieser nestellten Ab.inderungsontröäge.
E—- - fabndmsckk Nslvfltwlhn llthmelmsq der Gesetze aer in-

relttSteuera weitert- Bejugniss des zaral. S1. reiz
Stunsseseuh für das Zürstenthum Neuß älterer 7

rur Verzollung des ausländischen Zuckers und S.

Bercinszolltarif — Abanderung des U.
Nachtrag zu V. .

rnn — ditdcin einer Ponrole uber die Verwallung des V. der
andgemeinden

Versteinung — einige Etleichterungen * dir V. der õluten zu
Bebuf der bandeovermessunge .-

Unsinn-inqu-glugcizm.
Verstümmelte Kassenscheine — Vensngemung der: Frist fark Gunn

der v. biesigen K.
—anderweite neimntmachung negen Aubercourosthung v

Vch fütlerung Bestrafung des BibtrFuche des 1% V. ober *i5
wecken utenasinen eiVolkszählung im Jahre 13.

W. .
Wettnttttfcht Bankjilial — Sicherung der von dem W. B. zu Greiz zu

blösung amuers arundberrlicher Berechtiaungen als dermundFebuen darzulethenden Kapttalien

Z.
Zeulenroda — Nachttag zu dem, dem Bäckerbandwerk zu Z. im Jabre 1827

verli* Anungelnel: . . ....Zollstrasge Abänderung des 3 E i. Mai 1831.
Zucker — enbelene dea en= 6. o. Syrups ....

Seite-steht
85
89

56
55

105
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